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§ 1 Einführung: Das Steuerstaatsprinzip und die abgabenrechtliche 

Lenkung 

„Der Staat des Grundgesetzes ist Steuerstaat.“1 Mit diesem Satz beginnt der viel beachtete 

Aufsatz Steuerstaat als Staatsform von Isensee aus dem Jahre 1977. Das Prinzip des Steu-

erstaates beschäftigt sich im Wesentlichen mit der Frage, wie hoheitliche Aufgaben finan-

ziert werden sollen. Es verlangt, dass der Staat seinen Finanzbedarf vorrangig durch Steu-

ern deckt.2 

Die Frage nach der verfassungsmäßigen Finanzierung staatlicher Aufgaben hat in jüngerer 

Vergangenheit wieder an Aktualität gewonnen. Zunächst ist die Debatte über die Beteili-

gung privater Akteure an den Kosten der öffentlichen Sicherheit zu erwähnen. Im Zentrum 

dieser Diskussion steht die Erhebung einer Gebühr, um Veranstalter gewinnorientierter 

und erfahrungsgemäß gewaltgeneigter Großveranstaltungen an den zusätzlichen Kosten 

des Polizeieinsatzes zu beteiligen. Denn das Land Bremen hat im Jahr 2014 mit § 4 Abs. 4 

BremGebBeitrG eine Rechtsgrundlage geschaffen, um den polizeilichen Mehraufwand, 

der bei solchen Veranstaltungen für die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung anfällt, über eine Gebührenerhebung abzudecken. Anlass waren insbesondere 

sog. „Hochrisikospiele“ im Fußball, bei denen aufgrund zu erwartender gewalttätiger Aus-

einandersetzungen ein erheblich gesteigerter Einsatz von Polizeikräften notwendig wird. 

Nach dem Bundesligaspiel zwischen dem Sport-Verein Werder Bremen und dem Hambur-

ger Sport-Verein im Jahr 2015 wurde, gestützt auf diese Vorschrift, erstmals eine solche 

Gebühr i.H.v. etwas mehr als 425.000 Euro gegen eine Tochtergesellschaft der Deutschen 

Fußballliga e.V., die mit der Verantwortung für den Betrieb der Fußball-Bundesliga betraut 

ist, erhoben. Im Umfeld des Spiels waren 969 Polizisten im Einsatz; 90 Personen wurden 

in Gewahrsam genommen. Zudem wurden rund 150 Platzverweise für das Stadtgebiet aus-

gesprochen. Die verwaltungsgerichtlichen Klagen gegen den Gebührenbescheid blieben 

überwiegend erfolglos, sodass schließlich Urteilsverfassungsbeschwerde zum Bundesver-

fassungsgericht erhoben wurde.3 

Die Kritik an der Gebühr gründet sich dabei im Kern auf einen Verstoß gegen das Steuer-

staatsprinzip. Denn dieses sehe vor, dass allgemeine Staatsaufgaben, wie die Gewährung 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, über Steuern zu finanzieren seien. Nur so werde 

 
1 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409. 
2 Vgl. Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10; Sacksofsky, Umweltschutz 

durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 127; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 417; Vogel, in: Isen-

see/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 51. 
3 Vgl. hierzu ausf. BVerfG, BeckRS 2025, 104, Rn. 2 ff. 
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sichergestellt, dass nicht nur Vermögende staatliche Leistungen in Anspruch nehmen kön-

nen.4 Sehe das Polizeirecht daher keine Verantwortlichkeit des Veranstalters für die poli-

zeilichen Maßnahmen vor, könne er auch über eine Gebühr nicht herangezogen werden.5 

Diese allgemeine, jedem zustehende Gefahrenabwehr rechtfertige keine individuell zure-

chenbare Leistung und damit keinen gebührenrechtlichen Vorteil.6 Denn der Bürger zahle 

hierfür schon die gegenleistungsunabhängige Steuer, wodurch im Steuerstaat sämtliche 

Aufgaben des Staates abgegolten seien.7 Die Debatte um die Gebühr für „Hochrisiko-

spiele“ stellt damit weit mehr als ein reines gebührenrechtliches Problem dar. Es geht 

grundlegend um die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen der Staat befugt ist, die 

Finanzierung von Staatsaufgaben nicht nur über Steuern vorzunehmen, sondern auch auf 

andere Einnahmequellen zurückzugreifen. Das Steuerstaatsprinzip wird dabei im Grund-

gesetz auf eine Vielzahl von Argumenten gestützt: die Unzulässigkeit öffentlicher 

Dienstverpflichtungen, die Entscheidung des Grundgesetzes für die Privatwirtschaft, die 

hervorgehobene Stellung der Steuer in Art. 105 ff. GG, die Ordnungsfunktion der Finanz-

verfassung für die bundesstaatliche Struktur, den Verfassungsgrundsatz der Vollständig-

keit des Haushaltsplans, das Demokratieprinzip sowie das Sozial- und Rechtsstaatsprinzip. 

Hinzu tritt der verfassungsrechtliche Grundsatz der Belastungsgleichheit der Abgaben-

pflichtigen und der mit allen Argumenten zusammenhängende Schutz des Steuerstaats-

prinzips als Verfassungsvoraussetzung. 

Das Prinzip des Steuerstaates gerät jedoch auch durch die zunehmende Verwendung abga-

benrechtlicher Instrumente zur Verhaltenslenkung unter Druck.8 Über Lenkungsabgaben 

wird das Abgabenrecht nicht mehr nur primär zur Einnahmeerzielung, sondern gezielt zur 

Erreichung politisch gesetzter Ziele eingesetzt. Denn über eine gezielte Ausgestaltung des 

Tatbestands kann es dem Normgeber gelingen, ein gewünschtes Verhalten herbeizuführen 

oder ein unerwünschtes zu verhindern. Hervorzuheben ist die durch das BEHG9 zu erhe-

bende emissionsabhängige Abgabe (im Folgenden: CO2-Abgabe). Auch ihre verfassungs-

rechtliche Zulässigkeit wird in Teilen der Literatur unter Bezugnahme auf das Steuerstaats-

prinzip abgelehnt.10 Erst recht könne zur verfassungsrechtlichen Rechtfertigung dem 

Grunde nach nicht der verfolgte Lenkungszweck herangezogen werden. Andernfalls würde 

der Gesetzgeber keiner Einschränkung mehr bei der Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben 

unterliegen, denn Lenkungszwecke würden sich fast immer finden lassen.11

 
4 P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 25 f. 
5 Mangels Störereigenschaft des Veranstalters auch eine gebührenrechtliche Inanspruchnahme über die Veranlassung 

und den Vorteilsausgleich ablehnend P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 38 f. 

m.w.N.; tiefergehend Kap. § 5 D. I. 3. 
6 P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 39. 
7 Vgl. hierzu Leisner-Egensperger, jM 2019, 290 (291) m.w.N. 
8 Vgl. G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (350); Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (386). 
9 Eingeführt mit dem Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen, BGBl. I 2019, S. 2728. 
10 Vgl. bspw. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 128 f.; ausf. Kap. § 5 D. II. 4. 
11 Vgl. Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (504). 
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Damit ist den Meinungen in der Literatur gegen nichtsteuerliche (Lenkungs-)Abgaben ge-

meinsam, dass ihre ablehnende und kritische Haltung mit dem Steuerstaatsprinzip begrün-

det wird. Bei diesem geht es letztlich um das Verhältnis des Sach- (Art. 70 ff. GG) und 

Steuerrechts (Art. 105 f. GG) zueinander. Das Steuerstaatsprinzip beantwortet diese Frage 

mit einem Vorrang der Steuer- vor der Sachgesetzgebung. Demnach unterlägen nichtsteu-

erliche (Lenkungs-)Abgaben erhöhten Rechtfertigungsanforderungen, da insbesondere die 

Integrität der Finanzverfassung und die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen nicht 

unterlaufen werden dürften.12 Dadurch sorge das Steuerstaatsprinzip dafür, dass die Finan-

zierung von Staatsaufgaben und die Verfolgung von Lenkungszwecken über Abgaben 

durch eine Delegitimierung nichtsteuerlicher Abgaben grundsätzlich den Steuern vorbe-

halten bleibe.13 

Auch wenn das BVerfG ausdrücklich anerkennt, dass die Steuer ein Lenkungsinstrument 

aktiver staatlicher Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik in einer modernen Industriegesell-

schaft ist,14 bleibt offen, unter welchen Voraussetzungen ein solcher Einsatz abweichend 

von ihrer eigentlich primären Finanzierungsfunktion möglich ist. Bereits die Bestimmung 

der Kompetenz einer steuerlichen Norm mit Lenkungszweck wirft in Bezug auf das Ver-

hältnis von Sach- und Steuerrecht die Frage auf, welche Kompetenzgrundlage zur Erhe-

bung notwendig ist. Nach dem Steuerstaatsprinzip müsste die Steuerkompetenz ausrei-

chend sein. Zudem könnten sich durch die steuerlichen Normen mit Lenkungszweck auf 

materieller Ebene Gefahren einer Umgehung der Finanzverfassung und der Beeinträchti-

gung der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen ergeben, welche bei den nichtsteu-

erlichen (Lenkungs-)Abgaben durch deren Delegitimierung geschützt werden sollen. Da-

her fordern vereinzelte Befürworter des Steuerstaatsprinzips konsequenterweise, auch Len-

kungselemente im Steuerrecht grundsätzlich zu vermeiden,15 selbst wenn dies zu einem 

weitestgehenden Ausschluss der Lenkung über Abgaben im Steuerstaat führen würde.16 

Dies steht allerdings im Kontrast zur stetigen Zunahme steuerlicher Normen mit Lenkungs-

zweck.17 

 
12 Vgl. Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 70 m.w.N.; s. Kap. § 5 D. I. und II. 
13 Vgl. Dürrschmidt, ZfU 2024, 1; Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 4; Selmer, Steuerinter-

ventionismus und Verfassungsrecht, S. 207 f.; Weber-Grellet, NJW 2001, 3657 (3661). 
14 BVerfGE 55, 274 (299). 
15 So insb. P. Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, § 1, Rz. 29 ff.; Trzaskalik, Gutachten E zum 63. DJT 2000, E 64,  

E 93; für eine behutsame Integration von Sachzwecken Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 95;  

Hey, DStJG 39, 11 (37) betont, dass der Einsatz des Steuerrechts zu außerfiskalischen Zwecken seit jeher umstritten 

ist. 
16 Eine Ausnahme stellen die Verbrauchsteuern in Art. 105 Abs. 2a GG dar. Diesen wird immer auch ein nichtfiska-

lischer Zweck zuerkannt, vgl. Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 58. 
17 Vgl. zuletzt bspw. die Integration klimaschützender steuerbegünstigender Vorschriften in bestehende Steuergesetze 

durch das Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht, BGBl. I 2019, S. 2886, wie die 

Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden (§ 35c EStG) oder 

die Senkung der Umsatzsteuer für die Beförderung von Personen im Schienenbahnverkehr von 19 % auf 7 %  

(§ 12 Abs. 2 Nr. 10 lit. a UStG), sowie die Tübinger Verpackungssteuer (Satzung der Universitätsstadt Tübingen über 

die Erhebung einer Verpackungssteuer (Verpackungssteuersatzung) vom 30.01.2020 idF v. 27.07.2020, abrufbar un-
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Doch ist der logische Rückschluss auf das Steuerstaatsprinzip dergestalt möglich? Ist das 

Prinzip des Steuerstaates überhaupt im Grundgesetz verankert? Schließt das Steuerstaats-

prinzip durch den steuerlichen Vorrang dann nicht bereits andere Abgaben aus? Endet die 

Sachgesetzgebung bei der Verfolgung von Lenkungszwecken dort, wo Abgaben, und die 

Steuergesetzgebung dort, wo Lenkungszwecke beginnen? Oder ist es nicht vielmehr dem 

Gesetzgeber ohne steuerstaatliche Restriktion überlassen, zu entscheiden, welcher Abga-

ben er sich bei der Finanzierung von Staatsaufgaben, bspw. Sicherheitsaufgaben, und der 

Verfolgung von Lenkungszwecken bedient?18 In dieser Arbeit soll kurz gesagt folgender 

Fragestellung nachgegangen werden: Steuerrecht first, Sachrecht second oder besteht ein 

gleichrangiges Verhältnis? Die Diskussion um die Polizeikosten bildet hierfür den Aus-

gangspunkt der steuerstaatlichen Untersuchung; der Schwerpunkt der Arbeit liegt dann auf 

der abgabenrechtlichen Lenkung. 

A. Stand der Diskussion 

Vor allem durch den Erlass von § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG sowie des BEHG ist die Dis-

kussion um die verfassungsrechtliche Legitimität nichtsteuerlicher Abgaben erneut aufge-

flammt. Während sich die Auseinandersetzung im Zusammenhang mit der Gebühr für den 

polizeilichen Mehraufwand bei Hochrisikospielen vornehmlich auf den Gebührenvorbe-

halt sowie die gebührenrechtliche Bestimmungsfragen unter Einbeziehung des Steuer-

staatsprinzips konzentrierte,19 löste auch das BEHG eine verfassungsrechtliche Diskussion 

aus. 

Bereits auffällig viele Abhandlungen20 beschäftigten sich während des Gesetzgebungsver-

fahrens, aber auch nach dem Erlass des BEHG mit der Frage, in welche Kategorie die CO2-

Abgabe fällt, und folglich, ob und unter welchen steuerstaatlich eingrenzenden Vorausset-

zungen sie verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein könnte.21 Das mehrheitlich kritische 

Diskussionsbild zeigt dabei, dass der Vorfrage – wie auch bei der Diskussion zu den Poli-

 
ter: https://www.tuebingen.de/verwaltung/uploads/satzung_verpackungssteuer.pdf (zuletzt: 09.01.2026)); diese Zu-

nahme kritisch sehend vgl. bspw. Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 93 ff.; Sureth-Sloane, FR 2022, 

325 (331). 
18 Der Gesetzgeber kann zwar durch die bloße Bezeichnung als Steuer oder nichtsteuerliche Abgabe die Kompetenz-

grundlagen nicht verändern. Jedoch könnte ihm die spezifische Ausgestaltung des Tatbestands unter Umständen eine 

Formenwahl eröffnen. 
19 Vgl. hierzu ausf. Leisner-Egensperger, jM 2019, 290. 
20 Dies auch feststellend Vollmer, in: Rodi (Hrsg.), Hdb. Klimaschutzrecht, § 16, Rn. 25. 
21 Zuletzt hat sich G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (367 ff.) mit den Vorgaben an eine nichtsteuerliche 

lenkende Abgabe auseinandergesetzt. Unter der Prämisse des Bestehens des Steuerstaatsprinzips werden die Maßstäbe 

der Lenkung durch Steuern als Orientierung genommen. Dabei wird jegliche Verschärfung der Anforderungen an die 

nichtsteuerliche Lenkung mit dem Steuerstaatsprinzip begründet. Diese Arbeit geht dagegen den umgekehrten Weg, 

in dem zunächst die rechtlichen Wirkungen des Prinzips auf nichtsteuerliche lenkende Abgaben herausarbeitet werden 

und diese der derzeitigen rechtlichen Anwendung bei den steuerlichen Normen mit Lenkungszweck gegenüberstellt. 

So können präziser die bestehenden verfassungsrechtlichen Anforderungen an nichtsteuerliche Anforderungen her-

ausgearbeitet werden, bevor ein Vergleich mit steuerlichen Normen hergestellt wird. Grundlage ist das Steuerstaats-

prinzip und nicht, wie bei G. Kirchhof, die Lenkung durch Steuern. 
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zeikosten –, ob eine Restriktion aufgrund des Steuerstaatsprinzips verfassungsrechtlich ge-

boten ist, und dem Gewicht des verfolgten Lenkungszwecks (Klima- und Umweltschutz) 

wenig Beachtung geschenkt wird. Eine direkte Gegenüberstellung zu den verfassungs-

rechtlichen Voraussetzungen an eine Lenkung über Steuern und deren Auswirkungen auf 

das Steuerstaatsprinzip findet sich nicht. Könnte doch gerade auch die Lenkung über Steu-

ern im Vergleich zur verfassungsrechtlichen Rechtfertigung lenkender nichtsteuerlicher 

Abgaben die Inkonsistenz der Rechtsanwendung des Steuerstaatsprinzips offenbaren. Wird 

sich dennoch mit dem Steuerstaatsprinzip in der Diskussionen über das BEHG auseinan-

dergesetzt, dann lediglich unter Rezeption bereits vielfach ausgetauschter Argumente.22 

Dies überrascht, da es weiterhin Stimmen in der Literatur gibt, die dem Steuerstaatsprinzip 

grundsätzlich ablehnend gegenüberstehen.23 Diese begründen ihre Ablehnung jedoch oft-

mals nur kurz und stellen hierbei u.a. auf fehlende Rechtsfolgen ab;24 tiefergehende und 

umfangreiche Arbeiten finden sich dagegen kaum.25 Schon deshalb verwundert es nicht, 

dass die Befürworter des Steuerstaatsprinzips mangels theoretischer oder rechtsdogmati-

scher Widerlegung weiterhin an diesem festhalten.26 Die Diskussion über das Steuerstaats-

prinzip und seiner Rechtsfolgen ist festgefahren. 

B. Untersuchungsgang und Untersuchungshypothesen 

Hier möchte die Arbeit im Wesentlichen ansetzen. Die in der Vergangenheit ausgetausch-

ten Argumente zur normativen Anknüpfung und dogmatischen Herleitung des Steuer-

staatsprinzips werden zunächst gesammelt.27 Unter Bezugnahme auf die Diskussion über 

die Gebühr für die Polizeikosten werden die Rechtsfolgen des Steuerstaatsprinzips auf 

nichtsteuerliche Abgaben herausgearbeitet und auf den Schwerpunkt der abgabenrechtli-

che Lenkung übertragen. Die Argumente werden anschließend durch eigene, methodisch 

hergeleitete Argumente ergänzt, wobei ein möglicher, zuvor aufgezeigter innerer Wider-

spruch bei der abgabenrechtlichen Lenkung selbst auch als Argument verstanden werden 

könnte.28 Ziel ist es, die Existenz des Steuerstaatsprinzips zu hinterfragen und darauf auf-

bauend die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Lenkung über nichtsteuerliche 

Abgaben und Steuern zu bestimmen.29 Ob diese Arbeit den Diskurs rund um die Legitimi-

tät abgabenrechtlicher Lenkung wiederaufleben lassen kann, wird im Nachgang zu ent-

scheiden sein. 

 
22 Vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 41 ff. 
23 Vgl. bspw. Kempny, DVBl 2017, 862 (865) auch mit Bezug zu den Polizeikosten bei Hochrisikospielen. 
24 So Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 89 f.; kurz angerissen selbst bei Rodi, in: FS Lehner, 

S. 377 (388 f.). 
25 Lediglich Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 161 ff. untersucht ausf. die normative 

Verankerung des Steuerstaatsprinzips im Grundgesetz. Allerdings lässt sie Argumente, wie z.B. das Grundgesetz habe 

sich auch für die Privatwirtschaft entschieden, außer Betracht. 
26 So bereits Waldhoff, DStJG 35, 11 (31). 
27 Vgl. dazu Kap. § 5 C. 
28 Vgl. dazu Kap. § 5 C. und D. sowie Kap. § 6. 
29 Vgl. dazu Kap. § 7. 
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Für diese Untersuchung werden zunächst die Abgabenarten des Grundgesetzes dargestellt, 

um Merkmale herauszuarbeiten, welche die Steuer von möglichen anderen Abgabenarten 

unterscheidet (Kap. § 2). Verfassungsrechtliche Bedeutung kommt unabhängig von der 

Wahl der Abgabenart dem aus Art. 3 Abs. 1 GG abzuleitenden Grundsatz der Belastungs-

gleichheit der Abgabenpflichtigen zu. Dessen Geltungsgehalt sowie Wirkweise werden im 

Anschluss für die weitere Untersuchung erläutert (Kap. § 3)30. Nach diesen grundlegenden 

Ausführungen wird die Frage beantwortet, warum sich der Gesetzgeber einer Verhaltens-

lenkung über Abgaben bedienen sollte (Kap. § 4). Nach begrifflicher und historischer Ein-

ordnung der abgabenrechtlichen Lenkung wird deren Wirkungsweise in Abgrenzung zu 

ordnungsrechtlichen Handlungsalternativen dargestellt. Da das Abgabenrecht eine Diszip-

lin ist, die sowohl ökonomische als auch rechtliche Aspekte verknüpft, ist die juristische 

Arbeit nicht ohne vorherige Einordnung von Begriff, Zweck und Wirkung der Lenkung 

über Abgaben möglich.31 Im weiteren Gang der Untersuchung wird sich dem das Verhält-

nis von Steuern zu nichtsteuerlichen Abgaben beeinflussenden Steuerstaatsprinzip zuge-

wendet (Kap. § 5). Nach kurzer Darstellung seiner Zielrichtung sowie historischen Ent-

wicklung werden die bisher ausgetauschten Argumente zu seiner dogmatischen Herleitung 

und normativen Anknüpfung im Grundgesetz erläutert. Unter Bezugnahme auf die Diskus-

sionen über die Erhebung von Gebühren für Hochrisikospiele werden daran anknüpfend 

die Rechtswirkungen des Steuerstaatsprinzips zunächst auf das grundsätzliche Verhältnis 

von Steuern zu nichtsteuerlichen Abgaben herausgearbeitet (Kap. § 5 D. I.), um sie im 

Anschluss konkret auf lenkende nichtsteuerliche Abgaben zu übertragen (Kap. § 5 D. II.). 

Die Ausarbeitung stellt dabei schwerpunktmäßig auf die Umweltlenkung ab, da nichtsteu-

erliche Abgaben überwiegend zur Allokation knapper Ressourcen eingesetzt werden. Die 

Ergebnisse werden auf die Diskussion über die Verfassungsmäßigkeit des BEHG übertra-

gen. Eine kritische Auseinandersetzung mit der Lenkung über Steuern, ebenfalls unter der 

Prämisse des rechtlichen Bestehens des Steuerstaatsprinzips, mündet in der Untersuchung 

eines inneren Widerspruchs seiner derzeitigen Verfassungsrechtsanwendung (Kap. § 5 D. 

III., IV.). Diese Untersuchung umfasst dabei die Lenkungssteuern und -normen, da sich in 

beiden Formen den nichtsteuerlichen Lenkungsabgaben vergleichbare Konflikte zwischen 

den Prinzipien des Steuerstaates und der Steuerung unterschiedlicher Gemeinwohlinteres-

sen ergeben könnten. Anschließend wird sich mit der verfassungsrechtlichen Herleitung 

des Steuerstaatsprinzips unter methodischer Erarbeitung bisher nicht berücksichtigter Ar-

gumente auseinandergesetzt (Kap. § 6). Vorbehaltlich dieser Ergebnisse werden die ver-

fassungsrechtlichen Anforderungen für lenkende nichtsteuerliche Abgaben und Steuern 

mit Lenkungszweck formuliert und auf das BEHG übertragen (Kap. § 7). Abschließend 

werden die wesentlichen Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst und die übergeordnete 

 
30 Die Arbeit umfasst daher nicht die freiheitsrechtlichen Anforderungen an eine abgabenrechtliche Lenkung, da nicht-

steuerliche Abgaben auch ohne Lenkung immer der Prüfung von Art. 3 Abs. 1 GG unterliegen; vgl. bspw. zu den 

freiheitsrechtlichen Maßstäben an die Steuerlenkung Kempny, DStJG 44, 39 (67 ff.); Wernsmann, in: FS P. Kirchhof, 

§ 152, Rn. 13 ff. 
31 Vgl. hierzu Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 3. 
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Fragestellung nach dem Verhältnis des Steuerrechts zum Sachrecht beantwortet  

(Kap. § 8). 

Die Arbeit dient letztlich der Überprüfung folgender Hypothesen zur Bestätigung oder Wi-

derlegung des Steuerstaatsprinzips: 

1. Gegen das Steuerstaatsprinzip könnte sich anführen lassen, dass die Finanzverfas-

sung keinen eigenständigen verfassungsrechtlichen Maßstab bilde, sondern ledig-

lich Ausfluss des Bundesstaatsprinzips sei. Sie regele damit die Verteilung von 

Kompetenzen und Erträgen zwischen Bund und Ländern, nicht jedoch abschließend 

die Finanzierungsform staatlicher Aufgaben. Eine normative Hervorhebung der 

Steuerfinanzierung lasse sich ihr daher nicht entnehmen; vielmehr stünden Finanz-

verfassung und Sachrecht in einem gleichrangigen Verhältnis.32 

2. Gegen das Steuerstaatsprinzip könnte sich einwenden lassen, dass die offene Rah-

menordnung des Grundgesetzes dem Gesetzgeber eine weitgehende Gestaltungs-

freiheit belasse. Weder die Kompetenznormen der Finanzverfassung noch das Bun-

des- oder Sozialstaatsprinzip und die Grundrechte begründeten eine Vorrangigkeit 

der Steuer. Auch die verfassungsgeschichtliche Entwicklung spreche für eine 

Gleichrangigkeit der Einnahmenarten, sodass die Steuer allenfalls als eine mögli-

che, nicht jedoch als verpflichtend vorrangige Finanzierungsform verstanden wer-

den könnte.33

 
32 Vgl. Kap. § 6 A. 
33 Vgl. Kap. § 6 B. 



  

 



  

 

§ 2 Die Abgabenarten des Grundgesetzes 

Für eine tiefergehende Auseinandersetzung mit den Anforderungen an die abgabenrechtli-

che Lenkung ist zunächst herauszuarbeiten, inwiefern sich die Steuer von anderen, nicht-

steuerlichen Abgabenarten unterscheidet.34 Denn auch wenn das Steuerstaatsprinzip ver-

langt, die Steuer als Hauptfinanzierungsinstrument einzusetzen, sind andere Einnahme-

quellen wie nichtsteuerliche Abgaben nicht per se unzulässig. Als Ausnahme von der 

grundgesetzlichen Finanzierungsregel bedürfen sie dann jedoch besonderer Voraussetzun-

gen.35 Aus verfassungsrechtlicher Perspektive ist daher auch unter Geltung des Steuer-

staatsprinzips eine Unterscheidung zwischen den Abgabenarten zwingend geboten, da die 

Gesetzgebungskompetenz und die Ertragshoheit bei Steuern aus Art. 105 ff. GG abgeleitet 

werden, demgegenüber beides bei den nichtsteuerlichen Abgaben den Sachkompetenz-

grundlagen aus Art. 70 ff. GG zu entnehmen ist.36 Aus der unterschiedlichen formellen 

Zuordnung folgen unterschiedliche materielle Voraussetzungen für die Verfassungsmäßig-

keit an die jeweilige Abgabenform:37 Steuern sind als Instrument der Staatsfinanzierung in 

der Finanzverfassung verfassungsrechtlich vorgesehen und müssen sich an den für sie gel-

tenden Vorgaben messen lassen. Nichtsteuerliche Abgaben hingegen werden im Grundge-

setz nur am Rande38 erwähnt und haben sich an den jeweils für ihre Kategorie geltenden 

verfassungsrechtlichen Voraussetzungen zu orientieren.39 Eine eindeutige Unterscheidung 

zwischen der Steuer und den nichtsteuerlichen Abgaben ist somit zwingend bereits auf 

formeller, begrifflicher Ebene erforderlich,40 um nachgelagert auch das Verhältnis des 

Steuerrechts zum Sachrecht sowie die sich aus dem Steuerstaatsprinzip ergebenden zusätz-

lichen Legitimationsanforderungen zu klären. 

Die Differenzierung zwischen der Steuer und den nichtsteuerlichen Abgaben könnte sich 

dabei nach dem verfassungsrechtlichen Steuerbegriff, wie er in Art. 105 ff. GG normiert 

 
34 Mischformen oder Hybridmodelle zwischen unterschiedlichen Abgabenarten existieren verfassungsrechtlich nicht, 

vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltlenkungsabgaben, S. 21 mit Verweis 

auf Wernsmann, Verfassungswidrigkeit der CO2-Bepreisung, S. 18 f. 
35 Vgl. hierzu Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 43 f. 
36 stRspr. z.B. BVerfGE 55, 274 (297). Eine analoge Anwendung der Art. 105 ff. GG auf nichtsteuerliche Abgaben 

wird vom BVerfG abgelehnt, vgl. BVerfGE 105, 185 (193 f.); ebenfalls Heun, in: Dreier (Hrsg.), Art. 105, Rn. 6; 

Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 7 jeweils m.w.N. 
37 Vgl. Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 7; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, 

GG, Art. 105, Rn. 42. 
38 Vgl. Gebühren (Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG, Art. 80 Abs. 2 GG), Beiträge (Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG) und in Kom-

petenztiteln vorausgesetzte Sozialversicherungsabgaben (Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG, Art. 87 Abs. 2 GG, Art. 120  

Abs. 1 S. 4 GG); zu letzterem BVerfGE 93, 319 (344). 
39 Näher Kap. § 5 D. II. 
40 Für eine strikte Trennung der begrifflichen Einordnung einer Abgabe und ihrer verfassungsrechtlichen Rechtferti-

gung auch Heun, in: Dreier (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 10, 24; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), 

GG, Art. 105, Rn. 15, Fn. 134 m.w.N.; Selmer/Brodersen, DVBl 2000, 1153. Die genaue Zuordnung der nichtsteuer-

lichen Abgaben zu einem vorgezeichneten Typen ist erst für die materielle Verfassungsmäßigkeit unabdingbar, vgl. 

Kap. § 5 D. II. 1. 
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ist, richten. Andere Abgrenzungskriterien41 überzeugen nicht, da sich die Trennung zwi-

schen den Gesetzgebungskompetenzen von Art. 105 ff. GG zu Art. 70 ff. GG vorrangig 

am Wortlaut zu orientieren hat.42 Der Wortlaut des Art. 105 GG, speziell Art. 105 Abs. 2 

und 3 GG, lässt erkennen, dass die Gesetzgebungskompetenzen von Steuern normiert sind. 

Art. 105 Abs. 2 und 3 GG ist somit im Bereich der Steuergesetzgebung lex specialis ge-

genüber den allgemeinen Gesetzgebungskompetenzen aus Art. 70 ff. GG.43 Daher hat sich 

eine Abgrenzung zwischen der Steuer und den nichtsteuerlichen Abgaben am verfassungs-

rechtlichen Begriff der Steuer zu orientieren. Die Bezeichnung einer Abgabe durch den 

Gesetzgeber ist unbedeutend. Entscheidend ist allein ihr materieller Gehalt,44 der zunächst 

im Hinblick auf die Steuer zu bestimmen ist (A.). Einen Schwerpunkt stellt hierbei die sich 

ergebende Abgrenzungsfrage zwischen reinen Fiskalsteuern und solchen mit primären 

Lenkungszweck dar. Anschließend sind im zweiten Schritt die maßgeblichen Abgren-

zungsmerkmale zu den nichtsteuerlichen Abgaben herauszustellen (B.). Die wesentlichen 

Erkenntnisse werden abschließend zusammengefasst (C.). 

A. Die Steuer 

Auch wenn der Steuerbegriff in § 3 Abs. 1 AO legal definiert wird, bedarf es wegen des 

Vorrangs des Verfassungsrechts zunächst einer Bestimmung des verfassungsrechtlichen 

Steuerbegriffs (I.). Daran anschließend erfolgt die Konkretisierung einzelner Merkmale 

(II.). Tiefergehend wird die Konstellation erörtert, in welcher der Fiskalzweck der Abgabe 

lediglich einen Nebenzweck der Steuer bildet (III.). 

I. Der verfassungsrechtliche Steuerbegriff 

Das Grundgesetz verwendet den Steuerbegriff in Art. 105 ff. GG, ohne ihn legal zu defi-

nieren. Der verfassungsrechtliche Steuerbegriff ergibt sich daher aus der Rechtsprechung 

des BVerfG. Danach sind Steuern „einmalige oder laufende Geldleistungen, die nicht eine 

Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen 

Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbe-

stand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft“45. Dieses Begriffsverständnis 

hat seinen Ursprung in § 1 Abs. 1 Reichsabgabenordnung und knüpft an den Steuerbegriff 

des § 3 Abs. 1 1. Hs. AO an, auf den das BVerfG ausdrücklich Bezug nimmt.46 Der Steu-

erbegriff des Grundgesetzes reicht aber über das Konzentrat der einfach-gesetzlichen Norm 

 
41 Tiefergehend Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 192 f. 
42 Vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltlenkungsabgaben, S. 22 mit Ver-

weis auf BVerfGE 93, 319 (346), in welchem die Abgrenzung der nichtsteuerlichen Abgabe zur Steuer allein über die 

Merkmale des Steuerbegriffs vorgenommen wird. 
43 Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 12 m.w.N. 
44 Statt vieler Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 67 m.w.N. 
45 stRspr., so zuletzt BVerfGE 149, 222 (249). 
46 stRspr., so zuletzt BVerfGE 149, 222 (249); für den Bezug auf § 1 Abs. 1 Reichsabgabenordnung vgl. bspw.  

BVerfGE 3, 407 (435). 
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hinaus, da er „im Funktionszusammenhang der bundesstaatlichen Finanzverfassung“47 

auszulegen ist.48 Für den verfassungsrechtlichen Steuerbegriff gilt ebenso wie für das 1977 

ergänzte einfachgesetzliche Begriffsverständnis in § 3 Abs. 1 2. Hs. AO, dass die Erzielung 

von Einkünften Nebenzweck sein kann.49 Es ist ausreichend, wenn der Zweck, Einkünfte 

zu erzielen, einen von mehreren Zwecken darstellt, selbst wenn er völlig in den Hinter-

grund tritt. Auch wenn zwischen dem verfassungsrechtlichen und einfachgesetzlichen Be-

griff keine Identität besteht und der verfassungsrechtliche Begriff nicht dem einfachgesetz-

lichen zu folgen hat, besteht weitgehend Einigkeit, dass der einfachgesetzliche Steuerbe-

griff des § 3 Abs. 1 AO den verfassungsrechtlichen Steuerbegriff gegenwärtig zutreffend 

wiedergibt.50 Beide Begriffe werden im weiteren Verlauf der Arbeit synonym verwendet. 

II. Konkretisierung der Merkmale 

Aus dem Steuerbegriff erwachsen fünf Voraussetzungen: Steuern sind (1) Geldleistungen, 

(2) gegenleistungsunabhängig, (3) von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen und (4) 

zumindest als Nebenzweck zur Erzielung von Einnahmen (5) allen auferlegt, bei denen der 

Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft.51 Kennzeichnend für die 

Steuer und relevant für die Unterscheidung zu den nichtsteuerlichen Abgaben und anderen 

öffentlich-rechtlichen Geldleistungen ist, dass die Steuer gegenleistungsunabhängig („vo-

raussetzungslos“) (1.) zur Erzielung von Einnahmen (2.) erhoben wird.52 Beide Merkmale 

werden im Folgenden näher dargestellt. 

1. Gegenleistungsunabhängigkeit 

Eine Abgabe ist frei von einer Gegenleistung, wenn sie nicht für eine besondere Leistung 

des Staates geschuldet wird. Die Steuer knüpft folglich an ein Besteuerungsobjekt ohne 

jeglichen Zusammenhang zu einer staatlichen Leistung an. Der Voraussetzungslosigkeit 

kommt dabei maßgebliche Bedeutung für die Abgrenzung zu den nichtsteuerlichen Abga-

ben zu.53 

 
47 BVerfGE 67, 256 (282). 
48 Vgl. BVerfGE 67, 256 (282) mit Verweis auf Lerche, Werbung und Verfassung, S. 33. 
49 Vgl. BVerfGE 19, 100 (114); Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 14. 
50 BVerfGE 67, 256 (282); § 3 Abs. 1 AO wird daher als zentrale „Auslegungshilfe“ bzw. „Interpretationshilfe“ ver-

standen, vgl. Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 85 sowie Wernsmann, in: Hübsch-

mann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 37; zum gesamten Abschn.: Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2,  

Rn. 101; Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 13 f.; Heun, in: Dreier (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 

10 ff.; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 3; Wernsmann, Verhaltenslenkung in 

einem rationalen Steuersystem, S. 177. 
51 Die letzte Voraussetzung ist dabei streng genommen kein Begriffsmerkmal der Steuer, sondern wiederholt nur die 

strenge Gesetzesbindung im Steuerrecht, vgl. Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 103; Seiler, in: Dürig/Her-

zog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 41. 
52 Die anderen Voraussetzungen des Steuerbegriffs dienen insb. nicht der Abgrenzung der Steuer von den nichtsteu-

erlichen Abgaben; vgl. in diese Richtung BVerfGE 149, 222 (249); ausf. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforde-

rungen an nichtsteuerliche Umweltlenkungsabgaben, S. 23 f., Fn. 29. 
53 Vgl. Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 3; Koenig, in: ders. (Hrsg.), AO, § 3, 

Rn. 18. 
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Zur Bestimmung, ob eine Abgabe gegenleistungsunabhängig erhoben wird, könnte auf das 

Rechtsverhältnis zwischen der öffentlichen Verwaltung und dem Leistungspflichtigen ab-

gestellt werden. Ein Gegenleistungsbezug wäre dann anzunehmen, wenn es von der Er-

bringung der finanzierten öffentlichen Leistung abhängen würde, ob die Geldleistungs-

pflicht rechtlich Bestand hat. Bestünde die Leistungspflicht dagegen unabhängig von der 

Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe, entfiele auch der Gegenleistungsbezug.54 Da es je-

doch im Einzelfall schwierig sein kann, die genaue Gegenleistung für eine besondere Leis-

tung zu bestimmen, überzeugt das Abstellen auf das Rechtsverhältnis nicht.55 

Für die Frage nach der Gegenleistungsunabhängigkeit ist daher die konkrete rechtliche 

Ausgestaltung der Abgabe entscheidend. Lässt diese einen hinreichend konkreten Gegen-

leistungsbezug erkennen, handelt es sich bei der Abgabe um eine nichtsteuerliche Abgabe, 

andernfalls um eine Steuer.56 Dem Gesetzgeber kommt insofern ein Gestaltungsspielraum 

zu, ob er eine Abgabe in einen konkreten Gegenleistungsbezug setzen möchte oder nicht.57 

Für letztere Ansicht spricht ebenfalls die verfassungsrechtliche Existenz der Zwecksteuer. 

Bei dieser wird das Aufkommen der Steuer im Vorhinein zweckgebunden, sodass die Leis-

tung dem Steuerpflichtigen rechtlich mittelbar zugutekommen muss. Beispielhaft kann die 

Mineralölsteuer als Zwecksteuer genannt werden, deren Aufkommen nach Art. 1 Satz 1 

Straßenbaufinanzierungsgesetz teilweise für den Ausbau von Bundesfernstraßen zu ver-

wenden ist. Eine solche Zweckbindung steht der begrifflichen Einordnung als Steuer 

grundsätzlich nicht entgegen. Denn der Zwecksteuer fehlt es im Rahmen ihrer Ausgestal-

tung am hinreichend konkreten, individuellen Gegenleistungsbezug oder gruppenbezoge-

nen Vorteil zugunsten der Abgabenpflichtigen. Würde dagegen auf das Rechtsverhältnis 

abgestellt werden, könnte die Zwecksteuer möglicherweise als nichtsteuerliche Abgabe 

eingeordnet werden, da ein rechtlicher Zusammenhang zwischen der Zahlung und der Er-

bringung einer Leistung in jedem Fall besteht. Die Finanzierung irgendeines bestimmten 

Zwecks und das Bestehen eines potenziellen Vorteils reichen allerdings für die Bejahung 

des Gegenleistungsbezugs nicht aus.58 

Entscheidet sich der Gesetzgeber damit für eine bestimmte einfachgesetzliche Ausgestal-

tung, muss sich die Abgabe an deren materiellen Voraussetzungen messen lassen.59 Diese 

Prüfung beschränkt sich nicht darauf, ob formal eine Gegenleistung vorliegt. Vielmehr 

 
54 Vogel/Waldhoff, in: BK, GG, 81. EL, 1997, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 384. 
55 Vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltlenkungsabgaben, S. 24 f.; eben-

falls Drüen, in: Tipke/Kruse (Begr.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 19, welcher auf die Abgrenzungsschwierigkeiten von 

Zwecksteuern und Vorzugslasten anhand dieses Maßstabes verweist; dazu sogleich. 
56 stRspr., vgl. hierzu BVerfGE 149, 222 (250); Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 97a f. 
57 Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltlenkungsabgaben, S. 26 ff. verweist 

zutreffend auf die Kfz-Steuer, welche durch tatbestandliche Verknüpfung der Abgabe für die Zulassung auch als 

nichtsteuerliche Abgabe ausgestaltet werden könnte. 
58 Vgl. zum gesamten Abschn. Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 3 f. sowie 

umfassend Waldhoff, StuW 2002, 285 (301 ff.). 
59 Vgl. hierzu u.a. Kap. § 5 D. II. und III. 
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wird geprüft, ob damit ein konkreter Sondervorteil für den Abgabenpflichtigen einhergeht, 

der die Abgabe materiell rechtfertigt.60 Dies folgt aus der Trennung zwischen den Begrif-

fen von Steuer und nichtsteuerlicher Abgabe, deren Abgrenzung formelle Bedeutung zu-

kommt, und den materiell verfassungsrechtlichen Voraussetzungen.61 

Die Frage nach der formell erforderlichen Gegenleistungsunabhängigkeit einer Abgabe zu 

einer konkreten staatlichen Leistung orientiert sich im Ergebnis damit an deren konkret-

rechtlicher Ausgestaltung durch den Gesetzgeber. 

2. Fiskalzweck 

Neben der Gegenleistungsunabhängigkeit ist für den Steuerbegriff der Zweck der Erzie-

lung von Einnahmen (sog. Fiskalzweck) prägend. Für das Vorliegen eines Fiskalzwecks 

ist erforderlich, dass das Aufkommen dem Haushalt eines öffentlichen Gemeinwesens end-

gültig zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben zufallen muss und nicht für eine Rückzahlung 

vorgesehen sein darf.62 Der Fiskalzweck kann für den Begriff der Steuer auch Nebenzweck 

sein. Es ist ausreichend, wenn er als einer von mehreren Zwecken verfolgt wird.63 Abgaben 

können daher auch dann als Steuer eingeordnet werden, wenn sie nicht primär der Einnah-

menerzielung dienen. 

Mit dem Erfordernis eines Fiskalzwecks werden sog. „Erdrosselungssteuern“ vom Steuer-

begriff ausgeschlossen, die dem Zweck, Einnahmen zu erzielen, entgegenwirken. Denn 

durch ihre Belastungswirkung wird die Erfüllung des Steuertatbestands praktisch unmög-

lich gemacht, sodass sie nicht auf die Erzielung von Einnahmen gerichtet sind, sondern auf 

die Unterbindung des steuerpflichtigen Sachverhaltes. „Erdrosselungssteuern“ wirken im 

Ergebnis wie Verbote und stellen damit im eigentlichen Sinne ordnungsrechtliche Maß-

nahmen dar, die nicht auf die Kompetenzvorschriften der Art. 105 ff. GG gestützt werden 

können.64 

Der Steuerbegriff grenzt sich durch den Zweck der Erzielung von Einnahmen letztlich von 

Geldstrafen, Zwangsgeldern oder Säumniszuschlägen ab, d.h. solchen Abgaben, die keinen 

Einnahmeerzielungszweck verfolgen. Steuern, die primär der Erzielung von Einnahmen 

 
60 Vgl. Kap. § 5 D. II. 
61 Vgl. hierzu BVerfGE 93, 319 (345 ff.) unterschiedliche Maßstäbe an das Vorliegen einer Gegenleistung (Möglich-

keit der erlaubnispflichtigen Wasserentnahme) und dem materiell verfassungsrechtlichen Sondervorteil (Nutzung ei-

ner knappen, der Bewirtschaftung unterliegenden Ressource) ansetzt; ausdrücklich so zuletzt BVerfGE 149, 222 (250 

f.); vgl. ebenfalls WD 4 – 3000 – 037/21, WD 8 – 3000 – 039/21, Verfassungsmäßigkeit der CO2-Bepreisung, S. 9 f. 
62 Vgl. Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 103; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, 

Rn. 3. 
63 Dazu sogleich unter Kap. § 2 A. III. 
64 Das BVerwG nahm einen solchen Fall bei einem sechsundzwanzigfach höheren Hundesteuersatz für Kampfhunde 

an, vgl. BVerwG, NVwZ 2015, 992. Vgl. zum Gesamten Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nicht-

steuerliche Umweltlenkungsabgaben, S. 28 f.; Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 15; Heun, 

in: Dreier (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 13. 
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dienen, werden als Fiskalzwecknormen bezeichnet.65 Darüber hinaus kommt der Voraus-

setzung für die Abgrenzung der Steuer zu den nichtsteuerlichen Abgaben keine weiterge-

hende Bedeutung zu.66 

III. Fiskalzweck als Nebenzweck 

Da der Steuerbegriff auch dann erfüllt ist, wenn die Verfolgung der Erzielung von Einnah-

men Nebenzweck ist, besteht für den Gesetzgeber die Möglichkeit, die Steuer für be-

stimmte Zwecke zu instrumentalisieren. Anders als die Zwecksteuer, welche das Steuer-

aufkommen für bestimmte Ziele bindet, gebraucht eine steuerliche Norm mit Lenkungs-

zweck den Steuertatbestand. Die steuerliche Norm mit Lenkungszweck umfasst hierbei als 

Oberbegriff sowohl Lenkungssteuern als auch be- und entlastende Lenkungsnormen.67 

Durch deren Ausgestaltung können kultur-, sozial-, umwelt- und wirtschaftspolitische 

Zwecke, d.h. Gemeinwohlzwecke, verfolgt werden.68 Das BVerfG unterstellt, „die Steuer 

[sei] in der modernen Industriegesellschaft zwangsläufig auch zum zentralen Lenkungs-

instrument aktiver staatlicher Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik geworden“.69 Diese 

Feststellung beantwortet jedoch noch nicht die Frage, in welchen Fällen von einer steuer-

lichen Norm mit Lenkungszweck gesprochen werden kann. Hierfür sind die begriffliche 

Ebene (1.) und die Abgrenzung zu anderen steuerlichen Normentypen (2.) getrennt vonei-

nander zu betrachten. 

1. Der Begriff der steuerlichen Norm mit Lenkungszweck 

Die Belastung mit einer Abgabe führt bei einem wirtschaftlich handelnden Menschen stets 

zu Auswirkungen, die über den bloßen Transfer von Geld hinausgehen. Eine neutrale 

Steuer gibt es nicht.70 Daher erfordert die Begriffsbestimmung der steuerlichen Norm mit 

Lenkungszweck (b.) zunächst eine Differenzierung zwischen dem dienenden Zweck und 

der erfolgten Wirkung einer Steuer (a.). 

a. Differenzierung von Zweck und Wirkung einer Steuer 

Die Verhaltenslenkung durch eine steuerliche Norm kann dabei aus zweierlei resultieren: 

Sie kann bezweckt sein oder unbeabsichtigt erfolgen. Gibt der Gesetzgeber den Steuer-

pflichtigen bewusst Anreize, um das Verhalten in einer bestimmten Art und Weise zu be-

einflussen, liegt eine bezweckte Verhaltenslenkung vor.71 Senkt er bspw. die Umsatzsteuer 

 
65 Koenig, in: ders. (Hrsg.), AO, § 3, Rn. 25. 
66 Vgl. ebenso feststellend Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltlenkungsab-

gaben, S. 30. 
67 Ausf. zu deren Abgrenzung und Kategorisierung vgl. Kap. § 5 D. III. 1. 
68 Vgl. P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 46; Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. 

zu Abschn. X, Rn. 86; Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz.19.75 betont, dass es sich andernfalls um ein Geschenk 

aus Steuermitteln oder ein unzulässiges Privileg handelt. 
69 BVerfGE 67, 256 (282). 
70 Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 86; vgl. ebenfalls Rodi, JZ 2000, 827 (829). 
71 Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 63. 
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für die Beförderung von Personen im Schienenbahnverkehr von 19 % auf 7 %, will er 

finanzielle Anreize für eine klimafreundliche Mobilitätsform schaffen. 

Demgegenüber kann die verhaltensbeeinflussende Wirkung des Steuergesetzes auch unbe-

absichtigt erfolgen. So vermag die Erhöhung des allgemeinen Umsatzsteuersatzes zu mehr 

Schwarzarbeit oder die Erhöhung des Einkommensteuersatzes zu einer Abnahme des Kon-

sums führen.72 Von letzterem stärker betroffene Branchen würden Arbeitnehmer entlassen, 

was womöglich eine Erhöhung der Arbeitslosenquote zur Folge hätte und so weiter. Vogel 

umschreibt diese Wirkung metaphorisch zutreffend als ein Billardspiel: Jedes staatliche 

Handeln löst Folgewirkungen aus, die wieder weitere und so fort – wie eine gestoßene 

Kugel, die Bewegungen anderer Kugeln verursacht.73 Es lässt sich daher festhalten, dass 

Gestaltungswirkungen regelmäßig auch von Normen mit primär fiskalischem Zweck aus-

gehen.74 

Der Steuer kommen somit immer zwei Wirkungen zu: Einerseits eine Belastungswirkung, 

welche im Geldentzug liegt; andererseits eine Gestaltungswirkung, unabhängig davon, ob 

gewollt oder nicht. Letztere lässt sich in folgende Kategorien einteilen: Steuervermeidung 

durch ein Ausweichen der Steuer, Steuerüberwälzung durch Weitergabe der Belastung 

oder Steuereinholung durch Kompensation der Belastungswirkung bspw. im Rahmen von 

Mehrarbeit.75 Auch wenn der Steuerpflichtige nicht bewusst auf die steuerliche Norm rea-

giert, führt eine Besteuerung zu weniger verfügbarem Geld, wodurch sich bspw. der Kon-

sum verringern kann und sein Verhalten damit doch beeinflusst wird.76 

Somit ist der Unterschied zwischen Zweck und Wirkung einer Steuer darin zu sehen, dass 

eine Belastungs- und Gestaltungswirkung stets eintreten, die Gestaltungswirkung aber 

nicht immer bezweckt sein muss. 

b. Begriffsbestimmung 

Da steuerrechtliche Normen in irgendeiner Weise das Verhalten der Steuerpflichtigen be-

einflussen und die Auswahl des Steuertatbestands auch eine Lenkungsentscheidung bedeu-

tet, wäre es nicht ausreichend, diese nur infolge der verhaltensbeeinflussenden Wirkung 

als steuerliche Norm mit Lenkungszweck zu charakterisieren. Andernfalls könnte nahezu 

jede Steuer als steuerliche Norm mit Lenkungszweck bezeichnet werden, da Steuern stets 

 
72 Vgl. zu den Beispielen Rodi, JZ 2000, 827 (835). Als historisches Beispiel für eine ungewollte Lenkung von Abga-

benpflichtigen kann die „Fenstersteuer“ des 17. Jahrhundert herangezogen werden. Die Steuer sorgte durch die Be-

messung ihrer Höhe anhand der eingebauten Fenster zu deren Reduzierung und damit einer Änderung des Architek-

turstils, ausf. hierzu Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 26 f. und 65. 
73 Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 44. 
74 Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 71 f.; Hey, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG, Einführung zum EStG, 

Rn. 61; dies., in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.20; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersys-

tem, S. 65 m.w.N. 
75 Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 67. 
76 Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.20; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem,  

S. 67 f. 
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die ökonomischen Entscheidungen der betroffenen Akteure beeinflussen. Dass dem nicht 

so sein kann, ergibt sich auch durch die nachträgliche Einfügung des § 3 Abs. 1 2. Hs. AO 

bzw. der ausdrücklichen Feststellung des BVerfG zum verfassungsrechtlichen Begriff, die 

Steuer als Lenkungsinstrument verwenden zu können. Beides wäre überflüssig gewesen, 

wenn die Steuer bereits allein aufgrund ihrer verhaltensbeeinflussenden Wirkung als steu-

erliche Norm mit Lenkungszweck betrachtet werden dürfte. Erst durch die nachträgliche 

Anfügung wurde dem Lenkungscharakter explizit Rechnung getragen und somit der Be-

deutungsgehalt über die reine Wirkung hinaus erweitert.77 

Von einer steuerlichen Norm mit Lenkungszweck ist daher im Ergebnis nur zu sprechen, 

wenn die Verhaltensbeeinflussung primär bezweckt ist. Verhaltensbeeinflussende Auswir-

kungen bei Fiskalzwecknormen sind dagegen nur deren Folge.78 

2. Abgrenzung 

Bevor sich mit der Bestimmung der Abgrenzungsmethode einer steuerlichen Norm mit 

Lenkungszweck von einer Fiskalzwecknorm auseinandergesetzt wird (c.), sind zunächst 

die verfassungsrechtliche Bedeutung79 (a.) und die Bestimmung der abzugrenzenden Nor-

menkategorien (b.) kurz zu skizzieren. Denn eine Abgrenzung nur ihrer selbst wegen hat 

im wissenschaftlichen Diskurs keinen Mehrwert. 

a. Verfassungsrechtliche Bedeutung 

Die Abgrenzung zwischen einer steuerlichen Norm mit Lenkungszweck und anderen steu-

erlichen Normkategorien gewinnt sowohl auf formeller als auch materieller verfassungs-

rechtlicher Ebene an Bedeutung. Es stellt sich bereits die Frage nach der richtigen Gesetz-

gebungskompetenz, wenn der Gesetzgeber mit einer steuerlichen Norm außerfiskalische 

Zwecke verfolgt. Benötigt er zusätzlich zur steuerlichen Kompetenzgrundlage auch noch 

die sachgesetzliche (sog. doppelte Kompetenzgrundlage) oder ist eine der beiden ausrei-

chend?80 Daran anknüpfend weist materiell einerseits zunächst der mögliche Eingriff in 

die Freiheitsrechte Besonderheiten auf. Eine steuerliche Norm, welche Fiskal- und Len-

 
77 In diese Richtung auch Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 2.10; Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu 

Abschn. X, Rn. 14, 87. 
78 Vgl. ebenfalls Hey, DStJG 39, 11 (36) sowie insb. Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersys-

tem, S. 67 f. 
79 Zur einfachrechtlichen und europarechtlichen Bedeutung ausf. Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen 

Steuersystem, S. 72 ff. 
80 Ausf. hierzu Kap. § 5 D. III. 2. a. sowie Kap. § 7 C. I. 
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kungszwecke verfolgt, muss sowohl hinsichtlich ihres Fiskal- als auch ihres Lenkungs-

zwecks verhältnismäßig sein.81 Andererseits bedürfen steuerliche Normen mit Lenkungs-

zweck grundsätzlich einer besonderen gleichheitsrechtlichen Rechtfertigung.82 Die skiz-

zierten Problemfelder lassen erkennen, wie wichtig die verfassungsrechtliche Bedeutung 

einer eindeutigen Abgrenzung der steuerlichen Norm mit Lenkungszweck von anderen 

Normkategorien ist. 

b. Bestimmung der abzugrenzenden Normkategorien 

Neben der steuerlichen Norm mit Lenkungszweck und der Fiskalzwecknorm werden ver-

einzelt noch weitere Unterteilungen in Lastenausteilungsnormen83, Sozialzwecknormen84 

und Vereinfachungszwecknormen85 vorgenommen. Eine Abgrenzung nur zwischen steu-

erlichen Normen mit Lenkungszweck und Fiskalzwecknormen genügt dennoch. Zunächst 

lassen sich die Lastenausteilungsnormen den Fiskalzwecknormen zuordnen. Sie verfolgen 

ebenfalls primär das Ziel der Einnahmenerzielung und rechtfertigen daher keine eigenstän-

dige Kategorie. Die Sozialzwecknormen, welche als Oberbegriff steuerliche Normen mit 

Lenkungszweck und Umverteilungsnormen erfassen, vermengen dagegen zwei Normen-

typen, die getrennt betrachtet werden sollten. Beide verfolgen unterschiedliche Zwecke 

und bedürfen infolgedessen unterschiedlicher Rechtfertigung. Umverteilungsnormen sind 

nicht auf eine Verhaltensänderung gerichtet und haben ihren Schwerpunkt bei der Recht-

fertigung einer möglichen Ungleichbehandlung und nicht bereits bei der Bestimmung der 

Kompetenzgrundlage. Dies führt nicht zwangsläufig zu der Bildung einer eigenständigen 

Normkategorie. Jedenfalls sollten Umverteilungsnormen und steuerliche Normen mit Len-

kungszweck nicht zusammengefasst werden. Vereinfachungszwecknormen (Typisierun-

gen und Pauschalierungen) wiederum erfüllen lediglich eine unterstützende Funktion, in-

dem sie Fiskalzwecknormen oder steuerliche Normen mit Lenkungszweck vereinfachen. 

Sie stellen daher keine eigenständige Kategorie dar. Im Folgenden wird somit nur zwischen 

Fiskalzwecknormen und steuerlichen Normen mit Lenkungszweck unterschieden.86 

c. Abgrenzungsmethoden 

Für die Abgrenzung von steuerlichen Normen mit Lenkungszweck und Fiskalzwecknor-

men werden die objektive Abschichtung (aa.) und ein subjektiver Ansatz (bb.) herangezo-

gen. Auf diese wird im Folgenden näher eingegangen. 

 
81 Glaser, StuW 2012, 168 (171 f.); P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 68. 
82 Koenig, in: ders. (Hrsg.), AO, § 3, Rn. 25 f.; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem,  

S. 76 ff.; vgl. hierzu Kap. § 3 B. sowie Kap. § 5 D. III. 2. b., da steuerliche Normen mit Lenkungszweck sich nicht 

am Leistungsfähigkeitsprinzip ausrichten. 
83 Vogel, StuW 1977, 97 (99). 
84 Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.21. 
85 Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.23. 
86 Zum gesamten Abschn. Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 194 f.; Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.21; 

Vogel, StuW 1977, 97 (99); Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 83 ff. 
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aa. Objektive Abschichtung 

Einen ersten Versuch zur Abgrenzung beider Normentypen unternahm Vogel mithilfe der 

objektiven87 Abschichtung von Rechtsfolgen. Nach dieser Methode werden Normen ins-

besondere88 aufgrund ihrer konkreten Auswirkungen kategorisiert. Jede Regelung, die sich 

dabei als Ausprägung der gerechten Lastenausteilung und nicht der Verhaltenslenkung be-

greifen ließe, sei keine steuerliche Norm mit Lenkungszweck, sondern eine Fiskalzweck-

norm.89 Eine einmal festgelegte Einteilung sei allerdings nie endgültig. Durch gesellschaft-

liche oder wirtschaftliche Veränderungen sei es möglich, dass eine ursprüngliche Fiskal-

zwecknorm in eine steuerliche Norm mit Lenkungszweck umgewandelt werde.90 Der ob-

jektiven Abschichtung ist aber entgegenzuhalten, dass jeder steuerlichen Norm eine Ge-

staltungswirkung immanent ist, wodurch die objektive Abschichtung des Fiskalzwecks 

vom Lenkungszweck kompliziert und schwer durchführbar ist. Aufgrund der praktischen 

Schwierigkeiten ist dieser Ansatz daher abzulehnen.91 

bb. Subjektiver Ansatz 

Wie sich steuerlichen Normen mit Lenkungszweck bereits begrifflich entnehmen lässt, 

muss eine Verhaltensbeeinflussung primär bezweckt sein, um nicht als Fiskalzwecknorm 

eingeordnet zu werden. Nach dem subjektiven Ansatz ist hierfür maßgebliches Kriterium, 

ob der Gesetzgeber mit der Vorschrift eine Verhaltenslenkung verfolgen möchte. Eine sub-

jektive Bezweckung kann sich mithilfe der Auslegung aus der Bezeichnung der Steuer, der 

Umschreibung des Steuertatbestands oder der Gesetzesbegründung92 ergeben.93 Die einer 

Lenkungsvorschrift immanente Abweichung vom Grundsatz der Lastengleichheit in Aus-

formung des Leistungsfähigkeitsprinzips94 kann letztlich als Bestätigung für die Zuord-

nung gesehen werden.95  

Beispielhaft kann hier die Tabaksteuer dargestellt werden. Vereinzelt wird diese als reine 

Fiskalsteuer eingeordnet, da sie primär der Einnahmenerzielung diene. Dass die  

 
87 Eine subjektive Abschichtung lehnt Vogel als unpraktikabel ab, da er dessen Maßstab in der Abweichung von einer 

beliebigen Basis wie dem alten Recht sah. Allerdings käme es, unabhängig von früheren Regelungen, nur auf die 

Legitimität des neuen Systems an, vgl. Vogel, StuW 1977, 97 (100 f.). 
88 Nach Vogel, StuW 1977, 97 (107) kann sich u.a. auch auf die zugrundeliegenden Wertungen des Gesetzgebers oder 

einen allgemeinen Konsens gestützt werden. 
89 Vogel, StuW 1977, 97 (101 f., 107). 
90 Vogel, StuW 1977, 97 (106, 110). 
91 Zur umfassenden Kritik am Vorschlag von Vogel Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersys-

tem, S. 86 ff.; vgl. zudem bereits Kap. § 2 A. III. 1. 
92 Demzufolge können auch nur solche Zwecke berücksichtigt werden, die von einer erkennbaren gesetzgeberischen 

Entscheidung getragen sind, vgl. u.a. BVerfGE 122, 210 (232) m.w.N. 
93 Hierzu Glaser, StuW 2012, 168; Hey, DStJG 39, 11 (30); dies., StuW 2008, 167 (170 f.); P. Kirchhof, in: Isen-

see/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 58; Rodi, JZ 2000, 827 (832); Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem 

rationalen Steuersystem, S. 87 ff; ders., StuW 2022, 280 (287 f.); unter Rückgriff auf BVerfGE 117, 1 zusammenfas-

send Seer, StuW 2021, 111 (115 f.). 
94 Ausf. Kap. § 3 A. 
95 Kube, Finanzgewalt in der Kompetenzordnung, S. 216. 



A. Die Steuer 19 

 

 

Tabaksteuer die Volksgesundheit fördere, sei lediglich vorgeschoben.96 Dies lässt aber au-

ßer Acht, dass ausweislich der Gesetzesbegründung ein gesundheitsschädliches Verhalten, 

zuletzt durch die Erweiterung auf erhitzten Tabak, gerade vermieden werden solle.97 Damit 

ist die Verhaltensbeeinflussung nicht nur beiläufig, sondern als wesentlich bezwecktes Ele-

ment der Tabaksteuer anzusehen, sodass sie nach dem subjektiven Ansatz als Lenkungs-

steuer einzuordnen ist. Ob die Tabaksteuer bspw. aufgrund des Kleinverkaufspreises un-

geeignet ist, eine Verhaltensänderung insbesondere bei Suchtabhängigen herbeizuführen, 

ist für die Einordnung als Lenkungssteuer unbeachtlich und eine nachgelagerte Frage der 

Verhältnismäßigkeit. Für die Besteuerung eines bestimmten Verbrauchs bedarf es letztlich 

einer gesonderten Rechtfertigung vor Art. 3 Abs. 1 GG, die wegen der Abweichung vom 

Grundsatz der Leistungsfähigkeit in dem verfolgten Lenkungszweck liegen könnte.98 Für 

diese ist u.a. erforderlich, dass die Lenkungsregelung geeignet ist, den Zweck zu fördern, 

was anzunehmen ist, wenn der Tabakkonsum zurückgehe – wie nach der Einführung auch 

geschehen.99 Die Tabaksteuer ist als Lenkungssteuer somit auch verfassungsgemäß. 

Eine Ausnahme von der subjektiven Sichtweise besteht allerdings in den Fällen, in denen 

bereits verfassungsrechtlich, auch vor dem Hintergrund des Leistungsfähigkeitsprinzips, 

ein Abzug geboten ist; insbesondere bei steuerlichen Normen mit Lenkungswirkung in 

Fiskalsteuergesetzen. Der Freibetrag für Kinder (§ 32 EStG), also die Sicherung ihres Exis-

tenzminimums (Art. 1 Abs. 1 GG und Art. 6 Abs. 1 GG), kann zwar durch bevölkerungs-

politische Ziele bezweckt sein, ist aber dennoch Ausdruck einer Steuerwürdigkeitsent-

scheidung. Die Norm ist trotz eines möglichen verfolgten Lenkungszwecks ausnahms-

weise als Fiskalzwecknorm einzuordnen.100 Gebietet darüber hinaus das Leistungsfähig-

keitsprinzip keinen Abzug, liegt in dem jeweiligen Abzugstatbestand aber eine nachvoll-

ziehbare Unterscheidung zwischen existenzsichernden oder beruflich bedingten Aufwen-

dungen auf der einen Seite und privaten Ausgaben auf der anderen Seite, wird die entspre-

chende Regelung grundsätzlich ebenfalls als Fiskalnorm zu betrachten sein.101 

3. Zwischenergebnis 

Da jeder steuerlichen Norm eine Lenkungswirkung zukommt, ist für die Begriffsbestim-

mung grundsätzlich der Zweck der Norm maßgeblich. Die Verhaltensbeeinflussung muss 

vom Gesetzgeber intendiert sein. Verfassungsrechtliche Bedeutung, insbesondere für die 

Bestimmung der Kompetenzgrundlage und im Hinblick auf die freiheits- und gleichheits-

rechtliche Überprüfung, kommt der Abgrenzung zur Kategorie der Fiskalzwecknorm zu. 

 
96 Englisch, StuW 2015, 52 (56, Fn. 43) m.w.N.; Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 2.11. 
97 Vgl. BT-Drs. 19/28655, S. 14; so auch BVerfG, NJW 2025, 431 (434, Rn. 26 f.). 
98 Zur Anwendung des Leistungsfähigkeitsprinzips auf Verbrauch- und Aufwandssteuer im Steuerstaat vgl. Kap. § 3. 
99 dkfz., Tabaksteuererhöhungen und Rauchverhalten in Deutschland, S. 1. Nach Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben 

und lenkende Steuern, S. 89 genügt bereits ein geringer Beitrag zur Zielerreichung; vgl. ausf. Kap. § 7 C. II. 
100 BVerfGE 82, 60 (90); zudem Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 103. 
101 Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 103 mit Verweis auf BVerfGE 152, 

274. 
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Wie die Begriffsbestimmung bereits vorgibt, ist das Bezwecken subjektiv, also nach dem 

Willen des Gesetzgebers, zu bestimmen. Für dessen Auslegung kommen der Bezeichnung 

der Steuer, der Umschreibung des Steuertatbestands oder der Gesetzesbegründung maß-

gebliche Bedeutung zu. 

B. Die nichtsteuerlichen Abgaben 

Nachdem zunächst der Inhalt der verfassungsrechtlichen Steuer bestimmt wurde, werden 

kurz zusammenfassend die maßgeblichen Unterscheidungsmerkmale zu den nichtsteuerli-

chen Abgaben dargestellt.102 Der Fokus liegt dabei auf den Vorzugslasten (I.) und den Son-

derabgaben (II.). Ergänzend werden weitere Abgabenarten in einem kurzen Überblick an-

gesprochen (III.). Den nichtsteuerlichen Abgaben ist dabei aber zur Steuer gleich, dass 

diese immer auch der Erzielung von Einnahmen dienen. 

I. Vorzugslasten 

Zu den Vorzugslasten zählen die Gebühr und der Beitrag. Der Grund für die Erhebung der 

Abgaben ist eine staatliche Gegenleistung. Eine Gebühr liegt dabei vor, wenn eine Abgabe 

als direkte Gegenleistung für eine staatliche Leistung oder der Abwälzung von zurechen-

barem Verwaltungsaufwand erhoben wird. Dagegen ist es für den Beitrag ausreichend, 

wenn die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Gegenleistung besteht. Maßgebliches 

begriffliches Abgrenzungskriterium zur Steuer ist daher die Gegenleistungsabhängigkeit 

bzw. Kostenverursachung.103 

II. Sonderabgaben 

Anders als die Vorzugslasten unterscheiden sich die Sonderabgaben nicht aufgrund der 

Gegenleistungsabhängigkeit begrifflich von der Steuer. Die Sonderabgabe dient der Finan-

zierung eines besonderen Finanzbedarfs, indem eine homogene Gruppe aufgrund ihrer be-

sonderen Sachnähe zur Erfüllung der Aufgabe herangezogen wird.104 Die erhobene Ab-

gabe steht damit wie die Steuer keiner direkten staatlichen Gegenleistung gegenüber. Nach 

überwiegender Auffassung105 lässt sich die Sonderabgabe dennoch über drei wesentliche 

Merkmale begrifflich von der Steuer abgrenzen: Erstens dient sie der Finanzierung eines 

konkreten Zwecks und nicht der Deckung eines allgemeinen Finanzbedarfs.106 Zweitens 

fließen die Einnahmen aus einer Sonderabgabe in einen Sonderfonds und nicht in den all-

gemeinen Haushalt.107 Drittens wird sie ausschließlich einer bestimmten Gruppe auferlegt 

 
102 Vgl. bereits Kap. § 2 A. II.; zu den materiellen Voraussetzungen insb. in Bezug auf den Einsatz zur Verhaltenslen-

kung vgl. Kap. § 5 D. II. 2. 
103 Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 9; Schmidt, Öffentliches Finanzrecht,  

§ 9, Rn. 291, 293 ff., 301. 
104 Kment, in: Jarass/ders., GG, Art. 105, Rn. 10; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 90. 
105 Zusammenfassende Darstellung in Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 147 ff. 
106 BVerfGE 124, 348 (364) m.w.N.; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 506, 531. 
107 BVerfGE 124, 235 (243) m.w.N.; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 15 

m.w.N. 
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und belastet nicht die Allgemeinheit der Steuerzahler.108 Zusammengefasst liegt eine Son-

derabgabe und keine Steuer vor, wenn nach dem materiellen Gehalt der Abgabe eine spe-

zifische Gruppe belastet und das Aufkommen dieser Abgabe vollständig gruppennützig 

verwendet wird, also letztlich wieder zugunsten derselben Gruppe eingesetzt wird.109 

III. Weitere Abgabenarten 

Da sich aus dem Grundgesetz und der Rechtsprechung des BVerfG kein numerus clausus 

der Abgabenarten110 ableiten lässt, können neben den Vorzugslasten und Sonderabgaben 

auch noch weitere Abgabenarten bestehen. Diese würden ebenfalls begriffliche Abgren-

zung über die die Steuer konkretisierenden Merkmale finden. In jüngerer Vergangenheit 

hat sich gezeigt, dass für solche „unbekannten“ Abgabenarten bestehende Kategorien wei-

terentwickelt werden, wie bspw. die Vorteilabschöpfungsabgabe oder die Verleihungsge-

bühr zeigen.111 

C. Zusammenfassung 

Die Abgrenzung der Steuer von den nichtsteuerlichen Abgaben ist notwendig, um bereits 

auf formeller Verfassungsebene die zutreffende Kompetenzgrundlage zu bestimmen. Da-

bei steht auch ein mögliches Steuerstaatsprinzip der Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben 

nicht grundsätzlich entgegen, weist ihnen aber eine Ausnahmerolle zu. Notwendig ist die 

Abgrenzung von der Steuer, da sich die Kompetenz für die nichtsteuerlichen Abgaben nach 

den Sachkompetenzgrundlagen richtet. Relevant wird die konkrete Zuordnung zu einem 

bestimmten nichtsteuerlichen Abgabentyp erst für die Bestimmung seiner materiellen Vo-

raussetzungen. Nach dem derzeit übereinstimmenden verfassungsrechtlichen und einfach-

gesetzlichen Begriff ist eine Steuer eine einmalige oder laufende Geldleistung, die keine 

Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellt und von einem öffentlich-rechtlichen 

Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt wird, bei denen der Tatbestand 

zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft. Die Erzielung von Einnahmen kann 

zudem untergeordneter Nebenzweck sein. Abgaben sind daher nicht nur dann als Steuern 

einzuordnen, wenn sie primär der Einnahmenerzielung dienen, sondern auch dann, wenn 

dieser nur sekundär verfolgt wird. Da Steuern grundsätzlich verhaltensbeeinflussend wir-

ken, kommt es für die Einordnung als steuerliche Norm mit Lenkungszweck auf die ge-

setzgeberisch beigemessene Zweckbestimmung (gesetzgeberische Intention) an. Der Ein-

ordnung als Fiskalzwecknorm oder steuerliche Norm mit Lenkungszweck kommt dabei 

formelle und materielle Bedeutung zu.112 Die Steuer grenzt sich von den nichtsteuerlichen 

 
108 BVerfGE 123, 132 (140) m.w.N.; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 15 

m.w.N. 
109 I.Erg. so auch Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 40. 
110 Vgl. zuletzt BVerfGE 149, 222 (249) m.w.N. 
111 Schmidt, Öffentliches Finanzrecht, § 9, Rn. 310; vgl. Kap. § 5 D. II. 2. 
112 Vgl. hierzu tiefergehend Kap. § 5 D. III. 2. 



22 § 2 Die Abgabenarten des Grundgesetzes 

 

Abgaben primär durch das Kriterium der Gegenleistungsunabhängigkeit ab. Dieses unter-

scheidet die Steuer von den Vorzugslasten, die von einer konkreten staatlichen Gegenleis-

tung abhängig sind. Der Sonderfall der Sonderabgaben grenzt sich dagegen über die Be-

lastung einer finanzierungsverantwortlichen, homogenen Gruppe ab, deren Aufkommen 

vollständig gruppennützig verwendet wird. Die Lenkung über nichtsteuerliche Abgaben ist 

dagegen, anders als bei der Steuer, zwar begrifflich nicht vorgegeben;113 dass aber auch 

nichtsteuerliche Abgaben das Verhalten beeinflussen können, ist unbestritten.114

 
113 Ausf. Kap. § 5 D. II. 
114 Eine Gestaltungswirkung zeigt sich auch bei nichtsteuerlichen Abgaben durch Vermeidungsanstrengungen. Analog 

zur Steuer ist für die Einordnung als Lenkungsabgabe aber wiederum der intendierte Zweck maßgebend, vgl. Kap.  

§ 5 D. II.; vgl. ebenso Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 2.22 m.w.N. 



  

 

§ 3 Das Gebot der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen 

Die Anwendung des allgemeinen Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) erfährt im Abga-

benrecht die spezifische Ausprägung als Gebot der Belastungsgleichheit der Abgaben-

pflichtigen.115 Dieses ist bei jeder Art der Abgabenerhebung – unabhängig von der Verfol-

gung von Lenkungszwecken – zu berücksichtigen. Für den weiteren Gang der Untersu-

chung wird der Geltungsgehalt des Gebots der Belastungsgleichheit, unter Berücksichti-

gung seiner Sonderdogmatik im Steuerrecht,116 (A.) sowie die allgemeine Rechtfertigung 

seiner Durchbrechung durch eine abgabenrechtliche Ungleichbehandlung (B.) dargestellt. 

A. Der Geltungsgehalt für Steuern und nichtsteuerliche Abgaben 

Die besondere Bedeutung des Gleichheitssatzes gilt im Abgabenrecht insbesondere dem 

Steuerrecht. Aufgrund der schwachen Determinationskraft der Freiheitsrechte kommt dem 

allgemeinen Gleichheitssatz die Stellung einer „Magna Charta des Steuerrechts“117 zu, um 

den Steuereingriff durch gleichmäßige Verteilung der Finanzierungslast zu rechtferti-

gen.118 Art. 3 Abs. 1 GG wird daher auch die Ausprägung eines Gebots auf Steuergerech-

tigkeit entnommen. Dadurch wird der Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, diejenigen 

Sachverhalte zu bestimmen, die der Besteuerung unterliegen, begrenzt.119 Als Ausfluss des 

Gebots der Steuergerechtigkeit sind die Entscheidungen des Gesetzgebers am Grundsatz 

der Belastungsgleichheit auszurichten, nach dem die Steuerpflichtigen grundsätzlich 

gleichmäßig zur Deckung des staatlichen Finanzbedarfs heranzuziehen sind.120 Um sein 

Ziel, eine gleichmäßige und verhältnismäßige Verteilung der Abgabenlast unter den Ab-

gabenpflichtigen sicherzustellen, beschränkt sich das Gebot der Belastungsgleichheit je-

doch nicht allein auf die Steuererhebung. Vielmehr ist es auch im Kontext der nichtsteuer-

lichen Abgaben von entscheidender Bedeutung. Jeder nichtsteuerliche Abgabenpflichtige 

ist zugleich Steuerpflichtiger und im Vergleich zu anderen Steuerpflichtigen mit einer zu-

sätzlichen Abgabe belastet. Infolgedessen wird das Gebot der Belastungsgleichheit sowohl 

 
115 Vgl. Jarass, in: ders./Pieroth, GG, Art. 3, Rn. 52, 65, Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3,  

Rn. 223, 280. Vereinzelt wird das Gebot der Belastungsgleichheit auch i.V.m. dem Demokratieprinzip oder der Fi-

nanzverfassung hergeleitet, vgl. hierzu Kap. § 5 C. VII. 
116 Vgl. Dürrschmidt, ZfU 2024, 1 (30), welcher das Steuerverfassungsrecht und die Finanzverfassung trennt. Dieser 

Ansicht wird sich angeschlossen, wodurch aber nicht ausgeschlossen ist, dass sich beides beeinflussen kann, vgl. insb. 

Kap. § 7 C. II. 
117 Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 279. 
118 Nußberger/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 134. 
119 Füssenich, in: Heusch/Ullrich/Posser (Hrsg.), HBVerfR in der Praxis, § 6, Rn. 13; Tipke, StuW 2014, 273 (276); 

Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 280. Zusätzlich hat der Gesetzgeber als weitere be-

reichsspezifische Konkretisierung neben dem Leistungsfähigkeitsprinzip, s. sogleich, auch das Gebot der Folgerich-

tigkeit zu beachten. Einmal getroffene Belastungsentscheidungen sind folgerichtig im Sinne der Belastungsgleichheit 

umzusetzen, vgl. Nußberger/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 98. 
120 Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 280; Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuer-

liche Abgaben, S. 214 f. 
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durch die Erhebung („Ob“) als auch durch die Ausgestaltung („Wie“, insbesondere der 

Höhe) nichtsteuerlicher Abgaben stets in seiner Geltung berührt.121 

Die Gleichmäßigkeit der Belastung bzw. die gerechte Verteilung der Belastungswirkung 

konkretisiert sich im Steuerrecht dabei speziell im Prinzip der finanziellen Leistungsfähig-

keit, welches damit nicht bloß als Differenzierungsgrund für eine Durchbrechung der Be-

lastungsgleichheit heranzuziehen ist.122 Steuerpflichtige mit gleicher Leistungsfähigkeit 

sind gleich zu besteuern („horizontale“ Steuergerechtigkeit). Die Besteuerung höherer Ein-

kommen muss im Verhältnis zur Steuerlast niedriger Einkommen dem Gebot der Gerech-

tigkeit entsprechen („vertikale“ Steuergerechtigkeit).123 Als Ausprägung sind insbesondere 

die Steuerfreiheit des Existenzminimums oder der Werbungskostenabzug bzw. Betriebs-

ausgabenabzug unvermeidbarer Ausgaben von der Bemessungsgrundlage in der Einkom-

mensteuer anzuführen. 

Das Gebot der Belastungsgleichheit in Ausgestaltung des Leistungsfähigkeitsprinzips sei 

aber nach vereinzelten Stimmen nicht nur auf direkte Steuern begrenzt, sondern – wenn 

auch schwächer ausgeprägt – ebenso auf indirekte Steuern (u.a. Verbrauchs- oder Ver-

kehrssteuern) anzuwenden. Denn wirtschaftliche Leistungsfähigkeit komme auch in der 

Einkommensverwendung zum Ausdruck.124 Zudem könne durch die Anknüpfung von 

Steuern an die Leistungsfähigkeit des Einzelnen die Gesamtbelastung durch die wirtschaft-

liche Gesamtleistungsfähigkeit begrenzt werden. Andernfalls bestehe unter den Bedingun-

gen eines Vielsteuersystems die Gefahr erdrosselnder Belastungskumulationen.125 Das Ge-

bot der Belastungsgleichheit beziehe sich im Ergebnis sowohl auf die Erhebung neuer 

Steuern als auch auf deren konkrete Ausgestaltungen,126 unabhängig von ihrer Steuerart. 

Zusammengefasst ist das Gebot der Belastungsgleichheit das Fundamentalprinzip gerech-

ter Besteuerung als Folge des allgemeinen Gleichheitssatzes.127 Da nichtsteuerliche Abga-

ben nur Einzelnen auferlegt werden, stehen sie ebenfalls in einem besonderen Spannungs-

verhältnis zum Grundsatz der Belastungsgleichheit. Im Steuerrecht konkretisiert sich die-

ses Gebot in besonderer Weise im Leistungsfähigkeitsprinzip. Steuerpflichtige sind daher 

durch die Steuer, sofern sie primär auf die Erzielung von Einnahmen ausgerichtet ist, 

 
121 BVerfGE 149, 222 (254) m.w.N.; Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 214 f.; Wollen-

schläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 223. 
122 Zum Verständnis vom Leistungsfähigkeitsprinzip als bloßen Differenzierungsgrund vgl. Kap. § 7 C. II. 4. 
123 Nußberger/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 135; kritisch zum Leistungsfähigkeitsprinzip Kempny,  

StuW 2021, 85. 
124 Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.121; Nußberger/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 135; Waldhoff, 

DStR 2023, 381 (384). 
125 Kube, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 114. 
126 Vgl. Glaser, StuW 2012, 168 (172 ff.); a.A. Wernsmann, Verhaltenslenkung im rationalen Steuersystem, S. 242, 

welcher eine gleichheitsrechtliche Kontrolle aufgrund des weiten Gestaltungsspielraums bei der Einführung neuer 

Lenkungssteuern ablehnt, wenn sie aufgrund des Fiskalzwecks ohne weiteres gerechtfertigt werden könnten. 
127 So Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 148 mit Verweis auf Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.121 ff., 

3.131 ff. 
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gleichmäßig nach Maßgabe ihrer Leistungsfähigkeit zur Deckung des staatlichen Finanz-

bedarfs heranzuziehen. Gleichheit meint somit auch unterschiedliche Beanspruchung je 

nach persönlicher Leistungsfähigkeit.128 Erschwerend kommt damit hinzu, dass mit der 

Abweichung vom Grundsatz der Belastungsgleichheit durch Steuern, bei Ausrichtung an 

anderen Kriterien als der Leistungsfähigkeit, und nichtsteuerliche Abgaben immer auch 

eine Abwendung vom Leistungsfähigkeitsprinzip vorliegt.129 

B. Rechtfertigung von Abweichungen 

Eine abgabenrechtlich zu rechtfertigende Ungleichbehandlung liegt erst dann vor, wenn 

eine Abweichung vom Gebot der Belastungsgleichheit – im Steuerrecht konkretisiert auf 

das Leistungsfähigkeitsprinzip – gegeben ist.130 Diese kann sich einerseits daraus ergeben, 

dass bestimmte Sachverhalte oder Personen belastet werden, während vergleichbare Sach-

verhalte oder Personen von dieser Belastung ausgenommen sind. Andererseits kann eine 

Ungleichbehandlung auch innerhalb der Gruppe der Abgabepflichtigen auftreten.131 Eine 

abgabenrechtliche Ungleichbehandlung könnte sowohl durch steuerliche Normen mit Len-

kungszweck, die nicht mehr nach der Leistungsfähigkeit unterscheiden, als auch durch die 

Erhebung nichtsteuerlicher (lenkender) Abgaben erfolgen.132 In jedem Fall ist für eine Ab-

weichung vom Gebot der Belastungsgleichheit ein hinreichender sachlicher Grund erfor-

derlich. Dieser muss über den Zweck der Einnahmeerzielung hinausgehen.133 Unklar ist, 

an welchem Maßstab der hinausgehende Zweck zu messen ist. Um eine mögliche Ver-

schärfung dieses Maßstabes aufgrund des Steuerstaatsprinzips herauszuarbeiten, werden in 

diesem Kapitel die allgemeinen, nur an Art. 3 Abs. 1 GG orientierten Anforderungen an 

die Rechtfertigung abgabenrechtlicher Ungleichbehandlung unter Bezugnahme der Ver-

folgung eines Lenkungszwecks bestimmt (II.). Vorab werden dafür die allgemeinen Recht-

fertigungsanforderungen einer Ungleichbehandlung erläutert (I.). 

I. Allgemeine Rechtfertigungsanforderungen 

Je nach Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmal ergeben sich für den Gesetz-

geber unterschiedliche Grenzen aus dem allgemeinen Gleichheitssatz. Diese reichen vom 

Willkürverbot bis zu einer strengen Verhältnismäßigkeitsprüfung. Nach ersterem ist der 

Gleichheitssatz verletzt, wenn sich für eine gesetzliche Differenzierung oder Ungleichbe-

 
128 Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 175 m.w.N. 
129 Vgl. zur Hervorhebung der Leistungsfähigkeit im Steuerrecht zuletzt Strohm, DStJG 47, 167 (183). Im Steuerrecht 

liegt damit aufgrund der Sonderdogmatik keine Durchbrechung der Belastungsgleichheit vor, solange die Steuer im 

Einklang mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip steht. Etwas anderes würde gelten, wenn die Leistungsfähigkeit einen 

Differenzierungsgrund zur Rechtfertigung der Durchbrechung neben anderen wäre, vgl. zu diesem Verständnis  

Kap. § 7. 
130 Vgl. Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.128 ff. 
131 Vgl. Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 92. 
132 Tiefergehend Kap. § 5 D. II. und III. 
133 stRspr., vgl. BVerfG, NJW 2018, 3223 (3226, Rn. 65) m.w.N.; Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, 

S. 27; Nußberger/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 172; für Steuern: Strohm, DStJG 47, 167 (181). 
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handlung kein sachlich nachvollziehbarer, in der Natur der Sache liegender oder anderwei-

tig einleuchtender Grund finden lässt. Nach zweitem bedarf es der Prüfung, „ob für die 

vorgesehene Differenzierung Gründe von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass 

sie die ungleichen Rechtsfolgen rechtfertigen können“ (sog. neue Formel).134 Innerhalb 

dieser Grenzen gilt ein stufenloser am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit orientierter Prü-

fungsmaßstab. Der anzulegende Maßstab an den Differenzierungsgrund bestimmt sich 

nicht abstrakt, sondern orientiert sich an den jeweils betroffenen Sach- und Regelungsbe-

reichen. Maßgeblich ist die Intensität der Ungleichbehandlung im Einzelfall. Das BVerfG 

zieht hierzu u.a. die Unausweichlichkeit der Ungleichbehandlung, die Nähe zu den durch 

Art. 3 Abs. 3 GG verbotenen Diskriminierungen oder die mittelbare Berührung grundrecht-

lich geschützter Freiheiten heran.135 Daneben hat das BVerfG in jüngerer Vergangenheit 

einen strengen Maßstab insbesondere dann angelegt, wenn eine Anknüpfung an personen- 

statt an sachverhaltsbezogenen Merkmalen vorlag.136 Personenbezogene Merkmale liegen 

vor, wenn Benachteiligte die Voraussetzungen für den begünstigten Sachverhalt aufgrund 

ihrer persönlichen Eigenschaften nicht oder nur schwer erfüllen können, d.h. wenn sie nicht 

„in der Lage sind, durch ihr Verhalten die Verwirklichung der Merkmale zu beeinflussen, 

nach denen unterschieden wird“.137 

II. Anforderungen an die Rechtfertigung abgabenrechtlicher Ungleichbehandlung 

Für die Bestimmung der Intensität und des Prüfungsmaßstabs einer abgabenrechtlichen 

Ungleichbehandlung sind ausgehend von den allgemeinen Rechtfertigungsanforderun-

gen138 im Hinblick auf einen verfolgten Lenkungszweck folgende Überlegungen bedeut-

sam: Zunächst können sich geringe Anforderungen an den Prüfungsmaßstab des sachlichen 

Grundes bereits daraus ergeben, dass die Differenzierung auf einer im Grundgesetz selbst 

angelegten Wertentscheidung beruht. Ungleichbehandlungen dieser Art sind verfassungs-

rechtlich eher zulässig. Insbesondere bei Lenkungsabgaben mit Umweltzweck kommt dem 

bindenden Verfassungsauftrag des Art. 20a GG eine besondere Bedeutung zu. Diese Norm 

liefert eine verfassungsrechtliche Rechtfertigung für die Ungleichbehandlung von umwelt-

belastenden und umweltschonenden Handlungen. Der Gesetzgeber ist insoweit nicht nur 

berechtigt, sondern unter Umständen sogar verpflichtet, abgabenrechtliche Anreize zu set-

zen, um umweltschädliches Verhalten einzudämmen. Dieser verfassungsrechtliche Auf-

trag wirkt sich im Rahmen der Gleichheitsprüfung aus, indem er eine großzügigere Beur-

teilung abgabenrechtlicher Differenzierungen bei Umweltabgaben nahelegt. Folglich ist 

 
134 Strohm, DStJG 47, 167 (179) mit Nachweisen aus der Rechtsprechung; zum bisherigen vgl. Jarass, Nichtsteuerli-

che Abgaben und lenkende Steuern, S. 93; Thiele, in: Brosius-Gersdorf (Hrsg.), GG, Art. 3 Abs. 1, Rn. 39 ff. 
135 Vgl. hierzu Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.124; Jarass, in: ders./Pieroth, GG, Art. 3, Rn. 20 f.; Wollen-

schläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 99, 102. 
136 Vgl. Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.124; Jarass, in: ders./Pieroth, GG, Art. 3, Rn. 24 ff. 
137 BVerfGE 133, 1 (14); vgl. ebenfalls Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 93. 
138 Für die Auswirkungen des Steuerstaatsprinzips auf die Anforderungen einer abgabenrechtlichen Ungleichbehand-

lung bei nichtsteuerlichen Abgaben vgl. Kap. § 5 D. I. und II. und bei Steuern vgl. Kap. § 5 D. III. 2. b. 
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eine weniger strenge Prüfung an den sachlichen Differenzierungsgrund bei Umweltabga-

ben im Regelfall angemessen.139 

Bei der abgabenrechtlichen Lenkung über Steuern und nichtsteuerliche Abgaben muss zu-

dem berücksichtigt werden, dass die Tatbestände überwiegend an bestimmte Handlungen 

und damit an objektive Sachverhalte anknüpfen, anstatt unmittelbar an personenbezogene 

Merkmale. Insbesondere bei Lenkungs- oder Ausgleichsabgaben haben die Betroffenen 

grundsätzlich die Möglichkeit, durch ihr Verhalten Einfluss darauf zu nehmen, ob sie von 

einer Abgabenpflicht erfasst werden. Infolgedessen führt die Differenzierung zwischen 

sach- und personenbezogenen Ungleichbehandlungen im Bereich der Lenkungsabgaben 

regelmäßig dazu, dass sich aus dem Gleichheitssatz ebenfalls geringere Anforderungen an 

die Rechtfertigung abgabenrechtlicher Differenzierungen ergeben.140 

Allerdings könnte die Prüfung der verfassungsrechtlichen Gleichheitsanforderungen den-

noch einer höheren Intensität unterliegen, sofern die Abgabenregelung zugleich in die 

durch Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit oder die Eigentumsgarantie des Art. 14 

Abs. 1 GG eingreift. In einem solchen Fall ist Art. 3 Abs. 1 GG unter Berücksichtigung 

der zusätzlichen Grundrechtsbeeinträchtigung strenger zu prüfen, was eine erhöhte Recht-

fertigungsanforderung an den Differenzierungsgrund nach sich zieht.141 

Zusammenfassend ergeben sich – nur die allgemeine Systematik des Gleichheitssatzes be-

trachtend –regelmäßig geringe Anforderungen an die Rechtfertigung von Ungleichbehand-

lungen bei Lenkungsabgaben. Dies ergibt sich aus der Anknüpfung an verhaltensbezogene 

Merkmale oder dem Bezug auf eine grundgesetzliche Wertentscheidung, wie es bei Um-

weltabgaben der Fall ist. Ein zusätzlicher Eingriff in die Berufsfreiheit oder die Eigentums-

garantie könnte dennoch eine im Einzelfall intensivere Prüfung erforderlich machen. Trotz 

der vergleichsweise geringen Anforderungen an den Prüfungsmaßstab der Verhältnismä-

ßigkeitsprüfung ist ein hinreichender sachlicher Grund, der über die Erzielung von Einnah-

men hinausgeht, erforderlich, um die abgabenrechtliche Ungleichbehandlung zu rechtfer-

tigen. Dieser Differenzierungsgrund muss je nach Maßstab geeignet sein, die Abweichung 

vom Gebot der Belastungsgleichheit zu tragen, sowohl hinsichtlich des „Ob“, der Abgabe 

dem Grunde nach, als auch des „Wie“, insbesondere der Höhe der Abgabe.142 

 
139 Zum gesamten Abschn. vgl. Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 94 f.; Wollenschläger, 

Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 87; kritisch Boysen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 3, Rn. 102. 
140 Zum gesamten Abschn. vgl. ebenfalls Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 93 f. 
141 Vgl. Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 99 m.w.N. aus der Rechtsprechung. 
142 Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 215 sieht den Kontrollmaßstab damit speziell für 

nichtsteuerliche Abgaben intensiver als das Willkürverbot, ohne dabei den höchsten Wirkungsgrad zu erreichen; in 

diese Richtung wohl auch für steuerliche Normen mit Lenkungszweck Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 199 sowie 

Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 222. 
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C. Zusammenfassung 

Der Gleichheitssatz spielt im Abgabenrecht eine zentrale Rolle und begrenzt den Gestal-

tungsspielraum des Gesetzgebers durch das Gebot der Belastungsgleichheit von Abgaben-

pflichtigen. Dieser verlangt insbesondere im Steuerrecht eine Ausrichtung an der finanzi-

ellen Leistungsfähigkeit, wobei dieser Maßstab nicht nur für direkte, sondern auch für in-

direkte Steuern gilt. Abweichungen vom Gebot der Belastungsgleichheit sind nur mit sach-

lichem Grund zulässig, wobei je nach Intensität der Ungleichbehandlung grundsätzlich un-

terschiedliche Rechtfertigungsmaßstäbe gelten. Daraus ergibt sich die zentrale Frage, wel-

che sachlichen Gründe denn eine abgabenrechtliche Ungleichbehandlung rechtfertigen 

können und welche Anforderungen hierbei anzulegen sind. Besonders bei Lenkungsabga-

ben könnten diese niedrig sein. Zu klären bleibt jedoch, ob und inwieweit das Steuerstaats-

prinzip die vorangegangenen Überlegungen weiter präzisiert und insbesondere, ob letztlich 

ein Lenkungszweck als alleiniger sachlicher Differenzierungsgrund bei Art. 3 Abs. 1 GG 

herangezogen werden kann – sowohl bei der lenkenden nichtsteuerlichen Abgabe als auch 

bei der steuerlichen Norm mit Lenkungszweck.143

 
143 Zum Steuerstaatsprinzip vgl. Kap. § 5. 



  

 

§ 4 Die abgabenrechtliche Lenkung und ordnungsrechtliche Alternative 

Dem Gesetzgeber stehen mithilfe des ausdifferenzierten Kompetenzkatalogs in Art. 70 ff. 

GG Möglichkeiten zu, ordnungsrechtliche Instrumente zur Verhaltenslenkung in beste-

hende Sachgesetze zu integrieren. Verbote intendieren die Unterlassung unerwünschten 

Verhaltens, während Gebote, etwa Genehmigungsvorbehalte, ein gewünschtes Verhalten 

fördern. Daneben eröffnet der Steuerbegriff dem Gesetzgeber die Möglichkeit, die Steuer 

über den Fiskalzweck hinaus durch die Verfolgung von Lenkungszwecken zur Verhaltens-

lenkung als ordnungsrechtliche Alternative einzusetzen. Auch nichtsteuerliche Abgaben 

können durch entsprechende tatbestandliche Ausgestaltung für diesen Einsatz in Betracht 

kommen. Es stellt sich daher die Frage, wieso der Gesetzgeber von einer abgabenrechtli-

chen Lenkung Gebrauch machen sollte. Denn es besteht bspw. mit dem Verbot ein ord-

nungsrechtliches Mittel, welches notfalls imperativ ein unerwünschtes Verhalten gänzlich 

unterbinden kann, was mit der abgabenrechtlichen Lenkung ausgeschlossen ist.144 Die 

Frage ist unabhängig vom (möglichen) Bestehen eines verfassungsrechtlichen Steuer-

staatsprinzips zu beantworten. Denn das Prinzip richtet sich durch die Statuierung des Vor-

rangs des Steuerrechts vor dem Sachrecht nicht gegen ordnungsrechtliche Instrumente, 

sondern primär gegen nichtsteuerliche (lenkende) Abgaben. Nachfolgend wird zur Beant-

wortung der Frage, warum der Gesetzgeber von der abgabenrechtlichen Lenkung Ge-

brauch machen sollte, diese zunächst begrifflich eingeordnet (A.). Die Darstellung der fi-

nanzwissenschaftlichen und historischen Entwicklung der Lenkung über Abgaben (B.) soll 

anschließend zu einem besseren Verständnis ihrer Wirkungsweise im Vergleich zum Ord-

nungsrecht beitragen (C.). 

A. Begriffsbestimmung 

Der abgabenrechtlichen Lenkung unterfallen die nichtsteuerliche Lenkungsabgabe und die 

steuerliche Norm mit Lenkungszweck, differenziert in Lenkungssteuer und -norm, d.h. Ab-

gaben, die über die Einnahmeerzielung hinaus primär andere Zwecke verfolgen. Die abga-

benrechtliche Lenkung als solche unterteilt sich dabei in den Tatbestand der Lenkung und 

die Rechtsfolge der Abgabenerhebung bzw., je nach Ausgestaltung, der Verringerung einer 

Abgabenlast. Ausgenommen vom Begriff der Abgabe sind rein privatrechtliche Zahlun-

gen.145 Den Tatbestand der Lenkung charakterisiert die Gestaltungfunktion, die sich über-

greifend auf die Rechtsfolge in Zweck (Was soll gefördert werden?), Mittel (Womit soll 

 
144 Da der Steuerbegriff die eine „Erdrosselungssteuer“ ausschließt, ist eine Lenkung mit steuerrechtlichen Normen, 

die zu einem Unterbinden eines Verhaltens führen soll, ausgeschlossen, vgl. Kap. § 2 A. II. 2. Ein Umschlagen der 

Erdrosselungssteuer auf eine Sachkompetenzgrundlage ist aufgrund des Gebots der Normenwahrheit nicht möglich, 

vgl. Wernsmann, NVwZ 2024, 694 (696). Eine Abgabe, der eine reine Verwaltungsfunktion mit Verbotscharakter 

zukommt und somit keinem Finanzierungszweck nachgeht, ist mit einer Sachkompetenzgrundlage möglich, vgl. 

Kment, in: Jarass/ders., GG, Art. 105, Rn. 27. Letztere ist aber nicht Gegenstand der Arbeit, da sie aufgrund der 

fehlenden Finanzierungsfunktion nicht im Konflikt zum Steuerstaatsprinzip steht. 
145 Vgl. hierzu Aichberger, in: Weber (Hrsg.), Rechtswörterbuch, A, Ab. 
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gefördert werden?) und Wirkung (Wird der Zweck mit dem Mittel gefördert?) unterteilt. 

Jede dieser tatbestandlichen Lenkungsfragen ist dabei nicht für sich zu betrachten; Zweck, 

Mittel und Wirkung bedingen sich gegenseitig. Das Mittel ist dabei durch die Anknüpfung 

an eine der Erzielung von Einnahmen dienende Abgabe vorgegeben. Durch die Ausgestal-

tung des Tatbestands kann die Belastung zu einer Vermeidung, die Entlastung oder Diffe-

renzierung zu einer Förderung eines Verhaltens führen und somit dem verfolgten Zweck 

dienen. 

Damit nicht allein die Existenz von abgabenrechtlichen Belastungen, Entlastungen oder 

Differenzierungen zu der Einordnung als Lenkung führt,146 muss der Zweck, also die Fest-

stellung, dass mit einem Mittel etwas gefördert werden soll, denklogisch über das beste-

hende Interesse, Einnahmen zu erzielen,147 hinausgehen. Es bedarf insoweit einer Intention 

und Finalität des Gesetzgebers.148 Dies ist erforderlich, da Abgaben bei wirtschaftlich han-

delnden Menschen (homo oeconomicus-Gedanke) zu Vermeidungsanstrengungen führen 

und im Ergebnis damit jede Abgabe „lenkt“. Sachlich ist es daher falsch, anstelle eines 

Lenkungszwecks von einer Lenkungsfunktion zu sprechen.149 Eine Differenzierung zwi-

schen gewollter und ungewollter Lenkung wäre ohne Anknüpfung an die erkennbare In-

tention des Gesetzgebers nicht möglich.150 Ein abschließender Kanon möglicher Len-

kungszwecke besteht nicht. Allerdings sollten sie sich an Gemeinwohlinteressen orientie-

ren, um bspw. nicht als Geschenk oder unzulässiges Privileg eingeordnet zu werden.151 

Bisher verfolgte Ziele lassen sich in ökologische, ökonomische oder soziale sowie kultu-

relle Zwecke unterteilen.152 Beispiele für die Verfolgung von ökologischen Zwecken sind 

die Verpackungssteuer in Tübingen, die Differenzierungen der Kfz-Steuer am Schadstoff-

gehalt oder die Wasserentnahmegebühren. Ökonomische Zielsetzungen unterteilen sich in 

bundesweite, wie die Heraufsetzung der ertragsteuerlichen Verlustvorträge während der 

Covid-19 Pandemie, und branchenspezifische, wie die Bankenabgabe im Anschluss an die 

Finanzkrise.153 Kulturpolitische und soziale Zwecke lassen sich an den Begünstigungstat-

bestanden der §§ 10 ff. EStG oder an der Schwerbehindertenabgaben nachvollziehen. Dass 

tatsächlich eine Lenkungswirkung154 eintreten muss, ist beim Abstellen auf die Intention 

und Finalität des Gesetzgebers nicht notwendig. 

 
146 Diese Einteilung ebenfalls vornehmend Rodi, JZ 2000, 827 (829 f.) 
147 Vgl. Kap. § 2 A. II. 2. 
148 Vgl. zur steuerlichen Lenkung bereits Kap. § 2 A. III. 2. c. bb. Mit dieser Feststellung ist es auch auf lenkende 

nichtsteuerliche Abgaben übertragbar, dass der Zweck von einer erkennbaren gesetzgeberischen Entscheidung getra-

gen sein muss, vgl. hierzu P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 19. 
149 So auch Jahndorf, Grundlagen der Staatsfinanzierung, S. 26. 
150 Relevanz besitzt dies insb. für die Bestimmung der Kompetenzgrundlage (s. Kap. § 5 D. II. 2. a.) und der Prüfung 

der materiellen Verfassungsmäßigkeit, vgl. zu letzterem Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 205. 
151 Vgl. Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz.19.75. 
152 Statt vieler ebenfalls Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 86. 
153 Ausf. Hey, DStJG 39, 11 (16 ff. und 21 ff.). 
154 In der Literatur werden Lenkungs- und Gestaltungswirkung zum Teil synonym verwendet, vgl. Desens/Tappe, 

Steuerrecht, § 2, Rn. 195; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 6; so auch fest-

stellend Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 4 m.w.N. 
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B. Entwicklung 

Der Begriff der Steuer155, wie er heute in der Bundesrepublik Deutschland Verwendung 

findet, stammt ursprünglich vom althochdeutschen Wort „stiura“ ab. „Stiura“ bedeutete die 

Bitte um Mitfinanzierung eines bestimmten Vorhabens und war noch keine einseitig ver-

pflichtende Zahlung. Als Ursprung der Steuer gilt der „Zehnte“, eine Abgabe in der Höhe 

eines Zehntels des Einkommens. Dem „Zehnt“ stand aber nicht mehr als ein abstraktes 

Schutzversprechen des Herrschers gegenüber und er wurde insbesondere in Kriegszeiten 

erhoben.156 Erst mit dem Beginn der Monetarisierung, der Ablösung der Natural- durch die 

Geldwirtschaft, der modernen Staatswerdung durch den Wandel vom mittelalterlichen 

Reich zu einem staatlichen Gebilde unter der Herrschaft absoluter Fürsten im 16. Jahrhun-

dert wurde die Fiskalfunktion der Steuer entdeckt. Stehende Heere und zu besoldende Be-

amte schufen einen enormen Finanzbedarf, der eine Erweiterung der Einnahmen um die 

Steuer notwendig machte. Dieser steigende staatliche Finanzbedarf entwickelte die mo-

derne Staatlichkeit in allen europäischen Ländern – aufbauend auf einer leistungsfähigen 

Geldwirtschaft.157 

Im Zeitalter des Absolutismus (16.-18. Jahrhundert) befasste sich erstmals der Kameralis-

mus, eine Unterform des Merkantilismus, finanzwissenschaftlich mit der abgabenrechtli-

chen Lenkung. Der Kameralismus war eine staatswissenschaftliche Wirtschaftstheorie, die 

den Staat in den Mittelpunkt des gesellschaftlichen Zusammenlebens stellte. Er wurde als 

Gerechtigkeitsordnung von Grund auf als gut betrachtet. Der Staat hatte in wirtschaftlicher 

Unabhängigkeit die Aufgabe, die Wirtschaft und den Alltag der Bürger zu lenken, zu leiten 

und zu formen. Dabei war die Lenkung durch den Staat ein Charakteristikum des Kamera-

lismus, welche nicht zuletzt über Steuern erfolgen sollte.158 Durch gezielte Steuersenkun-

gen oder -befreiungen wurde u.a. versucht, Finanzmittel, Produktionsstätten und Wirt-

schaftsgüter aus gut in schwach entwickelte Gebiete zu lenken.159 Erst mit der Entwicklung 

zum Wirtschaftsliberalismus keimte in der Finanzwissenschaft die Idee der freien Markt-

wirtschaft auf. War es doch allein diese, die ohne Zutun des Staates für eine optimale Ver-

teilung der Wirtschaftsgüter sorgen konnte.160 Die Steuer sollte mit Ausnahme von Schutz-

zöllen nur noch zu Fiskalzwecken benutzt werden. Marktgesetze durften durch ein Ein-

greifen des Staates nicht berührt werden. Lenkungszwecke hatten keinen Platz und die 

 
155 Vgl. Kap. § 2 A. I. 
156 G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (358). 
157 Vgl. Kube, in: Kischel/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 42, Rn. 1; Reimer, in: FS P. Kirchhof, § 136, Rn. 2; Waldhoff, 

in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 1. 
158 Vgl. hierzu Jenetzky, System und Entwicklung des materiellen Steuerrechts in der wissenschaftlichen Literatur des 

Kameralismus von 1680-1840, S. 84; F. Kirchhof, DVBl 2000, 1166; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rati-

onalen Steuersystem, S. 19 f. 
159 Jenetzky, System und Entwicklung des materiellen Steuerrechts in der wissenschaftlichen Literatur des Kameralis-

mus von 1680-1840, S. 85 f. 
160 F. Kirchhof, DVBl 2000, 1166. 
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Verhaltensbeeinflussung war verpönt.161 Kurzum: Eingriffe in die Wirtschaft waren uner-

wünscht und damit auch die abgabenrechtliche, insbesondere steuerliche Lenkung.162 Ob-

wohl die liberalen Denker stets den Fiskalzweck der Steuer in den Vordergrund stellten, 

erkannten sie dennoch auch die freiheitsichernden Aspekte, die mit einer steuerlichen Len-

kung einhergehen.163 Selbst Adam Smith hob hervor, dass eine Lenkung über Abgaben 

unter bestimmten Umständen positive Auswirkungen auf den Markt haben kann.164 Im 

letzten Drittel des 19. Jahrhunderts gewann dann in Deutschland eine finanzwissenschaft-

liche Richtung an Boden, die als Interventionismus bezeichnet werden kann.165 Infolge von 

Fehlentwicklungen im Verlauf der industriellen Revolution rückte die soziale Frage mehr 

und mehr in den Vordergrund. Die Einnahmenpolitik sollte nicht mehr nur zur Deckung 

von Finanzbedarfen genutzt werden. Der Staat sollte Aufgaben und Leistungen überneh-

men, die wirtschafts- und sozialpolitischen Zielsetzungen dienten.166 Allerdings standen 

weniger wirtschaftliche als vielmehr soziale Zwecke im Vordergrund. 

Als historische Beispiele abgabenrechtlicher Lenkung können die Luxussteuern der frühen 

Neuzeit, die Bartsteuer und die Margarinesteuer genannt werden.167 Die Luxussteuern der 

frühen Neuzeit sollten anstelle von Luxusverboten einen übermäßigen Lebensstil auf ein 

erträgliches Maß reduzieren und durch steuerliche Eingriffe die Wirtschaft regulieren. An-

knüpfungspunkte boten das Trinken, das Spiel oder die Kleidung.168 Einerseits wurde so-

mit ein verpöntes Verhalten eingedämmt, andererseits wurden durch die Abgabenerhebung 

höhere Staatseinnahmen erzielt. Luxussteuern galten daher um die Jahrhundertwende vom 

16. zum 17. Jahrhundert als Idealsteuer.169 Mit der Bartsteuer wollte Zar Peter der Große 

(1672-1725) die Bevölkerung dem westlichen Bild eines Mannes annähern. Jeder, der ei-

nen Bart trug, musste eine Steuer bezahlen. Wurde ein Bärtiger ohne Steuerquittung ange-

troffen, wurde er an Ort und Stelle rasiert. Dies zeigt, dass der Bartsteuer nahezu aus-

schließlich ein Lenkungszweck immanent war. Der Fiskalzweck trat fast gänzlich in den 

Hintergrund.170 Die Margarinesteuer in den Vereinigten Staaten von Amerika war dagegen 

eine allein von der Lobby der Milchwirtschaft initiierte Steuer zum Schutz der Butter. Das 

 
161 Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 21 f. 
162 Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 21 f. 
163 Vgl. sogleich Kap. § 4 C. III. 
164 Vgl. Smith, Wohlstand der Nationen, S. 709, der durch Steuervergünstigungen den Grundeigentümer dazu veran-

lassen wollte, einen Teil seines Landes aufgrund höherer Ertragserwirtschaftung als der Pächter selbst zu bewirtschaf-

ten; hierzu auch Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 22. 
165 Vgl. Kolms, Finanzwissenschaft, Bd. I, S. 20 f. 
166 Tiefergehend hierzu Kolms, Finanzwissenschaft, Bd. I, S. 20 f. 
167 Zu historischen Beispielen der Lenkung über Abgaben ausf. Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen 

Steuersystem, S. 24 ff. 
168 Dazu Desens/Tappe, Steuerrecht, § 1, Rn. 16 f. m.w.N. 
169 Schwennicke, Ohne Steuer kein Staat, S. 162 f. 
170 Vgl. Homburg, Allgemeine Steuerlehre, S. 37. 
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Fiskalinteresse trat auch bei dieser fast gänzlich hinter der erhofften erdrosselnden Wir-

kung zurück.171 Die Margarinesteuer verdeutlicht, dass die abgabenrechtliche Lenkung 

auch ein Spielball von Partikularinteressen sein kann. 

In Deutschland wurden Lenkungszwecke in die bestehenden Steuersysteme vermehrt nach 

dem zweiten Weltkrieg aufgenommen.172 Die Alliierten oktroyierten mit den sog. „Febru-

argesetzen“ 1946 drastische Steuererhöhungen. So stieg die Umsatzsteuer um 50 % auf  

3 % und der Spitzensteuersatz der Einkommensteuer auf 95 %.173 Daher waren im Rahmen 

der Steuer- und Wirtschaftspolitik Steuervergünstigungen notwendig, um die hohe Steuer-

belastung ertragen zu können. Später verfolgte Ludwig Erhard als erster Wirtschaftsminis-

ter der Bundesrepublik Deutschland von 1949 bis 1963 mit gesetzten Ausnahmen wirt-

schaftspolitische Ziele. So sollte u.a. die Förderung von Investitionen und die Begünsti-

gung von Mehrarbeit das Wachstum fördern, die Wirtschaft wiederaufbauen sowie für 

Preisstabilität sorgen.174 Die Steuersätze wurden erst im Rahmen der Öffnungen der Volks-

wirtschaften zur Gegenfinanzierung der Rückführung der Steuervergünstigungen ge-

senkt.175 Nach der Wiedervereinigung 1990 sollten steuerliche Anreize über die Steuerver-

günstigung von Investitionen in den neuen Bundesländern gesetzt werden.176 Gegen Ende 

des 20. Jahrhunderts wurde das Abgabensystem im Zuge der Ökosteuerreformen durch die 

indirekte Besteuerung von umweltbelastenden Tatbeständen (v.a. Energie und Kraftstoffe) 

ökologischen Zielen unterworfen.177 Im Rahmen der Finanzkrise von 2007 bis 2009178 und 

der COVID-19-Pandemie von 2020 bis 2023179 erfolgten weitreichende Änderungen im 

Ertrags- und Verbrauchsteuerrecht, um die wirtschaftlichen Folgen aufzufangen. Im Vor-

dergrund dieser Änderungen standen allein wirtschaftspolitische Ziele. Da sich die Unter-

scheidung der Abgabentypen zwischen Steuer einerseits und nichtsteuerlichen Abgaben 

andererseits erst Anfang des 19. Jahrhunderts entwickelte, ist auch die Idee, über letztere 

zu lenken, relativ jung.180 Dennoch werden auch nichtsteuerliche Abgaben zur Verfolgung 

ökonomischer, ökologischer und sozialer Zwecke eingesetzt. Als Beispiele können der 

Konjunkturzuschlag, die Investitionshilfeabgabe, die Schwerbehindertenabgabe und die 

Wasserentnahmeabgabe genannt werden. Zuletzt wurde die Einführung nichtsteuerlicher 

 
171 Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 28. 
172 Zur Lenkung über Abgaben im deutschen Kaiserreich ab 1871, in der Weimarer Republik und im Nationalsozia-

lismus ausf. Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 28 ff. 
173 Vgl. Muscheid, Die Steuerpolitik in der Bundesrepublik Deutschland 1949-1982, S. 27. 
174 Tiefergehend und m.w.N. Muscheid, Die Steuerpolitik in der Bundesrepublik Deutschland 1949-1982, S. 38 ff., 

44 ff. 
175 Hey, DStJG 39, 11 (15). 
176 Hierzu ausf. Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 44 f.; vgl. außerdem Rodi,  

JZ 2000, 827. 
177 Im Zuge der Ökosteuerreform wurde insb. eine Stromsteuer eingeführt und die Steuersätze auf Kraftstoffe, Heizöl, 

Erdgas und Flüssiggas erhöht, vgl. hierzu ausf. Feess/Seeliger, Umweltökonomie und Umweltpolitik, S. 100 ff. 
178 Vgl. Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland vom 2.3.2009, BGBl. I 2009, 416. 
179 Vgl. die vier Gesetze zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise. 
180 F. Kirchhof, DVBl 2000, 1166; G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (357 f.). 
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Lenkungsabgaben in Form der CO2-Abgabe oder der Erhöhung der Anlieger- bzw. gene-

reller Parkgebühren diskutiert.181 Hieran zeigt sich: Die Lenkung über nichtsteuerliche Ab-

gaben ist aktueller denn je. 

Der Abgabeninterventionismus in Deutschland ist vor allem aus den Bereichen der Um-

welt-, Wirtschafts- und Sozialpolitik bekannt. Er führt dazu, dass das aktuelle Abgaben-

system als ein Mehrzwecksystem bezeichnet werden kann. Eingesetzt wird hierfür entwe-

der eine abgabenrechtliche Belastung oder eine abgabenrechtliche Begünstigung. Ob rein 

finanzwissenschaftlich oder tatsächlich, seit der Herausbildung der Finanzierungsfunktion 

der Steuer und der nichtsteuerlichen Abgabe war die Lenkung über das Abgabenrecht ein 

zentraler Bestandteil der Wissenschaft und Politik. 

C. Wirkung 

Es ist unbestritten, dass der Gesetzgeber auf die abgabenrechtliche Lenkung zurückgreift. 

Offen ist, wieso er sich dieses Mittels bedient. Dies könnte sich durch einen Vergleich zum 

Ordnungsrecht beantworten lassen. Über das Ordnungsrecht stehen dem Gesetzgeber 

Möglichkeiten zur Verfügung, bspw. durch Verbote oder Genehmigungsvorbehalte, einen 

bestimmten Zweck mittels Verhaltenslenkung gezielt zu fördern.182 Wieso hat der Gesetz-

geber trotzdem auf eine Lenkung über Abgaben zurückgegriffen und sollte dies auch zu-

künftig tun? Dies wird nachfolgend weniger aus einer rechtlichen, sondern vielmehr aus 

einer verhaltens- und finanzwissenschaftlichen Perspektive betrachtet. Dazu werden die 

wesentlichen Argumente, die für den Einsatz einer Lenkung über Abgaben183 sprechen 

könnten, wie der homo oeconomicus-Gedanke (I.), die Marktkonformität (II.), das frei-

heitsschonendere Wahlrecht (III.) und die höhere Wirksamkeit und Effizienz (IV.) darge-

stellt und kritisch hinterfragt.184 Stellt die abgabenrechtliche Lenkung eine, wenn nicht so-

gar die Alternative zu ordnungsrechtlichen Mitteln dar (V.)? 

I. Homo oeconomicus-Gedanke 

Die Belastung eines wirtschaftlich handelnden Menschen führe zu Vermeidungsanstren-

gungen, die in Aussicht gestellte Begünstigung zu Entlastungsbemühungen, also zum ge-

wünschten Verhalten. Dieser These liegt der Kerngedanke eines homo oeconomicus, also 

eines rationalen und eigennützigen wirtschaftlichen Handelns, zugrunde. Die Wirtschafts-

subjekte würden bei lenkenden Abgaben unmittelbar reagieren oder gäben, sofern möglich, 

Belastungen als Zusatzkosten weiter.185 Der diesen Abgaben zugrundeliegende Zweck 

 
181 Zur CO2-Abgabe vgl. Kap. § 5 D. II. 4. und für die Parkgebühren VGH Mannheim, ZUR 2022, 613. 
182 Zertifikatslösung werden in dieser Arbeit nicht als eigenständige Kategorie dargestellt, sondern den Abgaben zu-

geordnet, vgl. Kap. § 5 D. II. 2. c. 
183 Die aufgezählten Argumente gelten im Kern sowohl für lenkende steuerliche als auch lenkende nichtsteuerliche 

Abgaben; vgl. ebenfalls Sacksofsky, NJW 2000, 2619 (2625). 
184 Ausf. zum Gesamten ebenfalls F. Kirchhof, in: Rengeling (Hrsg.), Hdb. Umweltrecht, Bd. I, § 38, Rn. 10 ff. 
185 Vgl. Klinski/Keimeyer, NVwZ 2019, 1465; Rodi, ZUR 2016, 531 (531 f.). 
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werde damit durch die „unsichtbare“ Hand des Marktes selbstständig umgesetzt.186 Bei 

Umweltabgaben bekomme der Nutzer einer natürlichen Ressource die negativen Auswir-

kungen direkt durch einen teureren Preis zu spüren. Diesem automatischen Mechanismus 

ist jedoch entgegenzuhalten, dass die Verhaltensökonomie bereits aufzeigt hat, dass der 

homo oeconomicus-Gedanke allenfalls bei Unternehmen angesetzt werden kann. Privat-

personen verfolgen, auch aufgrund begrenzteren Wissens, keinen permanenten und aus-

schließlichen Maximierungsansatz, sondern nur eine vernünftige Handlungsstruktur.187 Im 

Mittelpunkt dieser steht die Befriedigung der Grundbedürfnisse und ein gewisser Grad an 

Zufriedenheit.188 Auch zeigen mögliche Mitnahmeeffekte bei Begünstigungen, d.h. wenn 

das geforderte Verhalten auch ohne abgabenrechtliche Lenkung ausgeübt worden wäre, 

dass Unternehmen wie Privatpersonen nicht nur auf Anreize reagieren, sondern oft ein 

strategisch-opportunistisches Verhalten annehmen, welches sich grundsätzlich nicht mit 

dem starren Modell des homo oeconomicus deckt.189 Daher kann der homo oeconomicus-

Gedanke nicht (alleine) als Argument für eine Lenkung über Abgaben herangezogen wer-

den. 

II. Marktkonformität 

Das Wirtschaftssystem ist von Geld dominiert; es geht im Kern um „bezahlen oder nicht 

bezahlen“.190 Die abgabenrechtliche Lenkung orientiert sich an diesen Marktgegebenhei-

ten. Sie steht dem Wirtschaftssystem damit näher als der ordnungsrechtliche Eingriff.191 

Das imperative Handeln kann durch eine Anpassung an den Markt ersetzt werden. Wird 

der Markt jedoch aus einer liberalen Perspektive verstanden, so ist die abgabenrechtliche 

Lenkung gerade nicht marktkonform. Eine Abgabe soll nur zu reinen Finanzierungszwe-

cken eingesetzt werden dürfen. Der ansonsten freie Markt wird aber durch die Verfolgung 

von anderen Zwecken, also externen Effekten – vom außenstehenden Staat – beeinflusst.192 

Da jedoch auch Adam Smith die Lenkung über Abgaben in Ausnahmefällen positiv als 

marktsteigernd hervorgehoben hat, kann im Ergebnis selbst aus liberaler Perspektive zu-

mindest eine bessere Marktkompatibilität gegenüber ordnungsrechtlichen Handlungsmög-

lichkeiten festgehalten werden.193 

 
186 Vgl. F. Kirchhof, DVBl 2000, 1166 (1170); Weber-Grellet, NJW 2001, 3657. 
187 Vgl. Fehling, ZUR 2020, 387 (388); Rodi, Ökonomische Analyse des Öffentlichen Rechts, S. 23. 
188 Zur Verhaltensökonomie tiefergehend Rodi, Ökonomische Analyse des Öffentlichen Rechts, S. 22 ff. 
189 Vgl. F. Kirchhof, DVBl 2000, 1166 (1170 f.). 
190 Sacksofsky, NJW 2000, 2619 (2624). 
191 Vgl. G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (356); in diese Richtung auch Hendler/Heimlich, ZRP 2000, 325 

(326); Weber-Grellet, NJW 2001, 3657. 
192 Vgl. F. Kirchhof, DVBl 2000, 1166 (1168). 
193 So auch feststellend Fehling, ZUR 2020, 387 (388). 
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III. Freiheitsschonenderes Wahlrecht194 

Wenn einerseits ordnungsrechtliche Verbote oder Auflagen imperativ wirken, mit unmit-

telbarem Zwang durchgesetzt werden können und je nach Ausgestaltung u.U. keine Aus-

weichmöglichkeiten vorsehen, eröffnet die abgabenrechtliche Lenkung dem Abgaben-

pflichtigen andererseits immer einen Handlungsspielraum. Dieser umfasst drei Möglich-

keiten: Erstens zu bezahlen, zweitens das gewünschte Verhalten umzusetzen oder drittens 

beides durch entsprechendes Verhalten zu vermeiden.195 Diesem freiheitsrechtlichen Vor-

teil auf der einen Seite können jedoch auf der anderen Seite gleichheitsrechtliche Bedenken 

entgegengehalten werden. Durch die Anknüpfung an die Zahlungsfähigkeit wird ein Bezug 

zur finanziellen Leistungsfähigkeit eines jeden Abgabenpflichtigen hergestellt. Damit be-

steht das freiheitsschonendere Wahlrecht bei der Lenkung durch Abgaben nur, wenn die 

Wahlmöglichkeit aus finanzieller Sicht eröffnet ist. Andernfalls ist der Adressat der Ab-

gabe auf eine Verhaltensanpassung in Form des gewünschten oder ausweichenden Verhal-

tens beschränkt. Das führt dazu, dass die belastende abgabenrechtliche Lenkung bei finan-

ziell Schwächeren, ebenso wie das Ordnungsrecht allgemein, als ein Befehl, bei finanziell 

Stärkeren dagegen wie eine „Empfehlung“ wahrgenommen werden kann. Zudem führen 

begünstigende Lenkungsnormen bei degressiv ausgestalteten Steuern wie der Einkom-

mensteuer zu einer stärkeren Bevorzugung von Abgabepflichtigen mit hohem Einkommen, 

sofern der intendierten Lenkung nachgekommen wird.196 

Nicht unbeachtet bleiben darf jedoch, dass auch das Ordnungsrecht Möglichkeiten bereit-

hält, durch die Ausgestaltung des Tatbestands Handlungsspielräume zu eröffnen. In Be-

tracht kann hierfür statt des Verbots eines spezifischen Verhaltens eine weniger spezifische 

Ergebnisorientierung gezogen werden. Zielsetzungen können durch die ordnungsrechtli-

che Regelung unmittelbar als steuerungswirksamer und vollziehbarer Verhaltensbefehl 

formuliert werden. So bleibt es z.B. bei Regelungen zum gewerblichen Umgang mit was-

sergefährdenden Stoffen den Unternehmen überlassen, durch entsprechende Schutzmaß-

nahmen die Wasserqualität zu sichern. Damit bestehen gegenüber einem direkten Verbot 

wassergefährdender Stoffe viele Handlungsmöglichkeiten, insbesondere betriebsbezogene 

Maßnahmen, um den Schutz der Wasserqualität zu gewährleisten, ohne das Ergebnis zu 

beeinträchtigen.197 Anbieten würden sich zudem auch Austauschmöglichkeiten, d.h. die 

Eröffnung von Handlungsspielräumen durch die Schaffung von Kompensationsmöglich-

keiten. §§ 7 Abs. 3, 17 Abs. 3a und 48 Nr. 4 Bundesimmissionsschutzgesetz ermöglichen 

dergestalt Abweichungen von bestimmten Anforderungen an genehmigungsbedürftige An-

 
194 Zwar umfasst die Arbeit nicht die freiheitsrechtlichen Anforderungen an eine abgabenrechtliche Lenkung. Dies 

schließt aber nicht aus, die abgabenrechtliche Lenkung auf mögliche freiheitliche Vorteile im Vergleich zum Ord-

nungsrecht hin zu überprüfen. 
195 Vgl. in die Richtung ebenfalls Klinski/Keimeyer, NVwZ 2019, 1465; Weber-Grellet, NJW 2001, 3657 (3660). 
196 Vgl. zu diesem Abschn. auch Fehling, ZUR 2020, 387 (389); F. Kirchhof, DVBl 2000, 1166 (1171 ff.); Sacksofsky, 

NJW 2000, 2619 (2623); Weber-Grellet, NJW 2001, 3657 (3660 f.). 
197 Vgl. bspw. § 62 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz. 
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lagen, wenn eine weitergehende Minderung von Emissionen als bei Beachtung der Anfor-

derungen erreicht wird. Allerdings eignen sich solche ordnungsrechtlichen Mittel nicht für 

jeden Bereich und werden überwiegend im Umweltrecht eingesetzt. Es zeigt aber, dass das 

Ordnungsrecht selbst auch Möglichkeiten bereithält, durch die tatbestandliche Ausgestal-

tung seine Freiheitseinbußen abzumildern.198 

IV. Höhere Wirksamkeit und Effizienz 

Zugunsten der abgabenrechtlichen Lenkung wird besonders hervorgehoben, dass diese 

kostengünstiger und gesamtwirtschaftlich effizienter gegenüber ordnungsrechtlichem 

Handeln ist.199 Zum einen senken vor allem Umweltabgaben durch Vermeidungsanstren-

gungen betroffener Marktteilnehmer die volkswirtschaftlichen Kosten für den Umwelt-

schutz. Der Vermeidungsdruck lässt die Umweltabgaben dem Ordnungsrecht sehr nahe-

kommen. Zum anderen ist der Lenkung über Abgaben eine dynamische Anreizfunktion zu 

eigenen Innovationen immanent.200 Um beim Beispiel der Umweltabgaben zu bleiben, 

kann so versucht werden, neue Produktionsverfahren zu entwickeln, um den CO2-Ausstoß 

stetig zu verringern und die Abgabenlast zu minimieren. Bei einer ordnungsrechtlichen 

Auflage, nur eine bestimmte Treibhausmenge produzieren zu dürfen, wird ein solcher An-

reiz erst ab deren Erreichen gesetzt. Zudem unterliegen sie, ebenso wie Verbote, einem 

erhöhten, kostenintensiveren Kontrollaufwand durch die Ordnungsbehörden, was deren ef-

fektive Durchsetzung in der Breite beeinträchtigen kann. Gegenüber offenen Handlungs-

formen, wie den Kooperationsmöglichkeiten, tragen Abgaben Zwangscharakter, sind 

durchsetzungs- und vollzugsfähiger. Deren gesetzgeberischer und insbesondere verwal-

tungsbezogener Aufwand kann durch Rückgriff auf bestehende Strukturen oder durch (An-

)Meldeverfahren gegenüber den Behörden minimiert werden.201 Abgaben, insbesondere 

Steuern, müssen ohnehin erhoben werden. Dass es externe Einflüsse auf den Markt 

braucht, um Probleme zu lösen, zeigt die Theorie vom Gefangenen-Dilemma: Wenn jeder 

Marktteilnehmer überwiegend nur nach eigenem Interesse handelt, werden für jeden 

schlechtere Ergebnisse erzielt, als wenn sie zusammenarbeiten würden.202 Sollen externe 

Effekte dabei eine Vielzahl von Personen treffen, hat die abgabenrechtliche Lenkung in 

der Breite grundsätzlich eine höhere Wirksamkeit und Effizienz gegenüber dem Ordnungs-

recht. 

Dennoch kann der höheren Wirksamkeit in der Breite entgegengehalten werden, dass die 

abgabenrechtliche Lenkung zwar das Verhalten lenken kann, nur in welche Richtung und 

 
198 Vgl. zum Ganzen Lübbe-Wolff, NVwZ 2001, 481 (484). 
199 Statt vieler Fehling, ZUR 2020, 387 (388) für die CO2-Vermeidung; Klinski/Keimeyer, NVwZ 2019, 1465; 

Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 19. 
200 Vgl. Hendler/Heimlich, ZRP 2000, 325 (326); Lübbe-Wolff, NVwZ 2001, 481 (486); Sacksofsky, Umweltschutz 

durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 22. 
201 So Rodi, ZUR 2016, 531 (532); Weber-Grellet, NJW 2001, 3657 (3660). 
202 Tiefergehend Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 8 ff. 
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in welchem Maße ist im Vorhinein schwer abschätzbar.203 Dem Abgabenpflichtigen steht 

neben dem intendierten Verhalten auch die Möglichkeit von (unvorhersehbarem) Vermei-

dungsverhalten zu. Dazu bedarf es im Falle der intendierten Verhaltensänderung einer Re-

aktionszeit, bis sie spürbar wird. Auch erleidet die Wirksamkeit der Verhaltenssteuerung 

dadurch Einbußen, dass sich der Abgabenpflichtige von der Verhaltenspflicht freikaufen 

kann; vorausgesetzt, es besteht überhaupt eine Abgabenschuld bzw. es liegt keine Befrei-

ung vor. Bei der Verfolgung mehrerer Lenkungszwecke durch eine Abgabe ist darauf zu 

achten, dass sich diese nicht konträr verhalten. Die Treffsicherheit der abgabenrechtlichen 

Lenkung im Einzelfall ist damit schwieriger einzuschätzen. Die Genauigkeit in der Zwe-

ckerreichung fehlt den ordnungsrechtlichen Mitteln dagegen nicht. Ihnen gelingt durch das 

Vorschreiben angezielten Verhaltens ein direkter Zugriff. In der Spitze sind ordnungsrecht-

liche Elemente somit wirkungsstärker, effektiver, jedoch einhergehend mit höheren Durch-

setzungskosten und Kontrollaufwand. Das Ordnungsrecht eignet sich somit dort, wo eine 

Anreizsteuerung zu unsicher und ein Verhaltensänderung zwingend notwendig ist.204 

Wiederholt wird zudem angeführt, dass bei der abgabenrechtlichen Lenkung der Len-

kungszweck und der einer Abgabe notwendig innewohnende Zweck, Einnahmen zu erzie-

len, gegenläufig wären. Dadurch sei es schwierig, überhaupt deren angemessenes Maß zu 

finden.205 Denn würde der Lenkungsanreiz befolgt, wäre das Aufkommen gleich null. Das 

Ziel einer Lenkung durch Abgaben ist jedoch nicht, ein bestimmtes Verhalten zu verdrän-

gen, sondern zu minimieren. Der Gesetzgeber nimmt durch den Gebrauch der Lenkungs-

abgabe in Kauf, dass sich gewünschtes Verhalten abgabenmindernd auswirkt. Muss ein 

Verhalten unterbleiben, weil es untragbar oder zu einer Gefahr für die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung wird, ist auf das klassische Ordnungsrecht zurückzugreifen. Ein innerer 

Widerspruch, welcher die abgabenrechtliche Lenkung im Vorhinein inkohärent erscheinen 

lässt, ist nicht gegeben; das Nullaufkommen ist eine Illusion und kein Ideal.206 

V. Ergebnis: Ist die Lenkung über Abgaben eine Alternative zum Ordnungs-

recht? 

Die abgabenrechtliche Lenkung ist weder ein Allheilmittel207 noch eine ordnungsrechtliche 

Alternative, sondern eine notwendige Ergänzung des Ordnungsrechts. Kurz: Die Mischung 

macht‘s.208 Jede Handlungsmöglichkeit des Gesetzgebers hat spezifische Wirkungsbedin-

gungen und Folgen. Die Lenkung über Abgaben sorgt vor allem bei Unternehmen für eine 

 
203 Drüen, VVDStRL 79 (2020), 127 (154). 
204 Vgl zu diesem Abschn. Feess/Seeliger, Umweltökonomie und Umweltpolitik, S. 76 ff.; Fehling, ZUR 2020, 387 

(388); F. Kirchhof, DVBl 2000, 1166 (1171); Lübbe-Wolff, NVwZ 2001, 481 (483). 
205 Drüen, VVDStRL 79 (2020), 127 (154). Vereinzelt wird diese Gegenläufigkeit von Lenkungszweck und Einnah-

menerzielung als Grund gesehen, warum Steuererhöhungen bei der Tabaksteuer umstritten sind, vgl. Ewring-

mann/Mackscheidt, Lenkungssteuern und Lenkungsabgaben, S. 20 f. 
206 Vgl. zum Gesamten Sacksofsky, NJW 2000, 2619 (2620 f.); Weber-Grellet, NJW 2001, 3657 (3661). 
207 So auch bezogen auf Steuern feststellend Weber-Grellet, NJW 2001, 3657 (3660). 
208 Die Kombination von ordnungsrechtlichen und abgaberechtlichen Mittel wird vereinzelt bereits als „Binsenweis-

heit“ bezeichnet, vgl. Fehling, ZUR 2020, 387. 
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Verhaltensteuerung, ist marktkompatibler, grundsätzlich freiheitsschonender, weniger kos-

tenintensiv und in der Breite wirksamer und effizienter. Jedoch sorgt sie im Fall der len-

kenden Abgabenbelastung nur für eine Reduzierung und nicht für ein gänzliches Unterlas-

sen des unerwünschten Verhaltens. Das klassische Ordnungsrecht überzeugt dagegen 

durch eine stärkere Zielgenauigkeit und Wirksamkeit, ist aber mit höherem Verwaltungs- 

und Kontrollaufwand verbunden. Seine starken Freiheitseinbußen kann es durch ordnungs-

rechtliche Handlungsspielräume, wie die Ergebnisorientierung, abmildern. Eine generelle 

Vorzugswürdigkeit eines Mittels lässt sich somit aber nicht ausmachen. Vielmehr ist im 

Einzelfall genau zu prüfen, was erreicht werden soll, und die Vor- und Nachteile der Hand-

lungsvarianten sind gegeneinander abzuwägen. Ob sich zur Zielerreichung ein ordnungs-

rechtliches Verbot, eine Auflage, eine belastende Lenkungsabgabe, begünstigende Len-

kungsnorm oder eine Kooperationsmöglichkeit besser eignet, ist daher auch nicht zuletzt 

Teil des politischen Diskurses.209 

D. Zusammenfassung 

Die Möglichkeit der abgabenrechtlichen Lenkung unterteilt sich in zwei Formen: in die 

belastende und die entlastende Lenkung, in einer der Erzielung von Einnahmen dienenden 

Abgabe. Die Abgabe umfasst hierbei steuerliche sowie nichtsteuerliche Zahlungsverpflich-

tungen. Historisch wurde deutlich, dass die Lenkung über Abgaben ein unerlässlicher Be-

standteil der Handlungsformen des Staates ist. Nach der Entdeckung der reinen Fiskalfunk-

tion wurde die Steuer zudem mehr und mehr zur Verhaltenssteuerung eingesetzt, nicht zu-

letzt vorgezeichnet durch die zunehmende Auseinandersetzung mit ihr in der finanzwis-

senschaftlichen Literatur. In der Bundesrepublik Deutschland galt es mithilfe von begüns-

tigenden Lenkungsnormen die zerstörte Wirtschaft wiederaufzubauen und das Wachstum 

anzukurbeln. Die Finanzkrise und die Covid-19-Pandemie zeigten, dass die Lenkung über 

Abgaben im modernen Staat ein unverzichtbarer Teil des staatlichen Instrumentenkastens 

ist. Insbesondere die bessere Marktkompatibilität und höhere Wirksamkeit in der Breite 

zeichnen sie gegenüber dem klassischen Ordnungsrecht aus. Umso wichtiger dürfte es da-

her sein, dem Gesetzgeber diese Möglichkeit offen zu halten. Die Lenkung über Abgaben 

ist die Normalität. Dies steht zwar im Widerspruch zur Forderung, dass das Abgabenrecht 

übersichtlicher und nachvollziehbarer gestaltet werden sollte, jedoch sind komplizierte 

Normen nicht selten ein Spiegelbild einer vielschichtigen Gesellschaft. Auffassungen, die 

eine abgabenrechtliche Lenkung möglichst vermeiden möchten, dürften dies bereits nicht 

ausreichend berücksichtigen.210

 
209 Vgl. Sacksofsky, NJW 2000, 2619 (2625 f.). 
210 Ähnlich Weber-Grellet, NJW 2001, 3657 (3661). 



  

 



  

 

§ 5 Das Steuerstaatsprinzip 

Art. 20 Abs. 1 bis 3 GG garantiert die Wesensmerkmale der Bundesrepublik Deutschland: 

Sie ist ein Rechtsstaat, eine Demokratie, eine Republik, ein Bundesstaat und ein Sozial-

staat.211 Der Steuerstaat findet dagegen weder in Art. 20 GG – obwohl er begrifflich in die 

Nähe der Staatsstrukturprinzipien gerückt werden könnte – noch in anderen Artikeln des 

Grundgesetzes ausdrücklich Erwähnung. Dennoch wird der Begriff des Steuerstaates in 

der Literatur und Rechtsprechung häufig verwendet und selten in Frage gestellt.212 Sprach-

lich lässt sich aus dem Steuerstaatsprinzip bereits eine Verbindung zwischen dem Begriff 

des Staates mit dem Finanzierungsinstrument der Steuer ableiten. Diese Verbindung deutet 

auf ein besonderes Verhältnis beider zueinander hin. Doch was hat es mit dem Steuerstaats-

prinzip genau auf sich? Lässt es sich zumindest mittelbar aus dem Grundgesetz ableiten? 

Welche normativen Rechtsfolgen werden aus ihm hergeleitet? Wie beeinflusst es das Ver-

hältnis des Sachrechts zum Steuerrecht? Um diese Fragen – insbesondere unter besonderer 

Berücksichtigung der abgabenrechtlichen Lenkung213 – zu beantworten, wird zunächst das 

Charakteristikum eines Steuerstaates (A.) und die Entwicklung zum grundgesetzlichen 

Steuerstaatsprinzip (B.) dargestellt. Daran anschließend werden seine dogmatische Herlei-

tung und normative Anknüpfung im Grundgesetz (C.) sowie seine Rechtswirkungen auf 

lenkende Abgaben kritisch erörtert (D.). Abschließend werden die Ergebnisse zusammen-

getragen und der weitere Gang der Untersuchung beschrieben (E.).  

A. Der Steuerstaat als idealtypischer Zustand 

Für ein besseres Verständnis des Steuerstaatskonzepts werden nachfolgend der Begriff des 

Steuerstaates (I.) und seine charakterisierenden, staatstheoretischen Elemente (II.) skiz-

ziert. Neben dem Unternehmerstaat bildet auch der Gebührenstaat einen Gegenentwurf 

zum Steuerstaat, welcher abgrenzend dargestellt wird (III.). 

I. Begriff 

Der „Steuerstaat“ ist ein Staat, der seinen Finanzbedarf im Wesentlichen durch Steuern 

deckt.214 Es wird verlangt, dass die Steuer die typische Einnahmequelle215 bildet oder die 

 
211 Dreier, in: ders. (Hrsg.), GG, Art. 20, Rn. 1. 
212 Vgl. bspw. aus der Rechtsprechung BVerfGE 78, 249 (266 f.); BVerfGE 93, 319 (342); aus der Literatur Hey, in: 

Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HBVwR, Bd. III, § 87, Rn. 36; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, 

Art. 105, Rn. 2; P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 1 ff.; Kube, in: Kischel/ders. (Hrsg.), 

HBStR, Bd. II, § 42, Rn. 84; Marquardsen, StuW 2022, 293; Rodi, in: FS Lehner, S. 377. 
213 Da sich die Fragen des Verhältnisses zwischen dem Steuer- und Sachrecht nicht bei Steuern und nichtsteuerlichen 

Abgaben im Allgemeinen erschöpfen, sondern sich auch bei steuerlichen Normen mit Lenkungszweck stellen, steht 

die gesamte Untersuchung in einem besonderen Bezug zur abgabenrechtlichen Lenkung, vgl. Kap. § 5 D. 
214 Vgl. Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10; Sacksofsky, Umweltschutz 

durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 127; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 417; Vogel, in: Isen-

see/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 51. 
215 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409; Rodi, Ökonomische Analyse des Öffentlichen Rechts, S. 165. 
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erste und wichtigste Einnahmequelle216 ist. Begriffliche Abweichungen beschränken sich 

nur auf die Umschreibung des im Wesentlichen.217 Eine derartige Begriffsbestimmung 

charakterisiert den Staatstypus seinem Vorverständnis nach, worin das besondere Verhält-

nis von Staat und Steuer Ausdruck findet. Anders als die in Art. 20 GG genannten Staats-

strukturprinzipien knüpft der Steuerstaat nicht an ein bestimmtes Herrschaftssystem wie 

die Demokratie, nicht an materielle Ziele wie der Rechts-, Sozial- und Bundesstaat an, 

sondern stellt auf ein Herrschaftsinstrument ab.218 Dieses Begriffsverständnis und die da-

mit einhergehende Wertung dient als Ausgangspunkt der dogmatischen Herleitung und 

normativen Anknüpfung des Steuerstaatsprinzips im Grundgesetz sowie seiner Rechtsfol-

gen. 

Neben seiner staatsrechtlichen Dimension wird der Steuerstaat begrifflich auch in anderen 

Zusammenhängen gebraucht. Er umschreibt die historische Entwicklung zu einem moder-

nen Staat, der sich zunehmend über Steuern finanziert, oder beschreibt die wirtschaftliche 

Lage der Bundesrepublik Deutschland. Diese drei Begriffsausprägungen – normativ, his-

torisch, ökonomisch – sind bei seiner jeweiligen Betrachtung grundsätzlich auseinander-

zuhalten, obwohl sie aufeinander bezogen sind und sich gegenseitig bedingen, um dem 

Verhältnis zwischen Recht und Wirklichkeit Rechnung zu tragen.219 

II. Staatstheoretische Elemente 

Das Steuerstaatsprinzip setzt sich staatstheoretisch aus zwei Komponenten zusammen: Fi-

nanziert sich der Steuerstaat einerseits überwiegend aus Steuern (1.), müssen andererseits 

Staat und Wirtschaft voneinander getrennt sein (2.). Andernfalls ist eine Partizipation des 

Staates jedenfalls am Ertrag der Wirtschaft über Steuern nicht möglich.220 

1. Überwiegende221 Finanzierung aus Steuern 

Die Finanzierung öffentlicher Aufgaben des Staates im Wesentlichen durch Steuern 

schließt die Erschließung anderer Einnahmequellen nicht aus. Eine absolute Steuerfinan-

zierung verlangt das Steuerstaatsprinzip nicht. Allerdings müssen andere Einnahmequellen 

eine untergeordnete Rolle einnehmen. Andernfalls könnte die Finanzierung über Steuern 

nicht mehr als wesentliches Mittel angesehen werden. In Anlehnung an die Auseinander-

setzung mit dem Steuerstaatsprinzip zum Ende des Ersten Weltkrieges richtete sich die 

Priorisierung der Steuer zunächst weniger gegen die Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben, 

 
216 Köck, JZ 1991, 692 (693). 
217 Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 127. 
218 Vgl. Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (11); Isensee, in: FS Ipsen, 

S. 409 (411). 
219 Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 75; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, 

Rn. 419. 
220 Vgl. Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 420 f. 
221 Zu einem damit zusammenhängenden quantitativen Verständnis vgl. Kap. § 5 D. I. 1. a. 
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sondern ausschließlich gegen die staatliche wirtschaftliche Betätigung. Im Kern dieser Dis-

kussion ging es um die Finanzierung der Kriegskosten durch Steuern einerseits oder durch 

erwerbswirtschaftliche Betätigung andererseits. Das Konzept des Steuerstaates bildete in 

seinen Anfängen das Gegenstück zum Unternehmerstaat und wurde eingesetzt, um der 

wirtschaftlichen Betätigung der öffentlichen Hand Grenzen zu setzen. Die damit vorgege-

bene Sonderrolle der Steuer wurde erst durch die zunehmende Erhebung von nichtsteuer-

lichen Abgaben auch auf andere Finanzierungsformen übertragen. Die primäre Finanzie-

rung durch Steuern richtet sich somit auch gegen die Erhebung anderer Abgabenarten, um 

deren konkurrierende Finanzierungswirkung einzugrenzen.222 

2. Trennung von Staat und Wirtschaft 

Die Entscheidung des Steuerstaates für eine überwiegende Finanzierung durch Steuern und 

damit für eine Begrenzung sowohl nichtsteuerlicher Abgaben als auch staatlicher Wirt-

schaftstätigkeit erfordert eine klare Trennung von Staat und Wirtschaft.223 

Erst dadurch ist es möglich, staatliches Handeln und das der Wirtschaft an unterschiedli-

chen Maßstäben auszurichten. Wirtschaftliches Handeln orientiert sich an den Gesetzen 

des Marktes, d.h. an Gewinn und Verlust. Auch wenn der Gewinn nicht alleiniger Maßstab 

und ein höchst möglicher Gewinn nicht alleiniges Ziel ist, müssen auf lange Sicht die Kos-

ten gedeckt werden. Diese Ausrichtung führt zu einer leistungsfähigen Wirtschaft, da un-

rentable Unternehmen langfristig nicht überleben können. Die Kehrseite ist, dass nicht in 

Geld messbare, nichtwirtschaftliche sowie öffentliche Ziele und Interessen vernachlässigt 

werden. Ein allein gemeinwohlorientiertes Handeln bildet keinen Bezugspunkt wirtschaft-

lichen Handelns und ist demnach für die eigene wirtschaftliche Leistungsfähigkeit unbe-

deutend oder beeinträchtigt sie gar negativ. Daher hat der Maßstab staatlichen Handelns 

zwingend das Gemeinwohl zu sein. Der Staat kontrolliert an ihm ausgerichtet das Verhal-

ten der wirtschaftlich Beteiligten und korrigiert Ergebnisse der bisher nur nach der Leis-

tungsfähigkeit bemessenen Verteilung. Wird der Staat selbst tätig, dann nur, wenn er öf-

fentliche, der Allgemeinheit dienende Interessen verfolgt. Hätte er als Akteur der Wirt-

schaft seine Betätigung zugleich nach den Marktgesetzen auszurichten, wäre eine im öf-

fentlichen Interesse liegende aber defizitär laufende Aktivität zu reduzieren oder einzustel-

len.224 

 
222 Vgl. zum Ganzen Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (12 ff.); 

Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 129, 133 ff.; Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im 

Recht der Staatsfinanzierung, S. 86. 
223 F. Kirchhof, Die Verwaltung 21 (1988), 137 (138 f.); Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 47; Wald-

hoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 420; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30,  

Rn. 59. 
224 Zum gesamten Abschn. Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehr, S. 200 f.; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu 

Art. 104a-115, Rn. 421; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 59 f.; ders., Der Staat 25 (1986), 

481 (512 f.). 
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Die steuerstaatliche Trennung von Staat und Wirtschaft dient dem Zweck, beiden die ef-

fektive Erfüllung ihrer Pflichten und Ziele zu ermöglichen. Einerseits wird eine an Leis-

tungsfähigkeit orientierte, mindestens kostendeckende Wirtschaft nicht durch eine notwen-

dige Verfolgung von Gemeinwohlzielen gehemmt. Andererseits ist es dem Staat nicht 

möglich, sich von wirtschaftlich defizitären, öffentlichen Interessen und Zielen unter Ver-

weis auf Wirtschaftlichkeitserwägung zu entbinden.225 

Dem Steuerstaat ist es durch die Trennung zur Wirtschaft damit im Wesentlichen untersagt, 

die zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben erforderlichen Finanzmittel selber zu erwirtschaf-

ten.226 Durch die überwiegende Finanzierung seiner öffentlichen Aufgaben durch die Steu-

ererhebung ist er dagegen auf die Beteiligung am Ertrag der Wirtschaft verwiesen und auf 

den ökonomischen Erfolg von Unternehmen und Privatpersonen angewiesen. Das Wirt-

schaftsleben darf nur so stark reguliert werden, wie eine Gewinnerwirtschaftung nicht aus-

geschlossen ist. Der Steuerstaat gewährt ökonomische Freiheit. Zudem dürfen erzielte Er-

träge der Wirtschaft nicht zu stark besteuert werden, damit noch Finanzmittel verbleiben, 

um Investitionen zu tätigen und Erträge sichern zu können. Dem Steuerstaatsprinzip sind 

diese Vorgaben immanent, andernfalls ist die auf der Kehrseite der Medaille stehende, zur 

Trennung von Staat und Wirtschaft komplementäre, überwiegende Finanzierung aus Steu-

ern durch Beteiligung am Ertrag der Wirtschaft langfristig nicht möglich. Der Steuerstaat 

ist auf die voraussetzungslose Steuer angewiesen, um die öffentlichen Aufgaben zu finan-

zieren. Fällt die Grundlage der Steuer, die leistungsfähige Wirtschaft weg, entzieht er sich 

sonst selber seines Fundaments.227 

III. Gegenentwurf: Gebührenstaat 

Dem Steuerstaat liegt damit die Idee zugrunde, dem Bürger ein hohes Maß an individuel-

len, insbesondere ökonomischen Freiheiten zu gewähren. Der Staat soll sich weder selbst 

wirtschaftlich betätigen noch zu strikte Regulierungen treffen, wodurch die ökonomische 

Betätigung seiner Bürger und Unternehmen beschränkt werden würde. Denn der Staat ist 

auf die bloße Teilhabe am wirtschaftlichen Erfolg der Bürger durch die Steuer als Zwangs-

abgabe zur Finanzierung seiner öffentlichen Angelegenheiten verwiesen.228 Die Steuer 

stellt damit den Preis der Freiheit dar.229 Da sich das wesentliche Abgrenzungsmerkmal 

zum Gedanke eines Unternehmerstaates im wirtschaftlich verwendeten Staatsvermögen 

findet,230 wurde in jüngerer Vergangenheit als Gegenentwurf zum Steuerstaatsprinzip auch 

 
225 Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehr, S. 201; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30,  

Rn. 59 f. 
226 Isensee, in: FS Ipsen, S. 406 (416). 
227 Vgl. zum gesamten Abschn. Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehr, S. 201; Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (416 

f.); P. Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, § 1, Rz. 2; Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzie-

rung, S. 86; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 421; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, 

Bd. II, § 30, Rn. 61. 
228 Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 47; vgl. Kap. § 5 A. II. 
229 P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), Bd. V, § 118, Rn. 2; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 47. 
230 Isensee, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 122, Rn. 68 f. 
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der Gebührenstaat staatstheoretisch diskutiert.231 Wie der Steuerstaat verzichtet er zwar 

auch auf Staatsvermögen als Einnahmequelle, verwendet aber eine andere Finanzierungs-

form. 

Auch der Gebührenstaat geht von der Idee aus, dem Bürger ein möglichst hohes Maß an 

individueller Freiheit zu gewähren. Er beschafft seine finanziellen Mittel überwiegend 

nicht durch Steuern, sondern durch die Gebühren- und Beitragserhebung.232 Ausschließlich 

Grundfunktionen der inneren und äußeren Sicherheit werden mit der Steuer finanziert.233 

Anders als im Steuerstaat ist das Verhältnis Staat-Bürger damit als Gegenleistungsverhält-

nis für eine Leistung oder ein Leistungsangebot ausgestaltet. Für den Bürger ist überschau-

bar, dass die Abgabe in Form der Gebühr oder des Beitrags nur erhoben werden kann, 

wenn die Inanspruchnahme einer staatlichen Leistung oder die potenzielle Möglichkeit der 

Inanspruchnahme einen Kostenaufwand verursacht oder infolge der Leistung ein individu-

eller Vorteil erlangt wird.234 Demgegenüber wird die voraussetzungslose Steuer im Steu-

erstaat dem „Ob“ nach zwar notwendigerweise zu erheben sein müssen, um staatliche Aus-

gaben zu decken. Anders als bei der reinen Gebührenfinanzierung bestehen für die Steuer 

jedoch kaum gesetzgeberisch nachvollziehbare Bezugspunkte für ihre Erhebung; sie 

scheint willkürlich. Die Steuer wird damit als weniger gerecht empfunden.235 

Dieses Akzeptanzdefizit gegenüber der Entgeltfinanzierung durch Gebühr und Beitrag auf 

der Einnahmenseite wird durch die, wenn auch nur vermeintliche, verschwenderische Ver-

wendung der Steuermittel auf der Ausgabenseite ergänzt. Der Gebührenstaat verschafft 

dem Bürger dagegen die Möglichkeit, selber über die Verwendung seiner finanziellen Mit-

tel zu verfügen und damit das staatliche Angebot mitzugestalten. Der Bürger entscheidet 

selbst, mit Ausnahme existenziell notwendiger Leistungen, ob er eine gebühren- oder bei-

tragspflichtige Leistung in Anspruch nimmt. Er ist damit in der Lage, seine Abgabenlast 

zu beeinflussen.236 Der Bürger gewinnt im Gebührenstaat gegenüber dem Steuerstaat an 

individueller Freiheit. Die Konsequenz dieses liberalen, fast schon libertären Verständnis-

ses vom Gebührenstaat ist, dass sich der Staat damit nur noch wenig in die Belange der 

 
231 Angesprochen bei Droege, Die Verwaltung 46 (2013), 313 (314); Gramm, Der Staat 36 (1997), 267; Helbig, DVBl 

1999, 688; Hendler, DÖV 1999, 749 (755 ff.). 
232 Grossekettler, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 24 (24 f.); P. Kirchhof, 

Jura 1983, 505 (506). 
233 Schön, StuW 2004, 62 (66). 
234 Vgl. Hendler, DÖV 1999, 749 (754 f.); ders., in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebühren-

staat, S. 68 (78); vgl. ebenfalls Kap. § 2 B. I. 
235 Hendler, DÖV 1999, 749 (754); ders., in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat,  

S. 68 (78). 
236 Hendler, DÖV 1999, 749 (755); ders., in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat,  

S. 68 (78). 
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Bürger und Unternehmen einmischen würde. Der Staat versteht sich als „gebührenfinan-

zierte[r] Dienstleistungsstaat“.237 Allein die finanziellen Mittel entscheiden über den Zu-

gang zu staatlichen Leistungen und politischem Einfluss. Wie das preußische Dreiklassen-

wahlrecht von 1850 ist damit auch der Gebührenstaat ein Ausdruck eines elitären Staats-

modells.238 Eine politische Unabhängigkeit gegenüber den Leistungsempfängern und die 

soziale Gleichheit unter den Bürgern kann damit nicht im Gebührenstaat, sondern nur im 

Steuerstaat erreicht werden.239 

Wird nunmehr in der staatstheoretischen Diskussion ein weitestgehend liberaler Staat ge-

fordert, der auf eine geringe freiheitliche Einwirkung verwiesen ist, wäre der Gebühren-

staat die näherliegende Lösung. Steuern würden nur für die Finanzierung innerer und äu-

ßerer Sicherheit erhoben. Alle darüberhinausgehenden staatlichen Leistungen würden über 

ein Gegenleistungsverhältnis finanziert werden. Daher scheint es vereinzelt so, dass zwar 

der Steuerstaat gemeint sei, aber der Gebührenstaat implizit gefordert werde. So begründet 

P. Kirchhof seinen Reformbedarf für ein verschlanktes Steuersystem durch den Vorschlag 

eines Bundessteuergesetzbuches damit, dass Steuerpflichtige eigenverantwortlicher und 

eigennütziger sein sollten. Das neu strukturierte Steuerrecht würde das allgemeine Be-

wusstsein zu steuerfinanzierten öffentlichen Aufgaben des Staates schärfen. Der Bürger 

dürfe seine Finanzmittel selbstbestimmt nutzen, um aus der ökonomischen Freiheit die 

Grundlage seines Wohlergehens zu gewährleisten. Das neue Steuerrecht setze auf Frei-

heit.240 Möchte P. Kirchhof dies durch eine Reform des Steuerrechts erreichen, ließe sich 

sein Gedanke zur wirtschaftlichen Freiheit und Eigenverantwortung noch stärker durch 

eine weitergehende Verschiebung hin zu einem Gebührenstaat, zu überwiegend entgeltfi-

nanzierten staatlichen Leistungen, realisieren. Damit verschwimmen vor dem Hintergrund 

des Gedankens an einen liberalen Staat die Grenzen zwischen Steuer- und Gebührenstaat, 

ungeachtet von Fragen des sozialen Ausgleichs.241 

Die Gegenüberstellung des Steuerstaates zum Gegenentwurf des Gebührenstaates zeigt 

aber deutlich: Kein theoretisches Modell zur Frage der Staatsfinanzierung ermöglicht in 

seiner reinen Form ein ideales Ergebnis. Während der Steuerstaat einerseits soziale Um-

verteilung verspricht, leidet er andererseits unter Akzeptanzproblemen. Während der Ge-

bührenstaat auf der einen Seite mehr individuelle Freiheit verspricht, vergrößert er auf der 

anderen Seite die Gefahr sozialer Ungleichheit. Zwar gehen beide Modelle von möglichst 

 
237 Vgl. den Titel des Beitrags von Gramm, Der Staat 36 (1997), 267; Schön, StuW 2004, 62 (66); umfassende Analyse 

aus finanzwissenschaftlicher Sicht bei Grossekettler, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebüh-

renstaat, S. 24. 
238 Ähnlich P. Kirchhof, Jura 1983, 505 (506). 
239 Kritisch zur Unabhängigkeit Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 186; vgl. hierzu eben-

falls Kap. § 5 C. VI. 
240 Zum Bisherigen P. Kirchhof, Das Bundessteuergesetzbuch in der Diskussion, S. 11 f. 
241 So wird vor diesem Hintergrund vor der Entwicklung zu einem Gebührenstaat gewarnt, vgl. G. Kirchhof, in: Her-

mann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, Einführung zum EStG, Rn. 101. 
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wenig staatlicher Einmischung aus, wodurch den Abgaben lediglich eine Finanzierungs-

funktion zukommen dürfte. In Anbetracht der Effektivität der abgabenrechtlichen Lenkung 

ist es jedoch fraglich, ob dadurch gesellschaftliche Bedürfnisse effektiv befriedigt werden 

können.242 Bereits staatstheoretisch könnte der Blick von starren Finanzierungsformen ab-

zuwenden sein, um die Liberalität nicht nur auf die Bürger, sondern auch auf die Finanzie-

rungsformen des Staates zu beziehen. 

B. Die Entwicklung des Steuerstaatsprinzips im Grundgesetz 

Unter der Geltung des Grundgesetzes dauerte die Entdeckung des Steuerstaatsprinzips mit 

seiner Bedeutung gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben bis in die 1970er Jahre hinein. 

Diese Entwicklung wird nachfolgend anhand der Literatur und Rechtsprechung des 

BVerfG kursorisch nachgezeichnet. 

I. Bis in die 1970er Jahre 

Die ersten beiläufigen Erwähnungen des Steuerstaates zur Weimarer Zeit, insbesondere in 

Bezug auf seine Unabhängigkeit von Leistung und Gegenleistung sowie seines Zusam-

menhangs von Wohlfahrts- und Fürsorgestaat, wurden unter dem Grundgesetz von Forst-

hoff 1953 aufgegriffen. Er betrachtete den Steuerstaat als unverzichtbare Verbindung zwi-

schen Rechts- und Sozialstaat und damit als Voraussetzung für den sozialen Rechtsstaat. 

Nur die überwiegende Steuerfinanzierung der öffentlichen Hand könne dem Sozialstaats-

prinzip unter Beachtung rechtsstaatlicher Grundsätze bestmöglich zur Geltung verhel-

fen.243 In den 1960er Jahren wurde das Steuerstaatskonzept vielfach versucht dazu einzu-

setzen, der staatlichen Wirtschaftstätigkeit Grenzen zu setzen. Da die Steuer die vorrangige 

legitime Finanzierungsquelle sei, wäre die wirtschaftliche Einnahmenerzielung damit nur 

in begrenztem Umfang zulässig oder ganz untersagt. Im Verfassungsrecht konnte sich dies 

aber nicht durchsetzen.244 Einschränkungen nichtsteuerlicher Abgaben sah das Steuer-

staatsprinzip zu dieser Zeit noch nicht vor. Wurde die Legitimität einer nichtsteuerlichen 

Abgabe diskutiert, dann vor allem gegenüber den Grundrechten. Die Auseinandersetzun-

gen wurden von finanzverfassungsrechtlichen Überlegungen kaum beeinflusst.245 

Auch in der Rechtsprechung des BVerfG spielte das Steuerstaatsprinzip bis in die 1970er 

Jahre keine Rolle. Der Schwerpunkt in der verfassungsrechtlichen Auseinandersetzung mit 

nichtsteuerlichen Abgaben lag auf ihrer objektiven Abgrenzung zum Steuerbegriff.246 

Nichtsteuerliche Abgaben wurden damals weder bestimmten Kategorien zugeordnet noch 

 
242 Vgl. Kap. § 4. 
243 Forsthoff, VVDStRL 12 (1954), 8 (31 f.); Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebühren-

staat, S. 10 (14) m.w.N. 
244 Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (14 f.); vgl. Kap. § 5 C. II. 
245 Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 74 f.; Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerli-

che Abgaben, S. 149 f. 
246 Vgl. bspw. BVerfGE 4, 7 (13 ff.) sowie BVerfGE 29, 402 (407 ff.); tiefergehend und m.w.N. Sacksofsky, Umwelt-

schutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 140 ff. 
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bestimmte Typen und ihre Zulässigkeitsvoraussetzungen herausgearbeitet.247 Die verfas-

sungsrechtliche Prüfung nichtsteuerlicher Abgaben orientierte sich am allgemeinen 

Gleichheitssatz und konzentrierte sich auf die Frage, ob der Grund für die Einstufung als 

nichtsteuerliche Abgaben auch deren Erhebung und Ausgestaltung im Einzelnen rechtfer-

tigen konnte.248 

II. Ab den 1970er Jahren 

Beginnend mit der zunehmenden249 Erhebung von Sonderabgaben in den 1970er Jahren 

wurde die Bedeutung des Steuerstaatsprinzips gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben ge-

stärkt. Selmer warnte 1972 in seiner Habilitationsschrift vor einer Gefährdung der bundes-

staatlichen Steuerverfassung durch außerfinanzrechtliche Abgabensysteme und einer zwei-

ten apokryphen Steuerverfassung. Der Steuerstaat drohe durch die verstärkte Erhebung 

nichtsteuerlicher Abgaben ausgehöhlt zu werden.250 Um dies zu verhindern, diente das 

Konzept des Steuerstaates fortan normativ dazu, zunächst Sonderabgaben und später auch 

andere nichtsteuerliche Abgaben als seltene Ausnahmen einem speziellen Rechtfertigungs-

erfordernis zu unterstellen.251 Durch den Beitrag von Isensee, der die Argumentation auf-

greift, gewann das Konzept zunehmend an Systematik und Konsistenz, wurde fortan viel-

fach aufgenommen, wodurch es nunmehr in der Literatur die Grundlage des finanzverfas-

sungsrechtlichen Denkens bildet.252 

Auch in die Rechtsprechung des BVerfG hat das Steuerstaatsprinzip, veranlasst von den 

Vorarbeiten in der Literatur253, Eingang gefunden. Bis 1980 war die Rechtsprechung noch 

durch große Unbefangenheit gegenüber den nichtsteuerlichen Abgaben gekennzeichnet. In 

der Entscheidung zur Ausbildungsförderabgabe zog das BVerfG erstmalig die Schutz- und 

Begrenzungsfunktion der bundesstaatlichen Finanzverfassung zur Begrenzung nichtsteu-

erlicher Abgaben heran.254 Dabei sind das Steuerstaatsprinzip und die Schutz- und Begren-

zungsfunktion der Finanzverfassung deckungsgleich, wie das BVerfG selbst deutlich 

 
247 Tiefergehend und m.w.N. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 144 f. 
248 Tiefergehend und m.w.N. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 146 ff. 
249 Da nichtsteuerliche Abgaben auch in den Jahren zuvor weit verbreitet waren, ist es streitig, ob die gestärkte Position 

des Steuerstaatsprinzips mit der zunehmenden Erhebung der nichtsteuerlichen Abgaben zusammenhängt, vgl. 

Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 149, 151, Fn. 146 mit Verweis auf die Aufzählung bei 

Götz, AöR 85 (1960), 200 (203 ff.). 
250 Selmer, Steuerinterventionismus und Verfassungsrecht, Kap. § 5 und S. 183 f. 
251 Vgl. P. Kirchhof, Jura 1983, 505 (515); Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 75; Sacksofsky, 

Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 151 f. 
252 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 ff.; nachfolgend mit Bezug auf diesen Beitrag bspw. F. Kirchhof, Die Verwaltung 

1988, 137 (139); P. Kirchhof, Jura 1983, 505 (506); Vogel, Der Staat 25 (1986), 481 (499); ders., in: Randelzhofer/Süß 

(Hrsg.), Konsens und Konflikt, S. 133. 
253 Ausdrückliche Erwähnung in BVerfGE 78, 249 (267). 
254 BVerfGE 55, 274 (300 ff.). Hervorzuheben ist, dass es für die Entscheidung in der Sache die Ausführungen zum 

Steuerstaatsprinzip nicht gebraucht hätte, da nur aufgrund der fehlenden Zustimmung des Bundesrates die Abgabe 

verfassungswidrig war, vgl. BVerfGE 55, 274 (297). 
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machte.255 War die Restriktion anfangs nur auf gegenleistungsunabhängige nichtsteuerli-

che Abgaben, wie die Sonderabgabe, beschränkt, änderte sich dies mit dem Urteil zum 

Wasserpfennig aus dem Jahre 1995.256 Die aus der Finanzverfassung und damit dem Steu-

erstaatsprinzip entwickelten Restriktionen wendet das BVerfG seitdem auf alle nichtsteu-

erlichen Abgaben an, wie auch nachfolgende Entscheidungen bspw. die Rückmeldegebüh-

renentscheidung aus dem Jahr 2003257 und 2017258 zeigen. Aus der Rechtsprechung des 

BVerfG sind das Steuerstaatsprinzip und die damit einhergehenden Restriktionen gegen-

über nichtsteuerlichen Abgaben nicht mehr wegzudenken.259 

C. Die dogmatische Herleitung und normative Anknüpfung des Steuerstaatsprin-

zips im Grundgesetz – eine Gesamtbetrachtung 

Dem Steuerstaatsprinzip liegt die wesentliche Frage zu Grunde, wie allgemeine öffentliche 

Aufgaben finanziert werden sollen. Es beantwortet diese mit einer vorrangigen Finanzie-

rung über Steuern. Die Steuer sei die wesentliche Finanzquelle des Staates. In diesem 

Grundsatz könnte sich auch ein verfassungsrechtlicher Vorrang des Steuerrechts vor dem 

Sachrecht widerspiegeln.260 Ob das Steuerstaatsprinzip für derlei Rechtswirkungen jedoch 

bereits dogmatisch und normativ im Grundgesetz Anknüpfung findet, ist umstritten. Die 

verfassungsrechtliche Begründung des Steuerstaatsprinzips und der vorrangigen Finanzie-

rung allgemeiner öffentlicher Aufgaben durch Steuern wird dabei im Wesentlichen auf 

folgende – in der Literatur teils widersprüchliche – Argumente gestützt: 

I. Unzulässigkeit öffentlicher Dienstverpflichtungen 

Die Kehrseite des Steuerstaates, der seine Staatstätigkeit hauptsächlich über Steuern finan-

ziert, ist zunächst der überwiegende Ausschluss des Bürgers von verpflichtenden Dienst-

leistungen.261 Denn erst dann sei der Staat auf die Erhebung von Steuern angewiesen, um 

seine öffentlichen Aufgaben zu erfüllen und seine Leistungen zu finanzieren. Historisch 

zeige sich dies an der Entstehung des Steuerstaates, welche mit der Ablösung der meisten 

Naturallasten durch Geldlasten in der vorkonstitutionellen Zeit verknüpft war.262 Isensee 

schlussfolgert: „Dem Steuerstaat ist es fremd, für die Erfüllung seiner Aufgaben Dienst- 

 
255 Vgl. BVerfGE 93, 319 (342); so ebenfalls feststellend Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr,  

S. 73; Weißenfeld, Effiziente Preisgestaltung im Recht der Benutzungsgebühren, S. 129. 
256 BVerfGE 93, 319 (342 ff.). 
257 BVerfGE 108, 1 (14 f.). 
258 BVerfGE 144, 369 (397). 
259 Ausf. zu den genannten Urteilen Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 67 ff.; vgl. zur weite-

ren Entwicklung Kap. § 5 D. IV. 
260 Vgl. Kap. § 5 D. I. 
261 Drüen, Die Indienstnahme Privater für den Vollzug von Steuergesetzen, S. 219 ff.; Hendler, AöR 115 (1990), 577 

(596); Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (16); Isensee, in: FS Ipsen, 

S. 409 (421 ff.); F. Kirchhof, VVDStRL 52 (1993), 71 (78). 
262 s. Kap. § 4 B. 
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und Sachleistungen der Bürger in Anspruch zu nehmen“263. Im Grundgesetz soll die Ab-

kehr von der Indienstnahme264 Privater in Art. 12a GG, Art. 12 Abs. 2 GG sowie Art. 33 

Abs. 4 GG Ausdruck gefunden haben. 

Das Grundgesetz erkennt in Art. 12a Abs. 1 GG die höchstpersönliche Dienstpflicht aus-

drücklich an, begrenzt diese jedoch auf den Bereich der Dienstverrichtung bei den Streit-

kräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverbund. Wer aus Gewissengrün-

den den Kriegsdienst verweigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet (Art. 12a Abs. 2 

GG) und im Verteidigungsfall zu einem Notdienst einberufen werden (Art. 12a Abs. 3 bis 

6 GG). Zwar deckt der Bereich des Notdienstes dem Wortlaut nach wesentliche Leistungen 

des Staates, wie Bereiche der Versorgung und Verwaltung, ab, die Inanspruchnahme ist 

aber durch die Voraussetzung des Vorliegens eines Verteidigungsfalles (Art. 115a GG) 

und den Bezug der Dienstleistung zur Landesverteidigung eingeschränkt. Art. 12a GG 

stelle somit keine Alternative zur staatlichen Einnahmeerzielung über Steuern dar. Die 

Dienstverpflichtung sei von untergeordneter Bedeutung.265 

Art. 12 Abs. 2 GG legt fest, dass niemand zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden 

darf, außer im Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen 

Dienstleistungspflicht. Verboten ist grundsätzlich die einseitige staatliche Heranziehung 

des Bürgers zu einer tatsächlichen Tätigkeit, die der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 

dient.266 Hieraus wird ein allgemeines Verbot für den Staat gefolgert, seine Bürger neben 

der Steuerlast mit einer öffentlichen Dienstpflicht zu belasten.267 Jede verpflichtend aufer-

legte Tätigkeit sei somit an Art. 12 Abs. 2 GG zu messen. 

Diesem weiten Verständnis wird entgegengebracht, der historisch bedingte Ausschluss des 

Arbeitszwangs in Art. 12 Abs. 2 GG solle kein generelles Verbot der zwanghaften staatli-

chen Inanspruchnahme zu einer bestimmten Tätigkeit darstellen. Die im Nationalsozialis-

mus angewandten Formen des Arbeitszwanges sollten ausgeschlossen werden.268 In teleo-

logischer Auslegung wird ergänzt, dass es dem Verfassungsgesetzgeber in Zusammenspiel 

mit Art. 1 Abs. 1 GG nur darum gegangen sei, eine Herabwürdigung der Person durch die 

 
263 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (415). 
264 Die Indienstnahme wird als Inanspruchnahme von persönlichem oder sachlichem Potential zur Erledigung öffent-

licher Aufgaben verstanden, vgl. Schirra, Die Indienstnahme Privater im Lichte des Steuerstaatsprinzips, S. 8. 
265 Vgl. zu diesem Abschn. Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (16); 

Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (421 f.). 
266 Ehrenamtliche Tätigkeiten, wie Wahlhelfer oder Schöffe, unterfallen nicht Art. 12 Abs. 2 GG, da sie einen amtli-

chen Beitrag verkörpern und nicht in erster Linie dem gemeinen Wohl als solchem dienen, vgl. Kämmerer, in: von 

Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 12, Rn. 152. 
267 So Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (422), indem er davon spricht, das Verbot von Art. 12 Abs. 2 GG könne nur durch 

die Voraussetzungen des 2. Hs. aufgehoben werden; ebenfalls in diese Richtung andeutend P. Kirchhof, in: Isen-

see/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 5; Schirra, Die Indienstnahme Privater im Lichte des Steuerstaatsprinzips, 

S. 77; G. Kirchhof, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. IV, § 110, Rn. 30 ff. nimmt dagegen Tätigkeiten 

unterhalb einer Bagatellgrenze sowie allgemeine Melde- und Anzeigepflichten aus, erkennt dem Art. 12 Abs. 2 GG 

sonst aber einen umfassenden Schutz vor dem Zugriff auf die Arbeitskraft zu. 
268 Vgl. BVerfGE 22, 380 (383); BVerfGE 74, 102 (116); Gusy, JuS 1989, 710 (711); Jarass, in: ders./Pieroth, GG, 

Art. 12, Rn. 113. 
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Anwendung bestimmter Methoden zu verhindern. Durch den Eingriffstatbestand seien da-

her einengend nur solche Dienstpflichten untersagt, die die persönliche Freiheit besonders 

einschneidend und entwürdigend beschränken. Nur eine persönlich zu erbringende, nach 

ihrem Umfang und Aufwand erhebliche Arbeit, die zudem nicht Nebenwirkung einer ei-

genen beruflichen Tätigkeit ist, sei umfasst.269 Es solle keine Differenzierung dahingehend 

stattfinden, ob innerhalb einer beruflichen Betätigung eine Nebentätigkeit freiwillig oder 

zwanghaft zu übernehmen sei. Art. 12 Abs. 1 GG erfasse demnach alle Sachverhalte, die 

den frei gewählten Beruf betreffen.270 Nur bei der Heranziehung zu einer eigenständigen 

Tätigkeit sei die Überprüfung den Rechtfertigungsanforderungen des Art. 12 Abs. 2 2. Hs. 

GG zu unterwerfen.271 Eine allgemeine Arbeitspflicht in Form einer Berufsausübungsre-

gelung sei nicht nach Art. 12 Abs. 2 GG ausgeschlossen, sondern an Art. 12 Abs. 1 GG zu 

messen.272 

Einem weiten Verständnis von Art. 12 Abs. 2 GG wird teleologisch zudem entgegengehal-

ten, dass bei Anlegung dieser Maßstäbe eine für den Steuerstaat notwendige Indienstnahme 

ausgeblendet werde.273 Hierzu zählen bspw. die besonderen Erhebungsformen der Lohn- 

(§§ 38 ff. EStG) sowie der Kapitalertragssteuer (§§ 43 ff. EStG).274 In der einschlägigen 

Literatur zum weiten Schutzumfang von Art. 12 Abs. 2 GG wird versucht, das Spannungs-

verhältnis von Steuerstaat und steuerlichen Indienstnahmepflichten über eine Rechtferti-

gung am Merkmal der Herkömmlichkeit zu lösen.275 

Unabhängig von der Weite des Verbots des Arbeitszwangs ist für eine Rechtfertigung er-

forderlich, dass die Arbeit im Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen 

öffentlichen Dienstleistungspflicht bestehen muss. Herkömmlichkeit erfordert einengend 

eine Verankerung der Dienstleistung im Rechtsbewusstsein. Dies werden im Regelfall sol-

che Pflichten betreffen, die ihrer Art nach schon vor der Zeit des Nationalsozialismus be-

standen haben.276 Bestehende Dienste können daher dem Wechsel der Umstände nicht ent-

sprechend umgestaltet und neue, zeitgerechte Pflichten entwickelt werden. Es bleiben nur 

 
269 In diese Richtung wohl auch BVerfGE 22, 380 (383 f.), BVerfGE 44, 103 f.; ebenfalls Gusy, JuS 1989, 710 (712); 

Manssen, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 12, Rn. 298; Remmert, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 12 Abs. 1, 

Rn. 487 ff. 
270 So hat das BVerfG zuletzt die aus der Übernachtungssteuer resultierende Pflicht der Beherbergungsbetriebe zur 

Berechnung, Anmeldung und Abführung der Steuer an Art. 12 Abs. 1 GG gemessen, vgl. BVerfGE 161, 1 (34 ff.); 

ebenfalls BVerfGE 47, 285 (318 f.); Jarass, in: ders./Pieroth, GG, Art. 12, Rn. 115; Scholz, in: Maunz/Dürig (Begr.), 

GG, 2006, Art. 12, Rn. 489. 
271 Vgl. Manssen, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 12, Rn. 298. 
272 Jarass, in: ders./Pieroth, GG, Art. 12, Rn. 113; Kämmerer, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 12, Rn. 145. 
273 Drüen, Die Indienstnahme Privater für den Vollzug von Steuergesetzen, S. 222. 
274 Auch der BFH verneinte für den Lohnsteuerabzug einen Verstoß gegen Art. 12 Abs. 2 GG, da die Heranziehung 

des Arbeitgebers eine möglichst einfache Form zur Sicherstellung des vollständigen Eingangs der Lohnsteuer dar-

stelle. Eine eingelegte Verfassungsbeschwerde wurde nicht zur Entscheidung angenommen, vgl. BFH, BStBl III 1963, 

468; ausf. Brodersen, in: FS Otto, S. 29 (33). 
275 So G. Kirchhof, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. IV, § 110, Rn. 37; zusammenfassend und m.w.N. 

Seiler, in: FS BFH, S. 1761 (1768 f.). 
276 So Jarass, in: ders./Pieroth, GG, Art. 12, Rn. 119; Kämmerer, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 12, Rn. 156. 
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wenige kommunale Tätigkeiten, zu welchen der Staat verpflichten kann. Zu nennen sind 

die Hand- und Spanndienste, die Wegereinigung, die Pflicht zur Deichhilfe und die Feuer-

wehrpflicht. Bedingt durch das Verständnis von der Reichweite des Schutzbereiches wer-

den unterschiedlich viele Indienstnahmepflichten an den strengen Rechtfertigungsanforde-

rungen überprüft. Diesen kann nur in Ausnahmefällen standgehalten werden. Art. 12  

Abs. 2 GG als Argument für einen Ausschluss einer Indienstnahme des Bürgers durch den 

Staat heranzuziehen, hängt somit vom Verständnis des Schutzbereichs ab.277 

Komplementär zu den statuierten Einschränkungen einer unbegrenzten Indienstnahme Pri-

vater garantiere Art. 33 Abs. 4 GG den öffentlichen Dienst. Wenn der Staat seine Bürger 

nicht selbst oder nur unter engen Voraussetzungen zur Verrichtung seiner öffentlichen 

Aufgaben zwangsweise einsetzen dürfe, sei er auf staatliche Bedienstete angewiesen, deren 

Besoldung insbesondere über Steuern finanziert werden müsste.278 Die Errichtung des öf-

fentlichen Dienstes bedeute jedoch nicht, dass ein Großteil der Aufgaben und Leistungen, 

auf welche die Bevölkerung angewiesen sei, von diesem übernommen werden müsste. Ne-

ben der Beachtung von Grundrechten bei der Tätigkeitsausübung weise Art. 33 Abs. 4 GG 

in einem Regel-Ausnahme-Prinzip nur solche Aufgaben zu, deren Erfüllung hoheitliche 

Befugnisse voraussetzen.279 Darüberhinausgehendes könne auch von Privaten erfolgen.280 

Sofern die oben genannten Verfassungsbestimmungen überhaupt dazu beitragen können, 

das Steuerstaatsprinzip durch die Statuierung des grundsätzlichen Verbots der Indienstnah-

men Privater normativ in der Verfassung zu verankern, kann jedenfalls festgehalten wer-

den, dass der Einzelne im Staat des Grundgesetzes nur in wenigen Ausnahmen und unter 

engen Voraussetzungen zu einer Tätigkeit verpflichtet werden kann. Wird aus dem Argu-

mentationsstrang geschlussfolgert, dass die primäre Staatsfinanzierung allgemeiner öffent-

licher Aufgaben über Steuern zu erfolgen habe281, wird dem entgegengehalten, die Rest-

riktion der Indienstnahme Privater führe für sich genommen nur zu einer Einordnung als 

Abgabenstaat respektive Finanzstaat. Eine Ableitung, die Finanzierung habe über Steuern 

zu erfolgen, enthalte sie dagegen nicht.282 

II. Entscheidung für die Privatwirtschaft 

Durch die Freistellung seiner Bürger von den Staatsdiensten sei der Steuerstaat auf eine 

staatsunabhängige Marktwirtschaft angewiesen, denn nur an ihrem Ertrag könne er sich 

 
277 Zu Art. 12 Abs. 2 GG umfassend Gusy, JuS 1989, 710. 
278 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (422). 
279 Zur Frage, ob auch die Leistungsverwaltung von Art. 33 Abs. 4 GG umfasst ist, zusammenfassend Kaiser,  

in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 33, Rn. 31 ff. 
280 Vgl. Bickenbach, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 33, Rn. 112; Schirra, Die Indienstnahme Privater im 

Lichte des Steuerstaatsprinzips, S. 78. 
281 So Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (421 ff.); P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 5. 
282 Vgl. Hendler, AöR 115 (1990), 577 (596); Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebüh-

renstaat, S. 10 (16); Wohlfeil/Kaeser, in: GS Trzaskalik, S. 431 (443 f.). 
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durch zwangsweise erhobene Abgaben bedienen. Würde der Staat die wesentlichen wirt-

schaftlichen Entscheidungen dagegen selbst treffen, fehle ebendiese Grundlage.283 Zur Be-

gründung der normativen Verankerung des Steuerstaatsprinzips wird daher auf die grund-

gesetzliche Wirtschaftsverfassung rekurriert, welche die verfassungsrechtliche Entschei-

dung für die Privatwirtschaft, für eine grundlegende Trennung von Staat und Wirtschaft 

stützen solle.284 Auch wenn das Grundgesetz nicht unmittelbar eine bestimmte Wirtschafts-

ordnung festlegt und gewährleistet285 und auch nicht wie Art. 151 ff. WRV „konkrete ver-

fassungsrechtliche Grundsätze der Gestaltung des Wirtschaftslebens“286 aufstellt, fänden 

sich Regelungen im Grundgesetz, die die Existenz einer selbständigen und leistungsfähi-

gen Privatwirtschaft voraussetzen würden. 

Einerseits wird die Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) herangezogen, welche einen grund-

sätzlich vor staatlichen Eingriffen freien Wettbewerb garantiere. Dieser sei das Element 

der bestehenden Wirtschaftsverfassung.287 Andererseits wird auf das privatnützige Eigen-

tum (Art. 14 Abs. 1 GG) abgestellt. Der durch das Grundrecht geschaffene Freiheitsraum 

sichere den vermögensrechtlichen Bereich und schaffe so eigenverantwortliche Gestal-

tungsmöglichkeiten.288 Beides, der freie Wettbewerb sowie autonome Vermögensdisposi-

tionen, seien nur in einer Privatwirtschaft denkbar. Der Gesetzgeber habe bei der Ausge-

staltung mittelbar die freiheitsschützende Wirkung der Wirtschaftsgrundrechte zu berück-

sichtigen. Der Staat sei somit bei der Finanzierung seiner Aufgaben auf eine Partizipation 

am Ertrag der Wirtschaft über Steuern verwiesen.289 

Diesen Standpunkt historisch unterstützend setze auch der 1967 nachträglich eingefügte 

Art. 109 Abs. 2 GG, welcher Bund und Länder bei ihrer Haushaltswirtschaft auffordert, 

den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen, eine 

Privatwirtschaft voraus. Öffentliche Unternehmen würden sich zu seiner Herstellung nicht 

eignen.290 Das Grundgesetz lasse zwar an verschiedenen Stellen ausdrücklich eine staatli-

 
283 Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (16 f.); Vogel, in: Isensee/Kirch-

hof (Hrsg.), HBStR, Bd. I, § 27, Rn. 53. 
284 Vgl. P. Kirchhof, Jura 1983, 505; ders., in: FS Sendler, S. 65 (73 ff.); Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, 

Bd. I, § 27, Rn. 52; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 421, 425. Dieses Argument ist auch histo-

risch bedingt, da der Steuerstaat ursprünglich als Gegenmodell zum Unternehmerstaat entwickelt wurde, vgl. Kap.  

§ 5 A. II. 2. 
285 BVerfGE 50, 290 (337). 
286 BVerfGE 50, 290 (337). 
287 BVerfGE 32, 311 (317); Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 76. 
288 BVerfGE 50, 290 (339) m.w.N. 
289 Zum Gesamten s. auch P. Kirchhof, in: FS Mußgnug, S. 131 (134 f.); Müller-Franken, in: Berliner Kommentar, 

GG, Art. 105, Rn. 53; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 71. Ergänzend wird vereinzelt 

noch die Privatautonomie (Art. 2 Abs. 1 GG) und Koalitionsfreiheit (Art. 9 Abs. 3 GG) vorgebracht, vgl. Isensee, in: 

FS Ipsen, S. 409 (424); Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 71, Fn. 153 m.w.N. 
290 Ronellenfitsch, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 98, Rn. 42; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 

HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 71. 
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che erwerbswirtschaftliche Betätigung zu, diese bildeten jedoch, sofern ihnen ein weiter-

gehender Bedeutungsgehalt beigemessen werden könne, Ausnahmen.291 Art. 15 GG bietet 

die Möglichkeit, Produktionsmittel zum Zwecke der Vergesellschaftung in Gemeineigen-

tum zu überführen. Dieser Artikel, über welchen die Verfassungsentwicklung zu einer glo-

bal agierenden Wirtschaft hinweggezogen sei, könne aber allenfalls durch die Pflicht zur 

Entschädigung eine Sozialisierung verhindern.292 Erst die Erwähnung der Finanzmonopole 

in Art. 105 Abs. 1 GG, Art. 106 Abs. 1 GG und Art. 108 Abs. 1 GG deuten auf die Mög-

lichkeit einer erwerbswirtschaftlichen Betätigung des Staates hin. Die Finanzmonopole 

werden in der Finanzwissenschaft aber als besondere Technik der Abgabenerhebung be-

trachtet. Durch die Erfüllung öffentlicher Aufgaben handele es sich bei ihnen daher nicht 

um eine rein erwerbswirtschaftliche Betätigung.293 Einschränkend seien diese außerhalb 

des vorkonstitutionellen Bereichs wegen einer Verletzung der Wirtschaftsgrundrechte un-

zulässig.294 Die Erwähnung der Unternehmen in Art. 135 Abs. 6 Satz 1 GG ändere auf-

grund des Übergangscharakters der Vorschrift nichts an der Festlegung des Grundgesetzes 

für die Privatwirtschaft.295 Die Bundesbeteiligungen in Art. 110 Abs. 1 2. Hs. GG gingen 

lediglich auf die Unternehmensbeteiligungen zurück, die beim Inkrafttreten des Grundge-

setzes bestanden haben.296 

Nichtsdestotrotz dürfen die bisherigen Ausführungen nicht darüber hinwegtäuschen, dass 

sich die öffentliche Hand grundsätzlich eigenwirtschaftlich betätigen darf. Denn ein aus-

drückliches Verbot lässt sich dem Grundgesetz nicht entnehmen.297 Einschränkend müsse 

die wirtschaftliche Tätigkeit aber durch einen „öffentlichen“ Zweck, welcher nicht über-

wiegend oder ausschließlich erwerbswirtschaftlich sein dürfe, legitimiert sein, um gegen-

über den Wirtschaftsgrundrechten standzuhalten.298 Dem Erfordernis eines öffentlichen 

Zwecks stehe auch nicht Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG entgegen. Die Erwähnung des privat-

rechtlichen Versicherungswesens bedeute nicht, der Staat dürfe ein Versicherungsgeschäft 

 
291 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (431 ff.); P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 88, Rn. 304 ff.; 

Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 71. 
292 Löwer, VVDStRL 60 (2001), 416 (422); Isensee, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 122, Rn 73; Ronel-

lenfitsch, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 98, Rn. 35. 
293 Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 137. 
294 Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (17); Löwer, VVDStRL 60 

(2001), 416 (421). 
295 Stober, ZHR 145 (1981), 565 (570 f.). 
296 Löwer, VVDStRL 60 (2001), 416 (421); Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 71; hierzu 

auch Gusy, JA 1995, 166 (168), der ergänzend hervorhebt, die Art. 110 und Art. 135 Abs. 6 GG regeln auch nicht, 

was später mit den übernommenen Unternehmen zu geschehen habe. 
297 Vgl. so auch P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 88, Rn. 304. Zum Teil wird in der neueren 

Literatur aus Art. 12 Abs. 1 GG auch ein Schutz vor staatlicher Konkurrenz abgeleitet, da der Staat nicht als Akteur 

in Ausübung seiner Grundrechte am Markt teilnimmt, vgl. tiefergehend Remmert, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 

12 Abs. 1, Rn. 146. 
298 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (431 f.) stellt darauf ab, dass für die Bedarfsdeckung allein die Steuer bestehe, wes-

wegen es eines solchen Zweckes bedürfe; Isensee, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 122, Rn. 74 m.w.N.; 

Löwer, VVDStRL 60 (2001), 416 (420); Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 71. 
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aus rein erwerbswirtschaftlichen Gründen betreiben.299 Das notwendige zusätzliche Erfor-

dernis des öffentlichen Zwecks färbe zudem auf die Unternehmensbeteiligungen des Staa-

tes ab. In der Finanzkrise sollten durch staatliche Beteiligungen die öffentliche Aufgabe 

der Finanzstabilität, im Rahmen von Katastrophenfällen und Pandemien das gesamtwirt-

schaftliche Gleichgewicht gesichert werden.300 Somit existiere keine verfassungsrechtliche 

Garantie einer rein erwerbswirtschaftlichen Betätigung; der Staat sei zur Erzielung von 

Einnahmen zwangsläufig auf privat Handelnde angewiesen.301 

Die Existenz einer selbständigen und leistungsfähigen Privatwirtschaft bestärke das grund-

gesetzliche Steuerstaatsprinzip damit in zweierlei Hinsicht: Zum einen zeige es, dass der 

Staat nur eng begrenzte Möglichkeiten habe, sich die für die Erfüllung seiner Aufgaben 

erforderlichen finanziellen Ressourcen über erwerbswirtschaftliche Betätigungen zu be-

schaffen,302 zum anderen, dass eine Partizipation an den Erträgen der Privatwirtschaft 

durch zwangsweise Abgaben vorgegeben sei.303 Die Privatwirtschaft werde damit indirekt 

auch vom verfassungsrechtlichen Steuerbegriff vorausgesetzt, da nur dann, wenn der nicht-

staatliche Bereich Erträge abwirft, der Staat an diesen über Steuern partizipieren könne.304 

Zudem sei die erwerbswirtschaftliche Betätigung der öffentlichen Hände ohne staatliches 

Eigenkapital, welches aus Steuern stamme, nicht denkbar. Da Steuern dem Staat nur zur 

Verwendung für das gemeine Wohl und nicht zur Finanzanlage anvertraut seien, dürften 

die Steuermittel nicht bei gewinnbringender Betätigung ohne Gemeinwohlbezug ver-

braucht werden.305 Die Steuer als Preis der Freiheit werde durch den Zusammenhang der 

Wirtschaftsverfassung und der restriktiven Möglichkeiten staatlicher erwerbswirtschaftli-

cher Betätigung sowie der privaten Indienstnahme erst deutlich.306 Eine in Einzelfällen ge-

stattete erwerbswirtschaftliche Tätigkeit des Staates – wie auch die vereinzelte Erhebung 

nichtsteuerlicher Abgaben – stehe der normativen Verankerung des Steuerstaatsprinzips 

im Grundgesetz nicht entgegen. Die einzelnen Verfassungsbestimmungen ließen dabei 

auch keine verfassungsrechtliche Öffnung hin zu einem Unternehmerstaat erkennen, der 

im Widerspruch zum Steuerstaat stünde. Denn das Grundgesetz setze vielmehr voraus, 

dass die erwerbswirtschaftliche Betätigung des Staates die Ausnahme bleiben müsse und 

 
299 Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 137. 
300 Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 138; Wernsmann, in: Gröpl (Hrsg.), BHO/Landes-

haushaltsordnungen, BHO, § 65, Rn. 5. 
301 Ronellenfitsch, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 98, Rn. 42 f. 
302 P. Kirchhof, in: Isensee/ders., HBStR, Bd. IV, § 88, Rn. 304 ff. 
303 P. Kirchhof, in: JöR, Bd. 54 (2006), S. 1 (25); ders., StuW 2017, 3 (5). 
304 Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 425; Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsge-

bühr, S. 76 f. 
305 Zu diesem Gedanken Löwer, VVDStRL 60 (2001), 416 (420 f.); a.A. Meyer, VVDStRL 60 (2001), Aussprache, 

617, welcher wegen der verbotenen Zweckbindung der Steuer von der Möglichkeit einer Finanzanlage ausgeht. 
306 Vgl. P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), Bd. V, § 118, Rn. 2; Preuß, in: Deiseroth/Hase/Ladeur, Ordnungsmacht, 

S. 46 (49); Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (380); Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 47; Waldhoff, in: 

BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 428. 
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nicht zur Regel werden dürfe.307 Mit der durch die Verfassung grundsätzlich garantierten 

privatwirtschaftlichen Ordnung werde der Steuerstaat sichergestellt.308 

Dem wird entgegengehalten, die Ableitung des Steuerstaates aus der Wirtschaftsverfas-

sung sei inadäquat. So wie sich kein allgemeines Verbot für die Zulässigkeit einer eigen-

wirtschaftlichen Betätigung des Staates aus ihr ableiten ließe309, benenne sie auch kein 

striktes Gebot für einen Steuerstaat.310 Die Verfassungsbestimmungen sowie die Wirt-

schaftsgrundrechte schließen eine rein erwerbswirtschaftliche Betätigung nicht aus. Da 

staatliches Handeln kein Selbstzweck sei, sondern auf die Verwirklichung des Gemein-

wohls gerichtet sein müsse, bedürfe staatliches Handeln eines öffentlichen Zwecks. Dies 

bedeute aber nicht den Ausschluss einer rein erwerbswirtschaftlichen Betätigung zur Fi-

nanzierung staatlicher Aufgaben. Im Gegenteil könne dies als legitime Zielsetzung ange-

sehen werden.311 Die aus dem Steuerstaat abgeleitete Annahme, der Ausschluss einer rein 

erwerbswirtschaftlichen Betätigung diene der verfassungsrechtlichen Bestärkung der Pri-

vatwirtschaft, sei eher einen Zirkelschluss als eine normative Herleitung.312 Die wirtschaft-

liche Betätigung des Staates stelle zudem grundsätzlich keinen Eingriff in die Berufsfrei-

heit dar. Dem Grundgesetz lasse sich eine Entscheidung für ein Wirtschaftssystem, wel-

ches allein Privatrechtssubjekten überlassen sei, nicht entnehmen.313 Zudem müsse zur Ab-

schöpfung eines privatwirtschaftlichen Ertrags nicht zwangsläufig auf die Steuer als Ab-

gabenform gesetzt werden.314 Die Wirtschaftsverfassung weise – wenn überhaupt – auf 

einen Abgaben- oder Finanzstaat als Gegenteil zum reinen Unternehmerstaat hin, nicht 

zwangsläufig auf einen Steuerstaat. 

III. Hervorgehobene Stellung der Steuer in Art. 105 ff. GG 

Stimmen einzelne Vertreter des Steuerstaatsprinzips seinen Gegnern zwar zu, dass sich aus 

der Unzulässigkeit öffentlicher Indienstnahmepflichten und der Entscheidung für die Pri-

 
307 Vgl. Vogel, in: GS Martens, S. 265 (267), welcher nur eine ins Gewicht fallende eigenwirtschaftliche Betätigung 

des Staates ausschließt, im Umkehrschluss also eine unbedeutende Betätigung als zulässig ansieht; ähnlich Löwer, 

VVDStRL 60 (2001), 416 (418 f.). 
308 Vgl. zum Gesamten Isensee, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 122, Rn. 74. 
309 Gusy, JA 1995, 166 (168); Hellermann, Örtliche Daseinsvorsorge und gemeindliche Selbstverwaltung, S. 153 f.; 

auch das BVerfG geht davon aus, Art. 12 GG schütze nicht vor staatlicher wirtschaftlicher Betätigung,  

vgl. BVerfGE 116, 135 (152). 
310 Hendler, AöR 115 (1990), 577 (596); Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, 

S. 10 (16 ff.); F. Kirchhof, Die Verwaltung 21 (1988), 137 (141 f.). 
311 So Britz, NVwZ 2001, 380 (382); hierzu immer noch aktuell und tiefergehend Gusy, JA 1995, 166 (170) sowie 

ders., JA 1995, 253. So geht auch das BVerfG davon aus, jede Staatstätigkeit sei von Verfassungs wegen gemein-

wohlgebunden. Der Zweck, Einnahmen für den Staatshauhalt zu erzielen, reiche aus, vgl. BVerfGE 12, 354 (364); 

ebenfalls Böckenförde, VVDStRL 60 (2001), Aussprache, 594; Hellermann, Örtliche Daseinsvorsorge und gemeind-

liche Selbstverwaltung, S. 154 f.; Meyer, VVDStRL 60 (2001), Aussprache, 617. 
312 In diese Richtung auch Hellermann, Örtliche Daseinsvorsorge und gemeindliche Selbstverwaltung, S. 154 f.; Heun, 

in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (17). 
313 Manssen, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 12, Rn. 83. 
314 Gramm, Der Staat 36 (1997), 267 (273); in diese Richtung wohl auch Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom 

Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (16); ausdrücklich Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, 

S. 77. 
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vatwirtschaft nicht zwangsläufig ein Steuerstaat deduzieren lässt, so komme doch zumin-

dest in Art. 105 ff. GG dieses Prinzip explizit zum Ausdruck.315 So gebe die Finanzverfas-

sung im engeren Sinne (Art. 104a bis Art. 108 GG)316 die Richtung vor, der Staat habe sich 

vorrangig durch die Teilhabe am wirtschaftlichen Ertrag zu finanzieren.317 Denn speziell 

die Art. 105 ff. GG konzentrieren sich in ihren Regelungen über die Kompetenzzuweisung 

sowie die bundesstaatliche Ertragsverteilung der öffentlichen Einnahmen auf die Steuern 

und stellen damit ein Wesensmerkmal der grundgesetzlichen Staatsgewalt dar. Erst die 

Regelungen zur Steuerhoheit geben dem Staat des Grundgesetzes seine spezifische Quali-

tät, die alle seine Handlungen präge. Dem stehe auch nicht entgegen, dass Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV den Kirchen ermögliche, Steuern zu erheben. Denn erst durch 

die Mitwirkung des Staates werde der Kirchenbeitrag zur Steuer.318 Die Art. 105 ff. GG 

würden im Ergebnis Zuweisungen von erheblichem Gewicht enthalten und wären in ihrer 

Bedeutung formal den Grundrechten und Staatsorganen gleichgestellt.319 Daraus abgeleitet 

habe die Finanzierung der Aufgabenerfüllung von Bund und Ländern grundsätzlich über 

Steuern zu erfolgen. 

Zu anderen Abgabenarten fänden sich keine entsprechenden ausführlichen Regelungen, 

wenn doch, dann ausschließlich außerhalb der Finanzverfassung.320 Die Gesetzgebung ist 

auf die Sachkompetenzgrundlagen verwiesen, die Ertragskompetenz folgt grundsätzlich321 

der Verwaltungskompetenz (Art. 30, 83 ff. GG). Der Umstand, dass sich ausschließlich zu 

den Steuern besondere, hervorgehobene Regelungen unter der Abschnittsüberschrift „Das 

Finanzwesen“ finden lassen, lege daher teleologisch fest, nur Steuern zur primären Staats-

finanzierung zu nutzen.322 Durch die hohen Hürden der Voraussetzungen in  

 
315 Birk/Eckhoff, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 54 (55); Friauf, in: FS Jahr-

reiß, S. 45 (53); Friauf, in: FS Haubrichs, S. 103 (106); Gramm, Der Staat 36 (1997), 267 (273); Habermann, Gebüh-

ren für Gefahrenabwehr, S. 224 ff.; Hey, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HBVwR, Bd. III, § 87, Rn. 37, 44 ff.; P. Kirchhof, 

Jura 1983, 505; ders., in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 88, Rn. 45; Kment, in: Jarass/ders., GG, Art. 105, 

Rn.9; Kube, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 9; Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. 

zu Abschn. X, Rn. 71; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 423; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 

HBStR, Bd. I, § 27, Rn. 70; Wernsmann, in: FS Wendt, S. 1053 (1065). 
316 Unter Finanzverfassung (im weiteren Sinne) wird grds. der Abschn. X verstanden und fasst zwei Regelungskom-

plexe zusammen: Die Finanzverfassung im engeren Sinne (Art. 104a-108 GG) sowie das Haushaltsverfassungsrecht 

(109-115 GG), vgl. Hellermann, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 104a, Rn. 1 f.; Korioth, in: FS P. Kirchhof,  

§ 135, Rn. 2 f. Wird nachfolgend von Finanzverfassung gesprochen, ist die Finanzverfassung im engeren Sinne ge-

meint, sofern sich aus dem Zusammenhang nichts anderes ergibt. 
317 Gröpl, AöR 133 (2008), 1 (13 f.); P. Kirchhof, VVDStRL 39 (1981), 213 (215 ff., 233 f.); ders., in: Isensee/ders. 

(Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 1 ff., 86 ff.; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 59, 70. 
318 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (426). 
319 Vgl. P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 88, Rn. 45 f.; Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, 

Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 71; Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 83. 
320 Vgl. Gebühren (Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG, Art. 80 Abs. 2 GG), Beiträge (Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG) und in 

Kompetenztiteln vorausgesetzte Sozialversicherungsabgaben (Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG, Art. 87 Abs. 2 GG, Art. 120 

Abs. 1 S. 4 GG); zu letzterem BVerfGE 93, 319 (344). 
321 Mit Ausnahme von Sondervorschriften wie Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG für die Gebühr. 
322 Zölle und Finanzmonopole seien im Umkehrschluss aus Art. 105 Abs. 2 GG („die übrigen Steuern“) Steuern i.S.d. 

GG, vgl. Siekmann/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 15 f. m. w. N.; Wienbracke, Bemessungsgrenzen der 

Verwaltungsgebühr, S. 83. 
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Art. 105 ff. GG im Vergleich zu Art. 70 ff. GG, wie dem Steuererfindungsverbot und der 

Zustimmung des Bundesrates (Art. 105 Abs. 3 GG), müsse eine Sperrwirkung der Finanz-

verfassung angenommen werden. Andernfalls verlöre sie ihren Sinn und Zweck, wenn be-

liebig andere Abgaben zur Staatsfinanzierung unter ihrer Umgehung erhoben werden 

könnten. Es drohe, die Quelle der Steuer – der wirtschaftliche Ertrag Privater – könne zum 

Versiegen gebracht werden.323 

Diese vorrangige Behandlung der Steuer traf der Parlamentarische Rat zudem bewusst und 

in Kenntnis der faktischen Bedeutung für die Einnahmenwirtschaft des Staates.324 Die  

Art. 105 ff. GG würden damit die Grund- oder Fundamentalentscheidung für den Steuer-

staat darstellen.325 Im Grundgesetz werden zwar auch andere Einnahmearten326 genannt. 

Dieser Umstand stelle das Steuerstaatsprinzip aber nicht in Frage, da es keine ausschließ-

liche Finanzierung über Steuern verlange. Der gesamte staatliche Finanzbedarf solle als 

Bezugspunkt dienen, wobei die Priorisierung der Steuerfinanzierung nur für den Bereich 

der Gemeinlasten gelte. Andere Abgabenarten seien im Vorhinein nicht verboten, sondern 

bekommen ausweislich der ausdrücklichen Hervorhebung der Steuer in der Finanzverfas-

sung, speziell in Art. 105 ff. GG, lediglich eine untergeordnete Bedeutung zugewiesen.327 

Kompetenznormen können ihre Funktion demnach nur effektiv erfüllen, wenn sie eine 

Sperrwirkung gegenüber inhaltlich konkurrierenden Regelungskomplexen entfalten. Die 

Reichweite richtet sich am Regelungsgegenstand aus. Das Vorrangverhältnis werde aller-

dings damit begründet, dass sich die Finanzverfassung ganz überwiegend mit der Steuer 

beschäftige, also einer Wertung, die über den bloßen Regelungsgegenstand, die Kompe-

tenzzuweisung für Steuern, hinausgehe.328 Zudem wird angeführt, Art. 105 Abs. 1 GG re-

gele selbst nicht nur die Steuer, sondern auch die Finanzmonopole. Auch wenn diese eine 

rechtlich untergeordnete Rolle spielten, seien sie als Kennzeichen einer nicht nur staatli-

chen Steuerfinanzierung zu betrachten.329 Je nachdem, ob als normative Argumentations-

grundlage nur die Einnahmenregelungen (Art. 105-108 GG) oder zugleich auch die Haus-

haltsverfassung (Art. 104a-115 GG) verstanden werden, wäre bei letzterer ferner die Kre-

ditfinanzierung (Art. 109 Abs. 3, 115 GG) als weitere Einnahmeart zu benennen. Aller-

 
323 Hierzu umfassend Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 53 ff. 
324 Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 71, Fn. 243 m.w.N. 
325 Friauf, in: FS Jahrreiß, S. 45 (55); Gramm, Der Staat 36 (1997), 267 (273); P. Kirchhof, Jura 1983, 505 (506); 

Rodi, Ökonomische Analyse des Rechts, S. 165 f.; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 70. 
326 Vgl. Fn. 320, dazu bspw. noch die Finanzmonopole (Art. 106), Kreditfinanzierung (Art. 109 Abs. 3 GG,  

Art. 115 GG). Zur erwerbswirtschaftlichen Betätigung s. Kap. § 5 C. II. 
327 Vgl. Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 43. 
328 Vgl. Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 71. 
329 Jarass, DÖV 2002, 489 (490); Kempny, DVBl 2017, 862 (865); F. Kirchhof, Die Verwaltung 21 (1988), 137 (140); 

Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 71. 



C. Die dogmatische Herleitung und normative Anknüpfung des Steuerstaatsprinzips im Grundgesetz – 

eine Gesamtbetrachtung 

59 

 

 

dings solle die Nennung der Finanzmonopole und Kreditfinanzierung das Steuerstaatsprin-

zip nicht ausschließen, da sie nur in engen Grenzen zulässig seien und insofern nur eine 

untergeordnete Rolle einnehmen, wie für andere Einnahmearten im Steuerstaat üblich.330 

Zudem würde die Finanzverfassung ihren Sinn und Zweck auch erhalten, wenn ihren Re-

gelungen nur das entnommen werde, was geregelt werden soll: Aufteilung der Kompeten-

zen, Verteilung der Erträge sowie der Finanzausgleich.331 Im Grundgesetz fände sich keine 

Norm, die sich abschließend zu den Einnahmearten äußere. Ein Anhaltspunkt, die Geltung 

des Steuerstaatsprinzips in Art. 105 ff. GG hineinzulesen, bestehe nicht. Hierzu reiche es 

auch nicht aus, dass die Steuer bei Ausarbeitung der Art. 105 ff. GG eine der bedeutendsten 

Einnahmequellen für den staatlichen Finanzbedarf darstellte. Der Verfassungsgesetzgeber 

musste vielmehr davon ausgehen, dass die Steuer auch weiterhin zur primären Einnahmen-

erzielung genutzt werde, weswegen ausführliche Regeln bezüglich Kompetenz und Ver-

teilung nötig waren.332 Jedoch schreibe die Finanzverfassung dem Gesetzgeber nicht vor, 

die Finanzierung über Steuern habe vor der Ausschöpfung anderer Finanzquellen Vor-

rang.333 

Gegen eine Rangfolge der Einnahmearten lasse sich darüber hinaus Art. 107 Abs. 2  

Satz 1 GG heranziehen. Im Rahmen des horizontalen Finanzausgleichs stellt dieser auf die 

Finanzkraft ab, anders als Art. 107 Abs. 2 Satz 4 GG, der auf die Steuerkraft Bezug nimmt. 

Dies impliziere, bedeutende Einnahmequelle müsse nicht nur die Steuer sein.334 Über den 

Begriff der Finanzkraft öffne sich die Finanzverfassung daher weiteren Abgabenarten, die 

neben der Steuer erhoben werden können. 

Mit der Hervorhebung der Steuer in Art. 105 ff. GG gehe im Ergebnis zudem eine Besser-

stellung der Steuer- vor der Sachkompetenz einher.335 So wie das Grundgesetz aber keine 

Rangfolge der Einnahmenarten verlange, verlange es auch keine Kompetenzen unter-

schiedlicher Klassen. Kompetenzen stünden unverbunden nebeneinander, hätten Angebot-

scharakter und ihre Regelungsbereiche trennten sich durch die einzelnen Tatbestandsmerk-

male grundsätzlich voneinander ab. Eine beliebige Umgehung der Art. 105 ff. GG scheide 

daher durch die die Steuer und nichtsteuerliche Abgabe grundsätzlich trennende staatliche 

Leistung aus.336 

 
330 Kube, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 6; Art. 105-108 GG: Statt vieler P. Kirchhof, in: 

Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 88, Rn. 45; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 70; 

Art. 104a-115 GG: Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 83, 86 f. 
331 Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 162. 
332 Vgl. Hendler, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 68 (82); Kloepfer,  

AöR 97 (1972), 232 (242 f). 
333 So Wieland, in: Herdegen/Masing/Poscher/Gärditz (Hrsg.), Hdb. des Verfassungsrechts, § 24, Rn. 12. 
334 Vgl. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 182; Schneider, in: AK, GG, Art. 105, Rn. 6. 
335 s. Kap. § 5 D. I. 4. sowie § 5 D. III. 2. a. 
336 Vgl. hierzu Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 78, 80; in die Richtung Schmehl, Das Äqui-

valenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 72; Schneider, in: AK, GG, Art. 105, Rn. 6; Weißenfeld, Effiziente 

Preisgestaltung im Recht der Benutzungsgebühren, S. 132; zum gesamten Abschn. ausf. Sacksofsky, Umweltschutz 
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Gegen eine evidente Hervorhebung des Steuerstaatsprinzips in Art. 105 ff. GG spreche 

ebenfalls, dass es nach Inkrafttreten des Grundgesetzes über 25 Jahre gedauert hat, bis sich 

das Steuerstaatsprinzip in Literatur und Rechtsprechung entwickelt hat.337 Die gesonderten 

Regelungen der Steuerkompetenzen und -verteilung unter den Gebietskörperschaften hät-

ten ausschließlich einen regelungstechnischen sowie materiellen Grund. Zum einen knüpfe 

Art. 105 Abs. 2 GG im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen nicht 

zwingend an die Bedürfnisklausel des Art. 72 Abs. 2 GG an. Die Zuständigkeit des Bundes 

bestehe alternativ dagegen auch, wenn ihm das Aufkommen dieser Steuern ganz oder zum 

Teil zustehe. Dies in Art. 70 ff. GG unterzubringen, würde den Aufbau der Sachgesetzge-

bungs- sowie Steuergesetzgebungskompetenzen stören. Wie in der Weimarer Reichsver-

fassung, welche alle finanzspezifischen Verfassungsvorschriften in die allgemeine Syste-

matik der Verfassung einordnete, war dies auch im Herrenchiemsee-Entwurf 1948 zu-

nächst so vorgesehen. Erst mit Inkrafttreten des Grundgesetzes 1949 waren alle steuerspe-

zifischen Regelungen ausgegliedert und im Abschnitt X zusammengefasst worden.338 Eine 

Eingliederung in die restlichen Abschnitte hätte ihren inneren Zusammenhang zerrissen 

und wie ein Fremdkörper gewirkt.339 Zum anderen seien gesonderte Regelungen zur Steuer 

aufgrund ihrer „Voraussetzungslosigkeit“ sinnvoll, da sonst die Gefahr einer unbegrenzten 

Erhebung, auch mangels Rückbindung an einen Sachbereich, bestehe. Um dem entgegen-

zuwirken, sei eine genaue Abgrenzung der Erhebung und Verteilung der Kompetenzen 

notwendig. Es brauche besondere Regelungen in der Finanzverfassung und speziell für 

Steuern, ohne ihnen weitergehenden Bedeutungsgehalt beizumessen. Daher verlöre die Fi-

nanzverfassung nicht ihren Sinn, sollte der Anteil anderer Abgaben an der Staatsfinanzie-

rung ansteigen. Zudem bedurfte es für nichtsteuerliche Abgabe keiner gesonderten Festle-

gung in einer Finanzverfassung, da sich die Gesetzgebungs- und Ertragskompetenzen nach 

den allgemeinen Bestimmungen richten.340 Der Verfassungsgesetzgeber sei nicht umhin-

gekommen, nur für die Steuer ausführliche Regelungen zu treffen.341 Aus den gesonderten 

Regelungen zur Steuer in Art. 105 ff. GG könne demnach kein Steuerstaatsprinzip abge-

leitet werden. 

 
durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 161 ff., 166 ff.; a.A. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nicht-

steuerliche Umweltabgaben, S. 56, da trotz Unterscheidung die Möglichkeit bestehe, die nichtsteuerliche Abgabe 

komme der Steuer sehr nahe und könne so die Finanzverfassung unterlaufen. 
337 Vgl. Kap. § 5 B. 
338 Vgl. Kloepfer, in: FS Wendt, S. 599 (600 f.). 
339 Kloepfer, in: FS Wendt, S. 599 (602); den eigenen Abschn. als Argument für die Verankerung des Steuerstaats-

prinzips in Art. 105 ff. GG ansehend Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 87 f. 
340 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 77. 
341 Hendler, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 68 (82); Weißenfeld, Effiziente 

Preisgestaltung im Recht der Benutzungsgebühren, S. 135; zum gesamten Abschn. Sacksofsky, Umweltschutz durch 

nicht-steuerliche Abgaben, S. 164 ff. 
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IV. Ordnungsfunktion der Finanzverfassung für die bundesstaatliche Struktur 

Eine unbeschränkt mögliche Staatsfinanzierung durch andere Abgaben als Steuern würde 

nicht nur die hervorgehobene Stellung der Steuern in Art. 105 ff. GG für die Staatsfinan-

zierung missachten342, sondern auch dem dahinterstehenden Zweck nicht gerecht werden. 

Der Finanzverfassung komme durch die Zuweisung der Kompetenz- und Ertragszustän-

digkeiten der Steuer eine bundesstaatliche Ordnungsfunktion zu.343 Der Bund und die 

Gliedstaaten sind auf eine angemessene Finanzausstattung für ihre Staatstätigkeit  

(Art. 104a Abs. 1 GG i.V.m. Art. 70 ff. GG) angewiesen. Diese könne ausschließlich durch 

die Erhebung und Verteilung der voraussetzungslosen Steuer gewährleistet werden.344 An-

dere Abgaben stehen dagegen einem Hoheitsträger exklusiv zu.345 Mit diesen könne nicht 

gewährleistet werden, dass alle Gebietskörperschaften, wie bei den speziell unter bundes-

staatlichen Maßstäben entworfenen Art. 106 und 107 GG, über ausreichende Finanzmittel 

verfügen.346 Daher stehe es nicht im Belieben des Gesetzgebers, welche Abgabe zur Fi-

nanzierung einer öffentlichen Aufgabe erhoben wird – es habe primär die Steuer zu sein, 

wodurch der Staat des Grundgesetzes zum Steuerstaat werde. 

Der bundesstaatlichen Ordnungsfunktion der Finanzverfassung Rechnung tragend gebe es 

daher auch kein Steuererfindungsrecht.347 Die Gesetzgebungskompetenz des Art. 105  

Abs. 2 Satz 2 GG bezogen auf die „übrigen Steuern“ sei insoweit beschränkt, als die Er-

träge aus der Erhebung der Steuer nicht nach Art. 106 GG dem Bund oder den Ländern, 

einschließlich der Kommunen, zugeordnet werden können. Die Steuerverteilungsregelun-

gen in Art. 106 GG seien abschließend zu verstehen, um neben dem „Schutz der Bürger 

vor einer unübersehbaren Vielzahl von Steuern“348 ein Unterlaufen der föderalen Ertrags-

verteilung der Steuern zu vermeiden.349 Die Finanzverfassung werde daher als Rahmen 

verstanden, in deren Grenzen sich der Gesetzgeber nur der geregelten Steuerarten bedienen 

 
342 Vgl. soeben Kap. § 5 C. III. 
343 Vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 41; Siekmann, in: 

Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 44; Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116,  

Rn. 57; Wendt, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. VI, § 139, Rn. 2; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, 

Bd. II, § 30, Rn. 70. 
344 Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 423. 
345 Denn bei nichtsteuerlichen Abgaben folgt die Ertragskompetenz der Sachkompetenz, für welche die Abgabe erho-

ben wird, vgl. bspw. P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 88, Rn. 212. 
346 Waldhoff, in: BK, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 423; Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, 

S. 84. 
347 Vgl. in der Entscheidung zur Kernbrennstoffsteuer BVerfGE 145, 171, Ls. 3, eingehender 191 ff. mit ausdrückli-

chem Bezug zur Ordnungsfunktion sowie Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung; ebenfalls ein Steu-

ererfindungsrecht ablehnend Kube, in: BeckOK, GG, Art. 105, Rn. 42; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, 

Rn. 129; Siekmann/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 60; a.A. Heun, in: Dreier (Hrsg.), GG, Art. 106, Rn. 15; 

Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 16 ff.; Wendt, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. 

VI, § 139, Rn. 29 ff. 
348 BVerfGE 145, 171 (203); Siekmann/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 62. 
349 BVerfGE 145, 171(202 f.); Siekmann/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 61. 
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dürfe.350 Wenn selbst der Steuer Grenzen zum Schutz der föderative Struktur gesetzt wer-

den würden, müsse dies erst recht auch für nichtsteuerliche Abgaben gelten. 

Als „tragende[r] Eckpfeiler der bundesstaatlichen Ordnung des Grundgesetzes“351 verlören 

die Regelungen folgerichtig auch ihren Sinn und Zweck, wenn unter ihrer Umgehung 

nichtsteuerliche Abgaben erhoben werden würden. Vereinzelt mündet das Verständnis von 

der formalen Ordnung der Finanzverfassung auch darin, ein Abgabenerfindungsrecht zu 

verneinen.352 Der Gesetzgeber, der sich einer nichtsteuerlichen Abgabe bedienen wolle, 

könne nur auf die verfassungsrechtlich anerkannten Finanzierungsformen zurückgreifen. 

Hierzu zählen Gebühren, Beiträge und Verbandslasten.353 Unabhängig von der Beantwor-

tung dieser Frage, wäre die Finanzverfassung in jedem Fall aber ohne Restriktion der nicht-

steuerlichen Abgaben „schutzlos einer willkürlichen Aushöhlung preisgegeben“354. Der 

sorgfältig austarierte Finanzausgleich – ein Kernstück der bundesstaatlichen Ordnung – 

würde empfindlich gestört und damit die Funktion und Stabilität des Bundesstaates gefähr-

det werden.355 Es bestünde die Gefahr eines Wettlaufs der ertragsberechtigten Körper-

schaften um Einnahmequellen, welche nicht der Verteilung unterlägen.356 Würden zudem 

in signifikantem Maße Finanzmittel auf Grundlage der allgemeinen Sachkompetenzen er-

hoben werden, wäre dies eine Umgehung der Spezialvorschriften der bestehenden Finanz-

verfassung und nach juristischer Methodik unzulässig.357 Die Ordnungsfunktion der Fi-

nanzverfassung für die bundesstaatliche Struktur, welche sich folgerichtig auf mehreren 

Ebenen wie dem Steuererfindungsverbot wiederfinde, werde daher als durchschlagendes 

normatives Argument für die vorrangige Finanzierung über Steuern und das verfassungs-

rechtliche Steuerstaatsprinzip angesehen.358 Dem Gesetzgeber bleibe daher nichts anderes 

übrig, als sich der geregelten Steuern zur Finanzierung seiner allgemeiner Aufgaben zu 

bedienen. 

Hiergegen wird eingewendet, dass zur Begründung der normativen Verankerung des Steu-

erstaatsprinzips ausschließlich auf die statische Seite der Finanzverfassung Bezug genom-

men wird.359 Zwar sei diese in ihren Grundzügen sorgfältig aufeinander abgestimmt und 

als Rahmenordnung in sich fest geschlossen.360 Die Finanzverfassung regle jedoch nur auf 

 
350 Vgl. Schwarz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 104a, Rn. 16. 
351 BVerfGE 55, 274 (300). 
352 Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 143 m.w.N.; gegen einen numerus clausus der Ab-

gabenarten statt vieler Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 8. 
353 Vgl. Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 93 ff. 
354 Friauf, in: FS Haubrichs, S. 103 (106). 
355 Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 42; Vogel, in: Isen-

see/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 70; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 423. 
356 Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 220. 
357 Vgl. Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 84. 
358 So feststellend Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 168; dem Argument ein ähnliches 

Gewicht beimessend Rodi, Ökonomische Analyse des Öffentlichen Rechts, S. 165 f. 
359 Zum nachfolgenden Abschn. vgl. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 168 ff. 
360 Vgl. Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 74; Wieland, in: Herdegen/Masing/Po-

scher/Gärditz (Hrsg.), Hdb. des Verfassungsrechts, § 24, Rn. 3. 
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den ersten Blick ausnahmslos detailgenau die Kompetenz- und Ertragszuständigkeit der zu 

erhebenden Steuern. Ein zweiter Blick ergebe, bei sich ändernden Einnahmearten bestehe 

keine Gefahr für die bundesstaatliche Finanzverteilung. Der Verfassungstext offenbare 

vielmehr eine notwendig „flexible, wandlungsfähige und anpassungsbereite Seite der Fi-

nanzverfassung“361. Ihre Fähigkeit zur Anpassung an sich verändernde Bedingungen dürfe 

bei der Beurteilung einer bundesstaatlichen Ordnungsfunktion nicht unberücksichtigt blei-

ben.362 Die dynamische Seite werde an den Regelungen zur Verteilung der Umsatzsteuer 

deutlich.363 Art. 106 Abs. 3 Satz 3 GG überlässt dergestalt die Festsetzung der Umsatzsteu-

erverteilung zwar dem einfachen Gesetzgeber, legt aber folgende ausfüllungsbedürftige 

Vorgaben in Satz 4 fest: Nach Nr. 1 besteht ein gleichmäßiger Anspruch von Bund und 

Ländern auf Deckung ihrer notwendigen Aufgaben. Das Deckungsbedürfnis ist dabei so 

aufeinander abzustimmen, dass ein billiger Austausch erzielt, eine Überlastung der Steu-

erpflichtigen vermieden und die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 

gewahrt wird (Nr. 2). Art. 106 Abs. 4 GG ermöglicht dem Gesetzgeber darüber hinaus, die 

Verteilung der Umsatzsteuer neu festzusetzen. Hierfür muss sich das Verhältnis zwischen 

den Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Länder wesentlich anders entwickelt 

haben als ursprünglich zugrunde gelegt. 

Die Beurteilungsspielräume des Gesetzgebers bei der Festsetzung und die Möglichkeit der 

Neufestsetzung der Umsatzsteuer zeigen, eine Verteilung der Einnahmen sei seitens der 

Finanzverfassung nicht im Vorhinein festgelegt.364 Dieses Ergebnis spiegele sich auch in 

Art. 104a Abs. 1 GG wider. Danach haben Bund und Länder die Ausgaben gesondert zu 

tragen, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben. Die Aufteilung der Ein-

nahmen solle sicherstellen, Bund und Länder mit den erforderlichen Mittel auszustatten. 

Da sich die Ausgaben von Bund und Länder jedoch unterschiedlich entwickeln können, 

sei Flexibilität und Offenheit zwingend notwendig und von der Finanzverfassung voraus-

gesetzt.365 Der Föderalismus sei kein endgültig festgelegtes System, sondern ein perma-

nentes Verfahren.366 Wenn die Finanzverfassung die Flexibilität zwingend voraussetze und 

 
361 Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 171. 
362 Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 170. 
363 Sacksofsky, in: dies./Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 188 (202), betont die Ertragsrelevanz 

der Umsatzsteuer als zweitwichtigste Steuer; vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis), Die ergiebigsten Steuern 2024, 

online. 
364 Hendler, AöR 115 (1990), 577 (600); ders., in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, 

S. 68 (84); Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 81; Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht 

der Staatsfinanzierung, S. 73; a.A. Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 73 f., welcher aus 

einer bloßen Verteilungsregelungen Rückschlüsse auf die Art der Staatsfinanzierung als einen unzulässigen Schluss 

a minore ad maius ablehnt. 
365 Hierzu Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 174 ff. Vgl. bspw. den durch Gesetz vom 

16.07.2021 neu eingefügten § 1 Abs. 6 Finanzausgleichsgesetz, welcher den Ländern aufgrund des Aktionsprogramms 

„Aufholen nach Corona für Kinder und Jugendliche für die Jahre 2021 und 2022“ mehr Umsatzsteuereinnahmen 

zuwies. 
366 So selbst auch Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (427). 
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die Verteilung der zweitertragreichsten Steuer – der Umsatzsteuer – dem einfachen Ge-

setzgeber überlasse, seien die bundesstaatlichen Gefahren durch die zunehmende Erhe-

bung nichtsteuerlicher Abgaben als gering einzuschätzen.367 Selbst das BVerfG schien eine 

Bedrohung der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung durch neuartige Einnahmequellen 

erst dann anzunehmen, wenn das Verteilungssystem von Art. 106 GG „gesprengt“ 

werde.368 

Zugleich würde die verstärkte Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben und ein Zurückdrängen 

der Steuer vielmehr zu einer Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten der Länder führen, 

da sich diese nach den Sachkompetenzen (Art. 70 ff. GG) richten. Zwar besitze der Bund 

auch bei den Sachkompetenzen gegenüber den Ländern ein Übergewicht; dieses reiche 

aber bei den unitarisch geprägten Steuerkompetenzen (Art. 105 f. GG) noch weiter. Aus 

der Verschiebung der Machtverhältnisse resultiere keine Gefahr für den Bundesstaat, da 

diese nur bei einem Verlust der Eigenstaatlichkeit der Länder und nicht bei ihrer Stärkung 

angenommen werde.369 Auch können sich die Einnahmen verschiedener Gebietskörper-

schaften durch die vermehrte Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben erhöhen und durch de-

ren vereinzelte Absetzbarkeit konträr Steuereinnahmen verringern. Ähnliche Effekte seien 

aber auch bei Steuerreformen zu beobachten. Als Möglichkeit zur Gegensteuerung könne 

die Neufestsetzung der Umsatzsteuer dienen.370 

Im Rahmen des Länderfinanzausgleichs fänden nichtsteuerliche Abgaben der Länder über 

Art. 107 Abs. 2 Satz 1 bis 4 GG Berücksichtigung. Dieser stelle hierfür statt auf die Steu-

erkraft (Art. 107 Abs. 2 Satz 5 GG) auf die Finanzkraft ab. Alle bedeutsamen, nicht gleich-

mäßig anfallenden Abgaben der Länder seien im Ergebnis in den Finanzausgleich einzu-

stellen.371 Hierunter sollen auch solche Abgaben fallen, die auf einer autonomen Entschei-

dung der Länder beruhen. Dafür spreche die Einschränkung der Entscheidungsautonomie 

 
367 Sacksofsky, in: dies./Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 188 (202 f.). 
368 BVerfGE 105, 185 (194 f.); vgl. hierzu ebenfalls Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 82; 

ausf. Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 74. Mit dem Beschluss zum Kernbrenn-

stoffsteuergesetz revidiert das BVerfG nunmehr diese Aussage, vgl. BVerfG, NJW 2017, 2249 (2250, Rn. 59; 2253, 

Rn. 92). Demgegenüber aber die ursprüngliche Rechtsprechung weiterhin bejahend Richter Huber und Müller, 

BVerfG, 2017, 2249 (2264, Rn. 26). 
369 Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 179 f.; insb. Hendler, AöR 115 (1990), 577  

(598 ff.); unterstützend Heimlich, Die Verleihungsgebühr als Umweltabgabe, S. 153, der in diese Richtung zudem 

noch die zentralisierende Tendenz der Finanzverfassung hervorhebt, die der föderativen Ordnung entgegenlaufe; dies 

nicht als Argument gegen das Steuerstaatsprinzip auffassend Meyer, Gebühren für die Nutzung von Umweltressour-

cen, S. 159; vgl. ebenfalls Rodi, in: Becker-Schwarze/Köck/Kupka/von Schwanenflügel (Hrsg.), Handlungsformen, 

S. 121 (132). 
370 Vgl. zu letztem Kloepfer, AöR 97 (1972), 232 (244, Fn. 60); Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsge-

bühr, S. 81; Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 181. 
371 Zur bergrechtlichen Förderabgabe vgl. BVerfGE 72, 330 (410 f.); dagegen nicht einbezogen wurden die Konzes-

sionsabgaben der Versorgungsunternehmen vgl. BVerfGE 101, 158 (229), BVerfGE 86, 148 (225 ff.). 
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der Länder infolge unterschiedlicher gebietsspezifischer und wirtschaftspolitischer Gege-

benheiten.372 Jedoch seien die Einnahmen nur mit einem Soll-Aufkommen einzubezie-

hen.373 Eine Gefahr für eine ungleiche Verteilung der Finanzmittel der Länder untereinan-

der bestehe nicht. Der Finanzausgleich könne mit einer veränderten Zusammensetzung der 

staatlichen Einnahmen umgehen.374 

Die Flexibilität und Offenheit der Finanzverfassung zeigen, dass zum Schutz der bundes-

staatlichen Ordnung eine vorrangige Finanzierung über Steuern nicht notwendig sei. Im 

Gegenteil sei ihre Fähigkeit zur Anpassung innerhalb des gesteckten Rahmens für ihr 

Funktionieren zwingend notwendig.375 Der Finanzverfassung sei daher über eine bundes-

staatliche Schutzfunktion das Steuerstaatsprinzip nicht zu entnehmen. 

V. Verfassungsgrundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans und Demokra-

tieprinzip 

Nach Art. 110 Abs. 1 Satz 1 1. Hs. GG sind alle Einnahmen und Ausgaben in den Haushalt 

einzustellen. Das Parlament wird dadurch in die Lage versetzt, in regelmäßigen Abständen 

den gesamten Überblick über das Finanzvolumen und die den Bürger belastenden Abgaben 

zu erhalten.376 Das Vollständigkeitsgebot soll den Haushaltsgesetzgeber in die Position 

bringen, die Budgetplanung und -entscheidung über die gesamten Finanzmittel zu be-

schließen. Denn nur bei vollständiger Erfassung können die Planungs-, Kontroll- und Re-

chenschaftsverfahren, die mit der Aufstellung des Haushaltsplanens einhergehen, grei-

fen.377 Das Budgetrecht wird als eines der wesentlichen Instrumente parlamentarischer Re-

gierungskontrolle und Gestaltungskompetenz bezeichnet.378 Ihm wird Verfassungsrang 

beigemessen.379 Der verfassungsrechtliche Grundsatz der Vollständigkeit des Haushalts-

plans ist somit betroffen, wenn verfügbare Finanzflüsse außerhalb des Budgets organisiert 

werden.380 

 
372 Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 182. 
373 Anlehnend an die Einbeziehung der Gewerbesteuer nach den bundesdurchschnittlichen Hebesätzen, BVerfGE 86, 

148 (229 ff.), Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 182. 
374 Vgl. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 182; Schneider, in: AK, GG, Art. 105, Rn. 6; 

ausf. Henseler, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 102 (103 ff.); so auch Perli-

tius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 82. 
375 Hendler, DÖV 1999, 749 (758); Sacksofsky, in: dies./Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 188 

(202 f.); Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 182 f. 
376 Vgl. Drüen, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 110, Rn. 39 ff.; Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, 

Art. 110, Rn. 12; Reus/Mühlhausen, Haushaltsrecht in Bund und Ländern, Rn. 486 ff. 
377 Jeweils m.w.N. Droege, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HBVwR, Bd. III, § 88, Rn. 24; Reus/Mühlhausen, Haushalts-

recht in Bund und Ländern, Rn. 120. 
378 BVerfG, NJW 2014, 1505 (1514, Rn. 201) m.w.N.; Vgl. ebenso P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR,  

Bd. V, § 119, Rn. 15; Kube, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 110, Rn. 23. 
379 Statt vieler Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 110, Rn. 48. 
380 Droege, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HBVwR, Bd. III, § 88, Rn. 24; umfassend Kloepfer, in: FS Wendt, S. 599  

(613 ff.). 
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Steuern wahren diesen Grundsatz, da sie vollständig in den allgemeinen Haushalt einflie-

ßen.381 Sie stehen dem Haushaltsgesetzgeber durch ihre haushaltsrechtliche Erfassung zur 

Planung, Kontrolle und für Rechenschaftsverfahren zur Verfügung. Dagegen besteht für 

nichtsteuerliche Abgaben die Möglichkeit, auch außerhalb des Haushalts organisiert und 

so der parlamentarischen Haushaltskontrolle entzogen zu werden.382 Die Haushaltsflüch-

tigkeit der Abgabenarten unterscheidet sich aber stark voneinander und hängt primär von 

der haushaltsrechtlichen Gestaltung im Einzelfall ab.383 Angesichts ihrer Zuordnung zu 

rechtlich verselbständigten, parafiskalischen Verwaltungsträgern beeinträchtigen vor al-

lem der Sozialversicherungsbeitrag und die Sonderabgabe, durch ihre Zuführung in einen 

Sonderfond, in Bezug auf ihre Vereinnahmung und Verausgabung den Vollständigkeits-

grundsatz.384 Gebühren und Beiträge werden demgegenüber grundsätzlich in den Haushalt 

eingestellt. Durch die Möglichkeit der Haushaltsflüchtigkeit ist bei ihrer verfassungsrecht-

lichen Überprüfung dennoch stets der Grundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans 

als Maßstab anzulegen.385 Die Gefahr für die Haushaltsverfassung bei flüchtigen nichtsteu-

erlichen Abgaben, speziell Sonderabgaben, ist durch eine haushaltsnahe Dokumentations-

pflicht zu kompensieren.386 

Das Haushaltsrecht des Parlaments in Form der Gestaltungsmöglichkeit könne zudem nur 

ausgeübt werden, wenn die Einnahmen nicht bereits zur Deckung bestimmter Ausgaben 

genutzt werden müssen. Steuereinnahmen stehen dem Haushaltsgesetzgeber wegen ihrer 

primär fiskalischen Zielsetzung grundsätzlich387 immer ungebunden zur Disposition. Dies 

sei bei nichtsteuerlichen Abgaben neben ihrer haushaltsrechtlichen Ausgestaltung im Ein-

zelfall auch aufgrund der Gegenleistungsabhängigkeit nicht gewährleistet.388 Zwar unter-

 
381 BVerfGE 55, 274 (302 f.); P. Kirchhof, in: Isensee/ders., HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 70; Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), 

GG, Art. 110, Rn. 48. 
382 Vgl. Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 4 f.; Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht 

der Staatsfinanzierung, S. 85. 
383 Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 83 f.; Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der 

Staatsfinanzierung, S. 85. 
384 Vgl. hierzu und zum Ganzen Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 

(20) m.w.N.; Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (429 f.). 
385 BVerfGE 108, 1 (16); P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 15, 16; a.A. Wernsmann, 

in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 220, 274. 
386 Statt vieler Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 29; P. Kirchhof, in: GS Trzaskalik, S. 395 

(407); kritisch Selmer, in: FS Mußgnug, S. 217 (226 f.). 
387 Die Ausnahme bildet die Zwecksteuer. Deren Aufkommen wird zwar in den Haushalt eingestellt, ist aber bereits 

für bestimmte Zwecke legislativ vorbestimmt. Die Verwendung der Zwecksteuer ist umstritten und sollte auch nur 

rechtfertigungsbedürftige Ausnahme bleiben. Prominentes Beispiel ist die „Ökosteuer“, deren Aufkommen zum Teil 

der Rentenversicherung zufließt, vgl. § 213 Abs. 4 Sozialgesetzbuch VI., vgl. Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), 

GG, Art. 105, Rn. 16; Kloepfer, Finanzverfassungsrecht, § 2, Rn. 17 ff. 
388 Sinngemäß Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (379). 
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lägen speziell Gebühren auch dem Non-Affektationsgrundsatz, welcher eine Zweckbin-

dung der Einnahmen als grundsätzlich unzulässig erachtet.389 Das Prinzip der Kostende-

ckung390 und Aufwandsorientierung schaffe dennoch Abhängigkeiten zwischen Finanzie-

rungsmittel, Finanzierungsaufgabe und Finanzierungsaufwand. Nichtsteuerliche Abgaben 

würden im Ergebnis nur „finanzwirtschaftliche Verantwortungszusammenhänge“391 her-

stellen. Eine von der Herkunft der Mittel unabhängige staatliche Entscheidung sei nur bei 

der voraussetzungslosen Steuer möglich.392 Somit wahre nur diese bedingungslos die Voll-

ständigkeit des Haushaltsplans, seine Gestaltungsmöglichkeiten und die Etathoheit des 

Parlaments.393 

In der voraussetzungslosen Erhebung der Steuer drücke sich weiter der Gedanke der de-

mokratischen Volkssouveränität aus. Denn nur das Volk selber könne sich eine allgemeine 

Abgabe zur Finanzierung des Gemeinwesens auferlegen – „no taxation without represen-

tation“.394 Die Schaffung eines frei verfügbaren Budgets sei Ausdruck der demokratischen 

Rückkopplung und ermögliche den Bürgern unabhängig vom eigenen Steuerbeitrag und 

persönlich empfangenen Vorteilen über die demokratische Teilhabe die staatliche Aufga-

benwahrnehmung und Mittelverwendung mitzugestalten. Zudem sei das frei verfügbare 

Budget zwingende Voraussetzung für die Bereitstellung öffentlicher Güter und zeige den 

Zusammenhang zur Demokratie.395 Eine Finanzierung auf der Grundlage des Äquivalenz-

gedankens stünde dagegen vor dem Problem, wie die Erfüllung öffentlicher Aufgaben auch 

dort sichergestellt werden solle, wo private Nachfrage fehlender Zahlungskraft gegenüber-

stehe. Die Financiers des Staates würden die Art und den Umfang staatlicher Aufgabener-

füllung bestimmen.396 

Als verbleibende denkbare Alternative zur Finanzierung von Gemeinwohlaufgaben neben 

der Steuer könne nur noch die Staatsverschuldung in Betracht gezogen werden.397 Jedoch 

bürde diese den künftigen Generationen die Finanzierung heutiger Aufgaben auf. Dagegen 

 
389 Insb. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 114 f.; zum Grundsatz Kube, in: Dürig/Her-

zog/Scholz, GG, Art. 110, Rn. 143 f. Nach hergebrachter Meinung kommt dem Grundsatz der Non-Affektation aber 

kein Verfassungsrang zu. Eine Zweckbindung bedarf dann ohnehin keiner verfassungsrechtlichen Rechtfertigung, vgl. 

Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 2.16; a.A. bspw. Kube, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 110, Rn. 145 m.w.N.; 

Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 140. 
390 Vgl. Kap. § 5 D. II. 2. a. cc. 
391 Waldhoff, VVDStRL 66 (2007), 216 (244). Ebenso aufgreifend Droege, Die Verwaltung 46 (2013), 313 (335). 
392 Vgl. Birk/Eckhoff, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 54 (57), F. Kirchhof, 

Die Verwaltung 21 (1988), 137 (147); Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 

Art. 105, Rn. 49; Waldhoff, in: FS P. Kirchhof, § 137, Rn. 7 ff.; P. Kirchhof, Jura 1983, 505 (506) ordnet dieses 

Argument dem Rechtsstaatsprinzip zu, vgl. Kap. § 5 C. VI. 2. 
393 Vgl. zu diesem Argument Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (20); 

Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (429 f.); P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 3; Rodi, Öko-

nomische Analyse des Öffentlichen Rechts, S. 166. 
394 Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (378). 
395 Vgl. Kube, in: BeckOK, GG, Art. 105, Rn. 27 m.w.N; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 49. 
396 Vgl. Birk/Eckhoff, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 54 (64 f.); Rodi, in:  

FS Lehner, S. 377 (378 f.); vgl. hierzu auch die Kritik am Gebührenstaat in Kap. § 5 A. III. 
397 Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (379). 
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spreche das demokratische Prinzip der Herrschaft auf Zeit, welches der Verfassungsgeber 

auch durch seine restriktive Haltung zur Staatsverschuldung in Art. 115 GG zum Ausdruck 

bringe. Im Ergebnis bleibe nur die Steuer als geeignetes Finanzierungsinstrument übrig.398 

In beidem, dem Grundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans und im Demokratieprin-

zip, finde das Steuerstaatsprinzip somit seine verfassungsrechtliche Grundlage. 

Dem wird entgegengebracht, der Grundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans könne 

zur Begründung des Steuerstaatsprinzips nicht beitragen. Nicht jede nichtsteuerliche Ab-

gaben, die im Haushalt keine Berücksichtigung gefunden hat, sei verfassungswidrig, sofern 

die Anforderungen an eine haushaltsrechtliche Informationspflicht erfüllt sind. Es ließen 

sich daher, wenn überhaupt, nur Anforderungen an das „Wie“ und nicht an das „Ob“ der 

Abgabenerhebung aus dem Vollständigkeitsgrundsatz entnehmen.399 Eine Ambivalenz 

werde darüber hinaus bei einem Vergleich zu den Lenkungssteuern in Form von Verscho-

nungssubventionen deutlich. Bei diesen Steuervergünstigungen handelt es sich der Sache 

nach um Zuwendungen zulasten öffentlicher Haushalte.400 Nach dem Vollständigkeitsprin-

zip sind ausnahmslos alle Einnahmen und Ausgaben zu erfassen (sog. Bruttoprinzip).401 

Allerdings werden Verschonungssubventionen nicht gesondert im Haushalt erfasst, 

wodurch einerseits die Gesamtsteuereinnahmen verfälscht und andererseits deren tatsäch-

liches Subventionsvolumen auf der Ausgabenseite verschleiert würden. Damit wäre eben-

falls der verfassungsrechtliche Grundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans beein-

trächtigt.402 Dem könnte entgegengehalten werden, dass nach Art. 110 Abs. 1 Satz 1  

1. Hs. GG Finanzmittel nur zu erfassen seien, wenn sie kassenwirksam dem Haushalt zu- 

oder abfließen.403 Jedoch könne der Haushalt seine Programm-, Steuerungs- und Kontroll-

funktion nur erfüllen, wenn in ihm alle staatlich veranlassten Transfers unsaldiert über-

nommen werden.404 Den Grundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans damit als Ar-

gument für eine haushaltsrechtliche Ausrichtung einer primären Finanzierung über Steuern 

anzuführen, wenn diese, zwar in der speziellen Form der Steuervergünstigung, die an an-

dere Abgaben gestellten Anforderungen selber nicht erfüllen, ist widersprüchlich. 

Auch die behauptete größere Unabhängigkeit und Stärkung der demokratischen Rück-

kopplung bei der Verausgabung der Steuereinnahmen sei zumindest kein Argument gegen 

 
398 Vgl. zum Gesamten Püttner, in: FS Wendt, S. 671 (672); Wendt, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 115,  

Rn. 5 ff. 
399 Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 51 f. 
400 s. Kap. § 5 D. III. 2. b. cc. 
401 Vgl. Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 110, Rn. 18; Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (922). 

Das Bruttoprinzip ist eine Konsequenz des Vollständigkeitsgrundsatzes. Ob ihm ebenfalls Verfassungsrang zukommt, 

ist umstritten, vgl. zum Meinungsstand Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 110, Rn. 49, Fn. 201. 
402 Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 110, Rn. 18 m.w.N.; Kube, Finanzgewalt in der Kompetenzord-

nung, S. 313 f.; Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (922 ff.). 
403 Drüen, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 110, Rn. 39, 46. Nach seiner Ansicht nimmt das Bruttoprinzip nicht 

am Verfassungsrang des Vollständigkeitsgrundsatzes teil, was seine Durchbrechung durch Verschonungssubventio-

nen nicht von Verfassungs wegen rechtfertigungsbedürftig macht. 
404 Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (922 ff.) m.w.N.; ebenfalls feststellend P. Kirchhof, in: GS Trzaskalik, S. 395 

(407). 
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die Gebühr und den Beitrag als alternative Finanzierungsformen und damit für die Begrün-

dung des Steuerstaatsprinzips im Grundgesetz. Unabhängig, ob ihnen ein Aufwand gegen-

überstehe, könnten sie aufgrund des Non-Affektationsgrundsatzes zu jeder staatlichen Auf-

gabe eingesetzt werden.405 Zudem ginge mit der stärkeren Unabhängigkeit der Steuer auch 

immer eine größere Distanz einher. Anders sei dies bei den nichtsteuerlichen Abgaben. 

Durch das Bezahlen für eine konkrete Leistung bzw. einen konkreten Vorteil werde eine 

stärkere Rückkopplung zur staatlichen Entscheidung erzeugt. Vor allem die gebühren- und 

beitragsrechtliche Beziehung sei somit transparenter.406 Gebühren und Beiträge werden, 

wie ausgeführt, grundsätzlich auch nicht einem Sonderfonds zugeführt, sondern in den 

Haushalt eingestellt. Sie stünden dem Haushaltsgesetzgeber daher ebenso wie Steuern un-

gebunden zur Verfügung.407 

Mit der zusätzlichen Voraussetzung einer dem Haushaltsgesetzgeber informierenden Do-

kumentation werde zwar eine qualitative Anforderung bei haushaltsflüchtigen (Sonder-

)Abgaben an ihre Erhebung gestellt, um die Beeinträchtigung des Haushaltsgrundsatzes 

aufzufangen. Darüber hinaus ergäben sich für die Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben 

keine verfassungsrechtlichen Grenzen.408 Das Verhältnis zwischen steuerlichen und nicht-

steuerlichen Abgaben werde durch den Grundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans 

nicht berührt.409 Das Steuerstaatsprinzip lasse sich folglich weder aus diesem Grundsatz 

noch aus dem Demokratieprinzip (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG) ableiten. 

VI. Sozial- und Rechtsstaatsprinzip 

Ferner wird angeführt, das Steuerstaatsprinzip leite sich normativ aus den Staatsstruktur-

prinzipien Sozialstaat und Rechtsstaat aus Art. 20 Abs. 1 GG sowie Art. 28 Abs. 1 GG ab. 

Hierfür wird entweder allein auf das Sozialstaats- (1.) oder Rechtsstaatsprinzip (2.) Bezug 

genommen oder eine Verbindung beider im Begriff des sozialen Rechtsstaates (3.) bemüht. 

1. Sozialstaatsprinzip 

Teile der Literatur führen die Entscheidung für das Steuerstaatsprinzip auf die verfassungs-

rechtliche Verpflichtung zum Sozialstaat (Art. 20 Abs. 1 GG) zurück.410 Nur die primäre 

Staatsfinanzierung über Steuern gestatte es, durch die Trennung der staatlichen Einnahmen 

 
405 Vgl. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S.114 f., 158. 
406 Hierzu Hendler, DÖV 1999, 749 (754); ders., in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebühren-

staat, S. 68 (77); Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 83 f.; Sacksofsky, Umweltschutz durch 

nicht-steuerliche Abgaben, S.185 f. 
407 Vgl. ebenfalls Hendler, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 68 (77); Perlitius, 

Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 84. 
408 Droege, Die Verwaltung 46 (2013), 313 (323); Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerli-

che Umweltabgaben, S. 51 f. 
409 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 85. 
410 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (432 ff.); P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 1; Rodi, in: 

FS Lehner, S. 377 (382 ff.); Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 50; Weber-Grellet, in: FS Posser,  

S. 395 (400). 
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und Ausgaben, Belastete und Begünstigte in einer Solidargemeinschaft zu verbinden. Die 

Beiträge zur Solidargemeinschaft bestimmten sich nach den wirtschaftlichen Verhältnis-

sen, die Teilhabe nach vorher festgelegten Kriterien. Durch die notwendige Orientierung 

der Steuer an der individuellen Leistungsfähigkeit411 nehme auch derjenige an den Vorzü-

gen der Gemeinschaft teil, der kaum oder keine Steuern zahle. Höhere Leistungsfähigkeit 

korrespondiere dabei mit höherer sozialer Verantwortung. Der Zugriff auf den erwirtschaf-

teten Solidartopf stehe aber ohne Ansehung des geleisteten Beitrags jedem nach gleichen 

Voraussetzungen zu. Neben dem Ausgleich sozialer Gegensätze gewährleiste dies zusätz-

lich die sozialgerechte Umverteilung.412 

Diesen Zielen des Sozialstaates würde es zuwiderlaufen, wenn zentrale Leistungen und 

Pflichtaufgaben nur gegen Entgelt zu erlangen wären, welches finanziell Schwache nicht 

entrichten könnten.413 Jeder Inländer beanspruche die polizeiliche Sicherheit, die schuli-

sche Bildung oder Einrichtungen des Sozialwesens. Hinzu komme, dass nichtsteuerliche 

Abgaben dem Prinzip der Gegenleistungsabhängigkeit unterliegen. Ihr Erhebungsgrund 

folge einem individuell zurechenbaren Vorteil. Da aber wesentliche Pflichtaufgaben des 

Staates, wie Leistungen des Militärs, der Polizei414 oder die Gewährleistung einer allge-

meinen Rechtsordnung, nicht zurechenbar seien, und andere Leistungen, wie Zuwendun-

gen des Sozialstaates, unabhängig von einer Gegenleistung erbracht werden sollten, wür-

den nichtsteuerliche Abgaben keine Alternative zur sozialstaatlichen Steuerfinanzierung 

darstellen. Nur die ungebundene Finanzausstattung durch an der Leistungsfähigkeit orien-

tierte Steuererhebung ermögliche es dem Staat, austeilend und umverteilend individuelles 

Einkommen und Vermögen gerechter zuzuweisen, staatliche Pflichtaufgaben jedermann 

zur Verfügung zu stellen oder lenkend auf Wirtschaftsabläufe einzuwirken.415 Da das So-

zialstaatsprinzip im Wesentlichen den Schutz der sozial Schwachen vorsieht416, sei die 

Steuerstaatlichkeit eine inhärente Voraussetzung der Sozialstaatlichkeit und werde durch 

letztere mitgewährleistet. Mit anderen Worten: Ohne Steuer- keine Sozialstaatlichkeit.417 

Dem wird entgegengehalten, dass zwar ein Zusammenhang zwischen Steuer- und Sozial-

staat durch die grundsätzliche Steuerfinanzierung der sozialstaatlichen Aufgaben bestehe. 

Allerdings treffe das Sozialstaatsprinzip keine Aussage darüber, dass notwendigerweise 

Steuern zu seiner Finanzierung beitragen müssen. Zum einen wäre eine Finanzierung über 

zulässige nichtsteuerliche Abgaben oder eine erwerbswirtschaftliche Betätigung ebenso 

 
411 Vgl. Kap. § 3 A. 
412 Vgl. hierzu Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 50; vgl. ebenfalls P. Kirchhof, in: Isensee/ders. 

(Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 1. 
413 G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (380). 
414 Vgl. hierzu Kap. § 5 D. IV. 4. 
415 Hierzu P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 1 ff. 
416 Grzeszick, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 20, Sozialstaat, Rn. 1. 
417 So formuliert bspw. Isensee, in: FS Ipsen, 429 (433), der Sozialstaat werde nur als sozialer Steuerstaat wirksam. 
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denkbar. Insbesondere Einnahmen aus Vorzugslasten wären wegen des Non-Affektations-

prinzips418 für eine flexible, auch sozialstaatliche Verwendung geeignet.419 Auch würden 

die Kompetenz zur Bodenverteilung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 30 GG), die durch Art. 87 Abs. 2 

GG verfassungsrechtlich garantierten Sozialversicherungsbeiträge oder auch staatliche 

Einwirkungsmöglichkeiten auf privatrechtliche oder gesellschaftliche Beziehungen, wie 

bspw. Mieterschutzrecht oder Arbeitsschutz, zeigen, dass der Sozialstaat verfassungsrecht-

lich nicht auf die Steuererhebung beschränkt sei.420 

Zum anderen begründe die Erhebung der dem Leistungsfähigkeitsprinzip verpflichteten 

Steuer keine unmittelbare (unentgeltliche) Inanspruchnahme (sozial-)staatlicher Leistun-

gen. Die Steuer stelle ihrem Wesen nach mangels Zweckbindung gerade keine Vorauszah-

lung auf das Sozialsystem dar. Ein solcher Äquivalenzgedanke liege vielmehr dem Gebüh-

renrecht zugrunde, soweit dort jeder entgeltlichen Gegenleistung eine konkrete staatliche 

Leistung oder ein entsprechender Vorteil gegenüberstehe. Sofern ein individuell zurechen-

barer Vorteil ersichtlich sei, könne die Finanzierung daher auch über nichtsteuerliche Ab-

gaben erfolgen.421 

Somit zeige sich nur, dass das Sozialstaatsprinzip den Gesetzgeber verpflichte, soziale Un-

gleichheit durch Umverteilung und den Ausgleich sozialer Gegensätze zu bekämpfen. Dass 

er sich zur Ausformung der Umverteilung oder Finanzierung vorrangig der Steuer bedie-

nen müsse, werde nicht gefordert und sei auch nicht notwendig. Das Steuerstaatsprinzip 

lasse sich im Ergebnis nicht aus der verfassungsrechtlichen Verpflichtung zum Sozialstaat 

ableiten.422 

2. Rechtsstaatsprinzip 

Daneben wird das Steuerstaatsprinzip vereinzelt auch aus den rechtsstaatlichen Elementen 

der Unbefangenheit und Unparteilichkeit abgeleitet. Diese erfordern eine Distanz zwischen 

dem Finanzstaat und seinem Financier, welche nur die Steuer einhalten könne. Anders als 

Gebühren oder Beiträge, die abhängig von einer staatlichen Leistung seien, werde die 

Steuer voraussetzungslos geschuldet. Würde die Staatsfinanzierung allein durch leistungs-

äquivalente Abgaben bestritten, geriete der Staat in die Abhängigkeit derer, die Leistungen 

in Anspruch nehmen. Zudem sei er auf deren Zahlungsfähigkeit und -bereitschaft ange-

wiesen. Dadurch könnten Aufgaben der Gefahrenabwehr, der sozialstaatlichen Sicherung 

 
418 Vgl. bereits Kap. § 5 C. V. 
419 Hierzu Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 184. 
420 Vgl. Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (19); Wittreck, in: Dreier 

(Hrsg.), GG, Art. 20, Sozialstaat, Rn. 35; Zacher, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 28, Rn. 36. 
421 Zu diesem Gedanken BVerwG, NVwZ 2019, 1444 (1446, Rn. 23 ff.); Heise, NVwZ 2015, 262 (267); so auch  

P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 17. Wie weitreichend die Möglichkeit des Staates zur 

Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben zur Finanzierung von Allokationsaufgaben ist Grossekettler, in: 

Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 24 (27 ff.). 
422 Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (19); Sacksofsky, Umweltschutz 

durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 184. 
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oder einer überindividuellen Planung kaum erfüllbar sein. Allein die gegenleistungsabhän-

gige Steuer schaffe die für das Handlungspotential des Staates notwendige Distanz zum 

Abgabenschuldner. Dadurch sei sichergestellt, dass sachgesetzliche Maßstäbe und nicht 

die Herkunft der staatlichen Mittel staatliches Handeln bestimmen. Unter der Geltung des 

Grundgesetzes solle das Stimmgewicht anders als beim preußischen Dreiklassenwahlrecht 

unabhängig von dem zum Staatsleben beigetragenen Finanzmitteln bestimmt werden und 

für alle Wahlberechtigten gleich sein. Art. 106 GG verteile dafür das Steueraufkommen 

und setze die wichtigsten Steuerarten in ihrer Existenz voraus. Die Finanzausstattung des 

Staates solle so dem Financier keinen Einfluss auf finanzstaatliches Handeln vermitteln. 

Stattdessen gewährleiste sie die Unbefangenheit und materielle Gleichheit staatlichen Han-

delns gegenüber jedermann unabhängig von ihren Finanzleistungen.423 

Dem wird entgegengehalten, dass losgelöst von der Art und Weise der Staatsfinanzierung 

alle Staatsgewalt vom Volke ausgehe (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG). Eingrenzend könnten 

daher nur informelle Einflussnahmen gemeint sein. Nur wenn alle anderen Abgabenarten 

nicht dazu geeignet wären, eine Unabhängigkeit staatlicher Entscheidungen von Versu-

chen der Einflussnahme der Schuldner bei ausreichender finanzieller Ausstattung sicher-

zustellen, könne das Rechtsstaatsprinzip die normative Grundlage des Steuerstaates sein. 

Jede Abgabenausgestaltung sei darauf zu überprüfen, wer in welchem Umfang Entschei-

dungsbefugnisse besitze und welche Vorteile institutioneller oder persönlicher Natur sich 

durch höhere Einnahmen ergeben würden. Ob eine Gefahr durch informelle Einflussnah-

men für die Unabhängigkeit staatlicher Entscheidungen bestehe, hinge somit alleine von 

der Ausformung der (nichtsteuerlichen) Entgeltfinanzierung ab. Dies gebe es aber erst zu 

beweisen. Zudem solle die Schaffung einer Distanz zwischen Finanzstaat und Financier 

nicht das einzige Ziel sein, welches das Staat-Bürger-Verhältnis prägen sollte. Eine stär-

kere Rückkopplung von staatlichen Leistungen zu Bürgern durch ihre direkte Bezahlung 

könne das Bewusstsein dafür stärken, was der Staat alles Positives finanziere, die Politik-

verdrossenheit bekämpfen oder sogar zu Effizienzgewinnen führen.424 Darüber hinaus 

könnten dem Rechtstaatsprinzip keine Vorgaben an die zu wählende Abgabenform und 

letztlich für das Steuerstaatsprinzip entnommen werden, da Art. 20 Abs. 3 1. Hs. GG mit 

der Bindung der Legislative an die verfassungsmäßige Ordnung grundsätzlich425 auch nur 

auf die übrigen Bestimmungen des Grundgesetzes verweise.426 

 
423 Vgl. zum gesamten Abschn.: P. Kirchhof, VVDStRL 39 (1981), 215 (250); ders., Jura 1983, 505 (506); ders., in: 

Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 24; ebenfalls Kube, in: BeckOK, GG, Art. 105, Rn. 2; ders., Stern/So-

dan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 7; Rodi, Ökonomische Analyse des Rechts, S. 166. 
424 Zum Bisherigen Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 186; Wienbracke, Bemessungs-

grenzen der Verwaltungsgebühr, S. 78. 
425 Dem Rechtsstaatsprinzip selbst werden Einzelgehalte entnommen, welche aber ebenfalls die Steuerstaatlichkeit 

nicht tragen, vgl. zu den Einzelgehalten Sachs, in: ders. (Hrsg.), GG, Art. 20, Rn. 78; Schulze-Fielitz, in: Dreier 

(Hrsg.), GG, Art. 20, Rn. 83. 
426 Zu diesem Gedanken Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 78. 
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3. Sozialer Rechtsstaat 

Da erst der Steuerstaat die Symbiose zwischen Sozial- und Rechtsstaat ermögliche, leite er 

sich ebenfalls aus dem Prinzip des sozialen Rechtsstaates ab.427 Anders als der Rechtsstaat 

sei der Sozialstaat nicht so sehr auf Freiheit, sondern auf Gleichheit in der vom Rechtsstaat 

vorgegeben Freiheit ausgerichtet.428 Das Bindeglied zwischen der Freiheit und Gleichheit 

finde sich damit in der Abgabenform der Steuer wieder. 

Diese Annahme folge zunächst aus den wesentlichen Funktionen des Sozialstaates: Um-

verteilung und bedarfsgerechte Verteilung.429 Der Sozialstaat setze zu deren Erfüllung eine 

Privatwirtschaft voraus, die zu ungerechter Verteilung fähig sei. Andernfalls würden sich 

die sozialen Fragen, wie es Not zu verhindern, ungerechtfertigte Einkommensunterschiede 

auszugleichen und Abhängigkeiten aufzuheben gilt, nicht stellen. Würde der Staat die wirt-

schaftlichen Entscheidungen selber treffen, bedürfe es keiner korrigierenden Umverteilung 

und bedarfsgerechten Verteilung mehr, da staatliches Handeln stets der Gerechtigkeit ver-

pflichtet sei. Sollte ein sozialistischer Staat die gerechte Verteilung verfehlen, wäre er nicht 

„unsozial“, sondern er werde nur seiner selbst gesetzten Aufgabe nicht gerecht. Kurz: Ohne 

eine Privatwirtschaft wäre das Sozialstaatsprinzip sinnlos.430 

Demgegenüber gewährleiste das Rechtsstaatsprinzip die rechtsstaatlichen Institutionen 

und Individualfreiheiten, wodurch einerseits reale Ungleichheit ermöglicht und gefördert 

werde.431 Andererseits werde der Zugriff des Staates außerhalb der Steuer in weitem Maße 

verschlossen.432 Das Eigentumsgrundrecht ließe steuerähnliche, intensive Vermögensbe-

lastungen nur gegen Entschädigung zu. Der allgemeine Gleichheitssatz verbiete es, ein-

zelne Gruppen mit einer Sonderabgabe ohne spezifischen, außerfiskalischen Rechtferti-

gungsgrund für Allgemeininteressen zu belasten.433 Wegen der verfassungsrechtlichen Le-

gitimation (Art. 104a ff. GG) des Besteuerungseingriffs werde das privatautonome Wirt-

schaften geschützt und gewährleistet, um an deren Leistungen und Ertrag partizipieren zu 

 
427 So Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (432 f.); Lehner, Einkommensteuerrecht und Sozialhilferecht, S. 347 ff.; Papier, 

in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), HBVerfR, § 18, Rn. 95; Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115,  

Rn. 428. 
428 Benda, in: ders./Maihofer/Vogel (Hrsg.), HBVerfR, § 17, Rn. 169; Zacher, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, 

Bd. II, § 28, Rn. 110. 
429 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (432 f.); Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (383); Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu  

Art. 104a-115, Rn. 428; zu den Funktionen des Sozialstaates tiefergehend Becker, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), 

Staatsrecht, Bd. I, § 25, Rn. 94 ff. 
430 Zum Ganzen Vogel, in: Randelzhofer/Süß (Hrsg.), Konsens und Konflikt, S. 133; Vogel, in: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 71. 
431 Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 428. 
432 Vgl. Kap. § 5 C. I. und II. und die aus den Freiheitsrechten erwachsenen Grenzen der Indienstnahme Privater und 

der Garantie einer Privatwirtschaftsordnung. 
433 Vgl. Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (433); ebenfalls darstellend bei Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwal-

tungsgebühr, S. 79. 
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können. Die Steuer bilde den Preis für die freiheitliche Ordnung. Die staatliche Besteue-

rungsgewalt sei somit zu den rechtsstaatlichen Freiheitsgarantien komplementär.434 Bei der 

Steuer gewährten die wirtschaftlichen (Freiheits-) Grundrechte (Art. 12 Abs. 1 GG und 

Art. 14 Abs. 1 GG) zudem kaum Schutz. Das Verhältnismäßigkeitsprinzip versage als 

Maßstab zur Begrenzung des Grundrechtseingriffs durch Steuern. Durch das Non-Affek-

tationsprinzip seien im Rahmen der Zweck-Mittel-Relation alle finanzierungsbedürftigen 

Aufgaben und Gemeinwohlzwecke dem Eingriff gegenüberzustellen. Dem Steuergesetz-

geber würden Schranken nur durch den Wesensgehalt der Grundrechte und gleichheits-

rechtlichen Einhegungen gezogen. Die Steuerquelle, das Steuerobjekt, sei grundrechtlich 

geschützt. Eine Erdrosselungssteuer sei aber als Selbstwiderspruch unzulässig.435 

Nur die Steuer könne damit das Spannungsverhältnis zwischen der vom Rechtsstaatsprin-

zip ermöglichten Ungleichheit sowie dem vom Sozialstaatsprinzip verfolgten sozialen 

Ausgleich lösen. Beide Staatsstrukturprinzipien setzen zwar eine Privatwirtschaft voraus, 

an deren Erträgen unterschiedlich partizipiert werden könne. Der Sozialstaat müsse sich 

aber zur Korrektur der sozialen Verteilung im Rahmen der durch den Rechtsstaat vorgege-

benen Strukturen bewegen. Da das Rechtsstaatsprinzip die Steuer als Preis der Freiheit 

hervorhebt, diene vorrangig nur diese dem Sozialstaat als quantitatives Lenkungsmittel.436 

Die Ermächtigung zur Umverteilung und bedarfsgerechten Verteilung des Sozialstaates 

können daher keine qualitativen Maßnahmen wie die Umwandlung gesellschaftlicher und 

staatlicher Institutionen umfassen. 

Hinzu komme, dass nur die Flexibilität der Steuer bei ihrer Verausgabung eine Umvertei-

lung ohne Gruppenbindung ermögliche und sich so besonders gut zur sozialstaatlichen Zie-

lerreichung eigne. Zwar fände auch über die Sozialabgaben eine soziale Umverteilung 

statt, jedoch stets begrenzt auf das Versichertenkollektiv.437 Steuern dienten dem Staat dar-

über hinaus aber nicht nur als Finanzierungsinstrument sozialstaatlicher Aufgaben, son-

dern könnten zugleich auch noch als wirtschafts- und sozialpolitisches Gestaltungsmittel 

eingesetzt werden. Durch den linear-progressiven Steuertarif und bestimmte Begünstigun-

gen könne das soziale Staatsziel auch im Rahmen der Steuerausgestaltung unmittelbar ver-

wirklicht werden. Die Abhängigkeit von der Privatwirtschaft sorge aber dafür, dass der 

 
434 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (433); Papier, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), HBVerfR, § 18, Rn. 94; Vogel, in: 

Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 87, Rn. 82 ff. 
435 Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (18); Rodi, in: FS Lehner,  

S. 377 (381). 
436 Preuß, in: Deiseroth/Hase/Ladeur (Hrsg.), Ordnungsmacht, S. 46 (58 f.). 
437 Hey, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HBVwR, Bd. III, § 87, Rn. 36. 
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Sozial- als notwendiger Steuerstaat deren Funktionsfähigkeit zu achten habe.438 Der Steu-

erstaat könne nur aus dem privaten Sektor an sich ziehen, was zuvor von diesem erwirt-

schaftet wurde. Der Steuerstaat sei Bedingung wie Begrenzung des Sozialstaats.439 

Sozialstaat, Rechtsstaat und Steuerstaat stünden daher in einem gegenseitigen Korrespon-

denzverhältnis. Der Steuerstaat stelle die Verbindung von Rechts- und Sozialstaat her und 

werde als Strukturentscheidung im Ergebnis in Art. 20 Abs. 1 GG und Art. 28 Abs. 1 GG 

mitgewährleistet.440  

Dem wird wiederholend441 entgegengehalten, dass, auch wenn sozialstaatliche Aufgaben 

typischerweise aus Steuermitteln finanziert werden, dem Sozialstaatsprinzip nicht entnom-

men werden könne, woher das Geld zur Finanzierung sozialstaatlicher Aufgaben stammen 

muss. Es wäre ebenso vorstellbar, wenn die Finanzmittel aus zulässigen anderen Abgaben 

oder einer erwerbswirtschaftlichen Betätigung des Staates stammten.442 Dem stehe auch 

das Rechtsstaatsprinzip nicht entgegen, da es die Steuer nicht als das einzig zulässige Fi-

nanzierungsmittel voraussetze.443 Die Steuer sei zwar besonders gut zur Finanzierung so-

zialstaatlicher Aufgaben geeignet, da die wirtschaftlichen Grundrechte kaum Schutz böten. 

Ein Verbot zur Finanzierung über nichtsteuerliche Abgaben sei darin aber nicht zu sehen. 

Im Rahmen der finanziellen Umverteilung widerlege der institutionell garantierte Sozial-

versicherungsbeitrag (Art. 87 Abs. 2 GG) die Vorrangstellung der Steuer.444 Sozialausga-

ben würden ganz überwiegend nicht aus Steuern, sondern von den erhobenen Sozialversi-

cherungsbeiträgen gedeckt werden.445 Das Steuerstaatsprinzip lasse sich dem „sozialen 

Rechtsstaat“ nicht entnehmen. 

VII.  Belastungs- bzw. Lastengleichheit der Bürger 

Die verfassungskräftige Geltung des Steuerstaatsprinzips wird zudem aus dem Grundsatz 

der Belastungs- bzw. Lastengleichheit abgeleitet.446 Dieser verlangt, die öffentlichen Las-

ten gleichmäßig zu verteilen, wodurch gewährleistet werden soll, dass jeder Bürger einen 

 
438 Vogel, in: Randelzhofer/Süß (Hrsg.), Konsens und Konflikt, S. 133 (134); Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu  

Art. 104a-115, Rn. 428. 
439 Zum Ganzen Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (18); Seiler, in: 

Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 50. 
440 So Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (434). 
441 s. Kap. § 5 C. VI. 1. 
442 Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 184. 
443 s. ebenfalls Kap. § 5 C. VI. 2. 
444 Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (18 f.); Perlitius, Die vorteils-

abschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 87; Preuß, in: Deiseroth/Hase/Ladeur (Hrsg.), Ordnungsmacht, S. 46 (58 f.). 
445 Kempny, VVDStRL 82 (2023), Aussprache, 301; ders., DVBl 2017, 862 (865); Wienbracke, Bemessungsgrenzen 

der Verwaltungsgebühr, S. 80. 
446 Friauf, in: FS Jahrreiß, S. 45 (46 ff.); Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehr, S. 223 f.; Heun, in: 

Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (20); Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (423, 430); 

P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 88, Rn. 46; F. Kirchhof, Die Verwaltung 21 (1988), 137 (151 

f.); Rodi, Ökonomische Analyse des Öffentlichen Rechts, S. 166; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 

48; vgl. hierzu allgemein Kap. § 3. 
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im Verhältnis angemessenen Beitrag zur Finanzierung der staatlichen Leistungen beitrage. 

Der Grundsatz der Belastungsgleichheit folgt normativ vereinzelt entweder aus dem De-

mokratieprinzip i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG447, der Finanzverfassung, speziell Art. 105 f. GG, 

i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG448 oder nur aus Art. 3 Abs. 1 GG449. Die Steuer sei vor seinem 

Hintergrund als Mittel der Finanzierung von allgemeinen Staatsaufgaben geschaffen wor-

den. Sie werde gleichmäßig nach Maßgabe der Leistungsfähigkeit von grundsätzlich je-

dermann, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft, erhoben und stelle damit die ver-

fassungsrechtlich vorgesehene Lastengleichheit her.450 Diese könne bei einer Finanzierung 

von allgemeinen Staatsaufgaben über nichtsteuerliche Abgaben nicht gewährleistet wer-

den, da sie grundsätzlich nur einen begrenzten Personenkreis und ohne Berücksichtigung 

ihrer Leistungsfähigkeit belasten. Durch diese Begrenzung beeinträchtigen nichtsteuerli-

che Abgaben auch bei ihrer Erhebung neben der Steuer die Belastungsgleichheit, da der 

Abgabenpflichtige regelmäßig zugleich Steuerpflichtiger ist. Die Gemeinlast, d.h. die nach 

der Leistungsfähigkeit bemessene Steuer, sei somit die einzige Abgabenform, welche voll-

ständig mit der Lastengleichheit korrespondiere.451 Die zusätzliche Belastung Einzelner 

mit einer nichtsteuerlichen Abgabe bedürfe demgegenüber deshalb stets einer besonderen 

Rechtfertigung.452 

Im Grundsatz werde zwar zugestimmt, dass die Belastungsgleichheit eine der entscheiden-

den Fragen der Legitimität von nichtsteuerlichen als auch von steuerlichen Abgaben sei. 

Jedoch handele es sich hierbei nicht um einen Grundsatz, aus welchem das Steuerstaats-

prinzip in Form seiner vorrangigen Steuerfinanzierung hergeleitet werden könne. Daran 

ändere sich auch nichts, wenn die Herleitung durch Hinzunahme von Art. 20 Abs. 2 Satz 

1 GG oder Art. 105 f. GG verstärkt werde. Die Frage nach der Belastungsgleichheit würde 

sich auch noch stellen, wenn es keine besonderen Regelungen über die Steuererhebungs-, 

-ertrags- und -verwaltungskompetenz gäbe. Die Frage der Belastungsgleichheit sei ein rei-

nes Grundrechtsproblem des Art. 3 Abs. 1 GG.453 

Außerdem überzeuge es nicht, eine mögliche zusätzliche verfassungsrechtliche Rechtfer-

tigung gegenüber der vermeintlich belastungsgleichen Steuer mit der Beschränkung auf 

 
447 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (430). 
448 Vgl. aktuell Rodi, Brennstoffemissionshandelsgesetzes, S. 12, welcher einen Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG 

i.V.m. der Finanzverfassung annimmt; Siekmann/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 31 mit Verweis auf BVer-

fGE 93, 319 (342); in Konkretisierung des Leistungsfähigkeitsprinzips so auch Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 

HBStR, Bd. IV, § 87, Rn. 92. 
449 Vgl. Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (502). 
450 F. Kirchhof, Die Verwaltung 21 (1988), 137 (151 f.); Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 87, 

Rn. 90 ff. Das Leistungsfähigkeitsprinzip findet nach vereinzelter Ansicht auch bei indirekten Steuern, damit vollum-

fänglich, Anwendung vgl. Kap. § 3 A. 
451 Waldhoff, StuW 2002, 285 (304). 
452 Zum Ganzen Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (20); F. Kirchhof, 

Die Verwaltung 21 (1988), 137 (151 f.).; ders., Die Höhe der Gebühr, S. 128 f.; vgl. hierzu sogleich Kap. § 5 D. I. 
453 Hendler, AöR 115 (1990), 577 (596 f.); Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 187; 

Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 80 ff.; Schneider, in: AK, GG, Art. 105, Rn. 6; 

Wohlfeil/Kaeser, in: GS Trzaskalik, S. 431 (443). 
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einen Personenkreis zu argumentieren. Denn auch wenn Steuern innerhalb ihrer tatbestand-

lichen Grenzen einen Allgemeinheitsanspruch haben, können ihre Tatbestände eng gefasst 

sein. Steuern können sich so ebenfalls nur auf bestimmte Verhaltensweisen oder Wirt-

schaftszwecke erstrecken und damit nur wenige Steuerpflichtige ansprechen. Beispielhaft 

sei hier auf die als Steuer verfasste Spielbankenabgabe (Art. 106 Abs. 2 Nr. 5 GG), die 

Tabaksteuer sowie die Zweitwohnungssteuer hingewiesen.454 Ihre Eigenschaft als Steuern 

verliere sie dennoch nicht, auch wenn ihr Allgemeinheitsanspruch geringer sei. Es sei bei 

der Steuer ebenfalls möglich, dass sie ohne Rücksicht auf bereits vorhandene Steuern er-

hoben werde und damit Bürger ungleich belasten könne. Die Steuern seien somit keines-

wegs vor dem Grundsatz der Belastungsgleichheit apriorisch gerechtfertigt.455 

Dem wird wiederum entgegengehalten, dass die zusätzliche Beteiligung des Parlaments im 

Haushaltsverfahren durch einen umfassenden Überblick der Einnahmen und Ausgaben zur 

Belastungsgleichheit beitrage. Hiermit wird das bereits angesprochene Argument der Voll-

ständigkeit des Haushaltsplans aufgegriffen.456 Darüber hinaus sichere die Geschlossenheit 

der möglichen Erhebungsformen der Steuer in Art. 105 f. GG das Vertrauen der Bürger 

darauf, nur in dem in der Finanzverfassung vorgegebenen Rahmen durch Steuern belastet 

zu werden.457 Das Gesamtsystem der Steuer werde dabei an der Belastungsgleichheit nach 

der individuellen Leistungsfähigkeit ausgerichtet, auch wenn Steuertatbestände eng gefasst 

würden.458 Der Finanzverfassung komme eine eigenständige individualschützende Funk-

tion zu.459 Die Belastungsgleichheit der Bürger werde somit durch die Finanzverfassung 

nicht nur gefordert, sondern auch geschützt – eine zusätzliche Belastung durch nichtsteu-

erliche Abgaben neben der Steuer sei damit besonders rechtfertigungsbedürftig. Zudem 

bedeute es nicht, nur weil die Belastungsgleichheit bereits vom allgemeinen Gleichheits-

satz mitumfasst werde, dass sich nicht auch andere Verfassungsbestimmungen auf ihren 

Schutz richten dürfen. Würde sich herausstellen, die Finanzverfassung setze eine primäre 

Steuerfinanzierung voraus, wobei die Steuer eine Abgabe sei, die den Bürger gleichmäßig 

belaste, dienen die Art. 105 f. GG damit ebenfalls dem Schutz der Belastungsgleichheit. 

Sie erhöben die gleichheitskonforme Gemeinlast zum abgabenrechtlichen Regeltypus.460 

Dies verkenne aber, dass es sich bei Art. 105 f. GG um staatsorganisationsrechtliche Re-

gelungen ohne materiellen Gehalt handle. Art. 106 GG begrenze hierfür weder die Zahl 

 
454 Vgl. Kap. § 5 D. III. 2. b. 
455 Vgl. hierzu Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 5; Gawel, Der Staat 39 (2000), 209 (215). 
456 Vgl. Kap. § 5 C. V. 
457 Kube, DStR 2017, 1792 (1794). 
458 Vgl. Marquardsen, StuW 2022, 293 (296); auch bereits Köck, JZ 1991, 692 (696) und Vogel, in: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 87, Rn. 92, wonach alle Steuern in Art. 106 GG an die finanzielle Leistungsfähigkeit 

anknüpfen. 
459 Gärditz, ZfZ 2014, 18 (19); Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 26; ebenfalls Waldhoff, 

in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 566, welcher dieses Schutzziel nur durch Anwendung und Kontrolle des 

Finanzverfassungsrechts als erfüllbar ansieht. 
460 Zu diesem Gedanken Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 75. 
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der Steuern im Rahmen der ausgeführten Steuertypen noch die verursachte Gesamtbelas-

tung. Ein effektiver Belastungsschutz könne über die Finanzverfassung, unabhängig vom 

Bestehen des Steuerstaatsprinzips, nicht gewährleistet werden.461 Sichergestellt werde die 

Belastungsgleichheit somit nur durch den Gleichheitssatz, wobei auch die Auswahl des 

Anknüpfungspunktes aus ihm resultiere.462 Hier unterscheiden sich die steuerliche und 

nichtsteuerliche Abgabe nicht. Die Annahme für die Ableitung des Steuerstaatsprinzips, 

dass die Steuer per se mit der Belastungsgleichheit und konkretisierten Leistungsfähigkeit 

übereinstimmen würde, hingegen nichtsteuerliche Abgaben nicht, überzeuge nicht.463 Die 

Belastungs- bzw. Lastengleichheit unter dem Begriff des Steuerstaates abzuhandeln, ver-

spräche somit keinen Erkenntnisgewinn, sondern könne im Gegensatz dazu führen, die 

Maßstäbe des allgemeinen Gleichheitssatzes zu verschieben.464 

VIII. Schutz im Sinne einer Verfassungsvoraussetzung 

Ein weiteres Argument für das Steuerstaatsprinzip wird vereinzelt auf den Schutz als Ver-

fassungsvoraussetzung gestützt.465 Das Steuerstaatsprinzip besitze demnach Verfassungs-

rang.466 Seine Nichterwähnung im Grundgesetz sei dabei unerheblich, denn die Verfassung 

habe nicht den wissenschaftlichen Ehrgeiz, die Wesenszüge des Staates enzyklopädisch 

darzustellen. Ausreichend sei, wenn die Strukturen wenigstens partiell in der Verfassung 

Ausdruck gefunden haben.467 In der verfassungsrechtlichen Zusammenschau aus Art. 12a, 

Art. 12 Abs. 2 GG, der Wirtschafts- sowie Finanzverfassung und Art. 3 Abs. 1 GG habe 

sich das Steuerstaatsprinzip manifestiert. Es könne nicht hinweggedacht werden, ohne dass 

die ihn förmlich regelnden Einrichtungen des Grundgesetzes wirkungslos oder sinn-per-

vertiert würden.468 Auch andere Verfassungsprinzipien würden ihre Wirksamkeit und Ein-

heit erst über die steuerstaatlichen Strukturen erlangen. Der Steuerstaat sei sowohl Bedin-

gung als auch Folge des Sozialstaates, des Rechtsstaates und der föderativen Demokratie. 

Das Steuerstaatsprinzip sei somit als Verfassungsprinzip respektive Staatsstrukturentschei-

dung im Grundgesetz verankert, als eigenständige Staatsform in Art. 20 GG und Art. 28 

 
461 Möckel, DÖV 2012, 265 (268 f.); Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 167, 187;  

vgl. ebenfalls die abweichende Meinung der Richter Huber und Müller in BVerfGE 145, 171 (244). 
462 Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 5; ders., DÖV 1989, 1013 (1014). 
463 Hierzu Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 80 ff.; zur besonderen Stellung des 

Leistungsfähigkeitsprinzips im Steuerrecht vgl. auch Kap. § 3 A. 
464 Gawel, Der Staat 39 (2000), 209 (214 f.); Hendler, AöR 115 (1990), 577 (597); Sacksofsky, Umweltschutz durch 

nicht-steuerliche Abgaben, S. 187. 
465 Rodi, Die Rechtfertigung von Steuern als Verfassungsproblem, S. 28 f., 145 ff.; ders., in: FS Lehner, S. 377  

(387 f.); Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 72; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem 

rationalen Steuersystem, S. 479; in diese Richtung wohl auch Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (421, 436 f.); zur weiter-

gehenden Unterscheidung zwischen Verfassungsvoraussetzung und -entscheidung vgl. Habermann, Gebühren für Ge-

fahrenabwehr, S. 209 ff. Eine Differenzierung wird hier nicht vorgenommen, da nach dem Verständnis dieser Arbeit 

von beidem dieselbe normative Wirkung als Verfassungsprinzip ausgeht, vgl. so auch Vogel, in: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 19, 72. 
466 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (421); Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (387). 
467 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (420 f.) rekurriert beispielhaft auf das staatliche Monopol legitimer Gewaltsamkeit, 

welches ebenfalls im Grundgesetz nicht ausdrücklich normiert ist. 
468 Hierzu Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (421); Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (387 ff.); vgl. ebenfalls Vogel, in: Isen-

see/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 70 ff. 
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GG mitgewährleistet und demnach von der Unantastbarkeitsgarantie des Art. 79  

Abs. 3 GG mitumfasst.469 

Erwidernd wird ausgeführt, dass der Schutz des Steuerstaatsprinzips im Sinne einer Ver-

fassungsvoraussetzung nur die Summe der bereits erörterten Argumente sei. Das Steuer-

staatsprinzip erwies sich dabei unter keinem dieser Gesichtspunkte als notwendige Voraus-

setzung oder Folge einer grundgesetzlichen Norm oder eines Normkomplexes. Würden die 

gleichen inhaltlichen Überlegungen demnach unter dem Stichwort „Verfassungsvorausset-

zung“ abgehandelt werden, ergäbe sich nichts anderes.470 

IX. Zusammenfassung 

Zur dogmatischen Herleitung und normativen Anknüpfung des Steuerstaatsprinzips bemü-

hen die Vertreter verschiedene Argumente. Die Unzulässigkeit öffentlicher Dienstver-

pflichtungen und die Entscheidung für die Privatwirtschaft würden den Staat des Grund-

gesetzes zur Finanzierung seiner Aufgaben zunächst auf die Abgabenerhebung verweisen. 

Spätestens die Hervorhebung der Steuern in Art. 105 ff. GG verdeutliche deren Funktion 

als vorrangiges Finanzierungsmittel. Andernfalls drohe auch die Ordnungsfunktion der Fi-

nanzverfassung für die bundesstaatliche Struktur unterlaufen zu werden. Zudem sei es nur 

der Steuer möglich, den Verfassungsgrundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans so-

wie das Demokratie-, Sozial- und Rechtsstaatsprinzip zu wahren. Durch ihre Anknüpfung 

an die Leistungsfähigkeit stelle die Steuer die Belastungs- bzw. Lastengleichheit der Bür-

ger her. Wegen dieser Zusammenhänge sei das Steuerstaatsprinzip ebenfalls als Verfas-

sungsvoraussetzung normativ abgesichert. Beim Steuerstaatsprinzip handelt es sich im Er-

gebnis um eine Zusammenfassung impliziter Verfassungsaussagen.471 

Die Argumente treffen in der Literatur jedoch auf Widerspruch, der durch ein nüchternes 

Verständnis des Grundgesetzes geeint wird. Die Finanzverfassung würde lediglich die Ver-

teilung der Kompetenzen und Erträge regeln, um die voraussetzungslose Steuer bestimm-

ten Körperschaften zuzuweisen. Ihrer Ordnungsfunktion widerspreche der Flexibilität, die 

ihr durch die einfachgesetzliche Möglichkeit der Neuverteilung der Umsatzsteuer zuge-

sprochen wird. Da unabhängig von der vorrangigen Finanzierungsmöglichkeit die Staats-

gewalt vom Volke ausgehe, die Distanz zum Financier dadurch gewahrt bleibe und die 

Sozialsysteme ohnehin vorrangig durch nichtsteuerliche Abgaben finanziert werden, spre-

 
469 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (434, 436); Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 51. 
470 Zum gesamten Abs. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 188. 
471 So ebenfalls Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 50; vgl. hierzu bereits 

BVerfGE 55, 274 (300), wonach Verfassungsvorschriften mit Rücksicht auf das Prinzip der Einheit der Verfassung 

auszulegen sind, wodurch auch erst die Vielzahl einzelner Bestimmungen im Gesamtgefüge den verfassungsrechtli-

chen Steuerstaat postulieren können. 
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chen die Verfassungsprinzipien nicht für eine vorrangige Steuerfinanzierung. Der grund-

rechtliche Schutzgehalt aus Art. 3 Abs. 1 GG unterscheide ebenfalls nicht zwischen steu-

erlichen und nichtsteuerlichen Abgaben. 

Angesichts dieser Begründung sowie Herleitung des Steuerstaatsprinzips erscheint es na-

heliegend, dass der innere Erklärungswert nur eine begrenzte normative Wirkung entfalten 

könnte. Daher wird nachfolgend zunächst untersucht, ob und wenn ja welche normativen 

Schlussfolgerungen sich aus dem Steuerstaatsprinzip, speziell für das Verhältnis Steuer- 

zum Sachrecht am Beispiel der abgabenrechtlichen Lenkung, ableiten lassen, bevor sich 

weiterführend mit seiner verfassungsrechtlichen Anknüpfung auseinandergesetzt wird. 

Daher wird an dieser Stelle noch kein abschließendes Ergebnis über das verfassungsrecht-

liche Bestehen oder Nichtbestehen des Steuerstaatsprinzips formuliert. Die vorangehende 

Herleitung bildet vielmehr nur die Grundlage für die weitere Untersuchung. Das Steuer-

staatsprinzip wird daher im weiteren Verlauf der Arbeit zunächst als zu überprüfende  

Hypothese und (noch) nicht als verfassungsrechtliches Gebot verstanden. 

D. Die Rechtswirkungen des Steuerstaatsprinzips auf lenkende Abgaben 

Zwar stellen zahlreiche Abhandlungen472 zum Steuerstaatsprinzip kongruent heraus, der 

Steuerstaat habe sich grundsätzlich über Steuern zu finanzieren,473 um insbesondere die 

bundestaatliche Steuerkompetenz- und -ertragsverteilung sowie die Freiheit des Bürgers 

vor einer neben die Steuer tretenden nichtsteuerlichen Abgabenerhebung zu schützen.474 

Doch so einfach diese Feststellung auch sein mag, so schwer ist es, dem Konzept des Steu-

erstaates konsistente Rechtsfolgen beizumessen. Das Steuerstaatsprinzip wird von vielen 

Vertretern unterschiedlich wertend aufgefasst, sodass unklar ist, was aus dem Grundsatz 

einer primären Steuerfinanzierung rechtlich zu schlussfolgern sein könnte. Das so aufge-

ladene Prinzip verschleiert damit auf den ersten Blick mehr als es erhellt.475 

Daher wird im Folgenden ausgehend von der verfassungsrechtlichen Annahme eines Steu-

erstaatsprinzips dessen normativer Gehalt (I.) bestimmt, seine Rechtsfolge für die weitere 

Arbeit herausgearbeitet sowie die Frage zum Verhältnis Steuer- zum Sachrecht beantwor-

 
472 Vgl. bspw. Hey, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HBVwR, Bd. III, § 87, Rn. 36; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voß-

kuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 2; P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 8; P. Kirch-

hof, Jura 1983, 505; ders., in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 1 ff.; Kube, in: Kischel/ders. (Hrsg.), 

HBStR, Bd. II, § 42, Rn. 84; Marquardsen, StuW 2022, 293; Rodi, in: FS Lehner, S. 377; Seiler, in: Dürig/Her-

zog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 43; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 69; Wernsmann, in: 

Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 50; ders., Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuer-

system, S. 479 f. 
473 So ebenfalls bereits BVerfGE 55, 274 (299). 
474 Ausf. zur dogmatischen Herleitung und den Begründungsansätzen des Steuerstaatsprinzips s. Kap. § 5 C.; ebenfalls 

auf die beiden Schutzzwecke abstellend Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 429 a.E.; diese beiden 

als zentrale Argumente und Schutzzwecke hervorhebend Franke, Die Finanzierung des Netzausbaus zwischen Markt 

und Staat, S. 110, 112. 
475 So ebenfalls feststellend Huhnholz, in: Nienhüser/Schmiel (Hrsg.), Steuern und Gesellschaft, S. 15 (16); Rodi, in: 

FS Lehner, S. 377. 
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tet. Anschließend werden unter Berücksichtigung dieses Ergebnisses zunächst die materi-

ellen Voraussetzungen lenkender nichtsteuerlicher Abgaben erarbeitet (II.). In Abgrenzung 

dazu wird erörtert, ob und wie ein mögliches Steuerstaatsprinzip die Anforderungen an 

Lenkungssteuern respektive -normen beeinflusst (III.). Die Ergebnisse werden abschlie-

ßend zusammengefasst und unter Berücksichtigung jüngerer Rechtsprechung zu den nicht-

steuerlichen Abgaben gewürdigt (IV.). Lässt sich ein (möglicherweise) verfassungsrecht-

lich gebotenes Steuerstaatsprinzip bereits deshalb in Zweifel ziehen, weil seine Rechtsfol-

genseite im Bereich der lenkenden Abgaben keine einheitliche Ausprägung erkennen lässt? 

I. Normativer Gehalt 

Da das Steuerstaatsprinzip vor allem gegenüber den nichtsteuerlichen Abgaben Bedeutung 

erlangt, ist diese Betrachtung zur Bestimmung seines normativen Gehalts maßgebend. Die 

Erhebung von nichtsteuerlichen Abgaben könnte im Besonderen zunächst durch zusätzli-

che restriktive Anforderungen, die neben die verfassungsrechtliche Rechtfertigungsprü-

fung treten, begrenzt werden (1.). Daneben könnte sich das Steuerstaatsprinzip aber auch 

allgemein als Wertungsprinzip auswirken (2.), indem es bestehende Rechtfertigungsanfor-

derungen an nichtsteuerliche Abgaben in der Prüfung von Art. 3 Abs. 1 GG konkretisiert 

und ergänzt, um insbesondere der Integrität der bundesstaatlichen Finanzverfassung sowie 

der ebenfalls umfassten Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen gerecht zu wer-

den.476 Dieses Verständnis wird exemplarisch auf die Polizeikosten bei Hochrisikospielen 

übertragen (3.). Denn wenn das Steuerstaatsprinzip ein Wertungsprinzip darstellt, könnte 

es auch über die Stoßrichtung gegenüber den nichtsteuerlichen Abgaben hinaus Wirkung 

entfalten. Die Wertungsfunktion würde es dann erforderlich machen, das Steuerstaatsprin-

zip bei entsprechendem Bezug zu seinen Zielen stets als Maßstab bei verfassungsrechtli-

chen Fragestellungen einfließen zu lassen (4.). 

1. Begrenzung nichtsteuerlicher Abgaben im Besonderen 

Welche Bedeutung das Steuerstaatsprinzip zwischen steuerlichen und nichtsteuerlichen 

Abgaben im Besonderen entfaltet, lässt drei unterschiedliche Deutungen erkennen. 

Zunächst wird in der Literatur die Begrenzung der nichtsteuerlichen Abgabenerhebung 

durch eine verfassungsrechtliche Zuordnung auf bestimmte Einsatzbereiche vertreten.477 

Ausschließlich mit Steuern dürften frei fungible Mittel erzielt werden, die zur Finanzierung 

allgemeiner Aufgaben genutzt werden können. Dagegen würden nichtsteuerliche Abgaben 

einen besonderen Bedarf voraussetzen und dürften damit nur zur Finanzierung besonderer 

Aufgaben verwendet werden. Da die Bereiche des Staates aber nicht in allgemeine und 

 
476 Diese beiden Zwecke ebenfalls bei den nichtsteuerlichen Abgaben herausstellend Waldhoff, in: BK, GG,  

Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 429 a.E. 
477 Zuletzt diesen Standpunkt im Rahmen der Diskussionen um Polizeikosten für Hochrisikospiele vertretend  

P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 5 f., 25. 
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besondere Aufgaben unterteilbar sind, überzeugt ein solches „Zuordnungskonzept“478 

nicht.479 

Der Grundsatz der primären Steuerfinanzierung wird daneben auch als quantitative (a.) 

oder qualitative Restriktion (b.) nichtsteuerlicher Abgaben mit im Einzelfall teils unter-

schiedlichen Ausprägungen verstanden. 

a. Quantitative Einschränkung 

Am naheliegendsten ist es, aus dem Steuerstaatsprinzip eine quantitative Einschränkung 

gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben abzuleiten, denn der Steuerstaat habe seinen Finanz-

bedarf „überwiegend“480, im Wesentlichen481 oder „vor allem“482 durch die Erhebung von 

Steuern zu decken.483 Die Steuer müsse eine „tragende Säule“484 der Staatsfinanzierung 

sein. Auch das BVerfG ging zumindest in früheren Entscheidungen von einem solchen 

Verständnis aus, indem es ausführte, die Finanzierung der staatlichen Aufgaben erfolge 

„grundsätzlich“485 oder „in erster Linie“486 durch Steuern.487 Bei einem solchen Verständ-

nis bleibt aber nicht nur die Frage zu klären, wie hoch der Grenzwert für eine Einnahmen-

quote aus Steuern sein muss, sondern auch, worauf sich dieser Grenzwert beziehen soll. Ist 

der Haushalt jeder einzelnen Gebietskörperschaft oder sind die Gesamteinnahmen aller öf-

fentlicher Haushalte maßgebend? Zudem könnten sich Unklarheiten hinsichtlich der Ope-

rationalisierbarkeit einer quantitativen Einschränkung gegenüber nichtsteuerlichen Abga-

ben ergeben. 

Betrachtet man zunächst die Haushalte separat voneinander, ergibt sich für den Bund 2024 

ein Steueranteil an den Gesamteinnahmen i.H.v. 72 %488 und für die Länder i.H.v. 69 %489. 

Bei den Gemeinden, die ausdrücklich von einem Steuerstaatsprinzip mitumfasst sind,490 

liegt der Steueranteil dagegen nur bei 35 %491. Ein Vorrang der Steuerfinanzierung ist in 

 
478 Gawel, Der Staat 2000, 209 (211). 
479 Vgl. zum Gesamten Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 157 f.; Schmehl, Das Äquiva-

lenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 84 f. 
480 Vgl. Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 41; Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR,  

Bd. V, § 116, Rn. 84. 
481 Vgl. Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 51. 
482 Vgl. G. Kirchhof, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, Einführung zum EStG, Rn. 103. 
483 Manssen, in: ders. (Hrsg.), Rechtswissenschaft im Aufbruch, S. 145 beschränkt dies wiederum nur auf die allge-

meinen Staatsaufgaben, die nicht aus Sonderhaushalten, wie etwa die der Sozialversicherung, finanziert werden. 
484 Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 2. 
485 BVerfGE 78, 249 (266 f.). 
486 BVerfGE 93, 319 (342). 
487 In aktuelleren Entscheidungen mit Bezug zum Steuerstaatsprinzip findet sich ein solches Verständnis nicht mehr. 

Das BVerfG scheint zu einer ausschließlich qualitativen Restriktion (dazu Kap. § 5 D. I. 1. b.) nichtsteuerlicher Ab-

gaben übergegangen zu sein, vgl. hierzu bspw. BVerfGE 123, 132 (140 f.) oder BVerfGE 144, 369 (397). 
488 Die bereinigten Einnahmen des Bundes betrugen 2024 569.024 Mio. €, die aus Steuern und steuerähnlichen Ab-

gaben 408.127 Mio. €. 
489 Die bereinigten Einnahmen der Länder betrugen 2024 544.120 Mio. €, die aus Steuern und steuerähnlichen Abga-

ben 377.029 Mio. €. 
490 BVerfGE 93, 319 (342). 
491 Die bereinigten Einnahmen der Gemeinden/Gemeindeverbände betrugen 2024 376.110 Mio. €, die aus Steuern 

und steuerähnlichen Abgaben 132.056 Mio. €. 
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den Gemeindeordnungen, Kommunalverfassungen und -abgabengesetzen aber auch aus-

drücklich nicht vorgesehen.492 Bspw. sollen nach § 3 Abs. 2 Satz 1 KAG NRW „Steuern 

nur [erhoben werden], soweit die Deckung der Ausgaben durch andere Einnahmen, insbe-

sondere durch Gebühren und Beiträge, nicht in Betracht kommt.“ Diese Regelungen wür-

den dabei mit Rücksicht auf das Steuerstaatsprinzip nicht als verfassungswidrig qualifiziert 

werden, da zu den anderen Einnahmen u.a. auch der Gemeindeanteil an der Einkommens-

teuer aus Art. 106 Abs. 5 Satz 1 GG zählt.493 Staatliche Pflichtaufgaben auf Ebene der 

Gemeinde können daher bereits über die dem Finanzausgleich unterliegenden steuerlichen 

Mitteln finanziert werden.494 Zudem handelt es sich lediglich um eine „Soll“-Vorgabe, 

welche bereits nach § 3 Abs. 2 Satz 2 KAG NRW mit der Vergnügungs- und Hundesteuer 

Ausnahmen zulässt. Auch wenn das einfache Recht nur Gegenstand und nicht Maßstab 

einer verfassungsrechtlichen Überprüfung ist, zeigen die Regelungen, dass der Gesetzge-

ber eine quantitative Grenze der Steuereinnahmen als Erstinterpret der Verfassung ab-

lehnt.495 

Richtet man den Blick auf die Gesamteinnahmen aller öffentlichen Haushalte, sinkt die 

Steuerquote aufgrund der Einbeziehung der Sozialversicherungsbeiträge auf 47 %496 im 

Jahr 2024. Diese betrugen 36 %497 der Gesamteinnahmen. Werden noch die Einnahmen 

aus Gebühren und sonstigen Beiträgen ergänzt, sind die Einnahmen aus nichtsteuerlichen 

Abgaben mit 42 % fast so hoch wie die aus Steuern.498 Die Interpretation des Steuerstaats-

prinzips in Form einer quantitativen Restriktion vernachlässigt, sofern auf einen gemein-

samen Haushalt abgestellt wird, das gewaltige Volumen der Sozialversicherungsbei-

träge.499 Allerdings spricht gegen die Gesamtbetrachtung aller öffentlichen Haushalte und 

damit die Mitberücksichtigung der Sozialversicherungsbeiträge die grundgesetzliche föde-

rale Aufteilung der Kompetenzen auf den Bund, die Länder und Gemeinden. Über diese 

werden die finanziellen Verantwortlichkeiten getrennt, sodass darüber hinaus auch nur die 

Einzelhaushalte der Gebietskörperschaften für eine quantitative Grenze maßgeblich sein 

können.500 

 
492 Eine Aufzählung findet sich bei Becker/Korten, NVwZ 2019, 1625. 
493 So zu den „sonstigen Einnahmen“ in § 77 Abs. 2 GO NRW, vgl. Diemert, in: BeckOK, Kommunalrecht NRW, 

GO NRW, § 77, Rn. 11. 
494 Statt vieler und m.w.N. vgl. Becker/Korten, NVwZ 2019, 1625 ff. 
495 So auch Kempny, DVBl 2017, 862 (865); Wernsmann, in: FS Wendt, S. 1053 (1066). 
496 Die bereinigten Einnahmen des öffentlichen Gesamthaushalts betrugen 2024 1.977.581 Mio. €. Die Einnahmen 

aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben 949.179 Mio. €. Bei den steuerähnlichen Abgaben ist der Anteil der Sozi-

alversicherung nicht enthalten, da diese die Sozialabgaben darstellen. 
497 Die Einnahmen des Sozialversicherungshaushaltes betrugen 2024 707.502 Mio. €. 
498 Die Einnahmen aus Gebühren und sonstigen Entgelten betrugen 2024 126.759 Mio. €. Alle genannten Werte wur-

den der Statistik 71511-03: Einnahmen des Öffentlichen Gesamthaushalts - Kern- und Extrahaushalte - nach Arten 

aus dem statistischen Bericht - Vierteljährliche Kassenergebnisse der Kern- und Extrahaushalte des Öffentlichen Ge-

samthaushalts - 1.-4. Vierteljahr 2024 entnommen, vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis), Kassenergebnisse des Öf-

fentlichen Gesamthaushalts, online. 
499 Vgl. ebenfalls Kempny, DVBl 2017, 862 (865). 
500 Vgl. Art. 104a Abs. 1 GG und das daraus abgeleitete Konnexitätsprinzip; ebenfalls ablehnend Wienbracke, Be-

messungsgrenzen der Verwaltungsgebühr, S. 90, 93 f. 
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Kann daher auf Bundes- und Länderebene zwar faktisch durchaus ein Steuerstaat ange-

nommen werden, darf dies nicht über die bestehende Schwierigkeit der Operationalisier-

barkeit einer quantitativen Beschränkung hinwegtäuschen.501 Eine Staatsfinanzierung 

„überwiegend“ aus Steuern ist zumindest dann nicht mehr anzunehmen, wenn der Anteil 

der nichtsteuerlichen Abgaben über 50 % bzw. der Anteil der Steuern unter 50 % liegt.502 

Eine solche starre Grenze führt in beiden Fällen zu Schwierigkeiten für die rechtliche Be-

urteilung einzelner nichtsteuerlicher Abgaben. Da Abgaben in ihrem Aufkommen zufalls-

bedingt schwanken, ist eine Überprüfung des Grenzwertes erst nach Abschluss des Haus-

haltsjahres (ex-post) möglich. Eine Aussage über die Verfassungsmäßigkeit kann nur nach 

ihrer Erhebung erfolgen, wenn das Geld vermutlich bereits ausgegeben wurde – ein rechts-

staatlich nicht haltbarer Zustand. Auch die Finanzplanung als möglicher Prüfungsgegen-

stand eignet sich nicht, wie die wiederkehrende Notwendigkeit von Nachtragshaushalten 

zeigt. Doch welche Abgabe würde beim Überschreiten des Grenzwertes überhaupt verfas-

sungswidrig sein? Wäre es die zuletzt eingeführte Abgabe, wären es alle Abgaben, sofern 

durch ihren Ertrag der Grenzwert beeinträchtigt wird, oder würden sich andere Kriterien 

finden lassen (müssen)?503 

Schlussendlich verschließen sich zahlenmäßige Vorgaben dem Gestaltungsspielraum des 

Gesetzgebers. Durch die quantitative Schablone wird dieser im Bereich der Aufgaben-

wahrnehmung unverhältnismäßig begrenzt.504 Dem folgend kann wegen der Erstinterpre-

tation des Gesetzgebers sowie der Schwierigkeiten der Operationalisierbarkeit eine quan-

titative Restriktion nichtsteuerlicher Abgaben als Rechtsfolge aus einem in dieser Arbeit 

bisher vorausgesetzten Steuerstaatsprinzip nicht überzeugen und wird auch in der Literatur 

überwiegend505 abgelehnt. 

 
501 Vgl. Franke, Die Finanzierung des Netzausbaus zwischen Markt und Staat, S. 111; Kempny, DVBl 2017, 862 

(865); Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 156 f.; Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), 

Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (21) mit Verweis auf den Halbteilungsgrundsatz, den das BVerfG zunächst 

als quantitative Obergrenze der Steuergesamtbelastung in Erwägung gezogen hatte, von dem es später wieder Abstand 

genommen hat (vgl. BVerfGE 115, 97 ff.), lässt eine ähnliche Zurückhaltung auf starre quantitative Vorgaben erken-

nen. 
502 Vgl. so wiedergebend Hendler, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Gebührenstaat statt Steuerstaat, S. 68 (81); Sel-

mer/Brodersen, DVBl 2000, 1153 (1164); Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 156; Werns-

mann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 475; Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwal-

tungsgebühr, S. 95. 
503 Vgl. zum gesamten Abschn. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 156 f. 
504 So auch Franke, Die Finanzierung des Netzausbaus zwischen Markt und Staat, S. 112; Gawel, Der Staat 39 (2000), 

209 (213). 
505 Vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 100; Selmer/Broder-

sen, DVBl 2000, 1153 (1164); Wernsmann, in: FS Wendt, S. 1053 (1066); ders., Verhaltenslenkung in einem ratio-

nalen Steuersystem, S. 474 f. m.w.N. auch zu Vertretern der Gegenansicht; a.A. Wienbracke, Die Bemessungsgrenzen 

der Verwaltungsgebühr, S. 88 ff. 
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b. Qualitative Einschränkung 

Übrig bleibt die Möglichkeit eines qualitativen Verständnisses zur Begrenzung nichtsteu-

erlicher Abgaben, indem zusätzliche, über den gewöhnlichen Prüfungsumfang hinausge-

hende Voraussetzungen an deren Verfassungsmäßigkeit gestellt würden. Formelhaft findet 

sich in Abhandlungen zum Steuerstaatsprinzip die Aussage wieder, die Erhebung einer 

nichtsteuerlichen Abgabe unterliege als Ausnahme einer besonderen Rechtfertigung, die 

nicht in der Verfolgung eines Finanzierungszwecks liegen dürfe.506 

Das BVerfG hat erstmalig in seiner Entscheidung zur Berufsausbildungsabgabe aus dem 

Jahre 1980507 zusätzliche Anforderungen an die Erhebung einer nichtsteuerlichen Abgabe 

in Form der Sonderabgabe abgeleitet. Daran anknüpfend konkretisierte und übertrug es 

diese im Beschluss zum Wasserentnahmeentgelt (sog. Wasserpfennig-Beschluss) aus dem 

Jahr 1995508 auf die Erhebung der übrigen nichtsteuerlichen Abgaben.509 Die Kriterien 

seien aus den drei grundlegenden Prinzipien der Finanzverfassung abzuleiten: Danach ver-

löre die grundgesetzliche Finanzverfassung (Art. 104a bis 108 GG) ihren Sinn und ihre 

Funktion, wenn unter Umgehung der bundestaatlichen Verteilung der Gesetzgebungs- und 

Ertragskompetenzen beliebig Abgaben erhoben werden könnten, sodass nichtsteuerliche 

Abgaben einer über die Einnahmeerzielung hinausgehenden besonderen sachlichen Recht-

fertigung und deutlichen Unterscheidbarkeit zur Steuer bedürften. Daneben müsse die Er-

hebung einer nichtsteuerlichen Abgabe auch der Belastungsgleichheit der Abgabenpflich-

tigen durch eine besondere Rechtfertigung aus Sachgründen Rechnung tragen. Um zusätz-

lich den Verfassungsgrundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans zu schützen, müss-

ten alle Einnahmen und Ausgaben vollständig der Budgetplanung und -entscheidung von 

Parlament und Regierung unterstellt werden.510 Aus der Beachtung dieser Schutz- und Be-

grenzungsfunktion der Finanzverfassung – dem Steuerstaatsprinzip511 – folgt aber nicht 

zwangsläufig, dass die sich ergebenden Rechtsfolgen und damit verbundenen zusätzlichen 

Anforderungen, die doppelte Rechtfertigungsprüfung und der Vollständigkeitsgrundsatz 

des Haushaltsplans, auch eine zusätzliche qualitative Restriktion darstellen würden. 

Da die besonderen Rechtfertigungen nur bei einer nichtsteuerlichen Abgabe gefordert wer-

den, ist logische Konsequenz zunächst eine klare Abgrenzbarkeit der Abgabe zur Steuer. 

 
506 Statt vieler jeweils m.w.N. Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 2 f.; Vogel, in: Isensee/Kirch-

hof (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 87, Rn. 45. Die Betonung liegt auf „als Ausnahme“, da eine besondere Rechtfertigung 

in jedem Fall vor Art. 3 Abs.1 GG erforderlich ist. Dadurch fließt ein wertendes Element, orientiert am Steuerstaats-

prinzip, mit in die Prüfung ein. 
507 BVerfGE 55, 274 (299 ff.). 
508 BVerfGE 93, 319 (342 ff.); diese Übertragung hat sich bereits in der Entscheidung zur Wohnungsbauförderabgabe 

abgezeichnet, da das BVerfG die an Sonderabgaben aufgestellten Maßstäbe als allgemeine Voraussetzungen für die 

Zulässigkeit von nichtsteuerlichen Abgaben bezeichnete, vgl. BVerfGE 67, 256 (278). 
509 Zur Entwicklung vgl. Kap. § 5 B. II. 
510 Zu allen Voraussetzungen vgl. BVerfGE 93, 319 (342 f.). 
511 Das Steuerstaatsprinzip und die Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung sind deckungsgleich, vgl. 

BVerfGE 93, 319 (342); so ebenfalls feststellend Perlitius, Die vorteilsabschöpfende Verwaltungsgebühr, S. 73; Wei-

ßenfeld, Effiziente Preisgestaltung im Recht der Benutzungsgebühren, S. 129. 
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So nimmt das BVerfG bereits im Wasserpfennig-Beschluss eine hinreichende Unterscheid-

barkeit an, wenn ein Merkmal des Steuerbegriffs nicht erfüllt ist.512 Daraus folgt im Um-

kehrschluss: Sind alle Voraussetzungen des Steuerbegriffs erfüllt, handelt es sich um eine 

Steuer, andernfalls um eine nichtsteuerliche Abgabe. Die Unterscheidbarkeit zur Steuer ist 

notwendiges Begriffsmerkmal einer nichtsteuerlichen Abgabe. Sie eignet sich jedoch nicht 

zu ihrer qualitativen Begrenzung, sondern dient vielmehr der korrekten Zuordnung zu den 

entsprechenden Gesetzgebungs- und Ertragskompetenzen, die in der Finanzverfassung 

ausschließlich für Steuern und Finanzmonopole geregelt sind.513 

Der besonderen Rechtfertigung aus Sachgründen vor der Belastungsgleichheit der Abga-

benpflichtigen kommt ebenfalls keine eigenständige Bedeutung zu. Nichtsteuerliche Ab-

gaben sind immer am Grundsatz der Belastungsgleichheit im Rahmen der Prüfung des all-

gemeinen Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) zu messen.514 Auch der Grundsatz der Voll-

ständigkeit des Haushaltplans ist wie bei der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen 

bereits verfassungsrechtlicher Prüfungsmaßstab (Art. 110 Abs. 1 GG). Eine nichtsteuerli-

che Abgabe darf unabhängig vom Bestehen des Steuerstaatsprinzips nicht gegen die Voll-

ständigkeit des Haushaltsplans verstoßen.515 Im Ergebnis ist daher nur die besondere 

Rechtfertigung vor der Finanzverfassung als qualitative Restriktion grundsätzlich zu be-

achten; dies ist vergleichbar mit der besonderen sachlichen Rechtfertigung, die die Litera-

tur für nichtsteuerliche Abgaben als Ausnahme fordert.516 

Nachfolgend ist daher zu untersuchen, nach welchen inhaltlichen Kriterien sich die beson-

dere sachliche Rechtfertigung vor der Finanzverfassung ausgestalten würde (aa.) und was 

am Ende von der qualitativen Restriktion im Besonderen verbleiben würde (bb.). Stellt die 

Anforderung einen eigenständigen Prüfungspunkt dar? 

aa. Das Besondere an der besonderen sachlichen Rechtfertigung 

Meist wird das Erfordernis einer zusätzlichen besonderen Rechtfertigung von nichtsteuer-

lichen Abgaben nur floskelhaft wiedergegeben.517 In Gegenüberstellung zum Schutz der 

Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen erstreckt sich die besondere sachliche Recht-

fertigung speziell auf eine Rechtfertigung vor der Finanzverfassung. Deren Funktion und 

Sinn dienen maßgeblich der Herleitung des Steuerstaatsprinzips. Es bedarf vor der Finanz-

verfassung der Rechtfertigung, wieso sich statt der Steuer einer nichtsteuerlichen Abgabe 

 
512 BVerfGE 93, 319 (346 f.); vgl. hierzu Kap. § 2 A. 
513 Vgl. in diese Richtung ebenfalls Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltab-

gaben, S. 48; Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 78 f. 
514 So selbst das BVerfG feststellend in BVerfGE 144, 369 (397), vgl. Kap. § 3 A. Bei Nichtbestehen des Steuerstaats-

prinzips würde sich nur der Prüfungsmaßstab bei Art. 3 Abs. 1 GG ändern, vgl. sogleich Kap. § 5 D. I. 4. 
515 Vgl. zum Gesamten ausf. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, 

S.49 ff. 
516 Hierauf bezugnehmend Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 7, indem die 

besondere sachliche Rechtfertigung gerade die Anforderungen der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzver-

fassung erfüllen muss. 
517 Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (388). 
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bedient wurde. Dies umfasst vorrangig eine Rechtfertigung dem Grunde nach, d.h. hin-

sichtlich der Erhebung, welche sich aber auch auf die inhaltliche Ausgestaltung sowie de-

ren Höhe erstreckt.518 

Hierbei ist jedoch zu beachten, dass das BVerfG diese besondere sachliche Rechtfertigung 

grundsätzlich nicht nur wegen der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfas-

sung, sondern ebenfalls auch für die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen im Rah-

men des allgemeinen Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) verlangt.519 Das könnte bedeu-

ten, dass ohne besondere sachliche Rechtfertigung vor der Finanzverfassung deren Schutz- 

und Begrenzungsfunktion unterlaufen und zugleich auch die Belastungsgleichheit der Ab-

gabenpflichtigen nicht gewahrt werden würde. Umkehrt könnte eine Rechtfertigung vor 

der Finanzverfassung ebenfalls eine Rechtfertigung vor dem allgemeinen Gleichheitssatz 

darstellen.520 

Etwas anderes würde nur gelten, wenn entweder der Maßstab für eine Rechtfertigung vor 

der Finanzverfassung oder der Maßstab für eine Rechtfertigung vor dem allgemeinen 

Gleichheitssatz geringer wäre. Allerdings prüfen Darstellungen in der Literatur die beson-

dere sachliche Rechtfertigung zum Teil entweder einheitlich unter dem allgemeinen 

Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG)521 oder i.V.m. der Finanzverfassung (Art. 104a ff. 

GG)522. Wird ein Verstoß gegen die Finanzverfassung separat geprüft523, decken sich die 

Kriterien mit denen vor dem allgemeinen Gleichheitssatz.524 

Auch in der Judikatur des BVerfG wird deutlich, dass die Anforderungen an eine besondere 

sachliche Rechtfertigung vor der Finanzverfassung und vor dem allgemeinen Gleichheits-

satz äquivalent sind.525 Im Wasserpfennig-Beschluss lag diese in beiden Fällen mit dersel-

ben Begründung, der Abschöpfung eines zuvor zugewandten Vorteils, vor.526 Im Beschluss 

zu den europäischen Emissionszertifikaten erfolgt sogar nur eine Prüfung des Verstoßes 

 
518 BVerfG, NVwZ 2016, 606 (607, Rn. 46); BVerfGE 144, 369 (397); Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle 

(Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 7. 
519 Vgl. bspw. BVerfGE 144, 369 (397). 
520 I.Erg. auch Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 43, 49 f.; vgl. 

wohl andeutend Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 170.1 mit Verweis auf BVerfGE 137, 1 (19 f.) und insb. Kap. 

§ 5 D. I. 2. und 4. 
521 Müller/Kahl, Brennstoffemissionshandelsgesetz, S. 2 f.; Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG,  

S. 27 ff.; Wernsmann, Verfassungswidrigkeit der CO2-Bepreisung, S. 30 f.; ders./Bering, NVwZ 2020, 497 (502); so 

wohl auch P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 23; Tappe, EurUP 2021, 249 (255). 
522 Rodi et al., Brennstoffemissionshandelsgesetz, S. 12. 
523 Klinski/Keimeyer, Zertifikatehandel, S. 4 f. 
524 Nach Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 87, Rn. 89 decken sich die Gründe für eine Rechtfer-

tigung vor dem Steuerstaatsgrundsatz, den Freiheitsgrundrechten und dem allgemeinen Gleichheitssatz im Normalfall. 
525 Vgl. bspw. BVerfGE 122, 316 (333), in welchem das Gericht die Voraussetzung der besonderen sachlichen Recht-

fertigung nur noch unmittelbar auf die Unterscheidbarkeit zur Steuer und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichti-

gen erstreckt und die Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung vielmehr nur als Herleitung begreift; 

ebenfalls BVerfGE 123, 132 (141); anders BVerfGE 144, 369 (397). 
526 Vgl. hierzu BVerfGE 93, 319 (345 f.) und BVerfGE 93, 319 (347); gesondert ausf. wurde an Art. 3 Abs. 1 GG nur 

die tatsächliche Ausgestaltung der Abgabe geprüft (BVerfGE 93, 319 (348 ff.)). 
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gegen die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen.527 Dieses Prüfungsbild zeigt sich 

auch im Urteil zum Rundfunkbeitrag. Im Rahmen der Prüfung von Art. 3 Abs. 1 GG wird 

ebenfalls nur ein besonderer Rechtfertigungsgrund zur Wahrung der Belastungsgleichheit 

und Unterscheidbarkeit zur Steuer gefordert. Eine besondere Rechtfertigung vor der Fi-

nanzverfassung wird auch im Rahmen der formellen Einordnung nicht gesondert ge-

prüft.528 

Der Rechtfertigungsgrund gegenüber der Finanzverfassung bildet daher sowohl in der 

Rechtsprechung als auch in der überwiegenden Literatur ebenfalls den Zurechnungsgrund, 

der die zusätzliche Belastung des Abgabenschuldners rechtfertigt. Die finanzverfassungs-

rechtliche und grundrechtliche Rechtfertigungsprüfung fallen demnach zusammen.529 

bb. Der Restgehalt der qualitativen Einschränkung 

Bereits die Unterscheidbarkeit zur Steuer, die Wahrung der Belastungsgleichheit der Ab-

gabenpflichtigen sowie der Grundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans stellen keine 

zusätzlichen qualitativen Anforderungen an die Erhebung von nichtsteuerlichen Abgaben 

auf. Anderes ergibt sich auch nicht aus der besonderen sachlichen Rechtfertigung gegen-

über der Finanzverfassung. Durch die Heranziehung derselben Gründe wie bei der Recht-

fertigung vor der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen oder durch eine einheitliche 

Prüfung wird keine neue Voraussetzung, die exklusiv nichtsteuerliche Abgaben einengt, 

geschaffen. Von daher ist Heun und Rodi zuzustimmen, als dass sich der Prüfungsumfang 

an nichtsteuerliche Abgaben bereits aus dem allgemeinen Gleichheitssatz sowie dem Ver-

hältnismäßigkeitsgebot ergibt und sich dieser durch das Steuerstaatsprinzip nicht ändert530 

– wohl aber möglicherweise deren Prüfungsmaßstab.531 

2. Begrenzung nichtsteuerlicher Abgaben im Allgemeinen 

Nur weil das Steuerstaatsprinzip bzw. die Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanz-

verfassung keine zusätzlichen, zum üblichen Prüfungsprogramm hinzutretenden Anforde-

rungen an die Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben im Besonderen setzt, bedeutet es nicht, 

das Prinzip sei verfassungsrechtlich unbedeutsam – ganz im Gegenteil. Ihm kommt die 

 
527 Bspw. BVerfG, NVwZ 2018, 972 (974, Rn. 30). Teilweise erfolgt die Prüfung auch unter Berufung auf das Steu-

erstaatsprinzip, vgl. Wernsmann/Bering, in: Schweisfurth/Wallmann (Hrsg.), Haushalts‐ und Finanzwirtschaft der 

Kommunen in der Bundesrepublik Deutschland, S. 277 (288). 
528 Hierzu BVerfGE 149, 222 (248 ff., insb. 253 ff.). 
529 In diese Richtung lässt sich auch bereits BVerfGE 122, 316 (333 f.) verstehen, indem das BVerfG herausarbeitet, 

dass die Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben einen sachlichen Rechtfertigungsgrund erfordert, der eine deutliche Un-

terscheidung zur Steuer ermöglicht und auch geeignet ist, der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen Rechnung 

zu tragen. Das BVerfG erkennt insofern an, dass die Rechtfertigung vor der Finanzverfassung durch das Erfordernis 

einer Rechtfertigung vor der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen, die auch im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG 

zu prüfen ist, bereits abgedeckt ist; vgl. ebenfalls Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche 

Abgaben, S. 52 f.; Franke, Die Finanzierung des Netzausbaus zwischen Markt und Staat, S. 113. 
530 Heun, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 10 (21); Rodi, in: FS Lehner,  

S. 377 (389). 
531 Vgl. sogleich Kap. § 5 D. I. 2. 
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Aufgabe als „verfassungsdogmatisches Koordinatensystem“532 zu. Den Prinzipiencharak-

ter533 unterstreichend verlangt es die größtmögliche Erfüllung und Entfaltung seiner Zwe-

cke.534 Diese sind insbesondere der Schutz der bundesstaatlichen Finanzverfassung sowie 

die Wahrung der Belastungsgleichheit der Abgabepflichtigen. Gegenläufige Prinzipien, 

wie die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers oder das Bundesstaatsprinzip, könnten aber 

im Rahmen einer Abwägung Berücksichtigung finden. Dabei darf grundsätzlich kein Prin-

zip gänzlich zurücktreten.535 

Die hervorgehobene Stellung der Steuer hat sich zur bestmöglichen Verwirklichung der 

Zwecke nicht nur auf ihre Funktion als primäres Finanzierungsmittel, sondern auch auf die 

Gestaltungswirkung zu erstrecken. Denn die Wertungen des Steuerstaatsprinzips sollen 

sich in Rekurs auf die Ziele der Staatstätigkeit aus der Finanzwissenschaft536 grundsätzlich 

auch in der Allokations-, Distributions- sowie Stabilisierungsfunktion der Steuer verwirk-

lichen.537 Hierzu zählt auch die der Steuer zukommende Steuerungsfunktion, die sich in 

der Verfolgung von Konjunktur-, Wachstums- und Umweltzielen zeige.538 Die Steuer 

diene als primäres Finanzmittel, um frei fungible Mittel zur Finanzierung öffentlicher Auf-

gaben zu beschaffen (Allokationsfunktion). Durch die notwendige Partizipation am wirt-

schaftlichen Erfolg wahre und stabilisiere sie das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht 

(Stabilisierungsfunktion). Die grundsätzliche Möglichkeit der Verfolgung von Gestal-

tungs- sowie Sozialzwecken über Steuern durch die Orientierung am Grundsatz der Belas-

tungsgleichheit mache ihre Distributions- und Steuerungsfunktion deutlich. 

Das Steuerstaatsprinzip dient vor diesem Hintergrund als Wertungs- und Interpretations-

prinzip.539 Dadurch werden die Anforderungen an eine Rechtfertigung nichtsteuerlicher 

Abgaben vor dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG), der Durchbrechung des 

Grundsatzes der Lastengleichheit, durch die Hinzunahme einer Rechtfertigung vor der Fi-

nanzverfassung im Ergebnis möglichst eng gefasst.540 Anders formuliert: Die Forderung 

nach einer besonderen sachlichen Rechtfertigung vor der Finanzverfassung dient als Ein-

tritt der Wertungen des Steuerstaatsprinzips bei der Prüfung, ob eine besondere sachliche 

Rechtfertigung bei Art. 3 Abs. 1 GG – genauer ein sachlicher Differenzierungsgrund für 

 
532 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (436). 
533 Die Steuerstaatlichkeit als Prinzip verstehend statt vieler Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 43 

m.w.N. 
534 Die Zwecke des Steuerstaatsprinzips lassen sich aus seiner dogmatischen und normativen Herleitung ableiten, vgl. 

Kap. § 5 C. 
535 Das Interpretationsziel der „Einheit der Verfassung“ findet sowohl bei widerstreitenden Normen als auch bei wi-

derstreitenden Prinzipien Anwendung, vgl. Ossenbühl, in: Merten/Papier (Hrsg.), HBGR, Bd. I, § 15, Rn. 16. 
536 Huhnholz, in: Nienhüser/Schmiel (Hrsg.), Ökonomie und Gesellschaft, S. 15 (25 ff.); ausf. zur Allokations- und 

Distributionsfunktion Keuschnigg, Öffentliche Finanzen: Einnahmenpolitik, S. 32 ff. 
537 Rodi, in: FS Lehner, S. 377 (390). 
538 Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissenschaft, S. 8 mit Hinweis darauf, dass dies so insb. von Vertretern des sog. 

Keynesianismus aufgefasst wird. 
539 Zu diesem Ergebnis ebenfalls kommend aber begrenzt auf nichtsteuerliche Abgaben Sacksofsky, Umweltschutz 

durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 159 ff. 
540 Zum grundsätzlichen Verständnis der Rechtfertigung einer abgabenrechtlichen Ungleichbehandlung vgl.  

Kap. § 3 B.; zur Modifikation der Anforderungen durch das Steuerstaatsprinzip sogleich Kap. § 5 D. II. 
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das „Ob“ der Abgabenerhebung – vorliegt. Daher kommt es, wie festgestellt, auch nur zu 

einer einheitlichen Rechtfertigungsprüfung oder die Merkmale ähneln sich.541 Während es 

bei bestehenden Abgabeformen zur restriktiven Wertung bestehender Anforderungen oder 

zur Formulierung zusätzlicher restriktiver Voraussetzungen kommt, sind an die Erhebung 

neuer Abgabetypen restriktive Voraussetzungen zu stellen.542 Rechtliche Streitfragen, die 

im Verhältnis zwischen Steuern und anderen Abgaben bestehen, werden dabei weitgehend 

zugunsten der Steuer entschieden, um die bundesstaatliche Finanzverfassung sowie die 

Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen über eine primäre Steuerfinanzierung effek-

tiv zu schützen.543 Das Steuerstaatsprinzip steht einer differenzierten verfassungsrechtli-

chen Auseinandersetzung auf dem Gebiet der Abgabenerhebung entgegen, da es die An-

forderungen an den sachlichen Grund modifiziert und sich so einer tiefergehenden Abwä-

gung auf Ebene der Verhältnismäßigkeit versperren kann. Wurde es bisher vor allem her-

angezogen, um Sonder- und (Umwelt-)Lenkungsabgaben544 zu begrenzen, erstreckt es sich 

danach (zunehmend) auch auf nichtsteuerliche Abgaben aus anderen Gebieten des Ord-

nungsrechts. 

3. Polizeikosten bei Hochrisikospielen im Lichte des Steuerstaatsprinzips 

Exemplarisch zur hier vertretenen Auffassung von der Wirkweise des Steuerstaatsprinzips 

kann die Regelung des § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG herangezogen werden. Diese Bestim-

mung sieht vor, dass bei Großveranstaltungen, insbesondere bei Fußballbegegnungen mit 

erwartungsgemäß erhöhten Gewalthandlungen (sog. Hochrisikospielen), die Mehrkosten 

der Polizei durch das aufgestockte Personal an Einsatzkräften an die Veranstalter weiter-

gegeben werden können. Durch die Erhebung dieser Abgabe werde jedoch die Allokati-

onsfunktion der Steuer gefährdet, denn frei fungible Mittel zur Finanzierung öffentlicher 

Aufgaben sollten im Steuerstaat primär über Steuern erlangt werden. Das Steuerstaatsprin-

zip setzt dann nach dem in dieser Arbeit vertretenen Verständnis auf der Ebene des Diffe-

renzierungsgrundes als Wertungsmaßstab bei der Prüfung von Art. 3 Abs. 1 GG an.545 Da 

die Regelung im BremGebBeitrG zudem einen Eingriff in die Berufsfreiheit darstellt,546 

kann sich die Wertung des Steuerstaatsprinzips auch bereits auf Ebene der Verhältnismä-

ßigkeit, genauer dem legitimen Zweck, in Art. 12 Abs. 1 GG wiederfinden.547 Beidem liegt 

 
541 Vgl. Kap. § 5 D. I. 1. b. aa.; insb. Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. IV, § 87, Rn. 89, welcher 

hervorhebt, dass sich die Rechtfertigungsmerkmale vor dem Steuerstaatsprinzip, dem Gleichheitssatz und den Frei-

heitsrechten im Normalfall decken. 
542 Vgl. die Ausführungen in Kap. § 5 D. II. 2. Das „Wie“ einer Abgabenerhebung kann daneben immer noch eine 

nicht gerechtfertigte Durchbrechung der Belastungsgleichheit hervorrufen. 
543 Vgl. Hendler, in: Sacksofsky/Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 68 (83 f.); Sacksofsky, 

Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 160. 
544 So stellte Selmer, Steuerinterventionismus und Verfassungsrecht, S. 183 bereits 1972 fest, dass die bundesstaatliche 

Steuerverfassung insb. durch Lenkungs- und Ausgleichsabgaben ausgehöhlt zu werden drohe. 
545 Vgl. Kap. § 3 A. sowie Kap. § 5 D. I. 2. 
546 Vgl. hierzu bereits BVerfG, GewArch 2025, 65 (66, Rn. 53 ff.). 
547 Wird das Steuerstaatsprinzip, wie in dieser Arbeit bisher hypothetisch vorausgesetzt, als in der Verfassung veran-

kert angesehen, dann hat der verfolgte Zweck auch mit diesem im Einklang zu stehen, vgl. so ebenfalls Lampart, 
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dieselbe Frage zugrunde, ob die Erhebung der Abgabe vor der steuerstaatlichen Wertung 

insbesondere dem Grunde nach einen verfassungsrechtlich zulässigen Zweck verfolgt, der 

über die Erzielung von Einnahmen hinausgeht.548 Da die Abgabe nach § 4 Abs. 4 Brem-

GebBeitrG eine Geldleistung für eine besondere staatliche Leistung, den polizeilichen 

Mehraufwand, und damit keine Steuer darstellt, könnte ein solcher in den Gebührenzwe-

cken (Vorteilsausgleich oder Veranlassung) liegen.549 Dies zugrunde gelegt, ergibt sich 

folgendes: 

Zunächst könnte bereits angedacht werden, die Abwälzbarkeit von Polizeikosten auf die 

Veranstalter über die Erhebung von Gebühren im Generellen abzulehnen. Denn der Staat 

müsse die Sicherheit aller Bürger gleichmäßig und unabhängig vom Einkommen garantie-

ren.550 Deswegen seien durch die Zahlung der Steuer bereits sämtliche Aufgaben der Inne-

ren Sicherheit abgegolten. Dieser im Steuerstaatsprinzip zum Ausdruck kommende Stand-

punkt lasse deutlich werden, dass Sicherheit voraussetzungslos vom Staat erwartet werden 

dürfe und nicht erst gekauft werden müsse. Demnach stünde der Bereich der öffentlichen 

Sicherheit grundsätzlich unter einem verfassungsrechtlich verankertem Verbot der Gebüh-

renerhebung. Das Steuerstaatsprinzip schließe demnach eine Gebühr für Sicherheitsaufga-

ben aus. § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG wäre dies zugrunde gelegt verfassungswidrig.551 

Allerdings wird ein solcher strenger Gebührenvorbehalt für Sicherheitsaufgaben auch bei 

Vertretern des Steuerstaatsprinzips überwiegend abgelehnt.552 Denn weder aus dem Grund-

gesetz noch aus dem bisher vorausgesetzten Steuerstaatsprinzip selbst folgt ein verfas-

sungsrechtliches Verbot einer Gebührenerhebung für staatliche Aufgaben.553 Eine Gebüh-

renerhebung ist möglich, bedarf jedoch durch die Beachtung des Steuerstaatsprinzips, um 

einer uferlosen Ausdehnung der nichtsteuerlichen Abgabe zu begegnen, einer besonderen 

sachlichen Rechtfertigung, die über den Zweck der Einnahmenerzielung hinausgeht. Er-

forderlich ist hierfür eine besondere, individuelle Beziehung zwischen der kostenverursa-

chenden Amtshandlung und dem Gebührenschuldner, die der steuerstaatlichen Wertung 

unterliegt.554 Die individuelle Zurechnung kann dabei entweder an die Abgeltung einer 

direkten Gegenleistung oder an der Abwälzung von zurechenbarem Verwaltungsaufwand 

 
Kommerzielle Sportveranstalter und ihre Verantwortlichkeit für Polizeikosten, S. 236, Fn. 847. Daher können die 

Erwägungen auch bereits auf eben des legitimen Zwecks erfolgen. 
548 Die Erwägungen decken sich dabei im Normalfall, vgl. so ebenfalls Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, 

Bd. IV, § 87, Rn. 89. 
549 Vgl. bereits zur Gebühr Kap. § 2 B. I. 
550 Vgl. hierzu ausf. Kap. § 5 C. VI. 
551 Vgl. Böhm, NJW 2015, 3000 (3002); P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 90. 
552 Vgl. Leisner-Egensperger, jM 2019, 290 (292); Mayer, Polizeikosten im Profifußball, S. 188 ff.; Wernsmann, in: 

Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 282. 
553 Vgl. hierzu auch die Ablehnung eines steuerstaatlichen „Zuordnungskonzepts“ in Kap. § 5 D. I. 1. 
554 Vgl. Selbertinger, ZJS 2025, 768 (776). 
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anknüpfen. Die besondere Rechtfertigung könnte somit entweder im Zweck des Vorteils-

ausgleichs oder dem Zweck der Veranlassung liegen.555 

Das Vorteilsprinzip beruht auf der Vorstellung, dass diejenigen, die aus einer besonderen 

staatlichen Leistung einen wirtschaftlichen Nutzen ziehen, hierfür zumindest teilweise ei-

nen finanziellen Ausgleich an den Staat leisten müssen.556 Zwar ließe sich argumentieren, 

die Veranstalter profitierten objektiv davon, dass durch den Polizeieinsatz ein geordneter 

Ablauf der Veranstaltung überhaupt erst ermöglicht werde, da ohne diesen die Durchfüh-

rung der Spiele nicht genehmigt würde. Gleichwohl fehle es bei der Bereitstellung zusätz-

licher Polizeikräfte aber an einem spezifischen Vorteil, der über die allgemeine Sicher-

heitsgewährleistung hinausgehe und die Veranstalter gegenüber der Allgemeinheit beson-

ders begünstige. Vielmehr wehre die Polizei sicherheitsrechtlich relevante Nachteile ab, 

gewährleiste damit die allgemeine Sicherheit und wende den Veranstaltern keinen pri-

mären Sondervorteil zu. Daher mangele es an einem gebührenrechtlichen Vorteil, sodass 

das Vorteilsprinzip nicht zur Rechtfertigung herangezogen werden könne.557 

Allerdings könnte das Veranlasserprinzip zur Rechtfertigung in Betracht kommen, wonach 

die staatliche Leistung auf ein dem Schuldner zurechenbares Verhalten zurückzuführen 

sein muss. In seiner weitesten Auslegung könnte hierfür bereits eine bloße Kausalität im 

Sinne der conditio-sine-qua-non-Formel ausreichen.558 Da das Veranstaltungsereignis eine 

unverzichtbare Voraussetzung für das polizeiliche Eingreifen darstellt, liegt eine solche 

Veranlassung demnach regelmäßig vor. Dies würde zur Folge haben, dass bereits die bloße 

Durchführung einer Hochrisikoveranstaltung eine gebührenrechtliche Verantwortlichkeit 

der Veranstalter begründe. Eine Anknüpfung allein an eine kausale Verursachung lässt sich 

mit der restriktiven Wertung des Steuerstaatsprinzips nicht in Einklang bringen, da hier-

durch die Finanzverfassung einer schutzlosen Umgehung ausgesetzt sein würde.559 Es 

drohe eine ausufernde Kommerzialisierung staatlicher Aufgaben.560 Daher sei der gebüh-

renrechtliche Veranlassermaßstab im Bereich der Gefahrenabwehr an den Wertungen des 

Polizeirechts auszurichten.561 Nach der polizeirechtlichen Dogmatik gelten die Veranstal-

ter allerdings nicht als Verhaltensstörer, da sie selbst keine Gefahren verursachen, sondern 

vielmehr durch polizeiliches Handeln in ihrer Veranstaltungstätigkeit geschützt werden. 

 
555 Leisner-Egensperger, jM 2019, 290 (292); Müller-Eiselt, SpuRt 2018, 95 (96); vgl. bereits zur Gebühr Kap. § 2 B. 

I. 
556 Vgl. Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 9; Selbertinger, ZJS 2025, 768  

(781 f.). 
557 Vgl. hierzu ausf. Lampart, Kommerzielle Sportveranstalter und ihre Verantwortlichkeit für Polizeikosten,  

S. 148 ff. m.w.N. sowie P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 39; a.A. Kempny,  

DVBl 2017, 862 (866). 
558 Mayer, Polizeikosten im Profifußball, S. 193. 
559 Vgl. Leisner-Egensperger, jM 2019, 290 (292); Mayer, Polizeikosten im Profifußball, S. 195; Müller-Eiselt, SpuRt 

2018, 95 (96). 
560 Mayer, Polizeikosten im Profifußball, S. 196. 
561 Vgl. für eine unmittelbare Anwendung: Leines, Die Kostentragung für Polizeieinsätze anlässlich von Fußballspie-

len, S. 151 f.; Mayer, Polizeikosten im Profifußball, S. 196; bei polizeirechtlicher Nichtverantwortlichkeit von einer 

Unverhältnismäßigkeit ausgehend: Heise, NVwZ 2015, 262 (264); Leisner-Egensperger, jM 2019, 290 (292). 
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Auch über das Konzept des Zweckveranlassers kann keine Verantwortlichkeit begründet 

werden. Weder lässt sich subjektiv eine Absicht oder Billigung von Gefahren durch die 

Veranstalter nachweisen noch besteht objektiv eine enge Verbindung zwischen der Durch-

führung einer Hochrisikoveranstaltung und tatsächlichen Ausschreitungen. Die wenigen 

gewaltbereiten Störer handeln unabhängig, sodass die Veranstalter polizeirechtlich nicht 

als Störer anzusehen sind.562 Folglich scheide auch eine gebührenrechtliche Inanspruch-

nahme nach dem Veranlasserprinzip unter der restriktiven Wertung des bisher vorausge-

setzten Steuerstaatsprinzips aus. § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG wäre damit verfassungswid-

rig, da eine individuelle Zurechnung und damit ein sachlicher Grund weder über den 

Zweck des Vorteilsausgleichs noch über den Zweck der Veranlassung besteht.563 

4. Ergebnis: Finanzverfassungsrechtlicher Wertungs- und Interpretationsgrund-

satz 

Die normative Wirkung des Steuerstaatsprinzips ergibt sich aus dem Verhältnis der Steuer 

zu den nichtsteuerlichen Abgaben. Bei allem stehen der Schutz der bundesstaatlichen Fi-

nanzverfassung sowie die Wahrung der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen im 

Vordergrund. Konkret werden drei unterschiedliche Stoßrichtungen zur Normierung zu-

sätzlicher Voraussetzungen für nichtsteuerliche Abgaben diskutiert. Die Beschränkung der 

Steuer auf die allgemeine Aufgabenfinanzierung (spezifische Einschränkung) kann auf-

grund der Unteilbarkeit der Aufgaben in allgemeine und besondere nicht überzeugen. Einer 

quantitativen Einschränkung wird selbst von Vertretern des Steuerstaatsprinzips die feh-

lende Operationalisierbarkeit entgegengehalten. Jedoch zeigt auch die qualitative Ein-

schränkung keinen konsistenten Ansatz, mit welchem zusätzliche restriktive Anforderun-

gen an nichtsteuerliche Abgaben gesetzt werden. Die in diesem Zusammenhang immer 

wieder vorkommende zusätzliche „besondere sachliche Rechtfertigung“ ist nicht mehr als 

die Wiederholung der stattfindenden verfassungsrechtlichen Prüfung. Vielmehr zeigt sich, 

dass sich das Steuerstaatsprinzip bzw. die Schutz- und die Begrenzungsfunktion der Fi-

nanzverfassung als finanzverfassungsrechtlicher Wertungs- und Interpretationsgrundsatz 

auf Ebene des Differenzierungsgrundes der ohnehin anfallenden Rechtfertigungsprüfung 

im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG auswirkt.564 Die ausdrückliche Forderung der besonderen 

sachlichen Rechtfertigung vor der Finanzverfassung dient hierbei als Grundlage für die 

Einbeziehung steuerstaatlicher Wertungen. Unter diesem zusätzlichen Maßstab werden die 

 
562 Vgl. hierzu Selbertinger, ZJS 2025, 768 (781 f.) m.w.N. 
563 Zum selben Ergebnis kommend P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 36 ff.; Lam-

part, Kommerzielle Sportveranstalter und ihre Verantwortlichkeit für Polizeikosten, S. 162 ; a.A. BVerfG,  

GewArch 2025, 65 (69, Rn. 86 ff.); vgl. näher zum Urteil des BVerfG Kap. § 5 D. IV.; mit ausdrücklichere Hervor-

hebung des Steuerstaatsprinzips BVerwG, NJW 2019, 3317 (3319, Rn. 21); Heise, NVwZ 2015, 262 (264 ff.); 

Kempny, DVBl 2017, 862 (866); Leisner-Egensperger, jM 2019, 292 (295); weitere Nachweise bei Böhm,  

SpoPrax 2023, 77 (80); vgl. zu diesem Problemkomplex bereits aus der älteren Literatur bspw. Gusy, Privatisierung 

von Polizeikosten? m.w.N. 
564 Für weitere Wirkrichtungen vgl. Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Vorbem. zu den Art. 104a-115,  

Rn. 26; Schuppert, Staatswissenschaft, S. 671 f. 
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Anforderungen für einen sachlichen Differenzierungsgrund restriktiv ausgelegt, um deren 

effektiven Schutz, auch gegenüber der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen, zu 

gewährleisten. Durch diese Restriktion auf Ebene des sachlichen Grundes kann eine ver-

fassungsrechtlich differenzierte Auseinandersetzung auf Ebene der Verhältnismäßigkeit 

im Vorhinein unterbunden werden. Der Schutz der bundesstaatlichen Finanzverfassung 

sowie die Wahrung der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen über eine primäre 

Steuerfinanzierung soll durch die Steuerstaatlichkeit weitgehend verwirklicht werden.565 

Dies zugrunde gelegt ist die Regelung des § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG verfassungswidrig. 

Die Kernaussage des Steuerstaatsprinzips, die Steuer sei als Gemeinlast die primäre Finan-

zierungsquelle des Staates, dient insbesondere dem Schutz der bundesstaatlichen Finanz-

verfassung und der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen.566 Dies gelingt, indem 

über das geforderte Rechtfertigungserfordernis vor der Finanzverfassung das steuerstaatli-

che Wertungsprinzip zur Bestimmung des Differenzierungsgrundes für Art. 3 Abs. 1 GG 

verwendet wird.567 Diese Wertungsentscheidung des Steuerstaatsprinzips bzw. der Schutz- 

und Begrenzungsfunktion kann durch seine Bezeichnung als Prinzip darüber hinaus aber 

auch im allgemeinen Verfassungsrechtsrahmen auf andere Konstellationen unmittelbare 

Anwendung und damit Niederschlag in diversen Streitigkeiten finden, die die Zwecke des 

Steuerstaatsprinzips tangieren.568 Anders ausgedrückt: Immer dann, wenn mit einer Ab-

gabe Finanzmittel erzielt werden, die in die Verfügungsgewalt des Staates gelangen,569 ist 

das Steuerstaatsprinzip als Restriktion auf Tatbestands- oder Rechtfertigungsebene heran-

zuziehen, sofern zusätzlich ein ausreichender Bezug zur Ordnungsfunktion der Finanzver-

fassung und der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen gegeben ist. Es agiert damit 

als einheitliches Wertungsprinzip über seine primäre Zielrichtung gegenüber nichtsteuer-

lichen Abgaben hinaus, um die staatliche Finanzgewalt zu begrenzen.570 Letztlich statuiert 

 
565 So Kube, in: Kischel/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 42, Rn. 100; zum damit einhergehenden Prinzipiencharakter 

vgl. Kap. § 5 D. III. 
566 Diese beiden als zentrale Argumente und Schutzzwecke ebenfalls hervorhebend Franke, Die Finanzierung des 

Netzausbaus zwischen Markt und Staat, S. 110, 112. 
567 Die hier vertretene Auffassung unterteilt das Steuerstaatsprinzip nach deren Kernaussage (primäre Steuerfinanzie-

rung), die damit verfolgten Zwecke (insb. Schutz der bundesstaatlichen Finanzverfassung sowie die auch damit zu 

schützende Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen) und die abgeleitete Rechtsfolge (Wertungs- und Interpreta-

tionsprinzip). Die dogmatische Herleitung unter Kap. § 5 C. bezieht sich hierbei im Wesentlichen auf die Begründung 

der Kernaussage und lässt sich überwiegend auf die verfolgten Zwecke herunterbrechen, ähnlich BVerfGE 93, 319 

(342 f.) sowie Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 2. 
568 Vgl. bspw. zur Frage des steuerlichen Erfindungsrechts ebenfalls auf die Schutz- und Begrenzungsfunktion der 

Finanzverfassung und Belastung der Abgabenpflichtigen abstellend P. Kirchhof, in: ders./Seer (Hrsg.), EStG, Einlei-

tung, Rn. 2; vgl. ebenfalls Waldhoff, in: BK, GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 429. 
569 Erforderlich ist insofern eine formelle Aufkommenswirkung zugunsten des Staates, vgl. hierzu tiefergehend Kap. 

§ 5 D. II. 3. Bei den Sonderabgaben liegt eine solche vor, da sie lediglich im Interesse der Abgabenpflichtigen auszu-

geben sind, ein Träger öffentlicher Gewalt aber über die tatsächliche Verwendung entscheidet, vgl. BVerfGE 136, 

194 (265). 
570 Vgl. hierzu zuletzt das Urteil zum Solidaritätszuschlag, BVerfG, NJW 2025, 1713 (1722, Rn. 104), in welchem 

der Gesetzgeber bei der Einführung einer Ergänzungsabgabe auch immer eine konkrete Aufgabe benennen muss, aus 

welcher der finanzielle Mehrbedarf des Bundes resultiert, um die Steuerzahler nicht zu stark zu belasten – unter Hin-

weis auf die Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung, vgl. hierzu ebenfalls BVerfGE 145, 171 (191 

f.). 
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das Steuerstaatsprinzip als mehrdimensionales Wirkungsmodell demnach einen verfas-

sungsrechtlichen Wertungsvorrang, der über den prägnanten Grundsatz „Steuerrecht first, 

Sachrecht second“ hinausgeht.571 

II. Lenkende nichtsteuerliche Abgaben 

Nachdem die Wirkungsweise des Steuerstaatsprinzips herausgearbeitet wurde, wird nun 

untersucht, ob und unter welchen Voraussetzungen die gesetzgeberisch gewollte Verfol-

gung von Lenkungszwecken über nichtsteuerliche Abgaben gerechtfertigt sein kann.572 

Dazu wird zunächst eine Auseinandersetzung mit den bestehenden Kategorien nichtsteu-

erlicher Abgaben erfolgen, wobei die Frage im Vordergrund steht, inwieweit über deren 

statuierte Voraussetzungen Lenkungszwecke verfolgt werden können (2.). Da es nach stän-

diger Rechtsprechung und herrschender Ansicht in der Literatur keinen numerus clausus 

der zulässigen Abgabenarten gibt,573 wird untersucht, ob vor dem Hintergrund des Steuer-

staatsprinzips die alleinige Verfolgung von Lenkungszwecken zur sachlichen Rechtferti-

gung einer nichtsteuerlichen Abgabe ausreichen kann. Die Ergebnisse werden anschlie-

ßend auf die aktuelle Diskussion über das BEHG übertragen (4.). Da es keinen abschlie-

ßenden Abgabenkanon gibt und das Steuerstaatsprinzip als Wertungs- und Interpretations-

prinzip für jede Abgabe gleichermaßen gilt, ist zunächst herauszuarbeiten, wieso es einer 

Kategorisierung bedarf (1.). Ein Exkurs beleuchtet zudem, ob dem Gesetzgeber eine Ge-

staltungsmöglichkeit über die formelle Aufkommenswirkung von Abgaben zusteht (3.). 

1. Notwendigkeit einer Zuordnung 

Die Notwendigkeit einer Kategorisierung nichtsteuerlicher Abgaben kann sich vor dem 

Hintergrund des Steuerstaatsprinzips aus zweierlei Gründen herleiten lassen: Einerseits un-

mittelbar aus der Hervorhebung der Steuer als primäres Finanzierungsmittel, andererseits 

mittelbar durch die Schaffung unterschiedlicher Voraussetzungen bei der sachlichen 

Rechtfertigung einer nichtsteuerlichen Abgabe. 

Zum Schutz der Steuer als primäres Finanzierungsmittel wird aus der Finanzverfassung 

i.V.m. der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen die Formenbindung und Formen-

klarheit abgeleitet. Deren Folge sei ein in sich geschlossener, analogiefeindlicher, abschlie-

ßender Rahmen. Der Gesetzgeber dürfe sich nur der bestehenden Steuerarten (Art. 106 

GG) bedienen und sei an die Aufkommensverteilung gebunden. Um diesen Schutz zu ge-

währleisten, bedürfe es einer deutlichen Unterscheidbarkeit der nichtsteuerlichen Abgabe 

 
571 In dieselbe Richtung gehen Verständnisse vom Steuerstaatsprinzip als „materielles Abstandsgebot“ in Franke, Die 

Finanzierung des Netzausbaus zwischen Markt und Staat, S. 113 f. und von der zugesprochenen Funktion als „verfas-

sungsrechtliche Sperrwirkung“ in Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabga-

ben, S. 57. 
572 Analog zur Steuer ist für die Einordnung als lenkende nichtsteuerliche Abgabe ebenfalls der gesetzgeberisch in-

tendierte Zweck maßgebend, vgl. ebenso Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 2.22 m.w.N. 
573 stRspr. vgl. nur BVerfGE 149, 222 (249) m.w.N.; statt vieler Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105,  

Rn. 86; ausführliche Übersicht in Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 143, Fn. 568. 
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zur Steuer.574 Denn andernfalls ließe sich nicht verhindern, dass der Gesetzgeber unter Be-

rufung auf Sachgesetzgebungskompetenzen Abgaben einführe, die tatsächlich den Cha-

rakter von Steuern haben und daher gemäß dem Grundgesetz den Regelungs-, Ertrags- und 

Verwaltungszuständigkeiten der Finanzverfassung unterliegen sollten.575 Vereinzelt wird 

diese Formenstrenge der Finanzverfassung auf die übrigen Finanzierungsformen ausge-

weitet.576 Durch die Formenbindung und Formenklarheit würden demnach auch außerhalb 

der Finanzverfassung verfassungsrechtliche Abgabentypen gefordert, die sich in das Ein-

nahmen- und Abgabensystem des Grundgesetzes einordnen und durch ihre eindeutige Ab-

grenzung von der Steuer dieser die Aufgabe der allgemeinen Staatsfinanzierung überlas-

sen.577 Nur die eindeutige Kategorisierung in vorgezeichnete Abgabenarten578 sichere da-

bei die deutliche Unterscheidbarkeit einer Abgabe zur Steuer sowie die Formenbindung 

und Formenklarheit der Finanzverfassung und beantworte zugleich die Frage nach der ein-

schlägigen Gesetzgebungskompetenz. Wegen des Steuerstaatsprinzips könnte daher be-

reits unmittelbar die Zuordnung zu bestimmten Abgabenarten notwendig sein, was zu-

gleich, mangels vorgezeichnetem Abgabentyps, die Schaffung neuer Finanzierungsformen 

ausschließe. 

Allerdings steht dieses Verständnis in einem Spannungsverhältnis zu der überwiegend ver-

tretenen Auffassung, dass es keinen numerus clausus der zulässigen nichtsteuerlichen Ab-

gabenarten gebe.579 Der Formenbindung und -klarheit könne daher auch durch die eindeu-

tige Abgrenzung der Steuer von den nichtsteuerlichen Abgaben Rechnung getragen wer-

den. Eine genaue Zuordnung zu einer bestimmten nichtsteuerlichen Abgabe sei darüber 

hinaus nicht erforderlich. Andernfalls bestünde vielmehr die Gefahr, Begriffsmerkmale 

und Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen zu vermischen, wie dies insbesondere bei der Recht-

sprechung zur Sonderabgabe kritisiert wird.580 Zudem nimmt das BVerfG selbst im Rah-

men der Bestimmung der formellen Verfassungsmäßigkeit gegenleistungsabhängiger Ab-

gaben in neuerer Rechtsprechung keine Klassifizierung zu einer bestimmten Abgabenform 

(mehr) vor. Erst nach der negativen Abgrenzung der Abgabe von der Steuer wird geprüft, 

ob die für den jeweiligen Abgabentyp einschlägigen materiellen Voraussetzungen erfüllt 

 
574 Hierzu im Ganzen Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Vorbem. zu den Art. 104a-115, Rn. 26; P. Kirch-

hof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 13; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 32 

sowie Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 106, Rn. 77; Wernsmann, NVwZ 2024, 694 (694 f.). 
575 Vgl. ebenfalls Drömann, Nichtsteuerliche Abgaben im Steuerstaat, S. 104 f. 
576 Vgl. Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 143, 175. 
577 Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 82. 
578 Hierzu zählen die Gebühren, Beiträge und die Sonderabgabe als Auffangtatbestand, vgl. Birk, in: FS Ritter,  

S. 41 (47). 
579 Vgl. zuletzt BVerfGE 149, 222 (249) m.w.N. 
580 Vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderung an Umweltlenkungsabgaben, S. 58 ff., insb. S. 63; Heun, in: 

Dreier (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 24; Wernsmann, NVwZ 2020, 497 (500); ders., in: Hübschmann/Hepp/Spitaler 

(Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 43, 226 m. w. N. und Verweis auf BVerfGE 55, 274 (304 f.). 
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sind.581 Unmittelbar lässt sich daher aus dem Steuerstaatsprinzip keine notwendige Zuord-

nung ableiten. 

Jedoch lässt sich eine Zuordnung zu bestimmten Abgabenarten auf andere Art und Weise 

verfassungsrechtlich begründen. Entscheidend ist dabei weniger die Frage der Formenbin-

dung und Formenklarheit der Finanzverfassung oder die eines abgeschlossenen Kanons 

von Abgabenarten. Die Zuordnung einer Abgabe zu einem bestimmten Abgabentyp erlangt 

Bedeutung, wenn es darum geht, die maßgeblichen Anforderungen an ihre verfassungs-

rechtliche Rechtfertigung, also den sachlichen Grund, zu bestimmen. Da sich die Abga-

benarten in ihrer Ausgestaltung und Wirkweise unterscheiden, stellt das Steuerstaatsprin-

zip unterschiedliche Anforderungen an deren verfassungsrechtliche Rechtfertigung, die 

unabhängig von der Frage eines abschließenden Kanons nichtsteuerlicher Abgaben zu be-

achten sind. Anerkannte Arten nichtsteuerlicher Abgaben sind in diesem Sinne Fallgrup-

pen, bei denen ein sachlicher Grund nach Art. 3 Abs. 1 GG bereits gegeben ist. 

Die Bildung von in der Rechtsprechung und Literatur anerkannten und teils vom Grund-

gesetz vorausgesetzten Kategorien582, wie bspw. den Vorzugslasten (Gebühren und Bei-

träge) sowie den Sonderabgaben, gehen mit der Normierung eigener, die sachliche Recht-

fertigung konkretisierender Voraussetzungen einher. Vorzugslasten gleichen dabei einen 

individuell zurechenbaren Vorteil aus, an dessen Vorliegen daher besondere Anforderun-

gen anzulegen sind. Selbst unter der Prämisse, dass Vorzugslasten aufgrund dieser Aus-

gleichsfunktion bereits sachlich legitimiert seien, bedarf es der Prüfung, ob eine Abgabe 

eine Vorzugslast darstellt oder nicht.583 Daneben sind Sonderabgaben nur zulässig, wenn 

die Abgabenpflichtigen eine homogene Gruppe bilden, eine Sachnähe zum verfolgten 

Zweck erkennen lassen und ihr Aufkommen neben einer gruppennützigen Verwendung 

auch im Haushalt genau dokumentiert wird.584 Lässt sich eine Abgabe nicht in bestehende 

Abgabeformen einfügen, kann sie jedoch unter Beachtung der Wertungen des Steuerstaats-

prinzips als sonstige Abgabe gerechtfertigt sein. Die Zuordnung von Abgaben zu einer 

bestimmten Gruppe nichtsteuerlicher Abgaben erfolgt daher nicht um ihrer selbst wegen, 

sondern zur Beantwortung der Frage, von welchen verfassungsrechtlichen Voraussetzun-

gen eine Rechtfertigung abhängig ist.585 

 
581 Vgl. bspw. BVerfGE 108, 186 (211 ff.), BVerfGE 110, 370 (383 ff.) oder BVerfGE 113, 128 (145 ff.); ebenso 

feststellend Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 45, Fn. 2. 
582 Vgl. Gebühren (Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG, Art. 80 Abs. 2 GG), Beiträge (Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG) und in 

Kompetenztiteln vorausgesetzte Sozialversicherungsabgaben (Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG, Art. 87 Abs. 2 GG, Art. 120  

Abs. 1 S. 4 GG); zu letzterem BVerfGE 93, 319 (344). 
583 Marquardsen, StuW 2022, 293 (294 f.); Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderung an Umweltlenkungsabga-

ben, S. 58; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 476 ff. 
584 Vgl. Kap. § 5 D. I. 1. b. 
585 Dies verdeutlicht auch BVerfGE 93, 319 (345); die Art. 105 f. GG dienen somit als Bezug zur Unterscheidbarkeit 

von der Steuer und Art. 3 Abs. 1 GG zur Rechtfertigung nach zum Teil vorgezeichneten Voraussetzungen einzelner 

Abgabenarten. Diese Schlussfolgerung zur Notwendigkeit einer Kategorisierung deckt sich mit der Wirkweise des 

Steuerstaatsprinzips, welches als Wertungsprinzip auf Ebene der sachlichen Rechtfertigung unterschiedliche Voraus-

setzungen an nichtsteuerliche Abgaben zum Schutz der ihm zugrundeliegenden Funktionen bildet, vgl. Kap. § 5 D. I. 

2. und dazu sogleich unter 2.; ebenfalls Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderung an Umweltlenkungsabgaben, 
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Die vorangegangenen Ausführungen lassen erkennen, dass sich die Notwendigkeit einer 

Kategorisierung unter dem Steuerstaatsprinzip erst mittelbar auf Ebene der sachlichen 

Rechtfertigung zeigt. Die unter seiner Wertung herausgebildeten Voraussetzungen an die 

Verfassungsmäßigkeit nichtsteuerlicher Abgaben machen eine Zuordnung nach hier ver-

tretener Auffassung, die Geltung des Steuerstaatsprinzips vorausgesetzt, unverzichtbar. 

Diese richtet sich dabei nicht nach ihrer gesetzlichen Bezeichnung, sondern nach ihrem 

tatbestandlich bestimmten, materiellen Gehalt.586 

2. Verfassungsrechtliche Voraussetzungen 

In der juristischen Auseinandersetzung mit nichtsteuerlichen Abgaben wird häufig die Not-

wendigkeit eines über das bloße Finanzierungsinteresse hinausgehenden, gesetzgeberisch 

erkennbaren Zwecks für die besondere sachliche Rechtfertigung vor Art. 3 Abs. 1 GG be-

tont.587 Da aber die alleinige Verfolgung des Zwecks, Einnahmen zur Finanzierung von 

Staatsaufgaben zu generieren, grundsätzlich der Steuer vorbehalten ist, fließt zur Bestim-

mung des darüberhinausgehenden Zwecks das Wertungsprinzip des Steuerstaates mit ein. 

Es bleibt damit die Frage offen, ob ein solcher Zweck in der Verfolgung einer Verhaltens-

lenkung liegen kann. Vorab ist festzuhalten, dass jede Abgabe bereits auf formeller Ebene 

zur Bestimmung der Kompetenz negativ von der Steuer abzugrenzen ist588 und neben der 

verfassungsrechtlichen Prüfung von Art. 3 Abs. 1 GG auch noch weitere (Freiheits-

)Grundrechte berührt sein können. Da jedoch die Rechtfertigung vor dem allgemeinen 

Gleichheitssatz im Abgabenrecht eine hervorgehobene Stellung einnimmt,589 beziehen sich 

die nachfolgenden Ausführungen auf die Bestimmung des über das Finanzierungsinteresse 

hinausgehenden erforderlichen Zwecks. Es gilt herauszuarbeiten, wie das Steuerstaatsprin-

zip die Anforderungen an die Rechtfertigung einer abgabenrechtlichen Ungleichbehand-

lung modifiziert.590 

Der folgende Abschnitt widmet sich vor diesem Hintergrund im Kern der Frage, ob ein 

rechtfertigender Zweck, unter Berücksichtigung des bisher vorausgesetzten Steuerstaats-

prinzips als Wertungsprinzip, in der Verfolgung einer Verhaltenslenkung liegen kann (d.). 

Eine tiefergehende Auseinandersetzung hiermit wäre jedoch überflüssig, wenn durch die 

in der Literatur und Rechtsprechung vorgezeichneten Abgabenkategorien eine bezweckte 

 
S. 58 ff., insb. 60 ff.; ähnlich Hey, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HBVwR, Bd. III, § 87, Rn. 45; Thiemann, AöR 138 

(2013), 60 (81); Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 47; a.A. Marquardsen, 

StuW 2022, 293 (294). 
586 Vgl. bspw. BVerfG, NVwZ 2014, 1448 (1449, Rn. 40) m.w.N. 
587 BVerfGE 108, 1 (17); BVerfGE 137, 1 (20 f.); BVerfGE 144, 369 (397); Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle 

(Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 223 f.; vgl. Kap. § 5 D. I. 4. zur rechtlichen Wirkung des Steuerstaatsprinzips nach hier 

vertretener Ansicht. 
588 Vgl. so auch zuletzt BVerfG, NVwZ 2022, 861 (866, Rn. 72). 
589 Vgl. Droege, Die Verwaltung 46 (2013), 313 (329); Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 170.1.; Wollenschläger, 

in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 223; aus der Rechtsprechung: BVerfG, NVwZ 2022, 861  

(876, Rn. 165 ff.) prüft die „Ausgleichsabgabe“ ausschließlich an Art. 3 Abs. 1 GG; zur Bedeutung der Belastungs-

gleichheit vgl. ebenfalls Kap. § 3 A. 
590 Vgl. Kap. § 3 B. 
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Verhaltenslenkung ohne weiteres möglich wäre. Daher erfolgt zunächst eine kurze Be-

trachtung der rechtlichen Rahmenbedingungen für Gebühren (a.), Sonderabgaben (b.) und 

Vorteilsabschöpfungsabgaben (c.). Im Rahmen der gesamten Beurteilung wird dabei über-

wiegend auf die Umweltlenkung abgestellt, da nichtsteuerliche Abgaben vor allem zur op-

timalen Allokation knapper Ressourcen eingesetzt werden (können).591 

Die Beiträge werden bei der Betrachtung außen vor gelassen, da sie nach der herkömmli-

chen Definition für die potenzielle Inanspruchnahme einer staatlichen Leistung erhoben 

werden.592 Ziel bei der Verfolgung von Lenkungszwecken über Abgaben ist zumeist die 

Verteuerung einer tatsächlichen Inanspruchnahme, um eine Verhaltenssteuerung zu erzie-

len. Beiträge sind somit im Vorhinein zur Verfolgung von Lenkungszwecken ungeeig-

net.593 

a. Gebühren 

Nach der Rechtsprechung des BVerfG und der herrschenden Ansicht in der Literatur sind 

Gebühren öffentlich-rechtliche Geldleistungen, die aus Anlass individuell zurechenbarer, 

öffentlicher Leistungen dem Gebührenschuldner auferlegt werden und dazu bestimmt sind, 

die entstehenden Kosten ganz oder teilweise zu decken. Darüber hinaus kann Gegenstand 

einer Gebühr aber auch die Deckung eines verwaltungsbezogenen Aufwands sein, der ent-

steht, weil der Pflichtige individuell zurechenbare Kosten verursacht hat.594 Auf formeller 

Ebene grenzt sich die nichtsteuerliche Abgabe zunächst durch den Gegenleistungsbezug 

oder die Kostenverursachung von der Steuer ab. Auf materieller Ebene ist nachgelagert 

aber zu fragen, ob die Gegenleistung oder Kostenverantwortung den Anforderungen an die 

besondere sachliche Rechtfertigung vor Art. 3 Abs. 1 GG genügt. Diese Frage des „Ob“ 

der Gebührenerhebung ist von deren Ausgestaltung, dem „Wie“ (u.a. der Höhe), strikt zu 

trennen. 

Wenn der Bürger daher einen tatsächlichen Vorteil erlangt oder Kosten verursacht, kann 

dies es rechtfertigen, ihn mit einer zusätzlichen, neben die Steuer tretenden Abgabe zu 

belegen. Verfassungsrechtlich relevant, vor dem Hintergrund des Steuerstaatsprinzips aus-

gestaltungsbedürftig und Anknüpfungspunkt für die Verfolgung von Lenkungszwecken 

könnte daher auf Ebene des Erhebungsgrundes der „individuell zurechenbare Vorteil“, also 

die dem Schuldner zukommende Gegenleistung, sein. Allerdings kann die Frage der Recht-

fertigung einer Gebühr nicht gänzlich ohne Betrachtung der nachrangigen Frage des Prin-

zips der Kostendeckung erfolgen (cc.). 

 
591 Droege, Die Verwaltung 46 (2013), 313 (313 f.). 
592 Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 9. 
593 So auch Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 53. 
594 BVerfGE 132, 334 (349) m.w.N.; statt vieler aus der Literatur Droege, Die Verwaltung 46 (2013), 313 (317); 

Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 9; Schenke, in: Sodan (Hrsg.), GG, Vorbem. 

v. Art. 104a, Rn. 13.; zum Zweck des Vorteilsaugleichs und der Veranlassung vgl. bereits Kap. § 5 D. I. 3. 
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Zur Verfolgung von Lenkungszwecken, insbesondere zum Umweltschutz, kommen über 

den „individuell zurechenbaren Vorteil“ als Gebührentyp die Benutzungs- (aa.) und Ver-

leihungsgebühr (bb.) in Betracht. Diese werden vor dem Hintergrund des Steuerstaatsprin-

zips kurz erläutert. 

aa. Benutzungsgebühr 

Neben den Verwaltungsgebühren, die Gegenleistung für die Vornahme einer Amtshand-

lung sind, finden sich Benutzungsgebühren als Abgaben für die Inanspruchnahme von öf-

fentlichen Einrichtungen, bspw. für das Schwimmbad oder das Museum, im verfassungs-

rechtlichen Abgabensystem wieder.595 Angesichts der Frage nach der Verfolgung von Um-

weltzwecken lassen sich hiermit die Erhebung von Parkgebühren in Innenstädten, um um-

weltschonendere Alternativen attraktiver zu gestalten, oder Mautgebühren, zur Verlage-

rung des Verkehrs auf die Schiene, gleichsetzen.596 Der Sondervorteil besteht dabei in der 

Möglichkeit, staatlich bereitgestellte Güter zu nutzen, wobei der Umweltschutz als zuläs-

siger mittelbarer Nebenzweck verfolgt werden kann. 

Darüber hinaus wird vereinzelt angedacht, den individuell zurechenbaren Vorteil auch aus 

der staatlichen Duldung der Nutzung eines Umweltguts abzuleiten. Vom reinen Untätigs-

ein, welches abgabenrechtlich ohne Auswirkung bliebe, unterscheide sich die Duldung 

durch die Möglichkeit des Einschreitens. Dieses zu unterlassen, könne Anknüpfungspunkt 

eines individuell zurechenbaren Vorteils sein.597 Das zur Begründung des Sondervorteils 

erforderliche knappe Gut der Allgemeinheit könnte in öffentlichen Umweltgütern gesehen 

werden,598 bspw. in der Reinheit der Luft, genauer deren Möglichkeit zur Aufnahme von 

CO2-Emissionen für ein Fortbestehen des derzeitigen Lebensstandards.599 Allerdings drohe 

durch ein solches Verständnis die Gefahr, die Grenze und Distanz zur Voraussetzungslo-

sigkeit der Steuer zu verwischen und so die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung zu 

unterlaufen sowie die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen zu gefährden. Vor die-

sem Hintergrund könne die bloße Duldung der Nutzung eines knappen Gutes der Allge-

meinheit die Gebührenerhebung nicht rechtfertigen.600 

 
595 Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 10; Tappe/Wernsmann, Öffentliches Fi-

nanzrecht, § 4, Rn. 270. 
596 Vgl. hierzu den Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2012, BT-Drs. 17/10285, S. 156, 188. 
597 Entwickelt von Murswiek, NuR 1994, 170 (173 ff.); vgl. auch Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an 

nichtsteuerliche Umweltabgaben, S. 74 m.w.N. 
598 Murswiek, NVwZ 1996, 417 (421) unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung zum Wasserpfennig des BVerfG 

(BVerfGE 93, 319). 
599 BVerfG, NVwZ 2018, 972 (975, Rn. 33); Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche 

Umweltabgaben, S. 120. 
600 Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 10; F. Kirchhof, in: Rengeling (Hrsg.), 

Hdb. Umweltrecht, Bd. I, § 38, Rn. 46; Selmer/Brodersen, DVBl 2000, 1153 (1164). 
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Im Ergebnis können Benutzungsgebühren zwar für die Verfolgung von Lenkungszwecken 

herangezogen werden, allerdings nur mittelbar. Anknüpfungspunkt für die besondere sach-

liche Rechtfertigung hat immer ein Vorteil in Form einer staatlichen Leistung zu sein. 

bb. Verleihungsgebühr 

Der individuell zurechenbare Vorteil der Verleihungsgebühr ist in der Verleihung eines 

Rechts oder in der Befreiung von einem repressiven Verbot zu sehen. Anders als bei der 

Benutzungsgebühr werde nicht die Nutzung entgolten, sondern der Akt der Rechtsverlei-

hung respektive Verbotsaufhebung.601 Solche Gebühren könnten bspw., um beim genann-

ten Beispiel zu bleiben, für das Recht, CO2 in die Atmosphäre zu emittieren, angedacht 

werden. Die Erteilung der Erlaubnis602 oder die Aufhebung eines Verbots603 würden als 

Anknüpfungspunkt für eine Abgabenpflicht und folglich als Zugang zum Recht herange-

zogen, womit eine Kommerzialisierung der Verwaltung drohe. Da der Akt der Rechtsver-

leihung Anknüpfungspunkt der Leistung sei, sei die bloße Duldung nicht ausreichend.604 

In Anbetracht der Vielzahl von Erlaubnistatbeständen im öffentlichen Wirtschaftsrecht ge-

wänne der Abgabengesetzgeber einen Erfindungsspielraum und es bestünde die Gefahr, 

dass die Bestechlichkeit zum Verwaltungsprinzip werde. Ohne auf das Instrument der 

Steuer, welches strengen rechtlichen Grenzen unterliegt, angewiesen zu sein, könnten mit 

der Verleihungsgebühr flexibel außerfiskalische Ziele durchgesetzt und Finanzmittel be-

schafft werden. Die Gleichheit aller vor dem Gesetz, ohne Ansehung der finanziellen Ver-

hältnisse, wäre gefährdet. Durch ihre Konturenlosigkeit wäre die Verleihungsgebühr kaum 

von der Steuer unterscheidbar, sodass die Integrität der Finanzverfassung und Belastungs-

gleichheit der Abgabenpflichtigen Gefahr liefen, dauerhaft unterlaufen zu werden. Unter 

der Wertungsprämisse des Steuerstaatsprinzips ist die Verleihungsgebühr, unabhängig von 

der Verfolgung eines Lenkungszwecks, grundsätzlich605 nicht anzuerkennen.606 

 
601 So Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 87, Fn. 10; Rodi, ZUR 2016, 531 (538); Wernsmann, in: 

Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 285. Vereinzelt verschwimmen die Grenzen der Ressour-

cennutzungsgebühr, Verleihungsgebühr und Vorteilsabschöpfungsabgabe, was deren rechtliche Unsicherheit be-

stärke, vgl. in diese Richtung Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 6. 
602 Vgl. hier die Versteigerung der UMTS-Lizenzen, BVerfGE 105, 185 (193 ff.) sowie Kube, in: BeckOK, GG,  

Art. 105, Rn. 27. 
603 Als Beispiel kann die Bergbauförderabgabe herangezogen werden, die vereinzelt als Verleihungsgebühr charakte-

risiert wird. Die Abgabe wird für die gewerbliche Gewinnung von Bodenschätzen entrichtet, die nach § 6 Bundes-

berggesetz nur mit Erlaubnis erfolgen dürfen. Die überwiegende Literatur ordnet diese dagegen, in Ablehnung der 

Verleihungsgebühr, als Vorteilsabschöpfungsabgabe ein, vgl. zum Ganzen Frenz, ZUR 2017, 690 (695 ff.). 
604 Vgl. von Mutis/Lünenbürger, NVwZ 1996, 1061 (1062). 
605 Nicht direkt ablehnend, sondern zusätzliche Kriterien aufstellend Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler 

(Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 288. 
606 Zum Ganzen Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 64 f. m.w.N.; Jachmann-

Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 10; P. Kirchhof, Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, 

§ 119, Rn. 37; Siekmann, in: Sachs, GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 99; Tappe, EurUP 2021, 249 (254) lehnt eine 

Verleihungsgebühr auch vor dem Hintergrund der Anerkennung der Vorteilsabschöpfungsabgabe ab. 
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cc. Belastungsgrund: Kostendeckung 

Allerdings rechtfertigen sich Gebühren nicht alleine über die Zuwendung eines individuell 

zurechenbaren Vorteils. Um die Integrität der Finanzverfassung effektiv zu wahren, be-

dürfe es zusätzlich der Restriktion durch das Kostendeckungsprinzip.607 Auch wenn die 

Benutzungs- und Verleihungsgebühr von Umweltgütern zulässig wären, liege der notwen-

dige Belastungsgrund der Kostendeckung regelmäßig nicht vor. Wie aus der Definition 

bereits erkennbar, soll die Höhe der Gebühr die Kosten der individuell zurechenbaren Leis-

tung ganz oder zumindest teilweise decken. Das Kostendeckungsprinzip setzt somit zwei-

erlei voraus: Zunächst müssen Kosten beim Abgabengläubiger entstanden sein, welche an-

schließend als Bemessungsobergrenze der Gebührenhöhe dienen. Vereinfacht ausge-

drückt: Ohne tatsächliche anfallende Kosten keine Gebührenhöhe, ergo keine Gebühr.608 

Das BVerfG erkennt das Kostendeckungsprinzip zwar nicht als wesensimmanente Aus-

prägung des Gebührenbegriffs an, da es auch die Abschöpfung eines verschafften Vorteils 

als rechtfertigenden Zweck der Gebührenerhebung ausreichen lässt.609 Allerdings fordert 

das BVerfG dennoch eine Orientierung an den tatsächlich angefallenen Kosten, d.h. eine 

finanzielle staatliche Einbuße, für die individuell zurechenbare Leistung bei Gebühren.610 

Auch vor dem Hintergrund und der Wertung des Steuerstaatsprinzips hat die Kostenent-

stehung in der Literatur ein notwendiges Eingrenzungskriterium der Gebührenerhebung zu 

sein. Andernfalls berge ein zu weit gefasster Gebührenbegriff die Gefahr, dass er inflatio-

när angewendet und damit die Finanzverfassung fortlaufend umgangen werde.611 Der Staat 

könne damit im Ergebnis kein für ihn kostenloses Gut in ein kostenpflichtiges für den Bür-

ger verwandeln, da es auch am Merkmal des staatlichen Kostenaufwands fehle.612 Werde 

die Nutzung von Gütern der Allgemeinheit, also bspw. Luft oder Wasser, gegen Gebühr 

gestattet, verursache die Gewährung dieses Vorteils für sich betrachtet beim Staat keine 

Kosten. Es liege insofern nur eine kostenneutrale Vorteilsgewährung und keine staatliche 

 
607 Daneben wird noch das Äquivalenzprinzip als Belastungsgrund der Gebühr angeführt. Dieses besagt, dass kein 

Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung bestehen darf. Allerdings lassen sich aus ihm keine Maßstäbe 

ableiten, da es mit wertenden Elementen ausgestaltet ist, sodass zumindest auch immer auf das Kostendeckungsprinzip 

abzustellen ist, vgl. Koenig, in: ders. (Hrsg.), AO, § 3, Rn. 41; Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche 

Abgaben, S. 101 f. 
608 Zum Ganzen Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 67 ff.; Jachmann-Michel/Vo-

gel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 9 f. m.w.N. auch zur a.A.; nach h.M. kann auch der Zweck des 

Vorteilsausgleichs für die Rechtfertigung der Gebühr herangezogen. Allerdings nur für die Bemessung. Auf Ebene 

des „Ob“ bedarf es immer einer Kostenentstehung beim Staat, vgl. Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (501). 
609 BVerfGE 108, 1 (18); nach der Ansicht in der Literatur soll in einem solche Fall nicht von einer Gebühr, sondern 

von einer Vorteilsabschöpfungsabgabe gesprochen werden, die ebenfalls nur unter bestimmten, restriktiven Voraus-

setzungen verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist, vgl. sogleich Kap. § 5 D. II. 2. c. sowie Tappe/Wernsmann, Öffent-

liches Finanzrecht, § 4, Rn. 284. 
610 Vgl. BVerfGE 50, 217 (227); BVerfGE 85, 337 (346); BVerfGE 97, 332 (345); hierzu ausf. Fernkorn, Verfas-

sungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 68 ff. 
611 Vgl. Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 9; Jarass, DÖV 1989, 1013 (1016); 

ders., Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 31 f.; Kment, in: Jarass/ders., GG, Art. 105, Rn. 17; Schmidt, 

Öffentliches Finanzrecht, § 9, Rn. 297; diesen Zusammenhang ebenfalls herausstellend Sacksofsky, Umweltschutz 

durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 117 f. 
612 Vgl. Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (501). 
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Gegenleistung vor.613 Zwar gehe damit ein entsprechender Verwaltungsaufwand einher, 

welcher aber über Verwaltungsgebühren kompensiert werden würde. Ein Kostenbegriff, 

der über die finanzielle staatliche Einbuße hinausgehe, weil er bspw. Einbußen der Umwelt 

als rechtlich zugelassenen Zweck (Art. 20a GG) mitumfasse, wäre konturenlos und würde 

damit die Finanzverfassung und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen nicht ausrei-

chend schützen. Ein solcher erweiterter Kostenbegriff sei daher vor dem Hintergrund des 

Steuerstaatsprinzips abzulehnen.614 

Dem Gesetzgeber steht daher grundsätzlich nur die Möglichkeit offen, Gebühren, insbe-

sondere Benutzungsgebühren, für die Nutzung staatlicher Infrastruktur zu erheben, wo-

rüber mittelbar auch Lenkungszwecke verfolgt werden können. Dabei bleibt das Kosten-

deckungsprinzip stets der maßgebliche Belastungsgrund. Sowohl das BVerfG als auch die 

Literatur betonen grundlegend, dass soziale Zwecke und (Umwelt-)Lenkungsziele ledig-

lich im Rahmen der Differenzierung innerhalb der Gebührenhöhe Berücksichtigung finden 

dürfen.615 Eine weitergehende Berücksichtigung dieser Zwecke ist im Gebührenrecht nicht 

zulässig, da die Gebühr aufgrund des Steuerstaatsprinzips primär auf die Deckung der 

staatlich angefallenen Kosten der individuell zurechenbaren Leistung ausgerichtet sein 

muss. 

dd. Zwischenergebnis 

Den Gebührenbegriff charakterisieren einerseits der individuell zurechenbare Vorteil und 

andererseits die Kostendeckung. Beide Aspekte sind zwingend zu beachten, um eine ver-

fassungskonforme Erhebung der Abgabe im Sinne von Art. 3 Abs. 1 GG zu gewährleisten. 

Zwar könnte bei den Benutzungs- und Verleihungsgebühren eine Anknüpfung an Umwelt-

güter zur Verfolgung von Lenkungszwecken in Betracht gezogen werden, jedoch besteht 

die Gefahr einer stetigen Verletzung der Integrität der Finanzverfassung und Belastungs-

gleichheit der Abgabenpflichtigen. Das Steuerstaatsprinzip lässt daher eine solche Ausle-

gung nicht zu. Lenkungszwecke können nur mittelbar über die Benutzungsgebühr verfolgt 

werden. 

Zusätzlich kommt hinzu, dass das Kostendeckungsprinzip, welches aufgrund des Steuer-

staatsprinzips immer notwendiges Korrektiv sein muss, zwingend einen individuell verur-

sachten Kostenaufwand durch die Vorteilsgewährung auf Seiten des Abgabengläubigers 

vorsieht. Lenkungs- und soziale Zwecke können damit nur im Rahmen der Ausgestaltung 

der Gebührenhöhe Berücksichtigung finden. 

 
613 Hierzu Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 21; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voß-

kuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 10. 
614 Vgl. hierzu Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 71 f., welcher betont, dass die 

legitimen Zwecke aber über andere Kategorien bei strengeren Anforderungen verfolgt werden können. 
615 Statt vieler BVerfGE 132, 334 (349); Wernsmann, in: FS Wendt, S. 1053 (1057); ders./Bering, NVwZ 2020, 497 

(504). 
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Insgesamt führen die restriktiven Vorgaben des Steuerstaatsprinzips dazu, dass die Erhe-

bung von Gebühren ein äußerst ineffektives Mittel zur Verfolgung von Lenkungszwecken 

darstellt. Der begrenzte Spielraum für die mittelbare Berücksichtigung solcher Zwecke 

lässt die Steuerungswirkung von Gebühren erheblich schwinden. 

b. Sonderabgabe 

Neben den Gebühren könnten auch die Sonderabgaben zur Verfolgung von Lenkungszwe-

cken eingesetzt werden. Dies beurteilt sich ebenfalls nach den in Rechtsprechung und Li-

teratur herausgebildeten Anforderungen, deren Vorliegen für eine besondere sachliche 

Rechtfertigung vor Art. 3 Abs. 1 GG unter Berücksichtigung des Steuerstaatsprinzips er-

forderlich ist. Eine Sonderabgabe ist dabei eine hoheitlich auferlegte Geldleistungspflicht, 

die unabhängig von einer individuell zurechenbaren Gegenleistung erhoben wird. Dadurch 

steht sie in einer besonderen Konkurrenzsituation zur Steuer. Abzugrenzen ist die Sonder-

abgabe zur Steuer, da das Abgabenaufkommen einem Sonderfonds zugeführt und die Ab-

gabe nur einer begrenzten Gruppe auferlegt wird.616 

Um die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung als auch die Belastungsgleichheit der Ab-

gabenpflichtigen zu wahren sowie die Sonderabgabe als Ausnahme zur primären Finan-

zierung über Steuern zu belassen, hat die Rechtsprechung folgende materielle Vorausset-

zungen aufgestellt: Der Gesetzgeber dürfe nur eine zeitlich und sachlich bereits vorgefun-

dene, homogene Gruppe, die eine spezifische Beziehung zu dem mit der Abgabenerhebung 

verfolgten Zweck aufweist, mit der Sonderabgabe belasten. Darüber hinaus müsse zwi-

schen der Belastung und Begünstigung eine sachgerechte Verknüpfung bestehen. Diese 

Rechtfertigungsanforderungen seien dabei in regelmäßigen Abständen zu überprüfen. Zu-

dem muss das Abgabenaufkommen haushaltsrechtlich dokumentiert werden.617 Im Rah-

men der Entscheidung zur Schwerbehindertenabgabe618, welche diejenigen Arbeitgeber 

belastet, die nicht die gesetzlich vorgeschriebene Anzahl an schwerbehinderten Arbeitneh-

mern beschäftigen, hat das BVerfG zunächst eine weitere Abstufung vorgenommen. Es 

ordnete diese zwar als Sonderabgabe ein, differenzierte nachfolgend aber wegen des An-

lasses ihrer primären Einführung zwischen Sonderabgaben mit Finanzierungszweck einer-

seits und mit Antriebs-/Ausgleichszweck andererseits. Nur für erstere sollten die oben ge-

nannten Maßstäbe uneingeschränkt gelten.619 Die Sonderabgaben mit intendiertem An-

triebs-/Ausgleichszweck (sog. Lenkungssonderabgaben) seien unter abgemilderten Vo-

raussetzungen im Wesentlichen über den verfolgten Lenkungszweck gerechtfertigt. Aller-

dings rückte das BVerfG hiervon wieder ab und fasst inzwischen unter den Begriff der 

 
616 Zum gesamten Abschn. Elsner/Kaltenborn, Sonderabgaben im Steuerstaat, JA 2005, 823 (825 ff.); P. Kirchhof, in: 

Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 69; Kube, in: BeckOK, GG, Art. 105, Rn. 16 f.; vgl. Kap. § 2 B. II. 
617 Maßgeblich geprägt durch die Entscheidung zur Berufsausbildungsabgabe BVerfGE 55, 274 (305 f.); ausführliche 

Darstellung der Entwicklung der Rechtsprechung bei Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderung an Umweltabga-

ben, S. 75 ff.; tiefergehend zu den einzelnen Voraussetzungen Pracht, JA 2024, 657 (658 ff.). 
618 BVerfGE 57, 139. 
619 BVerfGE 57, 139 (167). 
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Sonderabgabe nur die Finanzierungssonderabgabe, was die rechtliche Einordnung der 

Schwerbehindertenabgabe nicht einfacher macht.620 Ob nunmehr darüber hinaus Len-

kungssonderabgaben möglich sind und unter welchen Voraussetzungen diese bestehen, ist 

der Rechtsprechung des BVerfG nicht mehr zu entnehmen.621 

Die Literatur knüpft häufig noch an die Unterteilung in Finanzierungssonderabgaben und 

lenkende Sonderabgaben an.622 Hiernach sollen auch die strengen Anforderungen an die 

Sonderabgaben nur für die Finanzierungssonderabgaben (auch Sonderabgaben im engeren 

Sinne) gelten. Daneben findet sich die Gruppe der Sonderabgaben im weiteren Sinne, die 

als Auffangbecken aller Abgaben dienen, die nicht Gebühren, Beiträge oder Sonderabga-

ben im engeren Sinne sind. Hierunter werden z.B. die Abschöpfungsabgaben oder Len-

kungsabgaben und damit auch lenkende Sonderabgaben verstanden. Die strengen Anfor-

derungen an die Finanzierungssonderabgaben sollen im Wesentlichen zwar auf die lenken-

den Sonderabgaben übertragen, jedoch abgemildert und auf die Gruppenverantwortung 

und gruppennützige Verwendung verzichtet werden.623 Der intendierte Lenkungszweck 

trage somit zur (vereinfachten) Legitimierung der lenkenden Sonderabgabe bei. Im Ein-

klang mit der Rechtsprechung zur Schwerbehindertenabgabe wäre eine Lenkung über Son-

derabgaben dann möglich. 

Dies überzeuge vor dem Hintergrund des Wertungsprinzip des Steuerstaates nicht. Da mit 

vielen Sonderabgaben Lenkungszwecke verfolgt werden könnten, drohe die Gefahr, die 

Anforderungen an Sonderabgaben durch ihre Abmilderung bei intendierter Verhaltenslen-

kung zu keiner wirklichen Hürde werden zu lassen. Die Verfolgung von Lenkungszwecken 

könne somit fast von selbst für eine Rechtfertigung ausreichen. Zudem würden letztlich 

die rechtlichen Anforderungen unterschiedlicher Abgaben vermischt werden, wenn sie un-

ter dem Oberbegriff der Sonderabgabe im weiteren Sinne zusammengefasst werden. Es sei 

vor dem Hintergrund des Steuerstaatsprinzips zwingend geboten, jede Abgabe unter dieser 

Wertung selbständig zu überprüfen und je nach Wirkungsweise, spezifische Voraussetzun-

gen zur Wahrung der Integrität der Finanzverfassung und Belastungsgleichheit der Abga-

benpflichtigen aufzustellen. Eine solche Zusammenfassung sei auch vor dem Hintergrund 

des nicht abschließenden Kanons nichtsteuerlicher Abgaben nicht geboten.624 

 
620 Vgl. bspw. BVerfGE 67, 256 (277 f.); BVerfGE 91, 186 (201 f.) sowie BVerfGE 136, 194 (242 f.); in BVerfGE 

93, 319 (344) sowie BVerfGE 101, 141 (150) wird die Schwerbehindertenabgabe als weitere sowie sonstige Abgabe 

eingeordnet und nicht mehr zu den Sonderabgaben gezählt. 
621 Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderung an Umweltabgaben, S. 78; zuletzt die Sonderabgaben mit Antriebs- 

und Ausgleichsfunktion nur angerissen, i.Erg. aber abgelehnt in BVerfG, NVwZ 2022, 861 (866, Rn. 73, 78 f.). 
622 Statt vieler Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 27; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voß-

kuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 16 f.; Schenke, in: Sodan (Hrsg.), GG, Vorbem. v. Art. 104a GG, Rn. 15. 
623 Hierzu Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 17, 20; Schenke, in: Sodan (Hrsg.), 

GG, Vorbem. v. Art. 104a GG, Rn. 15. 
624 Zum gesamten Abschn. ausf. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 81 ff.; Hey, 

in: Kahl/Ludwigs, HBVwR, Bd. III, § 87, Rn. 48 ff.; P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119,  

Rn. 70, 93, 94 und 107 ff.; Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 93; Wernsmann, in: 

Hübschmann/Hepp/Spitaler (Hrsg.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 235. 
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Wie auch aus der jüngeren Rechtsprechung erkennbar wird, sind die lenkenden Sonderab-

gaben unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips nicht anzuerkennen. Zu groß ist die Ge-

fahr, durch die Verfolgung eines Lenkungszwecks, die an die Sonderabgaben mit Finan-

zierungsfunktion gestellten Anforderungen zu unterwandern und so die Finanzverfassung 

und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen zu gefährden. Sonderabgaben sind daher 

nur als Finanzierungssonderabgaben zu rechtfertigen. Diese eignen sich als (Umwelt-)Len-

kungsabgaben nicht, da es regelmäßig an der Belastung einer homogenen Gruppe oder der 

Finanzierungsverantwortlichkeit fehlen dürfte.625 

c. Vorteilsabschöpfungsabgabe 

Als weitere Abgabe für die (ökonomische) Verhaltenslenkung könnte die Vorteilsabschöp-

fungsabgabe herangezogen werden. Ziel der Abgabe ist es, individuelle wirtschaftliche 

Sondervorteile abzuschöpfen, die sich daraus ergeben, dass Einzelne Zugriff auf ein knap-

pes Gut der Allgemeinheit bekommen. Andere, die sich in einer vergleichbaren Situation 

befinden, haben einen solchen Zugriff nicht oder zumindest nicht im gleichen Umfang. Die 

Knappheit des Gutes resultiert dabei nicht durch eine vom Staat festgelegte Grenze, son-

dern durch die tatsächliche Begrenztheit des Gutes.626 Die Vorteile können dabei aus der 

zugeteilten Nutzung natürlicher endlicher Ressourcen, bspw. von Böden oder Bodenschät-

zen,627 resultieren. Daher würde sich die Vorteilsabschöpfungsabgabe durch den reglemen-

tierenden Zugriff auf knappe Güter der Allgemeinheit grundsätzlich als Abgabe zur Ver-

folgung von (Umwelt-)Lenkungszwecken eignen.628  

Die Literatur sieht die Vorteilsabschöpfungsabgabe dabei überwiegend als Abgabe eigener 

Art an.629 Eine Einordnung als Gebühr scheitere bereits am Kostendeckungsprinzip, da der 

Vorteilsabschöpfungsabgabe kein staatlicher Kostenaufwand gegenüberstehe. Eine Recht-

fertigung allein über das Äquivalenzprinzip wäre zu weitgehend und würde mit den Wer-

tungen des Steuerstaatsprinzips nicht im Einklang stehen.630 Die Einordnung als Sonder-

abgabe scheitere an dem bestehenden Gegenleistungscharakter. 

Das Charakteristikum der Abgabe ist in Abgrenzung zur Benutzungsgebühr die Anknüp-

fung an eine öffentlich-rechtliche Bewirtschaftungsordnung. Erst wenn die Nutzung des 

 
625 Als Beispiel kann hier der Kohlepfennig erwähnt werden. Das BVerfG hat diesen zwar als Umweltabgabe einge-

ordnet, aber mangels besonderer Finanzverantwortlichkeit, die nicht durch den Verbrauch eines Guts begründet wer-

den kann, für verfassungswidrig erklärt, vgl. BVerfGE 91, 186 (203 ff.). 
626 BVerwG, NVwZ 2013, 587 (588, Rn. 22); Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende Steuern, S. 35 ff.; 

Lange, Vorteilsabschöpfungsabgabe, S. 18; Murswiek, NuR 1994, 170 (176). 
627 Vgl. zur bergrechtlichen Feldes- und Förderabgabe nach §§ 30, 31 Bundesberggesetz als Vorteilsabschöpfungsab-

gabe Lange, Vorteilsabschöpfungsabgabe, S. 19 f. 
628 Lange, Vorteilsabschöpfungsabgabe, S. 18 m.w.N.; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (502 f.); ein weiterer 

Anwendungsbereich einer Abschöpfung von Vorteilen können auch zu Unrecht gewährte Subventionen sein, vgl. 

hierzu BVerfGE 78, 249 (266 ff.). 
629 Vgl. bspw. Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 32; Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und 

lenkende Steuern, S. 33 ff.; Lange, Vorteilsabschöpfungsabgabe, S. 82 ff.; Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG,  

Art. 105, Rn. 86; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (501 f.). 
630 Vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderung an Umweltabgaben, S. 88. 
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allgemeinen, natürlich begrenzten (Umwelt-)Gutes rechtlichen Regelungen unterliegt, 

kann die damit im Zusammenhang stehende Abgabe eine Rechtfertigung als Vorteilsab-

schöpfungsabgabe erfahren. Der Rechtsprechung des BVerfG wird diese Voraussetzung, 

wenn auch nicht ausdrücklich, insbesondere aus dem Wasserpfennig-Beschluss entnom-

men. Gegenstand war die Erhebung einer Abgabe für die Wasserentnahme. Da die Nutzung 

des begrenzten Wassers in Deutschland öffentlich-rechtlichen Regelungen unterliegt, 

könne der Sondervorteil, den Einzelne im Rahmen von Nutzungsregelungen erhalten, ab-

geschöpft werden. Die Abschöpfung dieses Sondervorteils reiche zur sachlichen Rechtfer-

tigung der Abgabe aus.631 Zu den CO2-Emissionszertifikaten hat das BVerfG jüngst eben-

falls die staatliche Verknappung der Zertifikate als maßgebliche Voraussetzung ange-

führt.632 Gleichwohl darf nicht unbeachtet bleiben, dass das Gericht in beiden Entschei-

dungen an keiner Stelle erwähnt, dass die Bewirtschaftungsordnung zwingende Vorausset-

zung der Vorteilsabschöpfungsabgabe ist. Die Bewirtschaftungsordnung war beiden Ab-

gaben lediglich gemein und deren Vorliegen für die Rechtfertigung der Abgaben notwen-

dig. Trotzdem erscheine es dogmatisch notwendig, eine staatliche Bewirtschaftungsord-

nung vorauszusetzen, da nur so die gezielte Zuteilung knapper Allgemeingüter und damit 

die Abschöpfung individueller Sondervorteile sachlich legitimiert sei.633 

Dies trage auch den Wertungen des Steuerstaatsprinzips Rechnung. Zur Rechtfertigung 

bedürfe es eines individuellen Sondervorteils, welcher in der Verschaffung eines knappen 

Guts der Allgemeinheit gesehen werden kann. Wie bei der Benutzungsgebühr drohe aber, 

wenn allein auf ein begrenztes Gut der Allgemeinheit für die Bestimmung des individuel-

len Sondervorteils abgestellt werde, die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung unterlau-

fen zu werden. Um diese sowie die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen zu wah-

ren, bedürfe es zwingend einer öffentlich-rechtlichen Bewirtschaftungsordnung über das 

Gut der Allgemeinheit.634 Diese liege dann vor, wenn der Staat entscheidet, wem bei einer 

das Angebot übersteigender Nachfrage das Gut zugewendet wird und wem nicht.635 Erst 

durch die staatliche Bewirtschaftungsordnung würden Nutzungsinteressen, die aufgrund 

der Begrenztheit des Gutes entstehen, aufgelöst werden. Zudem führe diese Voraussetzung 

zu einem Schutz der Finanzverfassung und der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichti-

gen, da die Abgabe sonst theoretisch gegenüber jedermann erhoben werden könnte. Ohne 

die staatliche Bewirtschaftungsordnung würde es damit an der Abgrenzung der Vorteils-

abschöpfungsabgabe zur Steuer fehlen. Vor dem Hintergrund des Steuerstaatsprinzips sei 

 
631 BVerfGE 93, 319 (345). 
632 BVerfG, NVwZ 2018, 972 (975, Rn. 35 ff.). 
633 Zum gesamten Abschn. Drüen, in: Tipke/Kruse (Begr.), AO/FGO, AO, § 3, Rn. 13a; Fernkorn, Verfassungsrecht-

liche Anforderung an Umweltabgaben, S. 86 ff., insb. S. 94 ff.; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (502 f.). 
634 Lange, Vorteilsabschöpfungsabgabe, S. 92 ff. m. w. N. 
635 Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 94; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 

(502). 
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es somit erforderlich, dass der Staat im Vorhinein entscheidet, wem er das knappe Gut 

zugutekommen lässt und wem nicht.636 

Im Ergebnis ist somit für eine Rechtfertigung unter Wertung des Steuerstaatsprinzips die 

Verschaffung eines knappen Guts durch eine öffentlich-rechtliche Bewirtschaftungsord-

nung, die eine Kollision von Nutzungsinteressen auflöst, als individueller Sondervorteil 

erforderlich. Die öffentlich-rechtliche Bewirtschaftungsordnung wird sowohl von der 

Rechtsprechung, wenn auch nur indirekt, als auch der Literatur als maßgebliche Voraus-

setzung angesehen. In der Höhe ist die Abgabe durch den Wert des Vorteils begrenzt, den 

sie abschöpfen möchte.637 Unter diesen strengen Voraussetzungen eignet sich die Vorteils-

abschöpfungsabgabe durchaus zur Verfolgung von Umweltlenkungszwecken. 

d. Lenkungsabgabe als Abgabe sui generis 

Da es keinen abschließenden nichtsteuerlichen Abgabenkanonen gibt, könnte zusätzlich 

angedacht werden, die besondere sachliche Rechtfertigung, genauer den sachlichen Diffe-

renzierungsgrund für Art. 3 Abs. 1 GG, direkt an den Lenkungszwecken zu orientieren, die 

mit der Einführung einer Abgabe verfolgt werden und diese als alleinigen Legitimations-

grund heranzuziehen.638 Dies ist geboten, da die bisher gebildeten Abgabentypen nicht oder 

nur unter strengen Voraussetzungen, die bezweckte Verhaltenslenkung zulassen. Die 

Rechtfertigung der Lenkungsabgabe wirft dabei die Frage auf, ob fernab der Einordnungen 

in bestimmte Kategorien eine Legitimation allein über den Lenkungszweck möglich wäre. 

In ständiger Rechtsprechung hebt das BVerfG bisher nur hervor, die sachliche Rechtferti-

gung der Gebührenhöhe könne sich auch aus einer bezweckten Verhaltenslenkung oder 

sozialen Zwecken ergeben, bezieht diese aber explizit nicht auf die Erhebung dem Grunde 

nach.639 Auch wenn die bisherigen Ausführungen eine Ablehnung der Lenkungsabgabe 

durch das Steuerstaatsprinzip als offensichtlich erscheinen lassen, wird die Restriktion der-

lei Abgaben nochmals unter Rekurs auf die Rechtsprechung und Literatur dargestellt. Die 

Lenkungsabgabe würde als Auffangtatbestand640 fungieren. Wie bei der Vorteilsabschöp-

fungsabgabe könnte an die Verschaffung eines knappen Guts der Allgemeinheit ange-

knüpft werden, ohne bspw. die zusätzliche Voraussetzung der Bewirtschaftungsordnung 

 
636 So Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 96 f.; Lange, Vorteilsabschöpfungsab-

gabe, S. 93 f. m.w.N. 
637 Lange, Vorteilsabschöpfungsabgabe, S. 106 f.; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (502). 
638 Eine solche Abgabe ist bisher nicht anerkannt, vgl. Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umwelt-

abgaben, S. 128 f.; P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 24; Wernsmann, in: FS Wendt,  

S. 1053 (1057 f., 1061 f.); zunehmend in jüngster Vergangenheit angedacht von Krämer-Hoppe, Den Schritt in „fi-

nanzverfassungsrechtliches Neuland“ wagen, S. 4; Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 42 ff.; ebenso 

andeutend Frenz, in: ders. (Hrsg.), Klimaschutzrecht, BEHG, § 10, Rn. 41 ff. und 45; vgl. hierzu auch die Ausführun-

gen zum BEHG in Kap. § 5 D. II. 4. b. bb. 
639 BVerfG, NJW 2018, 3223 (3227, Rn. 71) m.w.N. 
640 Wegen der Ablehnung der lenkenden Sonderabgabe aufgrund des Steuerstaatsprinzips, vgl. Kap. § 5 D. II. 2. b. 

Sieht man die lenkende Sonderabgabe als gegeben ansehen, wäre diese das Auffangbecken. 
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erfüllen zu müssen. Dem Gesetzgeber würde ein effektives Mittel zur Verhaltenslenkung 

bereitgestellt werden. 

Im Zusammenhang mit der Lenkungsabgabe wird oft der Wasserpfennig-Beschluss des 

BVerfG aufgegriffen.641 In diesem hat das Gericht ausdrücklich offengelassen, ob der ver-

folgte Lenkungszweck einer Abgabe für deren Erhebung dem Grunde nach ausreicht, da 

es bereits eine Rechtfertigung über die Vorteilsabschöpfung für die Wasserentnahmeab-

gabe angenommen hatte.642 Dass Lenkungszwecke zumindest zusätzlich643 die Erhebung 

einer Abgabe rechtfertigen können, hat das BVerfG im Urteil zur Schwerbehindertenab-

gabe ausgeführt.644 Diese wurde nicht an den strengen Anforderungen der Sonderabgaben 

mit Finanzierungsfunktion gemessen, sondern auch über die soziale Zweckverfolgung, ei-

nen Antrieb zur Einstellung von Schwerbehinderten zu leisten, gerechtfertigt. Auch die 

nachträgliche Bezeichnung der Schwerbehindertenabgabe als eigene Abgabenart und ge-

rade nicht als Sonderabgabe zeigt, dass der Rechtsprechung des BVerfG Lenkungsabgaben 

nicht gänzlich unbekannt sind. 

Das BVerfG konkretisierte zuletzt, dass der Gesetzgeber zur Rechtfertigung einer Beein-

trächtigung der Belastungsgleichheit durch die Erhebung einer nichtsteuerlichen Abgabe 

einen Sachgrund für seine Wahl des Abgabengegenstandes vorbringen muss, der sachwid-

rige und willkürliche Erwägungen ausschließt und nicht im Konflikt mit anderen Verfas-

sungsnormen steht.645 Im Klimabeschluss verlangt das BVerfG demgegenüber nach effek-

tiven Instrumenten für den Klimaschutz, um jüngere Generationen nicht allzu stark zu be-

lasten.646 Der Klimaschutz habe dabei keinen absoluten Vorrang, sondern ebenfalls ele-

mentaren Grundentscheidungen und allgemeinen Verfassungsgrundsätzen zu entspre-

chen.647 Es erscheint vor diesem Hintergrund demnach zumindest denkbar, die Verfolgung 

des Klimaschutzes, gewährleistet durch Art. 20a GG, oder andere Lenkungszwecke von 

vergleichbarem Stellenwert in die Würdigung des Sachgrundes miteinzubeziehen. Dieser 

Auffassung folgend wurde die wahlweise bestehende Pflicht zur Zahlung einer „Aus-

gleichsabgabe“ in dem Beschluss zur Pflicht zur Beteiligung von Anwohnern an Wind-

parks im Rahmen von Art. 12 Abs. 1 GG sowie Art. 3 Abs. 1 GG gegen den Klimaschutz 

abgewogen. Die Verringerung des CO2-Ausstoßes und der Schutz der Grundrechte nach-

 
641 So Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 42. 
642 BVerfGE 93, 319 (345). 
643 Vgl. BVerfGE 57, 139 (167 ff.), allerdings betont das BVerfG auf S. 168, dass es neben der Antriebsfunktion 

(Verhaltenslenkung) immer eine Ausgleichsfunktion der Abgabe zur Rechtfertigung bedürfe, denn „allein die Aus-

gleichsfunktion [rechtfertige] die Abgabe“. Somit hat das BVerfG eine alleinige Rechtfertigung über einen Lenkungs-

zweck nicht angenommen. 
644 BVerfGE 57, 139 (167). 
645 BVerfG, NVwZ 2021, 56 (58 f., Rn. 39). Entsprechende Ausführungen zur Bestimmung des Maßstabes für den 

Sachgrund zur Wahl des Abgabengegenstandes finden sich in der Wasserpfennigentscheidung nicht. 
646 BVerfGE 157, 30, Ls. 1 und 2. 
647 BVerfGE 157, 30 (131 ff.). 
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folgender Generationen wurden als Gemeinwohlziele für den Differenzierungsgrund her-

angezogen und in die Verhältnismäßigkeitsprüfung einbezogen.648 Die immer stärker wer-

dende Staatszielbestimmung des Umweltschutzes (Art. 20a GG) scheint in jüngerer Recht-

sprechung649 daher womöglich nicht mehr weitestgehend hinter dem Steuerstaatsprinzip 

bei der Begründung einer nichtsteuerlichen Abgabe zurücktreten zu müssen.650 Jedoch darf 

eine Verallgemeinerung für Lenkungszwecke nicht vorschnell vorgenommen werden, 

kann es sich doch auch nur um eine Einzelfallentscheidung handeln.651 

Diese Neigung hin zu einer Legitimation nichtsteuerlicher Abgaben allein über einen Len-

kungszweck wäre allerdings mit der Wertung des Steuerstaatsprinzips unvereinbar. Im 

Kern stehe dieses der Einführung von Abgaben im generellen und der Verfolgung einer 

beabsichtigten Verhaltungslenkung im speziellen ablehnend gegenüber. Lenkungszwecke 

und soziale Zwecke könnten nur hinsichtlich der Belastungshöhe Differenzierungen, nicht 

aber die Abgabe dem Grunde nach selber rechtfertigen. Obwohl im Rahmen der besonde-

ren sachlichen Rechtfertigung gerade ein über die Erzielung von Einnahmen hinausgehen-

der Zweck in der Verfolgung von Lenkungszwecken gesehen werden könnte, sei die Ge-

fahr für ein Unterlaufen der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung zu 

groß. Dem Abgabengesetzgeber würden aufgrund der schier unbegrenzten Anzahl an 

Gründen, die eine Verhaltenslenkung des Bürgers erfordern, keine Grenzen mehr gesetzt 

werden. Neben dem Umweltschutz kämen noch der Gesundheitsschutz und soziale As-

pekte hinzu, welche bspw. auch einem staatlichen Schutzauftrag unterliegen.652 Da vielen 

nichtsteuerlichen Abgaben eine Lenkungswirkung immanent sei, die auch gesetzlich vor-

gezeichnet werden könnte, wäre eine Einschränkung der Erhebung nichtsteuerlicher Ab-

gaben kaum gegeben.653 Das würde zu einer Ausuferung der Lenkungsabgabe und damit 

zu einem konsequenten Unterlaufen der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzver-

fassung führen. Dass nachrangig zur Frage des sachlichen Grundes für eine Differenzie-

rung auch noch eine Verhältnismäßigkeitsprüfung stattzufinden hat, damit nicht jeder 

Grund direkt zur Rechtfertigung führen kann, bleibt hierbei unberücksichtigt. Der Bürger 

 
648 BVerfG, NVwZ 2022, 861 (866 ff., Rn. 77, 116 ff.; 876, Rn. 167); tiefergehend zum Beschl. des BVerfG vgl.  

Kap. § 5 D. IV. 
649 Vgl. zudem Britz, NVwZ 2022, 825 (828 ff.). 
650 Zumal es sich beim Umweltschutz (Art. 20a GG) um explizites Verfassungsrecht, beim Steuerstaatsprinzip, wenn 

überhaupt, nur um abgeleitetes Verfassungsrecht handelt. 
651 Der Schwerpunkt lag in der Prüfung an Art. 12 GG, vgl. BVerfG, NVwZ 2022, 861 (862 ff., Rn. 41 ff.), in welcher 

das BVerfG aber die Bedeutung einer jeden einzelnen Maßnahmen zur Einsparung von CO2 hervorhebt, vgl. insb. Ls. 

4. Auch im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung an Art. 12 GG, unter Einbeziehung der „Ausgleichsabgabe“, 

prüfte das BVerfG keine gesonderten Anforderungen, wie bspw. die finanzverfassungsrechtlichen Anforderungen an 

Finanzierungssonderabgaben, vgl. BVerfG, NVwZ 2022, 861 (868 ff., Rn. 98 ff.). Zwar lehnte es eine Antriebs- und 

Ausgleichfunktion ab; bemerkenswert ist aber, dass die Abgabe dann über eine bezweckte Lenkungswirkung, die 

Steigerung der Akzeptanz in der Bevölkerung für den Klimaschutz, dennoch eine Rechtfertigung erfährt, vgl. BVerfG, 

NVwZ 2022, 861 (866, Rn. 79; 876, Rn. 167); vgl. tiefergehend Kap. § 5 D. IV. 3. 
652 Umweltschutz Art. 20a GG, Gesundheitsschutz Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG sowie für soziale Aspekte Art. 20  

Abs. 1 GG. 
653 Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 81 f., 129; zum Erfordernis der Bezwe-

ckung einer Verhaltenslenkung, vgl. Kap. § 4 A. 
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könnte vielmehr durch Abgaben, die neben die Steuer treten würden, stark belastet werden, 

was auch der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen zuwiderlaufen würde. Eine 

wirkliche verfassungsrechtliche Einschränkung könne nicht gezogen werden, da zudem die 

rein formale Abgrenzung zur Steuer auf kompetenzrechtlicher Ebene kein Hindernis dar-

stelle. Die bisher herausgebildeten Abgabenarten mit ihren eigenen, restriktiven Rechtfer-

tigungsvoraussetzungen würden konturenlos und beliebig austauschbar werden.654 

Somit ist die sachliche Rechtfertigung einer Abgabe allein durch die Verfolgung eines 

Lenkungszwecks unter der Wertung des Steuerstaatprinzips, auch wenn die Rechtspre-

chung zumindest vereinzelte Tendenzen in die entgegengesetzte Richtung erkennen lässt, 

verfassungsrechtlich nicht zulässig. 

e. Ergebnis: Zulässigkeit lenkender nichtsteuerlicher Abgaben 

Der Abschnitt beschäftigte sich mit der Frage, ob die primäre Verfolgung eines Lenkungs-

zwecks die Erhebung einer nichtsteuerlichen (Lenkungs-)Abgabe aus sich heraus rechtfer-

tigt. Die Frage stellt sich überhaupt erst, da die vorgezeichneten Abgabenarten eine unmit-

telbare Verhaltenslenkung nicht oder nur unter restriktiven Voraussetzungen ermöglichen. 

Gebühren eignen sich letztlich infolge des Kostendeckungsprinzips nicht; nur über die 

Ausgestaltung der Gebührenhöhe können Lenkungszwecke verfolgt werden. Auch len-

kende Sonderabgaben sind unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips abzulehnen, um 

eine Aushöhlung der Finanzverfassung zu verhindern und die Belastungsgleichheit der Ab-

gabenpflichtigen zu wahren. Lediglich die Vorteilsabschöpfungsabgaben eignen sich 

grundsätzlich zur Verfolgung von Umweltlenkungszwecken. Eingrenzend ist hierbei eine 

öffentlich-rechtliche Bewirtschaftungsordnung erforderlich. Lenkungsabgaben sui generis 

sind darüber hinaus unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips verfassungsrechtlich unzu-

lässig. Der Lenkungszweck kann die Erhebung einer nichtsteuerlichen Abgabe nach dem 

bisher vorausgesetzten Steuerstaatsprinzip als sachlichen Grund im Ergebnis nicht recht-

fertigen. Zwar lässt die Rechtsprechung in Teilen eine vage Neigung in diese Richtung 

erkennen, jedoch besteht die Gefahr, dass dem Abgabengesetzgeber dann keine Grenzen 

mehr durch die Vielzahl möglicher Lenkungszwecke gesetzt sind, unabhängig von einer 

nachrangigen Verhältnismäßigkeitsprüfung. 

3. Exkurs: Zulässige Gestaltung über die Aufkommenswirkung von Abgaben? 

Neben der Verfolgung von Lenkungszwecken über Abgaben kann der Gesetzgeber auch 

gestaltend über Preisregelungen zwischen Privaten tätig werden. Mit diesen wird kein Auf-

kommen erzielt, welches einem Haushalt oder einem öffentlich verwalteten Sonderfonds 

zufließt. Eine Finanzierungsfunktion ist demnach nicht gegeben, der Staat erzielt keine frei 

 
654 Zum Ganzen: Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 129; P. Kirchhof, in:  

Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 24; Wernsmann, in: FS Wendt, S. 1053 (1057 f., 1061 f.); Wolff, 

NdsVBl 2024, 33 (38). 
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verfügbaren Finanzmittel und die für eine Abgabe nach überwiegender Ansicht655 erfor-

derliche formelle Aufkommenswirkung liegt nicht vor. Damit ist weder eine steuerliche 

noch eine nichtsteuerliche Abgabe gegeben. Da solche Preisregelungen wie Mindestver-

gütungen oder Zwangsrabatte aber materiell wie eine Abgabe durch die hoheitlich aufer-

legte Pflicht mit Bezug zu finanziellen Mitteln wirken, könnte eine zu unterbindende Um-

gehung des Steuerstaatsprinzips gegeben sein.656 Aufgrund der Entscheidung des BVerfG 

zur Strompreisbremse657 soll diese Gestaltungsmöglichkeit kurz als Exkurs vor dem in die-

ser Arbeit herausgearbeiteten Steuerstaatsprinzip beleuchtet werden. 

In der Entscheidung zur Strompreisbremse lehnt das BVerfG zunächst die Steuereigen-

schaft der zu zahlenden Überschusserlöse nach § 14 Abs. 1 Strompreisbremsegesetz auf-

grund der fehlenden Einnahmeerzielungsabsicht ab. Die Erlöse dienten einer Umverteilung 

unter Privaten, indem sie auf die Stromverbraucher zur Entlastung von Stromkosten über-

tragen wurden. Auch eine nichtsteuerliche Abgabe liege demnach nicht vor. Trotz der Her-

vorhebung der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung, die für die Erhe-

bung nichtsteuerlicher Abgaben einen besonderen sachlichen Rechtfertigungsgrund, der 

über die Einnahmeerzielung hervorgeht, fordere, mangelte es hier an der erforderlichen 

Aufkommenswirkung des Staates. Das Aufkommen fließe zu keinem Zeitpunkt dem Staat 

zu und stehe damit nicht zu seiner Disposition. Die Verwendung des Aufkommens der 

Strompreisbremse sei gesetzlich bereits vorgegeben. Mangels Vorliegens einer nichtsteu-

erlichen Abgabe sei unmittelbar weder die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung noch 

das Gebot der Lastengleichheit berührt. Das BVerfG schließt sich damit weiterhin dem 

formellen Aufkommensbegriff an.658 

Vereinzelt wird dagegen in der Literatur angeführt, dass, wie auch bei der Strompreis-

bremse, mittels Preisregelungen Beträge wie eine Abgabe zur Finanzierung einer Gemein-

wohlaufgabe abgeschöpft werden. Dadurch würden die mit dem Steuerstaatsprinzip ver-

folgten Zwecke, wie die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung und der Schutz der Steu-

erpflichtigen vor zusätzlicher Belastung, tangiert werden. Demnach sei ein materielles Ver-

ständnis für das Vorliegen einer Abgabe angezeigt. Wirke eine Vorschrift materiell wie 

eine Abgabe, sei sie als Abgabe einzuordnen. Bei einem solchen extensiven Verständnis 

könnte dann selbst die Mietpreisbremse (§ 556d BGB) eine Abgabe darstellen, da sie den 

Vermieter wirtschaftlich belastet und die Last, die entgangene, am Markt eigentlich erziel-

bare Miete, dem Mieter zuwendet. Als Abgabe sei eine Preisregelung dann aufgrund der 

Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung an den strengen (Wertungs-)Maß-

stäben zu messen, u.a. über die gebildeten nichtsteuerlichen Abgabenkategorien.659 Die 

 
655 Statt vieler Sailer/Kantenwein, in: Reshöft/Schäfermeier (Hrsg.), EEG, Einleitung, Rn. 132. 
656 Zum bisherigen Abs. vgl. Lemke, Übergewinnsteuer durch die Hintertür, S. 2 ff. 
657 BVerfG, GewArch 2025, 21. 
658 BVerfG, GewArch 2025, 21 (21 f., Rn. 70 ff.). 
659 Zum bisherigen Abs. vgl. Lemke, Übergewinnsteuer durch die Hintertür, S. 4 und insb. Pompl, Kapazitätssicherung 

im europäisierten Stromwirtschaftsrecht, S. 316 m.w.N. zu Vertretern dieser Ansicht. 
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Strompreisbremse wäre bei Zugrundelegung dieses Verständnisses als Sonderabgabe man-

gels homogener Gruppe mit besonderer Sachnähe zum Finanzierungszweck verfassungs-

widrig.660 

Jedoch verkennt die Ansicht die Zielrichtung der Schutz- und Begrenzungsfunktion der 

Finanzverfassung bzw. des Steuerstaatsprinzips. Ziel ist es, die Ordnungsfunktion der Fi-

nanzverfassung zu schützen und Belastungen durch Abgaben einzuschränken, durch die 

staatliche Mittel in die Verfügungsgewalt des Staates gelangen. Denn nur dann hat der 

Staat die Möglichkeit, über die spezifische Verwendung im Einzelfall zu entscheiden. Nur 

wenn demnach mit einer Abgabe entsprechende Finanzmittel erzielt werden, ist das Steu-

erstaatsprinzip als Restriktion auf Tatbestands- oder Rechtfertigungsebene heranzuzie-

hen.661 Das Steuerstaatsprinzip richtet sich deshalb primär gegen nichtsteuerliche Abga-

ben, um die überwiegende Steuerfinanzierung zu gewährleisten. Da es bei Preisregelungen, 

so auch bei der Strompreisbremse, aber an den Mitteln fehlt, die in die Verfügungsgewalt 

des Staates gelangen und damit auch nicht dem Schutz der parlamentarischen Etathoheit 

unterfallen, scheidet eine Anwendung des Steuerstaatsprinzips aus. Die Wahl einer Preis-

regelung ist damit kein finanzverfassungsrechtlicher Formenmissbrauch, sondern Aus-

druck des weiten Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers.662 Ein materielles Abgabenver-

ständnis ist demnach nicht geboten. Einschränkungen finden Preisregelungen daher nur in 

der allgemeinen Grundrechtsdogmatik.663 Die Wertung des Steuerstaatsprinzips fließt in 

die verfassungsrechtliche Beurteilung allerdings nicht mit ein. Dementsprechend ist es 

mangels Abgabenqualität nicht zu beanstanden, dass die EEG-Umlage als Preisregelung664 

Legitimation über die Verfolgung von Klimaschutzzielen (Art. 20a GG)665 und die Strom-

preisbremse aufgrund der Ausnahmelage im Energiesektor durch den russischen Angriff 

auf die Ukraine gefunden haben.666 

Im Ergebnis ist somit festzuhalten, dass dem Gesetzgeber eine zusätzliche Gestaltungs-

möglichkeit über die formale Aufkommenswirkung zusteht. Eine Einschränkung durch das 

Steuerstaatsprinzip als Wertungsprinzip besteht nicht, da sein Ziel, die überwiegende 

 
660 Vgl. die Ausführungen der Beschwerdeführer in der Entscheidung zur Strompreisbremse, vgl. Helmes, EnK-Ak-

tuell 2024, 010467. 
661 Vgl. Kap. § 5 D. I. 4.; bei den Sonderabgaben liegt eine solche vor, da sie lediglich im Interesse der Abgaben-

pflichtigen auszugeben sind, ein Träger öffentlicher Gewalt aber über die tatsächliche Verwendung entscheidet, vgl. 

BVerfGE 136, 194 (265). 
662 Vgl. BGH, NVwZ 2014, 1180 (1182, Rn. 26). 
663 Zum Gesamten ebenfalls Pompl, Kapazitätssicherung im europäisierten Stromwirtschaftsrecht, S. 318 ff. Ein-

schränkend ist eine besondere Verantwortungsbeziehung bzw. ein spezifisches Näheverhältnis der Privaten zur Sach-

aufgabe erforderlich, wodurch die Preisregelung eine gewisse Ähnlichkeit zur Sonderabgabe aufweist, vgl. so zur 

EEG-Umlage Sailer/Kantenwein, in: Reshöft/Schäfermeier (Hrsg.), EEG, Einleitung, Rn. 167 ff. und zur Strompreis-

bremse BVerfG, GewArch 2025, 21 (26, Rn. 105). 
664 So die wohl überwiegende Ansicht, vgl. die zusammenfassende Darstellung bei Pompl, Kapazitätssicherung im 

europäisierten Stromwirtschaftsrecht, S. 320, Fn. 293. 
665 Vgl. Sailer/Kantenwein, in: Reshöft/Schäfermeier (Hrsg.), EEG, Einleitung, Rn. 158 ff. m.w.N. Eine nichtsteuer-

liche Abgabe ist unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips an Art. 20a GG nicht zu rechtfertigen, vgl.  

Kap. § 5 D. II. 2. d. 
666 BVerfG, GewArch 2025, 21 (26 f., Rn. 108 ff.). 
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Staatsfinanzierung durch Steuern sicherzustellen, mangels Erzielung in seine Verfügungs-

gewalt gelangender Mittel nicht tangiert wird. 

4. Brennstoffemissionshandelsgesetz 

Die gefundenen Erkenntnisse zur restriktiven Möglichkeit, Lenkungszwecke mittels nicht-

steuerlicher Abgaben aufgrund des Steuerstaatsprinzips zu verfolgen, werden im Folgen-

den zur Vertiefung auf die Diskussion um und auf das BEHG667 übertragen. Das BEHG 

wurde 2019 als zentraler Bestandteil668 des „Klimapakets“ verabschiedet, welches darauf 

abzielt, die europäischen Klimaziele bis 2030 und die Klimaneutralität in Deutschland bis 

2050 zu erreichen. Die Kernregelung des BEHG ist die CO2-Bepreisung durch die Einfüh-

rung eines nationalen Zertifikathandels für fossile Brennstoffemissionen, der seit dem 

01.01.2021 in Kraft ist. Damit soll eine Reduktion von Treibhausgasen in den Sektoren 

Verkehr und Wärme, die mit Ausnahme der Luftfahrt bisher nicht vom europäischen Emis-

sionshandelssystem erfasst sind, erzielt werden.669 Unternehmen, die Brennstoffe in den 

Verkehr bringen, müssen hierfür Emissionszertifikate erwerben. Dies soll die Emission 

von Treibhausgasen in ein kostenpflichtiges Gut verwandeln und so Anreize zur Senkung 

des Verbrauchs fossiler Brennstoffe sowie zum Umstieg auf klimaschonendere Alternati-

ven schaffen.670 Die Abwälzung der Kosten auf den Verbraucher seitens der betroffenen 

Unternehmen ist der Einführung eines Zertifikathandels dabei immanent.671 

Im Folgenden wird nach einer kurzen Erörterung der verfassungsrechtlichen Problemstel-

lung (a.) überprüft, ob die CO2-Abgabe nach dem BEHG unter der Wertung des Steuer-

staatsprinzips verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist (b.). 

a. Verfassungsrechtliche Problemstellung 

Abgesehen von der vorgelagerten kompetenzrechtlichen Frage, ob die CO2-Abgabe als 

Steuer oder als nichtsteuerliche Abgabe einzuordnen ist, stellt sich die nachgelagerte Frage, 

aufgrund welcher Kriterien diese Art der nichtsteuerlichen Abgabe gerechtfertigt sein 

könnte. 

Nach § 10 Abs. 2 BEHG sind die Emissionszertifikate bis zum 31.12.2025 zu einem jähr-

lich ansteigenden Festpreis672 zu verkaufen. In diesem Zeitraum hat der Gesetzgeber be-

wusst auf eine mengenmäßige Obergrenze der auszugebenden Zertifikate verzichtet, um 

 
667 BGBl. I 2019, 2728. 
668 Vgl. BT-Drs. 19/14746, 1, 22. 
669 Vgl. RL 2003/87/EG vom 13.10.2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in 

der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates, in nationales Recht umgesetzt durch das 

Treibhaus-Emissions-Handelsgesetz (TEHG), BGBl. I 2004, 1578. 
670 Vgl. zum Gesamten BT-Drs. 19/14746, 1 ff.; ebenfalls Fellenberg/Guckelberger, in: dies. (Hrsg.), Klimaschutz-

recht, Einleitung, Rn. 81 ff.; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (497 f.). 
671 Vgl. hierzu Hennicke, NuR 2021, 83 (84). 
672 In 2021: 25 Euro, 2022: 30 Euro, 2023: 30 Euro, 2024: 45 Euro, 2025: 55 Euro, zuletzt angepasst durch das Erste 

Gesetz zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes vom 03.11.2020 (BGBl. I 2020, S. 2291). 
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eine unkontrollierte Kostenbelastung der Bürger und Wirtschaftsteilnehmer zu verhin-

dern.673 Im Jahr 2026 werden die Zertifikate dann zwar versteigert, allerdings nur innerhalb 

eines Preiskorridors von 55 Euro bis 65 Euro pro Zertifikat (§ 10 Abs. 1 BEHG), wobei 

ebenfalls auf eine mengenmäßige Obergrenze verzichtet wird.674 Damit weicht der Gesetz-

geber in diesem Zeitraum von der Funktionsweise des europäischen Emissionshandelssys-

tems auf nationaler Ebene ab. Erst ab 2027 findet die Versteigerung einer nach § 4 Abs. 1 

und 3 BEHG festgelegten, begrenzten Menge an Emissionszertifikaten statt. 

Verfassungsrechtliche Bedenken ergeben sich insbesondere dahingehend, dass in der Ein-

führungsphase bis 2025 sowie während des Preiskorridors im Jahr 2026 keine Versteige-

rung der Zertifikate erfolgt und keine absolute Obergrenze für die Zertifikate vorgesehen 

ist.675 

b. Verfassungsrechtliche Einordnung 

Auf diese verfassungsrechtlichen Bedenken wird im Folgenden eingegangen. Zunächst er-

folgt die kompetenzrechtliche Einordnung (aa.), bevor die verfassungsrechtlichen Anfor-

derungen an die Erhebung von lenkenden Abgaben auf die Regelungen des BEHG in der 

Einführungsphase 2021-2025 sowie im Preiskorridor 2026 angewandt werden (bb.). 

aa. Steuer oder nichtsteuerliche Abgabe? 

Obwohl der Gesetzgeber in der Begründung des Gesetzes von einer nichtsteuerlichen Ab-

gabe ausgeht, ist für die rechtliche Einordnung allein der materielle Gehalt der Abgabe 

maßgebend.676 Negativ formuliert liegt eine nichtsteuerliche Abgabe vor, wenn es sich bei 

der Abgabe nicht um eine Steuer handelt. Ein wesentliches Abgrenzungsmerkmal ist der 

Gegenleistungsbezug, da Steuern voraussetzungslos geschuldet werden.677 

Eine Gegenleistung könnte im Rahmen der CO2-Bepreisung durch die Ausgabe der Zerti-

fikate gegeben sein. Da die Emissionszertifikate in der Einführungsphase 2021-2025 aller-

dings zu einem Festpreis veräußert werden und es auch während des Preiskorridors im Jahr 

2026 keine absolute Obergrenze gibt, wird vereinzelt ein Bezug zu einer individuell-kon-

kreten Gegenleistung abgelehnt. Die Ausgabe der Zertifikate hätte vielmehr die Funktion 

eines Zahlungsbelegs. Die Abgabe werde daher in der Einführungsphase sowie während 

 
673 Zwar legt § 4 Abs. 1 BEHG auch in der Einführungsphase eine jährliche Emissionsmenge fest. Allerdings bildet 

diese aufgrund der Flexibilisierungsinstrumente in § 5 BEHG keine absolute Grenze, vgl. hierzu den Willen des Ge-

setzgebers in BT-Drs. 19/14746, 32 und 34. 
674 Die Flexibilisierungsinstrumente des § 5 BEHG gelten nach Abs. 1 Satz 1 BEHG ebenfalls „für die Dauer der 

Anwendung eines Preiskorridors“. Somit besteht auch in diesen Fällen keine absolute Obergrenze aus § 4 Abs.1 

BEHG, vgl. hierzu ebenfalls BT-Drs. 19/14746, 32 und 34. 
675 Vgl. zum Gesamten Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 99 ff.; Krämer-

Hoppe, Den Schritt in „finanzverfassungsrechtliches Neuland“ wagen, S. 1 f.; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 

(497 f.).; Jänicke/Wenzel, ZUR 2025, 265 (266) weisen bereits auf eine anhängige Musterfeststellungsklage beim VG 

Berlin hin, die u.a. die Finanzverfassungsmäßigkeit der CO2-Bepreisung infrage stellt. 
676 Vgl. bspw. BVerfG, NVwZ 2014, 1448 (1449, Rn. 40) m.w.N. 
677 Vgl. Kap. § 2 A. II. 2. 
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des Preiskorridors als Steuer oder zumindest „steuerlicher Art“678 eingestuft. Ab 2027 wäre 

der Gegenleistungsbezug durch die Versteigerung und Begrenzung unzweifelhaft gege-

ben.679 

Gegen die Ablehnung eines Gegenleistungsbezugs in der Einführungsphase lässt sich je-

doch einwenden, dass die Berechtigung zur Emission von Treibhausgasen nach § 3 Nr. 2 

BEHG erst durch den Erwerb der Zertifikate entsteht, auch wenn diese zu einem Festpreis 

und ohne Mengenbegrenzung ausgegeben werden. Ohne die Zertifikate dürfen Unterneh-

men keine Brennstoffe in den Verkehr bringen, deren Verbrennung Treibhausgase freiset-

zen. Die Abgabe nach dem BEHG ist daher auch in der Einführungsphase sowie während 

des Preiskorridors im Jahr 2026 und ab 2027 nicht voraussetzungslos, sondern stellt eine 

Gegenleistung für die staatliche Berechtigung zur CO2-Emission dar.680 

Die CO2-Bepreisung ist daher insgesamt als nichtsteuerliche Abgabe einzuordnen. Die 

kompetenzrechtliche Grundlage ist in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 (Einführung eines Zertifikate-

handels) und Nr. 24 GG (Reinhaltung der Luft) zu finden und liegt beim Bund.681 

bb. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung mit Schwerpunkt auf der Einführungsphase 

und dem Preiskorridor 

Die Einordnung der CO2-Abgabe als nichtsteuerliche Abgabe hat zur Folge, dass ihre sach-

liche Rechtfertigung vor dem allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 

unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips682 zu erfolgen hat. Diese Restriktion erschwert 

die Rechtfertigung nichtsteuerlicher Abgaben, um die Ordnungsfunktion der Finanzverfas-

sung zu wahren und damit auch die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen zu schüt-

zen. Erforderlich ist ein besonderer sachlicher Grund, der über den Zweck der Einnahmen-

erzielung hinausgeht und dem Wertungsmaßstab des Steuerstaatsprinzips unterliegt. Ein 

solcher könnte in der Erfüllung der Voraussetzungen bereits vorgezeichneter Abgabenka-

tegorien liegen.683 Die anerkannten nichtsteuerlichen Abgaben stellen dabei nur Fallgrup-

pen dar, bei denen das Vorliegen eines sachlichen Grundes unter der Wertung des Steuer-

staatsprinzips anerkannt ist. Alternativ könnte sich auch eine Rechtfertigung als Abgabe 

 
678 Klinski/Keimeyer, ZUR 2020, 342 (346 f.) beschränken die Aussage zwar nur auf die Einführungsphase, leiten die 

faktische Steuerwirkung aber aufgrund der fehlenden Begrenzung her, welche auch für 2026 gilt. 
679 Vgl. zum Abs. Engel, in: ders. (Hrsg.), BEHG, § 8, Rn. 11 ff.; Klinski/Keimeyer, ZUR 2020, 342 (343 ff.); Stein-

bach/Valta, JZ 2019, 1139 (1142 f.); Zenke/Telschow, EnWZ 2020, 157 (162). 
680 So Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 101 ff. m.w.N.; Ipsen et al., Zur Ver-

fassungsmäßigkeit des BEHG, S. 24 ff.; Krämer-Hoppe, Den Schritt in „finanzverfassungsrechtliches Neuland“ wa-

gen, S. 2 f.; Müller/Kahl, Brennstoffemissionshandelsgesetz, S. 12 f.; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (498 f.). 
681 So ebenfalls Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 26. 
682 s. Kap. § 5 D. I. 4. 
683 s. Kap. § 5 D. II. 2. 
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sui generis ergeben. Da die Ausgestaltung des Zertifikathandels im BEHG in der Einfüh-

rungsphase und während des Preiskorridors vom europäischen Zertifikathandel abweicht, 

unterliegt deren sachliche Rechtfertigung besonderer Beachtung.684 

Eine Gebühr liegt nach den dargestellten Maßstäben vor, wenn aus Anlass eines individuell 

zurechenbaren Vorteils ein staatlicher Kostenaufwand ganz oder teilweise gedeckt werden 

soll. Zur Verfolgung von Umweltlenkungszwecken werden die Benutzungs- und die Ver-

leihungsgebühr diskutiert. Beide stehen jedoch im Widerspruch zum Steuerstaatsprinzip. 

Den individuell rechtlichen Vorteil in der geduldeten Nutzung eines knappen Guts, der 

Reinheit der Luft, oder der rechtlichen Verschaffung der Berechtigung, CO2 in die Luft zu 

emittieren, zu sehen, bedrohe die Finanzverfassung sowie die Belastungsgleichheit der Ab-

gabenpflichtigen. Denn es bestehe die Gefahr, die Grenze und Distanz zur Voraussetzungs-

losigkeit der Steuer zu verwischen. Auch wenn bereits kein individuell zurechenbarer Vor-

teil nach diesen Grundsätzen gegeben ist, entsteht auch kein staatlicher Kostenaufwand 

durch die bloße Ausgabe der Zertifikate, welcher für die Einordnung als Gebühr ebenfalls 

erforderlich ist. Eine Rechtfertigung der CO2-Abgabe als Gebühr scheidet insgesamt 

aus.685 

Allerdings könnte die CO2-Abgabe als Sonderabgabe686 gerechtfertigt sein. Dem stehen 

zwei Erwägungen gegenüber. Die Sonderabgabe ist wie die Steuer gegenleistungsunab-

hängig. Da die Ausgabe der Zertifikate eine Gegenleistung darstellt, kommt die Sonderab-

gabe bereits begrifflich nicht für die sachliche Rechtfertigung in Betracht. Darüber hinaus 

ist eine Rechtfertigung als Sonderabgabe nur an den Maßstäben für Finanzierungssonder-

abgaben möglich, da unter der Wertung des Steuerstaatprinzips lenkende Sonderabgaben 

nicht anzuerkennen sind. Deren strenge Voraussetzungen liegen in der konkreten Ausfor-

mung der CO2-Abgabe allerdings nicht vor, sofern ein Gegenleistungsbezug abgelehnt 

werden würde. Auch wenn die Unternehmen, die Brennstoffe in den Verkehr bringen, eine 

homogene Gruppe darstellen können,687 mangelt es in jedem Fall an deren Finanzierungs-

verantwortung. Die Gruppe der Abgabenpflichtigen steht der Aufgabe des Umweltschut-

 
684 Vgl. zum europäischen Emissionshandel und seiner Einordnung als Vorteilsabschöpfungsabgabe bereits BVerfG, 

NVwZ 2018, 972 (974 ff., Rn. 31 ff.). 
685 s. Kap. § 5 D. II. 2. a. m.w.N.; vgl. zum selben Ergebnis kommend Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen 

an Umweltabgaben, S. 115 f.; Tappe, EurUP 2021, 249 (254); mit Schwerpunkt auf dem Kostendeckungsprinzip 

Vollmer, in: Rodi (Hrsg.), Hdb. Klimaschutzrecht, § 16, Rn. 33; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (499 f.). 
686 s. Kap. § 5 D. II. 2. b. 
687 Anders Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 117, der unter Bezug auf die Ent-

scheidung „Kohlepfennig“ BVerfGE 91, 186 (203 ff.) auf die Letztverbraucher abstellt, da die CO2-Abgabe auch auf 

Abwälzung angelegt ist. Dies verkennt, dass im Rahmen des „Kohlepfennigs“ § 10 Abs. 1 Satz 1 Drittes Verstro-

mungsgesetz die Weitergabe der Belastung an die Endverbraucher vorgesehen ist (BVerfGE 91, 186 (205)). Eine 

vergleichbare Regelung findet sich im BEHG nicht, sodass im Rahmen der Bestimmung der homogenen Gruppe eine 

„wirtschaftliche“ Betrachtungsweise nicht angestellt werden darf. 
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zes nicht evident näher als andere Unternehmen, die CO2 emittieren, oder die Allgemein-

heit.688 Die Abgabe für den Erwerb von CO2-Zertifikaten ist daher nicht als Sonderabgabe 

gerechtfertigt. 

Jedoch könnte eine Rechtfertigung als Vorteilsabschöpfungsabgabe in Betracht kommen, 

die sich nach ihren Voraussetzungen grundsätzlich zur Verfolgung von Lenkungszwecken 

eignet.689 Anders als bei den Gebühren kann sich der individuelle Sondervorteil aus der 

rechtlich erlaubten Nutzung eines knappen Guts der Allgemeinheit ergeben, wie es im 

Rahmen der CO2-Abgabe bei der Reinheit der Luft der Fall ist. Um das Klima zu schützen, 

ist die Verschmutzung der Luft nur begrenzt möglich. Als notwendige Restriktion durch 

das Steuerstaatsprinzip muss die Nutzung des knappen Guts dem Abgabenpflichtigen im 

Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Bewirtschaftungsordnung ermöglicht werden. Deren 

Ziel ist es, die Nutzungskollisionen, die sich aus der natürlichen Begrenzung des Gutes 

ergeben, aufzulösen. Da in der Einführungsphase des BEHG die Zertifikate unbegrenzt zu 

einem Festpreis ausgegeben werden, entstehen einerseits keine Nutzungskollisionen, da 

das knappe Gut weiterhin unbegrenzt zur Verfügung steht. Andererseits liegt damit auch 

keine öffentlich-rechtliche Bewirtschaftungsordnung vor, die Nutzungskollisionen auflö-

sen kann. Damit mangelt es an dem individuellen Sondervorteil des Abgabenpflichtigen. 

Dies lässt sich auch auf den Preiskorridor im Jahr 2026 übertragen, da auch hier die erfor-

derliche Begrenzung der Anzahl an Zertifikaten fehlt. Als Vorteilsabschöpfungsabgabe ist 

die CO2-Abgabe erst ab 2027 gerechtfertigt, da ab dann die jährliche Emissionsmenge fest-

gelegt ist und daraus resultierende Nutzungskollisionen nach den Regelungen der Verstei-

gerung im BEHG durch eine öffentlich-rechtliche Bewirtschaftung aufgelöst werden. Das 

ändert allerdings nichts daran, dass unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips die Abgabe 

nach dem BEHG in der Einführungsphase 2021-2025 und im Preiskorridor 2026 nicht als 

Vorteilsabschöpfungsabgabe gerechtfertigt ist.690 

 
688 Vgl. Hennicke, NuR 2021, 83 (87); Müller/Kahl, Brennstoffemissionshandelsgesetz, S. 15; i.Erg. auch Fernkorn, 

Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltabgaben, S. 117, welcher die Einordnung als Sonderabgabe mangels 

Finanzierungsverantwortung ablehnt. 
689 s. Kap. § 5 D. II. 2. c. 
690 Diese Auffassung wird auch im Schrifttum vertreten, vgl. Vollmer, in: Rodi (Hrsg.), Hdb. Klimaschutzrecht, § 16, 

Rn. 34 ff.; Engel, in: ders. (Hrsg.), BEHG, § 8, Rn. 11 ff.; Ernst, in: Fellenberg/Guckelberger, Klimaschutzrecht, 

BEHG, § 1, Rn. 24 ff.; Wernsmann, Verfassungswidrigkeit der CO2‐Bepreisung, S. 31 ff.; Rodi et al., Brennstoffemis-

sionshandelsgesetz, S. 12 ff.; a.A. Dingemann, in: Fellenberg/Guckelberger, Klimaschutzrecht, BEHG, § 5, Rn. 34; 

Tappe, EurUP 2021, 249 (255 ff.); WD 4 – 3000 – 037/21, WD 8 – 3000 – 039/21, Verfassungsmäßigkeit der CO2-

Bepreisung, S. 14 f., welche sich allesamt durch die lenkende Wirkung der CO2-Abgabe über die fehlende mengen-

mäßige Begrenzung hinweghelfen. Dem ist entgegenzuhalten, dass unter der Wertungspräzedenz eines möglichen 

Steuerstaates nicht von den herausgebildeten Voraussetzungen durch Lenkungszwecke abgewichen werden darf, da 

die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen ansonsten ausgehöhlt 

werden würden, vgl. Kap. § 5 D. II. 2. c.; zudem sehen dagegen Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, 

S. 35 f. das Erfordernis einer mengenmäßigen Begrenzung als nicht erforderlich für das Vorliegen einer Bewirtschaf-

tungsordnung an und damit die Voraussetzungen der Vorteilsabschöpfungsabgabe als erfüllt an; offenlassend Krämer-

Hoppe, Den Schritt in „finanzverfassungsrechtliches Neuland“ wagen, S. 2 ff.; Rodi et al., Brennstoffemissionshan-

delsgesetz, S. 15 f. denkt zudem eine Rechtfertigung über den Grund der „Einführungsphase“ der CO2-Abgabe bis 

2026 an, lehnt diesen Ansatz aber mangels sachlicher Notwendigkeit einer Einführungsphase i.Erg. ab. Eine sozial- 
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Im Ergebnis bleibt somit nur eine Rechtfertigung der CO2-Abgabe über die bezweckte 

Verfolgung einer Verhaltenslenkung als Abgabe sui generis691. Ziel der Abgabe ist es, 

durch die Bepreisung der CO2-Emissionen Anreize für eine Senkung des Verbrauchs und 

klimaschonendere Alternativen zu setzen. Das Klima soll durch die gesetzgeberisch inten-

dierte Verhaltenslenkung mithilfe der Einführung des Zertifikathandels geschützt werden. 

Unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips genügt die Verfolgung von Lenkungszwecken 

aber nicht den Anforderungen an die Rechtfertigung der Abgabe dem Grunde nach – un-

abhängig vom mit der Lenkungsabgabe verfolgten Zweck. Eine Abwägung mit entgegen-

stehenden Prinzipien oder Rechtsgütern findet mangels sachlichen Grundes nicht statt. Die 

Zielsetzung des Steuerstaatsprinzips, die Finanzverfassung vor einer Umgehung weitest-

gehend zu schützen und die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen nicht zu gefähr-

den, steht der Anerkennung einer Lenkungsabgabe sui generis entgegen. Lenkungszwecke 

können nur bei der Ausgestaltung und Bemessung der Abgabe Berücksichtigung finden, 

nicht aber bei der Rechtfertigung dem Grunde nach. Damit scheidet eine Rechtfertigung 

als Lenkungsabgabe mangels steuerstaatlicher Anerkennung aus.692 

Die CO2-Abgabe ist im Steuerstaat in der Einführungsphase von 2021 bis 2025 und dem 

Preiskorridor 2026 daher weder über vorgezeichnete Abgabenkategorien noch über die 

Lenkungsabgabe als Abgabe sui generis sachlich gerechtfertigt. 

5. Zusammenfassung 

Die Wertung eines möglichen, verfassungsrechtlich begründeten Steuerstaatsprinzips 

prägt die verfassungsrechtliche Legitimation von lenkenden nichtsteuerlichen Abgaben. 

Sie erfordert zunächst eine Kategorisierung, um die bereits entwickelten materiellen An-

forderungen an einen sachlichen Grund auf neu eingeführte Abgaben übertragen zu kön-

nen. Sollte eine Abgabe sich jedoch keiner bestehenden Abgabenkategorie zuordnen las-

sen, so könnte sie gleichwohl unter den strengen Vorgaben des Steuerstaatsprinzips ver-

fassungsrechtlich gerechtfertigt sein. 

Die verfassungsrechtlichen Hürden für die Rechtfertigung lenkender nichtsteuerlicher Ab-

gaben dem Grunde nach sind jedoch hoch. Selbst die Verfolgung von Lenkungszwecken – 

etwa im Bereich des Umweltschutzes (Art. 20a GG) oder sozialer Ziele – ändert nichts an 

diesen strikten Voraussetzungen. Zu groß ist die Gefahr, dass die Ordnungsfunktion der 

 
und wirtschaftsverträgliche Einführung der CO2-Abgabe könnte auch über Ausgleichs- und Kompensationsmaßnah-

men gewährleistet werden. 
691 s. Kap. § 5 D. II. 2. d. 
692 So i.Erg. in Bezug auf die CO2-Abgabe ebenfalls Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Umweltab-

gaben, S. 128 f.; Wernsmann/Bering, NVwZ 2020, 497 (504); eine solche Rechtfertigung andenkend Krämer-Hoppe, 

Den Schritt in „finanzverfassungsrechtliches Neuland“ wagen, S. 4; Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des 

BEHG, S. 42 ff.; ebenso andeutend Frenz, in: ders. (Hrsg.), Klimaschutzrecht, BEHG, § 10, Rn. 41 ff. und 45; Kreuter-

Kirchhof, in: dies./Schlacke, Klimaschutzrecht, BEHG, § 10, Rn. 22 ff. 
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Finanzverfassung sowie die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen dauerhaft unter-

laufen werden.693 Eine Abwägung mit den durch die Abgabe verfolgten Zielen bleibt damit 

weitgehend versperrt und findet nur auf Ebene der Ausgestaltung (u.a. der Höhe) statt. Die 

Lenkungsabgabe als Abgabe sui generis erweist sich unter der Wertung eines Steuerstaats-

prinzips demnach als unzulässig. 

Die Übertragung dieser Schlussfolgerungen auf das BEHG offenbart: Unter der Annahme 

eines Steuerstaatsprinzips im Grundgesetz lässt sich die CO2-Abgabe als lenkende nicht-

steuerliche Abgabe in ihrer Einführungsphase und während des Preiskorridors verfas-

sungsrechtlich nicht vor Art. 3 Abs. 1 GG rechtfertigen. Weder über bereits vorgezeichnete 

Abgabenkategorien noch über die Lenkungsabgabe als Abgabe sui generis; und das, ob-

wohl durch die CO2-Abgabe der Lenkungszweck des Umweltschutzes (Art. 20a GG) ver-

folgt wird, welchem das BVerfG im Klimabeschluss694 eine herausragende Stellung als 

legitimen Zweck beigemessen hat. Diese Beurteilung findet im Rahmen der verfassungs-

rechtlichen Würdigung keine Berücksichtigung, da das Steuerstaatsprinzip durch die Ab-

lehnung eines sachlichen Grundes bzw. legitimen Ziels bei der Verfolgung von Lenkungs-

zwecken eine weitergehende Abwägung mit anderen Verfassungszielen überwiegend ver-

sperrt. Denn die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung sowie die Belastungsgleichheit 

der Abgabenpflichtigen sollen unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips mit dem Ziel 

einer primären Steuererhebung weitestgehend695 verwirklicht werden: „Steuerrecht first, 

Sachrecht second“. 

III. Steuerliche Normen mit Lenkungszweck 

Die verfassungsrechtlichen Beschränkungen nichtsteuerlicher Lenkungsabgaben unter-

streichen, dass die Steuer das zentrale abgabenrechtliche (Lenkungs-)Instrument des Staa-

tes bildet. Auch die Verfolgung eines Lenkungszwecks vermag hieran nichts ändern, da 

allein die Steuer eine gleichmäßige, an der Leistungsfähigkeit orientierte Belastung der 

Bürger sicherstellt.696 Diese verfassungsrechtliche Ausrichtung eines Steuerstaatsprinzips 

wird dabei unterschiedlichen – in der Literatur teils widersprüchlichen – Argumenten ent-

nommen.697 Diese zielen im Kern darauf, die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung so-

wie die Freiheit bzw. den Schutz der Abgabenpflichtigen vor der unkoordinierten Erhe-

bung nichtsteuerlicher Abgaben zu gewährleisten. Hierfür dient das Steuerstaatsprinzip als 

finanzverfassungsrechtliches Wertungs- und Interpretationsprinzip bei der Prüfung des 

sachlichen Grundes im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG. Das bisher vorausgesetzte Steuer-

 
693 Vgl. hierzu insb. Kap. § 5 D. II. 2. d. 
694 BVerfGE 157, 30. 
695 Die vorgezeichneten Abgabenkategorien sind unter strengen Voraussetzungen möglich und damit eine Beeinträch-

tigung des Steuerstaatsprinzips verfassungsrechtlich zulässig, vgl. Kap. § 5 D. II. 
696 Vgl. P. Kirchhof, in: GS Trzaskalik, S. 395 (402); Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911; Weber-Grellet, NJW 2001, 

3657 (3661 f.). 
697 Vgl. hierzu Kap. § 5 C. und Kap. § 5 D. I. 1. b. 
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staatsprinzip ist vor diesem Hintergrund als ein „verfassungsdogmatisches Koordinaten-

system“698 zu verstehen, welches im Kern einen Vorrang des Steuerrechts vor dem Sach-

recht postuliert.699 

Dabei ist jedoch zu beachten, dass es sich bei einem Prinzip700 um ein Optimierungsgebot 

handelt, im Gegensatz zu einer Regel, welche definitiven Charakter hat. Als Optimierungs-

gebote sind Prinzipien Normen, die in einem rechtlich und tatsächlich möglichst hohem 

Maße zu realisieren sind. Dabei können sie in unterschiedlichen Graden erfüllt werden und 

sind grundsätzlich abwägungsbedürftig und -abhängig sowie spannungsgeladen. Es gehört 

zu ihrem Wesen, dass sie nicht stets in Gänze erfüllt werden können.701 Dennoch sind Prin-

zipien und deren verfolgte Ziele umfassend anzuwenden. Ein mögliches Steuerstaatsprin-

zip darf sich daher nicht nur auf die Restriktion nichtsteuerlicher Abgaben beschränken, 

sondern ist bei allen Konstellationen mit entsprechendem Bezug zu seinen verfolgten Zwe-

cken heranzuziehen.702 Einschränkend jedoch nur, wenn Finanzmittel erzielt werden, die 

in die Verfügungsgewalt des Staates gelangen.703 Die Auseinandersetzung mit den verfas-

sungsrechtlichen Voraussetzungen für nichtsteuerliche Lenkungsabgaben zeigte dabei, 

dass die Vertreter das Steuerstaatsprinzips als ein fundamental begründetes Prinzip sehen. 

Denn seiner Wertungs- und Interpretationsfunktion wird weitestgehend704 Vorrang bei der 

Frage eingeräumt, ob ein sachlicher Grund im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG vorliegt.705 

Lenkungszwecke können nicht bereits im Rahmen der Begründung der Abgabe, sondern 

erst bei ihrer Ausgestaltung Berücksichtigung finden. 

Verfassungs- und abgabenrechtlich ist es anerkannt, die Steuer auch zu Lenkungszwecken 

einsetzen zu dürfen.706 Dies beantwortet aber nicht die Frage, unter welchen Voraussetzun-

gen und inwieweit eine Lenkung über Steuern erfolgen darf.707 Deren verfassungsrechtli-

che Voraussetzungen könnten, wie bei den lenkenden nichtsteuerlichen Abgaben, auch am 

Steuerstaatsprinzip auszurichten sein. Ob die in der Literatur und Rechtsprechung bisher 

konstatierten Anforderungen dieser Maßgabe, sofern erforderlich, entsprechen, wird in 

diesem Kapitel untersucht. 

Einleitend werden hierzu die steuerlichen Normen mit Lenkungszweck dargestellt (1.). 

Fragen zu ihren verfassungsrechtlichen Voraussetzungen ergeben sich hierbei zum einen 

 
698 Isensee, in: FS Ipsen, S. 409 (436). 
699 Vgl. Kap. § 5 D. I. 4. 
700 Die Steuerstaatlichkeit als Prinzip verstehend statt vieler Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 105, Rn. 43; 

vgl. hierzu auch die Ausführungen in Kap. § 5 D. I. 2. 
701 Hierzu Birk, in: FS Schaumburg, S. 3 (6 ff.); Unruh, Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes, S. 411. 
702 Vgl. das Ergebnis in Kap. § 5 D. I. 4. 
703 Erforderlich ist insofern eine formelle Aufkommenswirkung zugunsten des Staates vorliegt, vgl. hierzu tieferge-

hend Kap. § 5 D. II. 3. Bei den Sonderabgaben liegt eine solche vor, da sie lediglich im Interesse der Abgabenpflich-

tigen auszugeben sind, ein Träger öffentlicher Gewalt aber über die tatsächliche Verwendung entscheidet, vgl. BVer-

fGE 136, 194 (265). 
704 Vgl. Fn. 695. 
705 Vgl. Kap. § 5 D. II. 
706 Vgl. Kap. § 2 A. III. 
707 P. Kirchhof, in: GS Trzaskalik, S. 395 (402); ders., in: StuW 2002, 3 (8). 
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auf der Ebene der Gesetzgebungskompetenz und zum anderen bei der Rechtfertigung vor 

Art. 3 Abs. 1 GG (2.). Aufgrund der herausgearbeiteten rechtlichen Anforderungen wird 

abschließend zu beurteilen sein, ob die Lenkung über steuerliche Normen wie die nicht-

steuerlichen Abgaben einen Fremdkörper im Steuerstaat darstellt (3.). 

1. Arten steuerlicher Normen mit Lenkungszweck 

Nach dem verfassungsrechtlichen und einfachgesetzlichen Begriff dienen Steuern vorran-

gig der Erzielung von Einnahmen für die öffentlichen Haushalte. Die Erzielung von Ein-

nahmen kann allerdings auch nur Nebenzweck sein.708 Werden mit steuerrechtlichen Vor-

schriften Anreize für ein bestimmtes Verhalten gesetzt, werden diese als Lenkungssteuern 

oder -normen bezeichnet.709 Zur Bestimmung, ob abweichend von einer steuerlichen Fis-

kalzwecknorm primär ein Lenkungszweck verfolgt werden soll, ist auf den vom Gesetzge-

ber subjektiv beigemessenen Zweck der steuerrechtlichen Vorschrift abzustellen.710 

Innerhalb der steuerlichen Normen mit Lenkungszweck wird unterschieden, ob der Ge-

setzgeber eine Steuer vollständig einem Lenkungszweck unterordnet oder ob er innerhalb 

einer primär fiskalisch motivierten Steuer spezifische Regelungen zur Verhaltenssteuerung 

trifft. Erstere wird als echte Lenkungssteuer, letztere als Lenkungsnorm bezeichnet.711 

Echte Lenkungssteuern sollen durch die Belastung bestimmten Verhaltens eine Verhal-

tensänderung bewirken. Daher treten sie meistens als Verbrauchs- oder Aufwandsteuern 

auf. Relevante Beispiele sind die „Ökosteuern“ in Form der Energie- und Stromsteuer712 

sowie die Kraftfahrzeugsteuer,713 die Luftverkehrsteuer714 als auch die Verpackung-

steuer715, welche allesamt auf den Schutz natürlicher Ressourcen abzielen. Zur Gesund-

heitsförderung dienen bspw. die Steuern auf Alkohol, Tabak und die von der Vergnügungs-

steuer erfasste gewerbliche Bereitstellung von Spielautomaten.716 

Lenkungsnormen lassen sich noch weiter in belastende und entlastende unterteilen, abhän-

gig von ihrer Wirkung auf die von ihr abgewandelte Steuer. Entlastende Lenkungsnormen 

kommen hierbei deutlich häufiger vor.717 Sie liegen vor, wenn der Gesetzgeber außerfis-

 
708 Vgl. Kap. § 2 A. I. 
709 So die überwiegende Literatur, vgl. Glaser, StuW 2012, 168; Waldhoff, StuW 2002, 285 (285 f.); Weber-Grellet, 

NJW 2001, 3657; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 91 ff.; vereinzelt werden Len-

kungssteuern/-normen auch als Sozialzwecksteuern/-normen bezeichnet, vgl. Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 

3.21 f. 
710 Vgl. ausf. Kap. § 2 A. III. 
711 Glaser, StuW 2012, 168 (168 f.). 
712 Hendler/Heimlich, ZRP 2000, 325 (325 f.). 
713 Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 18.86. 
714 Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 18.99; Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3,  

Rn. 284. 
715 Wolff, NdsVBl 2024, 33 (34 ff.). 
716 Glaser, StuW 2012, 168 (169). 
717 P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 52, welcher bereits 2007 517 Ausnahmetatbestände 

im Einkommen- und Körperschaftsteuerrecht zählte; ferner Hey, DStJG 39, 11 (33). 
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kalische Ziele verfolgt, indem er im Rahmen bestehender Steuergesetze Steuervergünsti-

gungen gewährt oder Abzugsmöglichkeiten für förderungswürdige Aufwendungen 

schafft.718 Das BVerfG fasst diese im Rahmen der verfassungsrechtlichen Prüfung auch 

unter dem Begriff der „Verschonungssubventionen“719 zusammen. Ökologischen Anliegen 

dienen dabei z.B. die Möglichkeit der erhöhten Sonderabschreibungen für Investitionen in 

umweltfreundliche Technologien720 oder die privilegierte Versteuerung des geldwerten 

Vorteils eines privat genutzten betrieblichen Kraftfahrzeugs, welches keine CO2-Emissio-

nen ausstößt721. Darüber hinaus lassen die Abzugsmöglichkeiten für Spenden und Mit-

gliedsbeiträgen an gemeinnützige Organisationen722, der ermäßigte Umsatzsteuersatz für 

Lebensmittel723 und die erhöhte Abschreibung für Baudenkmäler724 soziale und kulturelle 

Zwecke erkennen. Ökonomisch motiviert sind daneben die Erleichterungen kleinerer und 

mittlerer Unternehmen bei der Erbschaftsteuer725 sowie die Förderung des Beherbergungs-

gewerbes bei der Umsatzsteuer726.727 

Belastende Lenkungsnormen zeichnen sich dadurch aus, bestimmte Verhaltensweisen, die 

bereits einer Steuer unterliegen, aus außerfiskalischen Gründen zusätzlich durch höhere 

Steuersätze oder den Ausschluss von Vergünstigungen zu verhindern. Im Bereich der Fis-

kalzwecksteuern sind belastende Lenkungsnormen selten.728 Vereinzelt treten sie im Rah-

men echter Lenkungssteuern auf, um die intendierte Verhaltenssteuerung zu verstärken.729 

Häufiger kommen belastende Lenkungsnormen im Zusammenhang mit der Versagung 

grundsätzlich gewährter steuerlicher Abzugsmöglichkeiten vom Grundtatbestand vor.730 

Im Vordergrund steht bei diesen weniger die Verfolgung bestimmter ökologischer und so-

zialer Ziele, sondern vielmehr der Eingrenzung des als Steuergestaltung oder Steuerumge-

hung charakterisierten Verhaltens. Werden Fiskalzwecksteuern mit entlastenden Len-

kungsnormen verknüpft, eröffnet dies Gestaltungsfantasien, wodurch unerwünschte Ne-

beneffekte entstehen, die dem ursprünglich verfolgten Lenkungszweck zuwiderlaufen kön-

 
718 Hierzu Glaser, StuW 2012, 168 (169 f.); Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 93. 
719 BVerfGE 97, 67 (80). 
720 § 7c EStG, dessen Inkrafttreten allerdings nach Art. 39 Abs. 7 des Jahressteuergesetzes 2019 unter dem Vorbehalt 

einer Überprüfung der EU-Kommission wegen Fragen der unzulässigen Beihilfe steht, vgl. Loewens, in: Brandis/Heu-

ermann (Hrsg.), EStG, § 7c, Rn. 2. 
721 § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 Nr. 3 EStG. 
722 § 10b Abs. 1 EStG; vgl. Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 19.8. 
723 § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 i.V.m. Anlage 2 UStG; vgl. ebenfalls Ismer/Kaul/Reiß/Rath, DStR 2010, 1970 (1972). 
724 § 7i EStG; vgl. ebenfalls Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (913 ff.). 
725 § 13a Abs. 1 Satz 1, § 13b Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz, vgl. ebenfalls 

Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 15.106. 
726 § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG; kritisch Ismer/Kaul/Reiß/Rath, DStR 2010, 1970 (1975). 
727 Zum Gesamten ebenfalls Glaser, StuW 2012, 168 (169 f.). 
728 Trzaskalik, Gutachten E zum 63. DJT 2000, E 20, E 61 f. 
729 Glaser, StuW 2012, 168 (170) hebt hier § 9 Abs. 1 Nr. 2 lit. b, § 9a Abs. 1 Kraftfahrzeugsteuergesetz hervor. 
730 Vgl. § 4 Abs. 5 EStG und § 10 Nr. 4 KStG; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem,  

S. 93. 
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nen. Gleichzeitig wird einer extensiven Ausnutzung der steuerlichen Lenkungsnorm ent-

gegengewirkt und damit der Fiskalzweck der Steuer gesichert.731 Als belastende Lenkungs-

norm kann bspw. die Zinsschranke des § 4h EStG732 genannt werden, welche die Fremd-

kapitalquote senken möchte und damit dem Schutz vor Insolvenzen dient, gleichzeitig aber 

die mit der Kreditaufnahme verbundenen Steuergestaltungen eindämmt. 

Steuerliche Normen mit Lenkungszweck lassen sich demnach in die echte Lenkungssteuer, 

entlastende Lenkungsnorm und belastende Lenkungsnorm unterteilen. Allerdings kommt 

es, wie bei den nichtsteuerlichen Abgaben, für die weitere verfassungsrechtliche Prüfung 

nicht auf die begriffliche Einordnung, sondern vielmehr auf den materiellen Gehalt der 

steuerlichen Norm mit Lenkungszweck an. 

2. Verfassungsrechtliche Voraussetzungen 

Steuerliche Normen mit Lenkungszweck weisen einen doppelten rechtlichen Bezug auf: 

Einerseits zum Steuerrecht durch die tatbestandliche Ausgestaltung als Steuer; andererseits 

zum Sachrecht durch die Verfolgung von außerfiskalischen Zwecken. Konflikte zwischen 

Steuer- und Sachrecht könnten unter Geltung des Steuerstaatsprinzips über sein Wertungs-

prinzip aufgelöst werden müssen. Denn bei der Steuer handelt es sich grundsätzlich um 

eine Abgabe, die Finanzmittel beschafft, welche in die Verfügungsgewalt des Staates ge-

langen. Ob zudem noch eine Beeinträchtigung der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung 

und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen besteht, ist für die formelle und materi-

elle Ebene getrennt zu prüfen. Daher wird zunächst die mögliche Auswirkung des Steuer-

staatsprinzips auf die Bestimmung der richtigen Kompetenzgrundlage bei den steuerlichen 

Normen mit Lenkungszweck untersucht (a.). 

Es zeigte sich bereits, dass das Steuerstaatsprinzip aufgrund des mit ihm verfolgten Schut-

zes der Finanzverfassung sowie der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen beson-

ders hohe Anforderungen an den sachlichen Grund bei Art. 3 Abs. 1 GG für nichtsteuerli-

che Lenkungsabgaben stellt. Seiner Wertungs- und Interpretationsfunktion wurde dabei 

weitestgehend Vorrang eingeräumt, wodurch die Verfolgung eines Lenkungszweck ledig-

lich die Ausgestaltung, nicht aber die nichtsteuerliche Abgabe dem Grunde nach rechtfer-

tigen kann. Bei diesen strengen Vorgaben verwundert es zunächst nicht, wieso die steuer-

liche Lenkung derart häufig vorkommt. Es ist allerdings kritisch zu überprüfen, unter wel-

chen Voraussetzungen eine steuerliche Lenkung vor dem allgemeinen Gleichheitssatz ge-

 
731 Glaser, StuW 2012, 168 (170); Hey, StuW 2008, 167 (168); Schenke, in: FS Wahl, S. 803 (817). 
732 Zum Streit, ob es sich bei § 4h EStG um eine Lenkungsnorm handelt vgl. Loewens, in: Brandis/Heuermann (Hrsg.), 

EStG, § 4h, Rn. 12. 
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rechtfertigt ist. Dabei ist insbesondere zu klären, ob die mit dem Steuerstaatsprinzip ver-

bundenen Zwecke – der Schutz der Finanzverfassung und die Sicherung der Belastungs-

gleichheit – nicht auch Anforderungen erfordern, die seiner Wertung unterliegen (b.).733 

a. Gesetzgebungskompetenz 

Nach Art. 70 Abs. 1 GG steht die Gesetzgebungskompetenz auf Ebene der Sachgebiete 

grundsätzlich den Ländern zu. Das Grundgesetz enthält hiervon abweichend in Art. 73 GG 

und Art. 74 GG eine enumerative Aufzählung von Sachbereichen, in denen der Bundesge-

setzgeber unter bestimmten Voraussetzungen zur Rechtsetzung befugt ist (Art. 70 Abs. 2 

GG, Art. 71 GG und Art. 72 GG). Getrennt von den Sachkompetenzen regeln Art. 105 GG 

i.V.m. Art. 106 GG die Steuergesetzgebungskompetenzen, welche überwiegend dem Bun-

desgesetzgeber, mit Ausnahme der örtlichen Verbrauchs- und Aufwandsteuern (Art. 105 

Abs. 2a GG), zustehen (Art. 105 Abs. 2 GG). Bei dem Einsatz steuerlicher Normen mit 

Lenkungszweck kann der Fall eintreten, dass die gesetzgebende Körperschaft zwar über 

die Steuer-, nicht aber über die Sachgesetzgebungszuständigkeit verfügt. Das Verhältnis 

der beiden Gesetzgebungskompetenzen in solchen Fällen zueinander lässt sich einerseits 

auf die Konstellation von Verhaltenspflicht und Lenkungssteuer, andererseits auf die 

Konstellation von Subvention und Lenkungsnorm konkretisieren.734 Beispielhaft können 

die Steuerbegünstigungen für kulturelle Zwecke (Spenden an gemeinnützige Organisatio-

nen oder erhöhte Abschreibung auf Baudenkmäler)735 im Rahmen des Einkommensteuer-

gesetz genannt werden. Während die Einkommensteuer in die Gesetzgebungszuständigkeit 

des Bundes gemäß Art. 105 Abs. 2 GG i.V.m. Art. 106 Abs. 1 GG fällt, ist der Landesge-

setzgeber für das Kulturrecht und das Denkmalschutzrecht nach Art. 70 Abs. 1 GG zustän-

dig.736 Anders ist es dagegen bei der kommunalen Verpackungsteuer. Hier besitzen die 

Länder nach Art. 105 Abs. 2a GG die Steuergesetzgebungskompetenz, der Bund jedoch 

die konkurrierende Sachgesetzgebungskompetenz für den Bereich der Abfallwirtschaft 

nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG.737 Es stellt sich die Frage, worauf eine solche steuerliche 

Norm mit Lenkungszweck zu stützen ist. Für diesen Konflikt ergeben sich drei Lösungs-

möglichkeiten: Vorrang der Sach-, Vorrang der Steuer- oder es bedarf einer doppelten Ge-

setzgebungskompetenz. 

Nach der Rechtsprechung des BVerfG richtet sich die Gesetzgebungskompetenz für steu-

erliche Normen mit Lenkungszweck ausschließlich nach Art. 105 GG i.V.m. Art. 106 

 
733 Daneben können steuerliche Normen mit Lenkungszwecken auch noch an Freiheitsgrundrechten zu rechtfertigen 

sein, bspw. Art. 14 Abs. 1 GG, Art. 12 Abs. 1 oder zumindest Art. 2 Abs. 1 GG. Dabei sind einerseits der steuerliche 

Vermögensentzug und andererseits die verhaltensbeeinflussende Wirkung je für sich als Grundrechtseingriff zu recht-

fertigen. Gegenstand der nachfolgenden Untersuchung ist allerdings nur der durch Lenkungszwecke differenzierte 

steuerliche Vermögensentzug vor Art. 3 Abs. 1 GG; vgl. P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, 

Rn. 46 ff. 
734 Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 38. 
735 Vgl. Fn. 722 und 726. 
736 Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (913); Wittreck, in: Dreier (Hrsg.), GG, Art. 70, Rn. 15. 
737 Zuletzt BVerfG, NVwZ 2025, 328; umfassend dargestellt von Wolff, NdsVBl 2024, 33 (33 ff.). 
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GG.738 Solange ein Fiskalzweck trotz primär bezweckter Verhaltenslenkung erkennbar 

bleibe, handele es sich um eine steuerrechtliche Regelung. Nur wenn das Steuergesetz dem 

Fiskalzweck zuwiderlaufe, indem es ersichtlich darauf gerichtet sei, die Erfüllung des Steu-

ertatbestands unmöglich zu machen und so einer verbindlichen Verhaltensregelung nahe-

komme (sog. Erdrosselungsteuer), bedürfe es der alleinigen Sachkompetenzgrundlage.739 

Allerdings setzt das BVerfG der ausschließlichen Steuergesetzgebungskompetenz zur Set-

zung von Lenkungssteuern und -normen rechtsstaatliche Grenzen: Die rechtssetzende Kör-

perschaft dürfe nur insoweit lenkend und damit mittelbar gestaltend in den Kompetenzbe-

reich des Sachgesetzgebers übergreifen, als die Lenkung weder der Gesamtkonzeption der 

sachlichen Regelung noch konkreten Einzelfallregelungen zuwiderlaufe.740 

Jedoch könnte die Lösung des BVerfG im Widerspruch zum Steuerstaatsprinzip stehen. 

Das Steuerstaatsprinzip verstanden als Wertungs- und Interpretationsprinzip impliziert ei-

nen weitestgehenden Vorrang des Steuerrechts vor dem Sachrecht, wie der Delegitimation 

nichtsteuerlicher Abgaben über restriktive Voraussetzungen zu entnehmen ist.741 Da der 

Kompetenzkonflikt auch einseitig zugunsten der Sachkompetenzgrundlagen zu lösen sein 

könnte, droht die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung unterlaufen und die Belastungs-

gleichheit der Abgabenpflichtig gefährdet zu werden. Denn das von der Finanzverfassung 

etabliert geschlossene Steuersystem und die damit verbundene Ausrichtung an eine gleich-

mäßige Lastenverteilung würden durch die Schaffung von steuerlichen Normen mit Len-

kungszweck auf alleiniger Grundlage von sachrechtlichen Kompetenzen gezielt umgangen 

werden. Damit ist das Steuerstaatsprinzip als Wertungs- und Interpretationsprinzip auf die 

Konfliktlösung anwendbar. Durch das Abstellen auf die alleinige Steuerkompetenzgrund-

lage genügt das BVerfG zunächst dem weitestgehenden Vorrang des Steuerrechts. Aller-

dings engt die Einschränkung, dass die steuerliche Norm mit Lenkungszweck nicht zu ei-

ner Widersprüchlichkeit der Rechtsordnung führen dürfe, den Gestaltungsspielraum des 

 
738 Zuletzt BVerfG, NVwZ 2025, 328 (331 ff., Rn. 31 ff.); ebenfalls BVerfGE 98, 106 (117 f.); vgl. ebenfalls De-

sens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 197; Rozek, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 70, Rn. 9. 
739 BVerfGE 98, 106 (118). Das BVerwG hat in NVwZ 2015, 992 (994, Rn. 26) einen solchen Fall bei einer erhöhten 

Hundesteuer für Kampfhunde angenommen. Der festzusetzende Steuersatz betrug 2.000 € pro Kampfhund und „ist 

ersichtlich darauf angelegt, die Haltung von jeder Art von Kampfhunden praktisch unmöglich zu machen („erdros-

selnde Wirkung“).“ Der Landessteuergesetzgeber konnte sich nicht auf die Kompetenz aus Art. 105 Abs. 2a GG stüt-

zen, vgl. hierzu bereits Kap. § 2 A. II. 2. 
740 BVerfGE 98, 106 (118 ff.). Im ersten Urteil zur kommunalen Verpackungsteuer nahm das BVerfG einen Verstoß 

gegen die Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung an. Der Bundesgesetzgeber habe im Abfallrecht mit dem Kreis-

laufwirtschaftsgesetz ein abschließendes und kooperatives Konzept zur Abfallvermeidung und -verwertung geschaf-

fen, welches die konkrete Form der Zusammenarbeit offenlasse. Eine kommunale Verpackungsteuer könne die bun-

desgesetzlichen Ziele unterlaufen, indem sie zusätzliche finanzielle Belastungen schafft, die die Normadressaten in 

Richtung eines bestimmten Verhaltens lenken würde, das dem Konzept der kooperativen Zielerreichung des Bundes 

zuwiderlaufe, vgl. BVerfGE 98, 106 (120 ff.). Im aktuellen Beschluss zur Tübinger Verpackungssteuer, BVerfG, 

NVwZ 2025, 328, nahm es hiervon abweichend keinen Verstoß mehr gegen die Gesamtkonzeption des Sachgesetz-

gebers an. Die Verpackungssteuer laufe den abfallrechtlichen Regelungszielen nicht mehr zuwider (334 f., Rn. 67 f.). 

Hervorzuheben ist, dass das BVerfG trotz der Kritik in der Literatur, s. sogleich, an diesem Konzept festhält (333 f., 

Rn. 62 f.). Das Konzept der Widerspruchsfreiheit hat das BVerfG verallgemeinernd dabei zunächst auch auf eine 

Kollision von Sachkompetenzgrundlagen übertragen, vgl. BVerfGE 98, 265 (301), ist hiervon in BVerfGE 157, 223 

(259) aber wieder abgewichen. 
741 Vgl. Kap. § 5 D. I. 2., 3. und 4. 
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Steuergesetzgebers ein. Der Sachgesetzgeber wird mit zunehmender Tiefe der Sachrege-

lung in die Lage versetzt, dem Steuergesetzgeber vorzuschreiben, auf die steuerliche Len-

kung gänzlich zu verzichten.742 Damit würde die in der Finanzverfassung austarierte Kom-

petenzordnung, die dem Bund und den Ländern eindeutig die Steuergesetzgebungshohei-

ten und über den Steuerbegriff auch die Möglichkeit zur Verfolgung von Lenkungszwe-

cken zuweist, ausgehöhlt. Im Ergebnis kommt die Restriktion einem Gleichrang, wenn 

nicht sogar Vorrang des Sachrechts vor dem Steuerrecht gleich, zumal das BVerfG eine 

doppelte Kompetenzgrundlage ausdrücklich abgelehnt hat.743 Nach Maßgabe des Steuer-

staatsprinzips ist daher primär auf die Steuerkompetenzgrundlage grundsätzlich744 ohne 

sachrechtliche Begrenzung abzustellen, um die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung 

und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen zu wahren. Damit steht die Rechtspre-

chung des BVerfG zur Kompetenzgrundlage in einem Spannungsverhältnis zur Schutz- 

und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung. 

Die überwiegende Literatur stimmt mit dieser Wertung des Steuerstaatsprinzips überein 

und plädiert für eine ausschließliche Steuergesetzgebungskompetenz bei steuerlichen Nor-

men mit Lenkungszweck.745 Gegen eine ausschließliche Sachgesetzgebungskompetenz-

grundlage wird zusätzlich angeführt, dass der Schwerpunkt durch die Einkleidung in einen 

steuergesetzlichen Rahmen im Steuerrecht zu sehen sei.746 Die vom BVerfG gezogene 

Schranke über die Widersprüchlichkeit der Rechtsordnung wird allerdings zum Teil folge-

richtig abgelehnt.747 Denn das Rechtsstaatsprinzip vermöge die Widerspruchsfreiheit der 

Kompetenzordnung in diesem Fall nicht zu erfordern. Es bestehe von Anfang an keine 

Gefahr einer Widersprüchlichkeit, da Steuergesetze Zahlungspflichten und Sachgesetze 

Verhaltenspflichten regeln.748 Auch eine doppelte Kompetenzgrundlage wird zurückge-

 
742 Wernsmann, in: FS P. Kirchhof, S. 1645 (1648). 
743 BVerfGE 98, 106, Ls. 2; ebenso BVerwGE 96, 272 (287 ff.). Vgl. weiter BVerfGE 135, 155 (198) zu umsatzsteu-

erlichen Begünstigungen verschiedener Kulturgüter und -dienstleistungen; so auch Heintzen, in: von Münch/Kunig 

(Begr.), GG, Art. 105, Rn. 36. 
744 Als Begrenzung ist in Extremfällen aber das Prinzip der Bundestreue heranzuziehen, vgl. i.Erg. Wernsmann, Ver-

haltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 191. 
745 Vgl. Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 19.74; P. Kirchhof, in: GS Trzaskalik, S. 395 (403); Waldhoff, in: Isen-

see/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 65 a.E.; Wernsmann, in: FS P. Kirchhof, S. 1645 (1647 f.); zusam-

menfassende Übersicht auch der Vertreter der a.A. bei Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, 

Art. 105, Rn. 26, Fn. 277. 
746 In diese Richtung Barthelmann, Der gestaltende Steuergesetzgeber im Konflikt mit dem Sachgesetzgeber, S. 76 ff. 
747 So insb. Wernsmann, in: FS P. Kirchhof, S. 1645 (1648); ders., Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersys-

tem, S. 182 ff. m.w.N., der nur in krassen Ausnahmefällen eine Beschränkung heranzieht; wohl auch Heintzen, in: 

von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 105, Rn. 37; weitere Nachweise zu finden bei Wolff, NdsVBl 2024, 33 (36); 

dagegen die Rechtsprechung des BVerfG i.Erg. befürwortend u.a. Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle 

(Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 27; abweichend von der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung grenzt Kube, Finanzge-

walt in der Kompetenzordnung, S. 286 die Steuergesetzgebungskompetenz nach Maßgabe der „Übergriffsintensität“ 

ein; Heun, in: Dreier (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 17 wendet dagegen die allgemeinen Kollisionsregeln, also Vorrang 

des Bundesrechts, welcher nur in engen Grenzen durch die Bundestreue beschränkt sein darf, an; ausf. zum Problem 

und mögliche Lösungen Barthelmann, Der gestaltende Steuergesetzgeber im Konflikt mit dem Sachgesetzgeber,  

S. 48 ff. 
748 Vgl. in diese Richtung Wernsmann, Verhaltenslenkung im rationalen Steuersystem, S. 187. 
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wiesen, da bei einer Aufspaltung der Kompetenzen keine Körperschaft das Recht zur Ge-

setzgebung innehabe und der Bund sowie die Länder das Gesetz nicht gemeinsam erlassen 

könnten.749 

Abschließend lässt sich festhalten, dass das Steuerstaatsprinzip zur Lösung des Kompe-

tenzkonflikts bei den steuerlichen Normen mit Lenkungszweck eine ausschließliche Steu-

erkompetenzgrundlage ohne Einschränkung verlangt. Denn nur so kann der Ordnungs-

funktion der Finanzverfassung und der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen Rech-

nung getragen werden. In der Rechtsprechung des BVerfG kommt diese Wertung, anders 

als in der Literatur, bislang nur eingeschränkt zum Ausdruck. Der Kompetenzkonflikt ge-

winnt aber auch nur dann Bedeutung, wenn die Steuer- und Sachkompetenz unterschiedli-

chen Gesetzgebern zugewiesen sind. 

b. Rechtfertigung vor dem Allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 

Das Steuerstaatsprinzip dient insbesondere dem Schutz der Finanzverfassung sowie der 

Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen. Der daraus resultierende Wertungs- und In-

terpretationsgrundsatz setzt dafür über das Erfordernis einer besonderen sachlichen Recht-

fertigung vor der Finanzverfassung erhöhte Anforderungen an die verfassungsrechtliche 

Rechtfertigung (lenkender) nichtsteuerlicher Abgaben. Würde die Lenkung mittels steuer-

licher Normen zu einer vergleichbaren gefährdenden Wirkung auf die genannten Zwecke 

führen, könnten aufgrund des Steuerstaatsprinzips ebenfalls erhöhte Anforderungen gelten. 

Eine vergleichbare Grundlage zu den nichtsteuerlichen Abgaben liegt in allen Fällen steu-

erlicher Lenkung vor, da es wie bei der Erhebung (lenkender) nichtsteuerlicher Abgaben, 

um die Frage des „Ob“, näher die Wahl des Steuergegenstandes oder die Abweichung von 

der Regelbelastung einer fiskalischen motivierten Steuer, geht.750 Sowohl die steuerlichen 

Normen mit Lenkungszweck als auch lenkende nichtsteuerliche Abgaben dienen vorrangig 

der bezweckten Verhaltenslenkung. Auch die Interessenlagen der Bürger sind dieselben: 

Entscheidet sich der Bürger bspw. für das unerwünschte Verhalten, muss er, wie bei den 

(lenkenden) nichtsteuerlichen Abgaben auch, eine Zahlung auf sich nehmen.751 Danach 

könnten auf den ersten Blick die aus dem Steuerstaatsprinzip abgeleiteten erhöhten Anfor-

derungen an (lenkende) nichtsteuerliche Abgaben auch auf steuerliche Normen mit Len-

kungszweck Anwendung finden. Dies wäre nicht der Fall, wenn die verfassungsrechtliche 

Differenzierung in Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben auch bei der Verhaltenslenkung 

– unter Berücksichtigung des bisher vorausgesetzten Steuerstaatsprinzips – jeweils unter-

schiedliche materielle Anforderungen gebieten würde (aa.). Nach Klärung dieser Vorfrage 

 
749 Wernsmann, in: FS P. Kirchhof, S. 1645 (1647 f.). 
750 Zu der Frage des „Ob“ bei echten Lenkungssteuern und entlastenden Lenkungsnormen vor dem Gleichheitssatz, 

vgl. Glaser, StuW 2012, 168 (172 ff.); Wernsmann, in: FS P. Kirchhof, S. 1645 (1652 ff.); umgekehrt von den Anfor-

derungen an Lenkungssteuern auf lenkende Abgaben schließend G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349  

(366 ff.). 
751 So ebenfalls Weber-Grellet, NJW 2001, 3657 (3664). 
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wird dargestellt, wie steuerliche Normen mit Lenkungszweck in Konflikt mit dem Grund-

satz der Belastungsgleichheit752 stehen (bb.) und ob durch eine zusätzliche Gefährdung der 

Integrität der Finanzverfassung ein erhöhter Rechtfertigungsmaßstab erforderlich ist (cc.). 

Die Erkenntnisse werden auf die aktuelle Rechtsprechung und Literatur zur steuerlichen 

Lenkung übertragen (dd.). 

aa. Auswirkung der Besonderheit zwischen Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben auf 

den Prüfungsmaßstab? 

Nach dem Verständnis in dieser Arbeit ist das Steuerstaatsprinzip als Wertungsprinzip auf 

Konstellationen anzuwenden, die seinem Ziel, die vorrangige Finanzierung über Steuern 

und damit dem Vorrang des Steuerrechts vor dem Sachrecht sicherzustellen, entgegenste-

hen können. Dies zeigte sich bereits bei der Bestimmung der Kompetenzgrundlage.753 Die 

privilegierte Stellung der Steuer gegenüber den nichtsteuerlichen Abgaben umfasst dabei 

grundsätzlich auch die abgabenrechtliche Gestaltungswirkung.754 Gleichwohl bleibt offen, 

ob für steuerliche Normen mit Lenkungszweck im Rahmen der Rechtfertigung vor Art. 3 

Abs. 1 GG ähnlich strenge Anforderungen an die Bestimmung des sachlichen Grundes 

bzw. legitimen Zwecks zu stellen sind, wie sie für nichtsteuerliche Lenkungsabgaben ent-

wickelt wurden. Denn auch wenn die Steuer insoweit eine hervorgehobene Stellung ein-

nimmt, folgt daraus nicht notwendig eine weitergehende Gestaltungsfreiheit des Gesetzge-

bers. Restriktive Anforderungen könnten vielmehr in Betracht kommen, wenn die Ord-

nungsfunktion der Finanzverfassung in vergleichbarer Weise beeinträchtigt würde. 

Jedoch könnte eine Übertragung des strengen Prüfungsmaßstabs, unabhängig von einer 

solchen Beeinträchtigung, bereits erst gar nicht „eröffnet“ sein. Das Steuerstaatsprinzip 

verfolgt mit dem Vorrang des Steuerrechts vor dem Sachrecht das Ziel, eine primäre Steu-

erfinanzierung sicherzustellen.755 Nun könnte der Standpunkt vertreten werden, dass dies 

bereits durch die Delegitimierung der (lenkenden) nichtsteuerlichen Abgaben erreicht 

werde. Auch steuerliche Normen mit Lenkungszweck seien immer noch Steuern und damit 

ein Teil einer Steuerfinanzierung, wie es das Steuerstaatsprinzip verlangt. Warum sollten 

Steuern daher verfassungsrechtlich über das Steuerstaatsprinzip strenger geprüft werden, 

wenn sie eine Lenkung bezwecken, obwohl der Vorrang des Steuerrechts vor dem Sach-

recht doch gewahrt werde? Demnach wäre der strengere Wertungsmaßstab des Steuer-

staatsprinzips unabhängig von einer möglichen Beeinträchtigung der Ordnungsfunktion 

der Finanzverfassung nicht anzulegen. Steuern und nichtsteuerliche Abgaben mit Len-

kungszweck unterlägen damit auch im Steuerstaat durch ihre grundlegende Unterschei-

 
752 Vgl. hierzu Kap. § 3 A. 
753 Vgl. Kap. § 5 D. III. 2. a. 
754 Vgl. Kap. § 5 D. I. 2. 
755 Vgl. Kap. § 5 A. I. 
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dung auf Ebene von Art. 3 Abs. 1 GG unterschiedlichen Anforderungen. Das Wertungs-

prinzip gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben wäre nicht auf Steuern übertragbar – auch 

nicht bei der Verfolgung eines Lenkungszweckes.756 

Eine solche Würdigung verkennt jedoch die Reichweite der primären Steuerfinanzierung. 

Damit ist untrennbar verbunden, dass Steuern auch vorrangig dem Zweck der Staatsfinan-

zierung dienen müssen, um so als Gemeinlast erhalten zu bleiben. Andernfalls könnte eine 

geregelte, die Bürger gleich belastende Staatsfinanzierung nicht mehr gewährleistet wer-

den.757 Die Besonderheit zwischen Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben wirkt sich daher 

nur auf den Prüfungsmaßstab aus, solange vorrangig Fiskalzwecke verfolgt werden. Nur 

nichtsteuerliche Abgaben unterliegen in diesem Fall der besonderen Wertung des Steuer-

staatsprinzips in der Prüfung von Art. 3 Abs. 1 GG, um den Vorrang des Steuerrechts vor 

dem Sachrecht zu wahren. Demgegenüber stellen steuerliche Normen mit Lenkungszweck 

zwar ihrem Wesen nach weiterhin eine Steuer dar. Jedoch dienen sie nicht primär der 

Staatsfinanzierung, sondern vorrangig der bezweckten Verhaltenslenkung. Wie lenkende 

nichtsteuerliche Abgaben, die neben dem primären Lenkungszweck weiterhin stets einen 

Fiskalzweck verfolgen, weichen steuerliche Normen mit Lenkungszweck durch den unter-

geordneten Fiskalzweck daher gesetzgeberisch gewollt von der eigentlich mit der Steuer 

vorrangig zu verfolgenden Staatsfinanzierung ab. Die steuerliche Norm mit Lenkungs-

zweck deshalb bereits im Vorhinein von der Wertung des Steuerstaatsprinzips auszuneh-

men, beachtet diesen Umstand nicht ausreichend. Sollten steuerliche Normen mit Len-

kungszweck eingesetzt werden, sind diese als Steuern daher im Steuerstaat zwar dem 

Grunde nach grundsätzlich anders zu rechtfertigen.758 Ihre von primären Fiskalzwecken 

abweichende Ausgestaltung kann dennoch, sofern die Ordnungsfunktion der Finanzverfas-

sung tangiert wird, ebenfalls dem gleichen Wertungsmaßstab wie die (lenkenden) nicht-

steuerlichen Abgaben unterliegen.759 

Zusammengefasst wirken sich die Besonderheiten in der Unterscheidung zwischen Steuern 

und nichtsteuerlichen Abgaben nicht auf den materiellen Prüfungsmaßstab aus, sofern pri-

mär ein Lenkungszweck bei den Abgabenarten verfolgt wird. Kommt es zu einer Beein-

 
756 I.Erg. in diese Richtung wohl Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 7; G. Kirch-

hof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (367 ff.). 
757 Vgl. P. Kirchhof, in: GS Trzaskalik, S. 395 (395 f.); ebenfalls Trzaskalik, Gutachten E zum 63. DJT 2000, E 64. 
758 Vgl. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 2.5. 
759 I.Erg. so ebenfalls Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (927 f.), der die Steuersubventionen und Lenkungsabgaben 

an strengeren Maßstäben messen möchte als die reine Fiskalzwecksteuer. In dieser Schlussfolgerung ist auch kein 

Widerspruch zum Ergebnis in Kap. § 5 D. I. 2. zu sehen, wonach der Steuer auch die vorrangige Gestaltungsfunktion 

im Steuerstaat zukommt, nun aber auch durch das Steuerstaatsprinzip selber eine Begrenzung gesetzt bekommen kann, 

vgl. in diese Richtung auch P. Kirchhof, StuW 2002, 3 (8). 
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trächtigung von Zwecken des Steuerstaatsprinzip, wie der Ordnungsfunktion der Finanz-

verfassung, unterliegen beide Abgaben einer wertenden Prüfung bei der Bestimmung des 

sachlichen Grundes bzw. legitimen Zwecks im Rahmen von Art. 3 Abs.1 GG.760 

bb. Durchbrechung der Lastengleichheit in Form der Leistungsfähigkeit 

Der Grundsatz der Belastungsgleichheit bzw. Lastengleichheit der Abgabenpflichtigen aus 

Art. 3 Abs. 1 GG verlangt, die öffentlichen Lasten gleichmäßig zu verteilen. Damit wird 

gewährleistet, dass jeder Bürger einen im Verhältnis angemessenen Beitrag zur Finanzie-

rung der staatlichen Leistungen beiträgt. Die Steuer als Gemeinlast orientiert sich hierbei 

an der Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen.761 Da der Steuer im Steuerstaat primär ei-

ner Finanzierungsfunktion obliegt, wie sich durch die Delegitimierung nichtsteuerlicher 

Abgaben zeigt, und überdies auf eine gerechte Verteilung der Steuerlast ausgerichtet ist, 

kommt dem Leistungsfähigkeitsprinzip eine besondere Bedeutung zu.762 Einmal getroffene 

Belastungsentscheidungen sind zudem folgerichtig im Sinne der Belastungsgleichheit um-

zusetzen.763 Da nichtsteuerliche Abgaben nur einen begrenzten Kreis zumeist bereits steu-

erpflichtiger Personen belasten, genügen sie nicht dem Grundsatz der Belastungsgleich-

heit, weswegen sie einer besonderen sachlichen Rechtfertigung bedürfen.764 

Auch die Verwendung von steuerlichen Normen mit Lenkungszweck wirft vor diesem 

Hintergrund Gerechtigkeitsfragen auf. Sowohl Lenkungssteuern als auch Lenkungsnor-

men treten hierbei in einen Konflikt mit dem Grundsatz der Lastengleichheit. Zwar wird 

vereinzelt angenommen, speziell Lenkungssteuern nicht am Leistungsfähigkeitsprinzip 

auszurichten, solange die Steuer auch als normale Fiskalzwecksteuer gerechtfertigt 

wäre.765 Dies verkennt allerdings, dass es auch das Leistungsfähigkeitsprinzip als Bestand-

teil der steuerverfassungsrechtlichen Sonderdogmatik ist, welches die Steuer zum primären 

Finanzierungsmittel hervorhebt und so das Steuerstaatsprinzip normativ stärkt.766 Es er-

schiene daher inkonsequent, nur Lenkungssteuern nicht an den Maßstäben des Leistungs-

fähigkeitsprinzips messen zu lassen.767 Verfolgt der Gesetzgeber außerfiskalische Zwecke 

 
760 Damit übereinstimmend, wann das Steuerstaatsprinzip als Wertungsprinzip auf Tatbestand- und Rechtfertigungs-

ebene zur Anwendung kommt: Immer dann, wenn mit einer Abgabe Finanzmittel erzielt werden, die in die Verfü-

gungsgewalt des Staates gelangen, sofern zusätzlich ein ausreichender Bezug zur Ordnungsfunktion der Finanzver-

fassung und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen gegeben ist, vgl. Kap. § 3 D. I. 3. 
761 Dies gilt nach überwiegender Ansicht sowohl für direkte als auch indirekte Steuern, vgl. Jachmann-Michel/Vogel, 

in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 28; vgl. Kap. § 3 A. 
762 Weber-Grellet, in: FS Posser, S. 395 (396 f.); ders., NJW 2001, 3657 (3663); vgl. zu dieser Hervorhebung bereits 

Kap. § 3 A. Diese wird auch dadurch deutlich, dass eine zu rechtfertigende abgabenrechtliche Ungleichbehandlung 

bei Steuern nicht vorliegt, solange sich an der Leistungsfähigkeit orientiert wird. 
763 Vgl. Koenig, in: ders. (Hrsg.), AO, § 3, Rn. 75; Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3,  

Rn. 280 ff. m.w.N. 
764 Tiefergehend Kap. § 3. 
765 Vgl. Wernsmann, in: FS P. Kirchhof, S. 1645 (1653). 
766 Vgl. die Ausführungen zu Kap. § 5 C. VII. sowie Kap. § 3 A. 
767 I.Erg. ebenso Glaser, StuW 2012, 168 (172 f.); Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 3.131; Kube, in: Stern/So-

dan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 114. 
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über Lenkungsnormen und -steuern, differenziert er gerade nicht mehr nach der Leistungs-

fähigkeit, sondern nach der Bereitschaft seinem Verhaltensbefehl zu folgen oder wie, wenn 

überhaupt verfügbar, Mittel ausgegeben werden sollen. Anders als bei den Fiskalzweck-

normen kommt es dem Gesetzgeber mittels steuerlicher Lenkung vorrangig darauf an, 

seine politischen Gestaltungsrichtungen umzusetzen.768 Die Zuteilung der Steuerlast ori-

entiert sich damit nicht mehr am Grundsatz der Lastengleichheit, im Steuerrecht konkreti-

siert auf das Leistungsfähigkeitsprinzip und das Gebot der Folgerichtigkeit.769 Allerdings 

könnte der mit der steuerlichen Norm verfolgte Lenkungszweck einen sachlichen Grund 

bilden, der die Durchbrechung der Lastengleichheit verfassungsrechtlich rechtfertigt.770 

Bereits nur dies zugrunde gelegt gilt: Je weiter von der leistungsfähigkeitsgerechten Be-

steuerung abgewichen wird, desto gewichtiger hat der rechtfertigende sachliche Grund zu 

sein.771 

Somit bedürfen steuerliche Normen mit Lenkungszweck vor dem Hintergrund der Durch-

brechung der Belastungsgleichheit, speziell der Leistungsfähigkeit, in jedem Fall einer be-

sonderen sachlichen Rechtfertigung, die nicht in der Verfolgung von Fiskalzwecken liegen 

darf.772 

cc. Maßstabsbestimmung: Gefahr für die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung? 

Jedoch könnten sich die Anforderungen an eine sachliche Rechtfertigung bei steuerlichen 

Normen mit Lenkungszweck weiter verschärfen. Der Ordnungsfunktion der Finanzverfas-

sung kommt im Steuerstaat u.a. die bundesstaatliche Funktion zu, den Bund und die Glied-

staaten angemessen mit Finanzmitteln für deren Aufgabenerfüllung auszustatten.773 Darauf 

aufbauend fordert das Konnexitätsprinzip der Finanzverfassung in Art. 104a Abs. 1 GG 

auch die gesonderte Tragung der Ausgaben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 

ergeben, weswegen eine ausreichende finanzielle Ausstattung unabdingbar ist.774 Nicht-

steuerliche Abgaben würden sich dem austarierten und auf eine angemessene Ausstattung 

ausgelegten System der Finanzverteilung in Art. 106 GG entziehen, da sie der erhebenden 

Körperschaft exklusiv zustehen. Im Ergebnis drohe ein Unterlaufen der Finanzverfassung. 

Eine angemessene Ausstattung könne bei beliebiger Erhebung nicht mehr gewährleistet 

 
768 Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 195, 198 ff. 
769 Zu den Lenkungsnormen vgl. hierzu BVerfGE 160, 41 (65 f.); zu den echten Lenkungssteuern vgl. BVerfGE 137, 

350 (367); ausf. zum Leistungsfähigkeitsprinzip und Gebot der Folgerichtigkeit bei steuerlichen Normen mit Len-

kungszweck Glaser, StuW 2012, 168 (171 ff.). 
770 Vgl. sogleich Kap. § 5 D. III. 2. b. dd. 
771 Kube, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 133. 
772 Vgl. in diese Richtung P. Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, § 1, Rz. 29; ders., in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, 

Bd. V, § 118, Rn. 50; Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 88; Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 100; dies gilt unabhängig davon, ob bei einer progressiven Steuer, wie der Ein-

kommensteuer, ein Abzug von der Bemessungsgrundlage oder der Steuerschuld erfolgt, vgl. hierzu Kube, in: 

Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 133 sowie Wernsmann, in: FS P. Kirchhof, S. 1645 (1654) 

m.w.N. 
773 Statt vieler Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 44; vgl. ebenfalls Kap. § 5 C. IV. 
774 Vgl. Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (920). 
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werden. Durch das Erfordernis einer besonderen sachlichen Rechtfertigung vor der Ord-

nungsfunktion der Finanzverfassung und dem sich daraus ergebenden Wertungsspielraum 

in Art. 3 Abs. 1 GG wird eine dauerhafte Umgehung vermieden.775 

Ebendiese Gefahr zeigt sich allerdings auch bei den entlastenden Lenkungsnormen. Bei-

spielhaft können steuerliche Verschonungssubventionen der Einkommensteuer herangezo-

gen werden. Die Gesetzgebungskompetenz für die Einkommensteuer liegt ausschließlich 

beim Bund (Art. 105 Abs. 2 Satz 2 GG i.V.m. Art. 106 Abs. 3 Satz 1 GG). Das Aufkommen 

der Einkommensteuer steht ihm und den Ländern grundsätzlich hälftig zu (Art. 106 Abs. 

3 Satz 1 GG). Der Bund kann damit über die Normierung von entlastenden Lenkungsnor-

men Subventionen auch zu finanziellen Lasten der Länder tätigen, da sich das zu vertei-

lende Aufkommen mindert. Darüber hinaus wird dadurch wesentlich vom Konnexitäts-

prinzip abgewichen. Es hat den Sinn, die finanziellen Verantwortungsbereiche von Bund 

und Länder abzugrenzen, um eine eigene Verantwortung über die Finanzen zu begründen. 

Nur so kann eine wirksame parlamentarische Kontrolle der zuständigen Körperschaft über 

das Budget ermöglicht werden. Fällt der mit der entlastenden Lenkungsnorm verfolgte au-

ßerfiskalische Zweck in einen Sachbereich des Bundes, finanzieren die Länder dessen Er-

füllung hälftig mit, auch wenn das Konnexitätsprinzip grundsätzlich etwas anderes for-

dert.776 Die Einnahmen der Länder sind fortlaufend gemindert, mit der Gefahr der nicht 

mehr angemessenen Finanzausstattung für die Wahrnehmung eigener Aufgaben und der 

damit einhergehenden mangelnden parlamentarischen Budgetkontrolle. Zwar könnte hier-

gegen eingewendet werden, die Länder würden ausreichend über das Zustimmungserfor-

dernis des Art. 105 Abs. 3 GG geschützt. Jedoch verkennt dies, dass es im Kern um eine 

Abweichung vom Konnexitätsprinzip geht, welches nicht disponibel ist.777 

Dasselbe kann sich zudem bei den belastenden Lenkungsnormen und der echten Lenkungs-

steuer, allerdings auf Seiten der Ausgabenverteilung, ergeben. Da das Konnexitätsprinzip 

nicht darauf abstellt, wer die Kosten als Gesetzgeber verursacht hat, können unter Umstän-

den erhebliche Folgekosten von den Ländern zu tragen sein, bspw. durch Wirtschaftlich-

keitsverluste, und Entscheidungsverzerrungen durch den Einsatz entstehen.778 Somit be-

steht mangels genauer Bestimmbarkeit der durch die Gesetzgebung ausgelösten Kosten 

zumindest eine wenn auch geringere, mittelbare Gefahr einer Finanzierung zu Lasten frem-

der Kassen.779 Dies gefährdet auch den demokratischen Verantwortungszusammenhang, 

 
775 Vgl. tiefergehend und m.w.N. Kap. § 5 D. I. 2. und 3. 
776 Vgl. zum Ganzen Hey, VVDStRL 66 (2007), 277 (288 f.); Kempny/Reimer, NJW-Beilage 2014, 39 (40); P. Kirch-

hof, in: GS Trzaskalik, S. 395 (406); G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (367); Kube, in: Stern/Sodan/Möstl 

(Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 132; Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (918 ff.). 
777 Vgl. Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (920). 
778 Ewringmann/Mackscheidt, Lenkungssteuern und Lenkungsabgaben, S. 42; andeutend Kempny/Reimer,  

NJW-Beil. 2014, 39 (40); ebenfalls Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30, Rn. 38. 
779 Vgl. G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (372); in diese Richtung wohl auch Kempny/Reimer,  

NJW-Beil. 2014, 39 (40). 
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nach der jede Ebene die von ihrer Sachpolitik verursachten Kosten unmittelbar verantwor-

ten muss.780 

Das austarierte System der Finanzverfassung, das darauf ausgerichtet ist, den Bund und die 

Gliedstaaten mit ausreichenden Finanzmitteln für ihre jeweilige Aufgabenerfüllung auszu-

statten, kann somit bei einer „beliebigen“ Verwendung steuerlicher Lenkungsmöglichkei-

ten ebenfalls gefährdet und unterlaufen werden. Wegen dieser vergleichbaren Gefähr-

dungslage der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung wie bei den (lenkenden) nichtsteu-

erlichen Abgaben ist dann auch für die Lenkung durch Steuern eine besondere verfassungs-

rechtliche Rechtfertigung gegenüber der Finanzverfassung zu fordern. Diese Wertung 

fließt im Rahmen der Prüfung des sachlichen Grundes nach Art. 3 Abs. 1 GG mit ein, um 

die Finanzverfassung vor einer beliebigen und dauerhaften Umgehung zu schützen.781 

dd. Konkretisierte Anforderungen nach dem Steuerstaatsprinzip 

Somit zeigt sich, dass die durch das bisher vorausgesetzte Steuerstaatsprinzip verfolgten 

Zwecke, der Schutz der Finanzverfassung sowie die Belastungsgleichheit der Abgaben-

pflichtigen, durch eine steuerliche Lenkung ebenfalls berührt werden. Dem folgend müsste 

sich deren verfassungsrechtliche Rechtfertigung auch an den durch das Steuerstaatsprinzip 

statuierten erhöhten Anforderungen an die besondere sachliche Rechtfertigung messen las-

sen. Denn nur so kann eine beliebige und dauerhafte Umgehung der Finanzverfassung und 

Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen vermieden werden. Eine ausdrückliche Er-

wähnung einer Rechtfertigung vor der Finanzverfassung, wie bei den nichtsteuerlichen 

Abgaben782, findet sich bei den steuerlichen Norm mit Lenkungszweck weder in der Recht-

sprechung noch in der Literatur. Dies könnte jedoch dahinstehen, wenn bereits die verfas-

sungsrechtliche Prüfung des sachlichen Grundes bei Art. 3 Abs. 1 GG dem Wertungsmaß-

stab des Steuerstaatsprinzips entspricht. 

Das BVerfG führt in diese Richtung aus, dem Gesetzgeber stehe bei der Förderung eines 

bestimmten Verhaltens, welches ihm aus wirtschafts-, sozial-, umwelt- oder gesellschafts-

politischen Gründen erwünscht ist, zunächst ein großer Gestaltungsspielraum zu.783 Sofern 

es sich dabei um verhaltensbezogene und damit beeinflussbare Kriterien handele, sei im 

Rahmen der gleichheitsrechtlichen Prüfung im Rahmen der Willkürkontrolle ein großzü-

giger Maßstab anzulegen;784 nur vereinzelt785 findet sich eine darüberhinausgehende Prü-

fung nach der „neuen Formel“. Zwar steigen die Anforderungen an den sachlichen Grund 

 
780 Hey, VVDStRL 66 (2007), 277 (288 f.). 
781 I.Erg. stellt auch G. Kirchhof, Die Verwaltung 46 (2013), 349 (367) m.w.N. fest, „das lenkende Steuergesetz muss 

insgesamt in seinen kompetenz- und finanzverfassungsrechtlichen Folgen gerechtfertigt sein und das Maß der Frei-

heits- und Gleichheitsrechte wahren.“ 
782 Vgl. Kap. § 5 D. I. 
783 Vgl. BVerfGE 135, 126 (151). 
784 Vgl. BVerfGE 110, 274 (293. 
785 Vgl. BVerfGE 138, 136 (183 f.). Das Gericht bezeichnet die Ungleichbehandlung als enorm und unterwirft sie 

daher der strengen Kontrolle am Maßstab der Verhältnismäßigkeit; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationa-

len Steuersystem, S. 238 f. 
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mit dem Ausmaß der Ungleichbehandlung786, eine Einschränkung des Gesetzgebers ver-

mag daraus aber nicht resultieren.787 Eine Durchbrechung des Prinzips der Belastungs-

gleichheit der Abgabenpflichtigen sei aufgrund eines hinreichend tragfähigen Differenzie-

rungsgrundes gerechtfertigt.788 In jedem Fall müsse der Lenkungszweck aber von einer 

gesetzgeberisch erkennbaren Entscheidung getragen, mit hinreichender Bestimmtheit tat-

bestandlich vorgezeichnet789 sowie gleichheitsgerecht ausgestaltet sein.790 Diesen Maßstab 

legt das BVerfG bei der Überprüfung von echten Lenkungssteuern sowie be- und entlas-

tenden Lenkungsnormen an.791 So war beispielweise die Einführung der sog. Ökosteuern 

aufgrund des erkennbar gesetzgeberisch getragenen Staatsziels Umweltschutz in Art. 20a 

GG als Differenzierungsgrund gerechtfertigt.792 

Daran anknüpfend lässt auch die Literatur Lenkungszwecke als Differenzierungsgrund 

ausreichen, die verfassungsrechtlich zulässig793, „für sich genommen legitim“794 oder auf 

einen Gemeinwohlbelang795 ausgerichtet sind. Sachliche Gründe lassen sich, wie auch bei 

der Rechtsprechung des BVerfG, damit beinahe immer finden.796 Ein allgemeiner, verfas-

sungsrechtlicher Rang des Lenkungszwecks wird in der Literatur mehrheitlich nicht gefor-

dert.797 Nur Birk verlangt einen verfassungsrechtlich bedeutsamen Stellenwert für das Len-

kungsziel, um eine Durchbrechung der Belastungsgleichheit zu rechtfertigen.798 Dieser 

solle bei der Anknüpfung an Grundrechte, dem Rechtsstaats-, Sozialstaats- und Demokra-

tieprinzip, aber auch im Falle der Herstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 

(Art. 109 Abs. 2 GG) oder zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse (Art. 72  

Abs. 2 GG) gegeben sein799; wozu auch das Staatsziel des Umweltschutzes (Art. 20a GG) 

 
786 Hierzu bspw. BVerfGE 116, 164 (194 ff.), in welchem das BVerfG zunächst einen Hinweis auf strenge Anforde-

rung gibt, aber anschließend die eigentliche Prüfung an nur hinreichenden Gründen vornimmt; auch in BVerfGE 160 

,41 (65 f.) führt das BVerfG zunächst aus, die Durchbrechung der belastungsgleichen Ausgestaltung bedürfe eines 

besonderen sachlichen Grundes. Anschließend stellt es aber keine zusätzlichen Anforderungen an die zu verfolgenden 

Lenkungs- und Förderziele, mit Ausnahme der gesetzgeberisch erkennbaren Entscheidung. 
787 Hierzu Desens, StuW 2016, 240 (245 f.); Thiemann, Verluste im Steuerrecht, S. 168 f.; Wernsmann, DStR 2023, 

386 (387); zur Inkonsistenz dieser Rechtsprechung Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 158.1. 
788 So BVerfGE 138, 136 (184 f.) zu erbschaftsteuerlichen Verschonungen für betriebliches Vermögen, in welchem 

der Lenkungszweck durch den Zusatz „tragfähig“ ein etwas stärkeres Gewicht beigemessen wird. 
789 Hierzu und zur Entwicklung dieser Voraussetzung Wernsmann, DStR 2023, 386 (387 f.). 
790 Koenig, in: ders. (Hrsg.), AO, § 3, Rn. 26. 
791 Vgl. zur Luftverkehrsteuer in BVerfGE 137, 350 (366 ff.) sowohl hinsichtlich des Steuergegenstandes als auch zu 

den entlastenden Lenkungsnormen; ebenfalls Glaser, StuW 2012, 168 (173 f.). 
792 BVerfGE 110, 274 (296). 
793 Vgl. Thiele, in: Brosius-Gersdorf (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 95; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen 

Steuersystem, S. 249 f. 
794 Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 244. 
795 Vgl. P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 59, welcher die Begrenzung in Anlehnung 

an Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG „nur zum Wohle der Allgemeinheit“ herleitet; Kube, Finanzgewalt in der Kompetenzor-

dnung, S. 238. 
796 di Fabio, JZ 2007, 749 (751). 
797 Zum Bisherigen Schön, in: FS Spindler, S. 189 (200); Kube, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II,  

§ 54, Rn. 133 betont nur, dass je weiter von der leistungsfähigen Normalbesteuerung abgewichen werde, umso größer 

müssten die Anforderungen an den Sachgrund werden. 
798 Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 249; Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 198. 
799 Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 249; Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 198. 
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zählen dürfte.800 Vereinzelt wird zudem eine an der neuen Formel orientierte Verhältnis-

mäßigkeitsprüfung im Einzelfall gefordert, um ein im Vorhinein bestehendes Übergewicht 

eines Zwecks zu vermeiden. Der Differenzierungsgrund wird dabei ins Verhältnis zur Ab-

weichung vom Grundsatz der Belastungsgleichheit gesetzt.801 

Insgesamt überzeugt dies vor den erhöhten Anforderungen aufgrund des möglichen ver-

fassungsrechtlich geforderten Steuerstaatsprinzips nicht. Wie sich aus den Ausführungen 

zu den nichtsteuerlichen Lenkungsabgaben ergibt, können Lenkungszwecke, auch solche 

vom Stellenwert des Staatsziels Klimaschutz (Art. 20a GG), die Ungleichbehandlung vor 

Art. 3 Abs. 1 GG unter der Wertung des Steuerstaatsprinzips nicht rechtfertigen. Eine wei-

tergehende Abwägung ist bereits nicht eröffnet, weil es an einem hinreichend tragfähigen 

Differenzierungsgrund fehlt. Der Grundsatz der Belastungsgleichheit behält insoweit wei-

testgehenden Vorrang, um zugleich die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung zu si-

chern. Andernfalls bestünde auch bei steuerlichen Normen mit Lenkungszweck die Gefahr, 

der Gesetzgeber könne unter Heranziehung jeglicher Zwecke die Einführung einer steuer-

lichen Lenkung bzw. eine Abweichung vom Grundsatz der Belastungsgleichheit rechtfer-

tigen. Auch die Begrenzung auf einen verfassungsrechtlich bedeutsamen Stellenwert des 

Lenkungszwecks lässt aufgrund der Weite der Verfassung eine Fülle von Zwecken zu.802 

Die Anforderungen an einen hinreichend tragfähigen Differenzierungsgrund müssen daher 

unter der Wertung des bisher vorausgesetzten Steuerstaatsprinzips besonders eng gefasst 

werden. Erforderlich ist ein erkennbarer Lenkungszweck von überragendem verfassungs-

rechtlichem Gewicht, der in unmittelbarem Zusammenhang mit konkreten Verfassungsgü-

tern, wie etwa dem Schutz von Ehe und Familie (Art. 6 GG) steht. 

3. Zwischenergebnis: Ist die steuerliche Lenkung ein Fremdkörper im Steuer-

staat?803 

Abschließend kann, das Bestehen des verfassungsrechtlichen Steuerstaatsprinzips voraus-

gesetzt, Folgendes festgehalten werden: Die Rechtsprechung des BVerfG wendet die sta-

tuierten Wertungsmaßstäbe aus dem Steuerstaatsprinzip zwar bei nichtsteuerlichen Abga-

ben an, allerdings – trotz aufgezeigter vergleichbarer Gefährdung der Ordnungsfunktion 

der Finanzverfassung und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen – nicht bei steuer-

lichen Normen mit Lenkungszweck, weder auf kompetenzrechtlicher noch auf materieller 

Ebene.804 Eine besondere sachliche Rechtfertigung vor der Finanzverfassung, um den Ein-

 
800 Zum Verhältnis von Staatszielen und Lenkungssteuern Birk, in: Bareis/ders./Borgsmidt/Lang/Mellinghoff, Grund-

rechtsschutz im Steuerrecht, S. 67 (87). 
801 So insb. Schön, StuW 2018, 201 (205) m.w.N.; ders., in: FS Spindler, S. 189 (201); Tappe, EurUP 2017, 186 (194) 

m.w.N.; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 242 ff.; vgl. zur Bestimmung des Prü-

fungsmaßstabes bei Art. 3 Abs. 1 GG ebenfalls Kap. § 3 B. II. 
802 Zusätzlich zu den bisher genannten insb. über das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) oder den Gesundheits-

schutz (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG); s. hierzu auch Schön, in: FS Spindler, S. 189 (200). 
803 P. Kirchhof, in: GS Trzaskalik, S. 395 (402); ders., StuW 2017, 3 (14 f.); ders., DStR 2021, 2761 (2767). 
804 Vgl. Kap. § 5 D. III. 2. a. und b. 
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fluss des Steuerstaatsprinzips als Maßstab zur Bestimmung des sachlichen Grundes zu ge-

währleisten, wird nicht gefordert. Auch weite Teile der Literatur805 rechtfertigen die Durch-

brechung der Belastungsgleichheit nicht am Maßstab des Steuerstaatsprinzips, obwohl 

wiederholt verfassungsrechtliche Kritik an der extensiven Verwendung steuerlicher Len-

kungsnormen geübt wurde.806 

Zwar können steuerliche Normen mit Lenkungszweck grundsätzlich eingesetzt werden. 

Die Anforderungen, die sich aus dem Steuerstaatsprinzip ableiten, sind jedoch hoch, we-

niger auf Ebene der Gesetzgebungskompetenz als vielmehr im Rahmen der verfassungs-

rechtlichen Rechtfertigung vor Art. 3 Abs. 1 GG. Die konsequente Anwendung des steu-

erstaatlichen Wertungsgrundsatzes würde dazu führen, eine Vielzahl von steuerlichen Nor-

men mit Lenkungszweck als verfassungswidrig zu deklarieren und damit den Einsatz steu-

erlicher Lenkungsinstrumente erheblich verfassungsrechtlich einzuschränken.807 

Die Zielsetzung des bisher vorausgesetzten Steuerstaatsprinzips ist bei umfassender An-

wendung damit eindeutig: Eine gesetzgeberisch gewollte Lenkung über Abgaben, wenn 

überhaupt über Steuern, ist unerwünscht.808 Der Staat soll Steuern von seltenen Ausnah-

men abgesehen nur zu reinen Fiskalzwecken einsetzen dürfen.809 Dies steht auch nicht im 

Widerspruch zum Steuerbegriff, der zwar die primäre Verfolgung eines Lenkungszwecks 

erlaubt.810 Denn damit ist unter Geltung eines möglichen Steuerstaatsprinzips noch nicht 

geklärt, unter welchen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen der Gesetzgeber hiervon 

Gebrauch machen darf.811 Für die Verfolgung von Lenkungszwecken ist er letztlich vor-

wiegend auf Instrumente des Sachrechts verwiesen, welche anderen Prinzipien folgen.812 

So lässt sich der weitestgehende Vorrang des Steuer- vor dem Sachrecht auf fiskalischer 

Ebene durch die Trennung des Steuer- vom Sachrecht auf verwaltungslenkender Ebene 

ergänzen.813 

 
805 Vgl. Kap. § 5 D. III. 2. b. cc. 
806 Hierzu P. Kirchhof, in: ders./Seer (Hrsg.), EStG, Einleitung, Rn. 17 m.w.N.; Mellinghoff, DStJG 39, 1 (5 ff.); vgl. 

einordnend Schön, StuW 2018, 201 (204 f.). 
807 So auch Züllighoven, Lastengleichheit in der grundgesetzlichen Wertordnung, S. 122 ff., insb. S. 133 ff. 
808 Die Lenkung durch Steuern meint dabei auch nur solche Normen, die der Gesetzgeber gezielt zur Verhaltenslen-

kung erlässt, vgl. Kap. § 2 A. III. 2. sowie § 4 A. 
809 In Übereinstimmung mit dem Ergebnis aus Kap. § 5 D. I. 2., in welcher der Steuer im Steuerstaat dennoch die 

vorrangige Gestaltungsfunktion zukommt, haben seltene Ausnahme der Lenkung vorrangig über die Steuer zu erfol-

gen. 
810 Vgl. Kap. § 2 A. III. 
811 In diese Richtung P. Kirchhof, StuW 2002, 3 (8). 
812 I.Erg. wohl ebenfalls Morgenthaler, in: FS Isensee, S. 911 (927 f.). 
813 Darin spiegelt sich auch das finanzwissenschaftliche Verständnis des Steuerstaates wieder. Huhnholz/Mer-

tens/Rixen, Polit Vierteljahresschrift 2018, 3 (4) verstehen den Steuerstaat als funktionalen Begleiter des kapitalisti-

schen Wirtschaftsmodells, der einen umfassenden Schutz des Privateigentums gewährleistet, also wenig bis keine 

staatliche Einmischung. Der Staat ist damit politisch auf den erfolgreichen Einsatz des privaten Kapitals angewiesen, 

vgl. hierzu auch bereits das Verständnis in Kap. § 5 D. III. 2. b. aa. 
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IV. Zwischen Anspruch und Anwendung – ein Steuerstaatsprinzip auf 

Richtungssuche? 

Im Ergebnis zeigt sich: Das in dieser Arbeit herausgearbeitete, bisher vorausgesetzte Steu-

erstaatsprinzip wird derzeit nicht konsequent angewendet. Nach dem Verständnis in dieser 

Arbeit verfolgt dessen Kernaussage einer primären Finanzierung des Staates über Steuern 

den Zweck, die Finanzverfassung zu schützen sowie die Belastungsgleichheit der Abga-

benpflichtigen zu wahren. Dies gelingt gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben durch eine 

Wertung auf Ebene des sachlichen Grundes bzw. legitimen Zwecks im Rahmen der Prü-

fung des Art. 3 Abs. 1 GG, indem eine besondere sachliche Rechtfertigung gegenüber der 

Finanzverfassung verlangt wird.814 Einerseits sind sich Rechtsprechung und Literatur dar-

über einig, dass es hoher verfassungsrechtlicher Anforderungen an die Legitimation nicht-

steuerlicher, auch lenkender Abgaben bedarf. Andererseits übertragen Rechtsprechung und 

überwiegende Literatur die sich aus dem Steuerstaatsprinzip ergebenen Wertungen nicht 

konsequent auf vergleichbare verfassungsrechtliche Problemstellungen bei steuerlichen 

Normen mit Lenkungszweck. Diese Inkonsequenz schreibt einem möglichen umfassend 

anzuwendenden Steuerstaatsprinzip demnach lediglich eine unzulässige partielle Ausrich-

tung zu, welche sich dabei ausschließlich gegen die Legitimation nichtsteuerlicher Abga-

ben zu richten scheint.815 

Der jüngeren Judikatur könnte aus einer Gesamtschau zuletzt allerdings eine Tendenz ent-

nommen werden, wonach das BVerfG die durch das Steuerstaatsprinzip bzw. die Schutz- 

und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung bisher gesetzten Anforderungen an die 

verfassungsrechtliche Legitimation von nichtsteuerlichen (lenkenden) Abgaben aufweicht 

und sich den niedrigeren Voraussetzungen der steuerlichen Normen mit Lenkungszweck 

anpasst. Vor der Stoßrichtung des Steuerstaatsprinzips wird nachfolgend die Rechtspre-

chung zu den nichtsteuerlichen Abgaben untersucht. Denn sollte der Rechtsprechung eine 

Aufweichung ihrer verfassungsrechtlichen Voraussetzungen zu entnehmen sein, wären 

auch die Anforderungen an die lenkenden nichtsteuerlichen Abgaben geringer und ein 

mögliches Steuerstaatsprinzip würde letztlich erheblich an Wirkkraft verlieren. Es wäre 

dann bereits über die Rechtsfolgenseite fraglich, ob es als eigenständiges Prinzip mit nor-

mativer Bindungskraft verfassungsrechtliche Wirkung entfalten würde. Zeichnet sich in 

der Rechtsprechung im Gegensatz zur Literatur eine Abwendung vom Steuerstaatsprinzip 

im Bereich der nichtsteuerlichen Abgaben ab? 

 
814 Die besondere sachliche Rechtfertigung vor der Finanzverfassung wirkt sich zwar nicht als zusätzliche qualitative 

Voraussetzung neben Art. 3 Abs. 1 GG, sondern durch ihr Erfordernis wird der Wertungsmaßstab in Art. 3 Abs. 1 GG 

modifiziert, vgl. Kap. § 5 D. I. 3. und 4. 
815 Vgl. zur umfassenden Anwendung eines Prinzips Kap. § 5 D. III. 
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1. Sonderabgabe Absatzfonds 

Im Urteil zur Sonderabgabe nach dem Absatzfondsgesetz816 formulierte das BVerfG die 

Begrenzung nichtsteuerlicher Abgaben nicht mehr im Rahmen einer enumerativen Auf-

zählung über die drei grundlegenden Prinzipien der Finanzverfassung, welche die Aufer-

legung nichtsteuerlicher Abgaben begrenzen: Besondere sachliche Rechtfertigung vor der 

Finanzverfassung und Unterscheidbarkeit zur Steuer, dem Grundsatz der Vollständigkeit 

des Haushaltsplans sowie der besonderen sachlichen Rechtfertigung aufgrund der Belas-

tungsgleichheit der Abgabenpflichtigen.817 Die Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben werde 

dem Urteil nach allein durch das Erfordernis nach einem besonderen sachlichen Rechtfer-

tigungsgrund begrenzt, der einerseits eine deutliche Unterscheidung gegenüber der Steuer 

ermögliche und andererseits auch geeignet sei, der Belastungsgleichheit der Abgaben-

pflichtigen Rechnung zu tragen. Zudem sei der Grundsatz der Vollständigkeit des Haus-

haltsplans hinreichend zu berücksichtigen.818 Die besondere sachliche Rechtfertigung be-

zieht das BVerfG nunmehr dem Wortlaut nach, neben der Unterscheidbarkeit zur Steuer, 

nur noch direkt auf die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen.819 Der Schutz der 

Finanzverfassung wird zwar einleitend erwähnt, dient aber vielmehr als Grundlage für die 

beiden zusätzlichen Voraussetzungen und weniger als eigener Rechtfertigungsmaßstab der 

Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung bzw. des Steuerstaatsprinzips.820 

Dies lässt zwei Deutungen zu: Entweder impliziert die sachliche Rechtfertigung vor der 

Belastungsgleichheit auch eine erforderliche sachliche Rechtfertigung vor der Finanzver-

fassung.821 Oder die besondere Rechtfertigung vor der Finanzverfassung ist weggefallen 

und mit ihr der besondere Maßstab, der u.a. im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG822 angelegt 

wird.823 Für ersteres spricht allerdings, dass das Steuerstaatsprinzip bzw. die Schutz- und 

 
816 BVerfGE 122, 316. 
817 Vgl. zu dieser Aufzählung bspw. BVerfGE 113, 128 (147) m.w.N. 
818 BVerfGE 122, 316 (333 f.). 
819 BVerfGE 122, 316 (333). 
820 BVerfGE 122, 316 (333 f.) formuliert dementsprechend: „Die grundgesetzliche Finanzverfassung verlöre aber 

ihren Sinn und ihre Funktion, wenn […]. Die Auferlegung nichtsteuerlicher Abgaben wird danach (Hervorhebungen 

nur hier) grundlegend begrenzt durch das Erfordernis eines besonderen sachlichen Rechtfertigungsgrundes, der einer-

seits […] und andererseits auch […].“ Zuvor formulierte das BVerfG bspw. in BVerfGE 93, 319 (342 f.) zur Finanz-

verfassung im selben Abschn.: „Die grundgesetzliche Finanzverfassung (Art. 104 a bis Art. GG Artikel 108 GG) 

verlöre ihren Sinn und ihre Funktion […]. Nicht-steuerliche Abgaben bedürfen daher […] einer besonderen sachlichen 

Rechtfertigung […]. Sie müssen sich zudem ihrer Art nach von der Steuer […] unterscheiden.“ Wird die Finanzver-

fassung in BVerfGE 93, 319 (342 f.) durch das Adverb daher noch als unmittelbare, kausale Rechtsfolge einer beson-

deren Rechtfertigung vor ihr angeführt (verstärkt durch die Formulierung zudem), suggeriert die Verwendung von 

danach in BVerfGE 122, 316 (333 f.) lediglich, dass die Finanzverfassung die Grundlage für eine deutliche Unter-

scheidung der nichtsteuerlichen Abgabe von der Steuer sowie für die Rechtfertigung vor der Belastungsgleichheit sei. 

Sie kann nicht mehr als zusätzliche Rechtsfolge, sondern vielmehr als grundlegende Voraussetzung für die Differen-

zierung und rechtliche Legitimation verstanden werden. 
821 Zu diesem Ergebnis kommend Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltabga-

ben, S. 53, Fn. 169. 
822 Im vorliegenden Urteil bettete das BVerfG die Prüfung der Schutz- und Begrenzungsfunktion bei Art. 12  

Abs. 1 GG ein. Nichts anderes würde sich aber ergeben, wenn es im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG erfolgt wäre. 
823 Vgl. zum vorgenannten ebenfalls BVerfGE 123, 132 (140 f.); BVerfG, NVwZ 2014, 1448 (1449, Rn. 38 ff.) prüft 

gegenüber der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung nur die Abgrenzung zur Steuer; ebenso 

BVerfG, NVwZ 2018, 972 (973 f., Rn. 21 ff.); Ausnahme in BVerfGE 144, 369 (397), wonach es einer besonderen 
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Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung nicht aufgegeben wurde und das BVerfG wei-

terhin, auch einleitend, an seinem Bestehen festhält.824 Dennoch ist anzumerken, dass sich 

das BVerfG durch eine Abänderung der Formulierung zu den restriktiven Voraussetzungen 

an nichtsteuerliche Abgaben Interpretationsspielraum eröffnet hat und das Steuerstaats-

prinzip damit – wenn auch nur gering – modifiziert.825 

2. Rundfunkbeitrag 

In diese Rechtsprechungsbetrachtung reiht sich auch das Urteil zum Rundfunkbeitrag826 

ein. Wiederum ohne Ausführungen zur besonderen Rechtfertigung vor der Finanzverfas-

sung prüft der Erste Senat im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG die Abweichung vom Grund-

satz der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen und das Erfordernis eines besonde-

ren sachlichen Rechtfertigungsgrundes.827 Wie bereits zur Entscheidung Sonderabgabe 

Absatzfonds angedeutet, verzichtet das BVerfG auf die Forderung einer besonderen sach-

lichen Rechtfertigung gegenüber der Finanzverfassung. Generelle Ausführungen zur 

Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung finden sich ebenfalls nicht 

(mehr).828 

Auch wenn das Urteil zunächst keinen Bezug zur Frage erkennen lässt, ob ein Lenkungs-

zweck eine besondere sachliche Rechtfertigung für eine nichtsteuerliche Abgabe begrün-

den kann, verweist das BVerfG im Zusammenhang mit der Begründung des Sachgrundes 

auf das Urteil zur Luftverkehrsteuer829. Denn der Sachgrund für die Wahl des Abgabenge-

genstandes – beim Beitrag letztlich der Vorteil, der abgegolten werden soll – dürfe nicht 

aufgrund sachwidriger und willkürlicher Erwägungen erfolgen und nicht mit anderen Ver-

fassungsnormen in Konflikt geraten.830 Im Rahmen des Verweises auf die entsprechende 

Formulierung bei der Luftverkehrsteuer als Lenkungssteuer zieht das BVerfG in letzterem 

als Sachgrund das Klimaschutzgebot aus Art. 20a GG heran.831 Auch wenn sich der Ver-

weis im Urteil zum Rundfunkbeitrag nicht unmittelbar auf die Randnummer zur Rechtfer-

tigung durch Art. 20a GG im Urteil zur Luftverkehrsteuer erstreckt und auch wie ein Stan-

dardverweis eingeordnet werden könnte, ist ein impliziter Bezug durch dieselbe Maßstabs-

setzung hierauf zumindest nicht gänzlich ausgeschlossen. Dadurch bleibt die Möglichkeit 

 
sachlichen Rechtfertigung auch mit Blick auf die Schutz- und Begrenzungsfunktion (Art. 104a ff. GG) bedarf; vgl. 

ebenfalls Kap. § 5 D. I. 2. und 4. 
824 BVerfGE 122, 316 (333). 
825 In BVerfGE 135, 155 (206) findet sich wiederrum die „Kurzformel“, dass es „mit Blick auf die Begrenzungs- und 

Schutzfunktion der Finanzverfassung (Art. 104a ff. GG) und zur Wahrung der Belastungsgleichheit der Abgabepflich-

tigen (Art. 3 Abs. 1 GG) einer über den Zweck der Einnahmeerzielung hinausgehenden besonderen sachlichen Recht-

fertigung“ bedarf; noch kürzer BVerfGE 136, 194 (242), welcher nur von finanzverfassungsrechtlichen Anforderun-

gen spricht. 
826 BVerfGE 149, 222. 
827 BVerfGE 149, 222 (254 ff.). 
828 Vgl. bspw. BVerfGE 137, 1 (17). 
829 BVerfGE 137, 350. 
830 BVerfGE 149, 222 (256) mit Verweis auf BVerfGE 137, 350 (367). 
831 BVerfGE 137, 350 (369). 
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eines Deutungsspielraums zu einer ausschließlich an Art. 3 Abs. 1 GG orientierten Prüfung 

– ohne die Wertung des Steuerstaatsprinzips – offen. Denn die Rechtfertigung der Erhe-

bung einer nichtsteuerlichen Abgabe über Art. 20a GG wäre unter der Maßstabssetzung 

des Steuerstaatsprinzips nicht möglich. 

3. Windenergiebeteiligungsgesellschaft 

Konnten den ersten beiden Urteile des BVerfG für sich genommen lediglich Anhaltspunkte 

entnommen werden, dass das BVerfG das Rechtfertigungserfordernis für nichtsteuerliche 

Abgaben implizit abschwächt, zeigen sich im Beschluss zur Windenergiebeteiligungsge-

sellschaft832 erstmals deutlichere Tendenzen hierfür. Die nichtsteuerliche Abgabe im Bür-

ger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern, die der Entscheidung 

zugrunde lag, ist dabei als Wahlschuld ausgekleidet.833 Entweder ein bestimmter Kreis an 

Bürgern und Gemeinden darf sich an der Gesellschaft der Vorhabenträger einer Windener-

gieanlage beteiligen oder die Gesellschaft ist zur Zahlung einer „Ausgleichsabgabe“ ver-

pflichtet.834 Deren Aufkommen ist dann für bestimmte akzeptanzsteigernde Maßnahmen, 

die nicht abschließend bestimmt sind, zu verwenden.835 Die nichtsteuerliche Abgabe wird 

in der Literatur dabei überwiegend als (Finanzierungs-)Sonderabgabe angesehen, da den 

Gemeinden zusätzliche Finanzmittel beschafft werden.836 Deren Voraussetzungen, speziell 

die Finanzierungsverantwortung, lägen aber nicht vor. Denn im Vordergrund der Abga-

benerhebung stehe weniger das gemeinsame Interesse der Gesellschaften an einer rei-

bungslose Umsetzung ihrer Vorhaben, sondern vielmehr das öffentliche Interesse, die be-

schlossene Förderung der Windenergie durch die Akzeptanzsteigerung zu beschleunigen. 

Eine Finanzierungsverantwortung der Vorhabenträger begründe dies nicht, da die Gesell-

schaften nicht von der Akzeptanz in der Bevölkerung, sondern nur von rechtlichen Geneh-

migungsvorschriften abhängig seien. Die (Finanzierungs-)Sonderabgabe ist demnach – un-

ter Wertung des bisher vorausgesetzten Steuerstaatsprinzips – verfassungswidrig.837 

 
832 BVerfGE 161, 63. 
833 Was allerdings nichts an der Vergleichbarkeit ändert. Lenkungssteuern und nichtsteuerliche Lenkungsabgaben sind 

oftmals als Wahlschuld ausgestaltet, vgl. die Schwerbehindertenabgabe oder die Luftverkehrsteuer; so ebenfalls Gla-

ser, StuW 2012, 168 (171). 
834 Vgl. §§ 11, 10 Abs. 5 MVBüGembeteilG. 
835 Vgl. § 11 Abs. 4 MVBüGembeteilG und die Formulierung „insbesondere“. 
836 Vgl. Rheinschmitt, ZUR 2022, 532 (538) m.w.N.; vgl. zu deren Voraussetzungen unter dem Steuerstaatsprinzip 

Kap. § 5 D. II. 2. b.; in Ablehnung einer Finanzierungssonderabgabe ordnen Köck/Rheinschmitt, NVwZ 2020, 1697 

(1698) die Abgabe als Ressourcennutzungsgebühr ein; Jachmann-Michel/Vogel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, 

Art. 105, Rn. 17 sieht die Abgabe als Abschöpfungsabgabe unter der Kategorie der Sonderabgaben im weiteren Sinne 

gerechtfertigt. 
837 Wegner, Verfassungsrechtliche Fragen ordnungsrechtlicher Teilhabemodelle, S. 46 f.; in diese Richtung wohl auch 

Köck/Wiegand, ZUR 2022, 412 (426) sowie Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 229. 
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Das BVerfG lässt es demgegenüber im Rahmen der Abgrenzung der „Ausgleichsabgabe“ 

von der Steuer zur Bestimmung der Kompetenz offen, um welche konkrete nichtsteuerli-

che Abgabenform es sich handelt.838 Da es keinen numerus clausus nichtsteuerlicher Ab-

gaben gibt, ist eine Einordnung verfassungsrechtlich auch nicht zwingend geboten. Aller-

dings ist insbesondere vor dem Hintergrund der Sonderabgabenproblematik verwunder-

lich, dass das BVerfG der Abgabe ohne große Auseinandersetzung sowohl eine Finanzie-

rungsfunktion gemeindlicher Aufgaben, da die Mittel nur für freiwillige Selbstverwal-

tungsaufgaben verwendet werden dürften (§ 11 Abs. 4 MVBüGembeteilG)839 und damit 

nicht flexibel einsetzbar seien, als auch eine Anreiz- und Ausgleichsfunktion abspricht.840 

Die Abgabe sei damit nicht den Voraussetzungen an eine (Finanzierungs-)Sonderabgabe 

zu unterwerfen. Ausführungen zur Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfas-

sung finden sich nicht. 

Die weitere materielle Überprüfung der Abgabe erfolgt zunächst inzident im Rahmen von 

Art. 12 Abs. 1 GG und abschließend an Art. 3 Abs. 1 GG.841 Es kommt zu dem Ergebnis, 

„die ungleiche Behandlung der nach § 11 MVBüGembeteilG abgabenpflichtigen Vorha-

benträger [ist] gegenüber den dieser Abgabe nicht unterliegenden Steuerpflichtigen (vgl. 

BVerfGE 149, 222 (254) Rn. 65) verfassungsrechtlich gerechtfertigt.“842 Rechtfertigender 

Sachgrund der Abweichungen von der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen sei 

das Ziel, die Nutzung von Windenergie zu erhöhen, um „den Ausstoß von CO2 im Interesse 

des Klimaschutzes, des Schutzes der Grundrechte vor schädlichen Folgen des Klimawan-

dels und der Sicherung der Stromversorgung zu verringern.“843 Das BVerfG nimmt u.a. 

die Staatszielbestimmung aus Art. 20a GG – mit Verweis auf die Entscheidung zum Kli-

maschutzgesetz – als Rechtfertigungsgrund für die Erhebung einer nichtsteuerlichen Ab-

gabe an, wodurch zudem verhältnismäßig in Art. 3 Abs. 1 GG eingegriffen wird.844 Aus-

führungen zur Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung oder die Maßstabs-

setzung durch eine besondere Rechtfertigung gegenüber der Finanzverfassung, wie die 

frühere Rechtsprechung zu nichtsteuerlichen Abgaben zeigte, finden sich im ganzen Be-

schluss nicht. Das BVerfG hat im Rahmen der Prüfung des allgemeinen Gleichheitssatzes 

 
838 BVerfGE 161, 63 (99 ff.). 
839 Diese Ablehnung der Finanzierungsfunktion verwundert vor dem Hintergrund, dass bei den Sonderabgaben nie 

eine freie Mittelverwendung besteht, sondern diese immer für einen bestimmten Zweck eingesetzt werden müssen. 

Demgegenüber lehnte das BVerfG in der Entscheidung zur Schwerbehindertenabgabe BVerfGE 57, 139 (167) die 

Finanzierungsfunktion auch nicht ab, sondern stellte lediglich fest, dass die Finanzierung einer Aufgabe nur nicht der 

Grund für deren Einführung war. In diese Richtung hätte hier auch argumentiert werden können. Die Finanzierungs-

funktion aber nur unter Hinweis auf die Verwendung für freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben abzulehnen, lässt die 

Sonderabgaben dagegen zukünftig an Konsistenz verlieren, vgl. ebenfalls in diese Richtung Rheinschmitt, ZUR 2022, 

532 (538); vgl. hierzu ebenfalls Kap. § 5 D. II. 2. b. 
840 BVerfGE 161, 63 (101 f.). 
841 BVerfGE 161, 63 (110 ff., 134 f.). 
842 BVerfGE 161, 63 (134). 
843 BVerfGE 161, 63 (135). 
844 BVerfGE 161, 63 (135) mit Verweis auf die Prüfung im Rahmen von Art. 12 Abs. 1 GG. 
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den grundsätzlichen Rechtfertigungsmaßstab von Art. 3 Abs. 1 GG angelegt, einen Diffe-

renzierungsgrund angenommen und so den Weg nach der „neuen Formel“ zu einer Ver-

hältnismäßigkeitsprüfung eröffnet. Die Abgabenerhebung wurde dem Grunde nach damit 

u.a. über die Staatszielbestimmung gerechtfertigt.845 Es wirkt, als hätte es den durch die 

Rechtfertigung vor der Finanzverfassung erhöhten Wertungsmaßstab für den Differenzie-

rungsgrund abgelegt und stattdessen, wie vereinzelt auch bei den steuerlichen Normen mit 

Lenkungszweck, eine Prüfung nur nach der „neuen Formel“ vorgenommen.846 Die kurzen 

Ausführungen zur Einordnung der Abgabe, die mangelnde Auseinandersetzung mit den 

Sonderabgaben wie auch das Fehlen der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzver-

fassung vermögen vor dem Hintergrund der grundsätzlich in jeder Entscheidung zu einer 

nichtsteuerlichen Abgaben auftauchenden kanonartigen Wiederholung zu den restriktiven 

Voraussetzungen überraschen. Allerdings fügt sich die Entscheidung in die Reihe der in 

diesem Abschnitt dargestellten Rechtsprechungsentwicklung zur Schutz- und Begren-

zungsfunktion der Finanzverfassung ein. Eröffnete das BVerfG sich zunächst einen Inter-

pretationsspielraum durch eine abweichende Herleitung im Entscheidungstext, wie die 

Entscheidung zur Sonderabgabe Absatzfonds zeigte, lässt es die Schutz- und Begrenzungs-

funktion der Finanzverfassung nun mehr und mehr unschärfer werden und gar nicht mehr 

als Restriktion begreifen, wie die Rechtfertigung in diesem Beschluss zeigt. Der Wegfall 

der ausdrücklichen Hervorhebung der besonderen sachlichen Rechtfertigung vor der Fi-

nanzverfassung ist dabei nicht so relevant, wie die abgeschwächte Maßstabssetzung bei 

der tatsächlichen Prüfung. Denn der Maßstab des Steuerstaatsprinzips könnte immer noch 

angelegt werden, da die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung tangiert wird. Jedoch 

könnte das BVerfG hiermit den Weg zu der verfassungsrechtlichen Anerkennung einer 

nichtsteuerlichen Lenkungsabgabe geebnet haben.847 Dieses Verständnis stünde auch nicht 

im Widerspruch zu der Ablehnung der Anreizfunktion einer „Ausgleichsabgabe“. Denn 

richtet sich die Anreizfunktion im Rahmen der Abgabe regelmäßig an den Abgabenschuld-

ner, kann sich der Lenkungszweck darüber hinaus auch an Dritte, wie in diesem Fall die 

Bürger der Gemeinde, richten.848 Dennoch sind die Ausführungen zum Beschluss für sich 

genommen nicht verallgemeinerungsfähig, da sich das Gericht nur knapp am Ende mit Art. 

3 Abs. 1 GG und der „Ausgleichsabgabe“ intensiver auseinandersetzte. Hauptaugenmerk 

lag auf der Prüfung von Art. 12 Abs. 1 GG aufgrund der korrespondierenden Beteiligungs-

pflicht.849 

 
845 Vgl. zur bisherigen Anwendung des Steuerstaatsprinzips als Wertungsprinzip zum BEHG in Kap. § 5 D. II. 4. 
846 Vgl. wie auch bereits beim Urteil zur Sonderabgabe nach dem Absatzfondsgesetz in diesem Abschn. festgestellt 

und die Ausführungen des BVerfG zur Sonderabgabe in diesem Abschn. 
847 Hierin könnte auch die implizite Anerkennung der Lenkungsabgabe unter der Kategorie der Sonderabgaben im 

weiteren Sinne gesehen werden. Unter den abgemilderten Voraussetzungen wäre auch eine Rechtfertigung anzuneh-

men, vgl. ebenfalls Wegner, Verfassungsrechtliche Fragen ordnungsrechtlicher Teilhabemodelle, S. 42 f. 
848 Vgl. in BVerfGE 161, 63 (102) wird der Anreiz nur auf den Vorhabenträger als Abgabenschuldner beschränkt. 

Gerechtfertigt wird die Abgabe aber mit der gesteigerten Akzeptanz der Bürger. Die Lenkungszweck besteht also 

gegenüber einem Dritten, vgl. BVerfGE 161, 63 (135). 
849 BVerfGE, 161, 63 (88 ff.). 



144 § 5 Das Steuerstaatsprinzip 

 

4. Polizeikosten bei Hochrisikospielen 

Auch das Urteil des BVerfG zu den Polizeikosten bei Hochrisikospielen850 lässt sich in die 

Tendenz einordnen, die den restriktiven steuerstaatlichen Wertungsmaßstab gegenüber 

nichtsteuerlichen Abgaben relativiert. Wie bereits ausgeführt851 war Gegenstand der Ent-

scheidung die Norm des § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG. Dieser sieht vor, dass bei Großver-

anstaltungen, insbesondere bei Fußballbegegnungen mit erwartungsgemäß erhöhten Ge-

walthandlungen (sog. Hochrisikospiele), die Mehrkosten der Polizei durch das aufge-

stockte Personal an Einsatzkräften auf die Veranstalter über eine Gebühr abgewälzt werden 

können. In Übereinstimmung mit dem Wertungsvorrang des Steuerstaatsprinzips lehnen 

Teile der Literatur die Verfassungsmäßigkeit einer solchen Erhebung ab. Die Polizei er-

fülle mit ihrem Einsatz eine allgemeine Sicherheitsaufgabe, deren Finanzierung vorrangig 

durch Steuern zu erfolgen habe. Eine ausreichend individualisierbare und zurechenbare 

Begünstigung, die eine Gebührenpflicht rechtfertige, liege demnach nicht vor.852 

Das BVerfG kommt dagegen zu dem Ergebnis, dass § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG verfas-

sungsgemäß ist. Auf Ebene der formellen Verfassungsmäßigkeit grenzt es die Abgabe von 

der Steuer ab und ordnet sie als nichtsteuerliche Abgabe in Form der Gebühr ein.853 Auf 

Ebene des legitimen Zwecks im Rahmen von Art. 12 Abs. 1 GG fordert es einen über die 

Erzielung der Einnahmen hinausgehenden Zweck, welchen es im Ziel der Kostendeckung 

für eine konkrete öffentliche Leistung, den polizeilichen Mehraufwand aufgrund einer 

Hochrisikoveranstaltung, findet.854 Zwar wird im Rahmen dessen auf Entscheidungen zur 

Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung verwiesen. Ausführungen hierzu, 

wie ausdrücklich in der Vorinstanz855 und Literatur, finden sich im Urteil nicht. Eine Recht-

fertigung des individuellen Sondervorteils vor der Finanzverfassung wird nicht explizit ge-

fordert. Dagegen kenne die Verfassung vielmehr „keinen allgemeinen Grundsatz, nach 

dem die polizeiliche Sicherheitsvorsorge durchgängig kostenfrei zur Verfügung gestellt 

werden muss“856. Damit können Nutznießer einer gewinnorientierten Großveranstaltung 

am Kostenaufwand der Polizeikräfte beteiligt werden. Andernfalls bestünde eine weitrei-

chende Beschränkung des Gesetzgebers, wenn für alle staatlichen Kernaufgaben ein Ge-

bührenerhebungsverbot bestehe.857 Die konkrete individuelle Zurechnung des staatlichen 

Polizeieinsatzes stützt das BVerfG dabei neben dem Vorteilsausgleich zentral auf den As-

 
850 BVerfG, GewArch 2025, 65. 
851 Vgl. zur Frage der Verfassungsmäßigkeit unter strenger Berücksichtigung des Steuerstaatsprinzips Kap. § 5 D. I. 

3. 
852 Vgl. hierzu im Gesamten Brüning, NVwZ 2019, 1416 (1417 f.); P. Kirchhof/G. Kirchhof, Das Recht auf unent-

geltliche Sicherheit, S. 7 ff., 31, 90; Müller-Eiselt, SpuRt 2020,54 (56 ff.). 
853 BVerfG, GewArch 2025, 65 (65 f., Rn. 56 ff.). 
854 Die Prüfung der Gebühr bettet das BVerfG in Art. 12 Abs. 1 GG ein. Nichts anderes würde sich ergeben, wenn es 

im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG erfolgt wäre. 
855 BVerwG, NJW 2019, 3317 (3319, Rn.20 f.). 
856 BVerfG, GewArch 2025, 65 (Ls. 2, 67, Rn. 70). 
857 BVerfG, GewArch 2025, 45 (68, Rn. 73; 69, Rn. 86). 
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pekt der Veranlassung, der in der gebührenrechtlichen Dogmatik bisher von untergeordne-

ter Bedeutung war.858 Bei diesem komme es nicht entscheidend auf die polizeirechtliche 

Verantwortlichkeit an.859 Es genüge bereits, wenn über die Kausalität zwischen Verursa-

chung und Aufwand bei wertender Betrachtung ein hinreichendes Näheverhältnis zwi-

schen gebührenpflichtigem Mehraufwand und der Veranstaltung bzw. dem Veranstalter 

bestehe.860 Dieses Näheverhältnis sieht das BVerfG darin begründet, dass die unmittelbare 

Veranlassung des polizeilichen Mehraufwands unmittelbar auf die gewinnorientierte Ver-

anstaltung und nicht auf die Allgemeinheit zurückzuführen sei. Denn die Durchführung 

einer Hochrisikoveranstaltung berge die besondere Gefahrträchtigkeit, wodurch übermä-

ßig die begrenzten öffentlichen Ressourcen gebunden werden. Ohne den polizeilichen 

Mehraufwand wäre die Veranstaltung in der geplanten Form nicht durchführbar.861 Damit 

liege eine den Veranstaltern individuelle zurechenbare Leistung vor. Die Gebühr sei man-

gels anderweitiger verfassungsrechtlicher Verstöße verfassungskonform. Das BVerfG 

schränkt das Kriterium der Veranlassung demnach weit weniger ein, als Teile der Literatur 

es gefordert haben.862 Es verlangt für die individuelle Zurechnung zwar über die schlichte 

Verursachung der öffentlichen Leistung hinaus ein besonderes Näheverhältnis, welches 

vorliegend insbesondere durch die Gefahrträchtigkeit einer gewinnorientierten Veranstal-

tung gegeben sei. Das führt aber auch dazu, dass die Veranlassung über den gefahrenab-

wehrrechtlichen Kontext hinaus weit verstanden werden könnte.863 

Daher lässt sich dem Urteil zweierlei entnehmen: Einerseits eine Aufweichung der klassi-

schen Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung, indem sich das BVerfG in 

der Entscheidung nicht von Seiten des Steuerstaatsprinzips nähert, eine staatliche Kernauf-

gabe als gebührenfähig begreift und den Gebührenbegriff über die Veranlassung weiter 

konturiert. Andererseits stehen der Veranlassung aber dennoch restriktive Kriterien gegen-

über.864 Festzuhalten bleibt, dass der Ausgleich zwischen den Interessen nicht mehr (nur) 

unter der Wertung einer besonderen sachlichen Rechtfertigung gegenüber der Finanzver-

fassung erfolgt, sondern sich das BVerfG mehr und mehr von den restriktiven Begrenzun-

gen der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung gegenüber nichtsteuerli-

che Abgaben entfernt und dem Gesetzgeber einen größeren Gestaltungsspielraum einräu-

men möchte. Dies kommt einer inneren Umgestaltung gleich, ohne dass das BVerfG das 

Steuerstaatsprinzip bisher jedoch ausdrücklich in Frage gestellt hat. 

 
858 BVerfG, GewArch 2025, 45 (70, Rn. 89). 
859 BVerfG, GewArch 2025, 45 (71, Rn. 100). 
860 BVerfG, GewArch 2025, 45 (70, Rn. 93 ff.). 
861 BVerfG, GewArch 2025, 45 (71, Rn. 95 ff.). 
862 Vgl. Kap. § 5 D. I. 3. 
863 Vgl. hierzu kritisch mit Bezug zu Art. 8 GG Koch, Gefährliche Entkoppelung, S. 4 f.; dagegen Frenz, GewArch 

2025, 178, welcher die Zurechnung über die Kostenveranlassung auch auf andere Fallkonstellationen übertragbar 

sieht. 
864 Vgl. ebenfalls Lang, NJW 2025, 1013 (1016 f.); anders dagegen Lege, JZ 2025, 477 (483), welcher von einem 

„Dammbruch“ für eine Vielzahl von Veranstaltungen spricht. 
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5. Abschließende Beurteilung 

Aus der Gesamtschau lässt sich eine Tendenz in der Judikatur erkennen, die zu einer Auf-

weichung des Steuerstaatsprinzips und in Richtung der verfassungsrechtlichen Zulässig-

keit nichtsteuerlicher (lenkender) Abgaben zeigt – hin zu mehr verfassungsrechtlicher 

Dogmatik und weg von überragenden Prinzipien. Während bislang die Forderung einer 

besonderen sachlichen Rechtfertigung gegenüber der Finanzverfassung für nichtsteuerli-

che Abgaben als Eintritt des Wertungsprinzips der Schutz- und Begrenzungsfunktion der 

Finanzverfassung operationalisiert wurde865, deutet die jüngere Rechtsprechung auf eine 

doppelte Abkehr hiervon hin. Zwar wird einerseits vereinzelt noch die Schutz- und Be-

grenzungsfunktion der Finanzverfassung erwähnt, jedoch ohne die zuvor damit verknüpfte 

Anforderung einer gesteigerten Rechtfertigung gegenüber der Finanzverfassung. Selbst 

wenn man darin noch eine gewisse rechtliche Wertungsbegrenzung ableiten wollte, wird 

diese durch eine gleichzeitige Absenkung des Maßstabs einer Rechtfertigung in den Ent-

scheidungen im Rahmen von Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 3 Abs. 1 GG erheblich relativiert. 

War unter der strengen Anwendung des Steuerstaatsprinzips eine Rechtfertigung über eine 

Staatszielbestimmung bei den nichtsteuerlichen Abgaben bisher undenkbar, zog das 

BVerfG im Rahmen des Beschlusses zu den Windenergie-Beteiligungsgesellschaften Art. 

20a GG heran. Beide Entwicklungen – die Änderung der Formulierung und die Senkung 

des Wertungsmaßstabes – lassen die Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfas-

sung und damit das Steuerstaatsprinzips gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben letztlich als 

deutlich abgeschwächt erscheinen. 

Demzufolge würde es auch als Interpretationsgrundsatz in anderen Fragestellungen erheb-

lich an Stellenwert verlieren, da der Schutz der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung 

und der Belastungsgleichheit der Abgabepflichtigen gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben 

maßgeblich erst zu seiner Begründung beigetragen haben. Es darf aber nicht vernachlässigt 

werden, dass sich die herausgestellten Entscheidungen nur auf die Erhebung einer nicht-

steuerlichen Abgabe beschränken. Aus diesen allein eine Rechtsprechungsänderung zulas-

ten der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung abzuleiten, ist aufgrund 

seiner jahrzehntelangen Judikatur nicht möglich. So hob das BVerfG zuletzt wieder aus-

drücklich den Vorrang des Steuerrechts vor dem Sachrecht hervor und bemüht diesen bei 

einer kompetenzrechtlichen Fragenstellung.866 Hierdurch wird deutlich, dass die Schutz- 

und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung weiterhin über nichtsteuerliche Abgaben 

hinaus als allgemeine Wertungsgrundlage herangezogen wird, um deren Ordnungsfunktion 

und die Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen nicht zu gefährden.867 

 
865 Vgl. zur bisherigen Rechtsprechung und der aus der Schutz- und Begrenzungsfunktion abgeleiteten Voraussetzun-

gen der besonderen sachlichen Rechtfertigung gegenüber der Finanzverfassung BVerfGE 93, 319 (342 f.); BVerfGE 

108, 1 (17); BVerfGE 108, 186 (215 f.); BVerfGE 110, 370 (387); BVerfGE 113, 128 (147); BVerfG, NVwZ 2009, 

837 (838). 
866 BVerfG, NVwZ 2025, 328 (332, Rn. 44; 335, Rn. 71). 
867 Vgl. ebenfalls das Urteil zum Solidaritätszuschlag, BVerfG, GewArch 2025, 242 (248, Rn. 104). 



E. Fazit und weiterer Gang der Untersuchung 147 

 

 

Gleichwohl stellt sich die Frage, mit welchem konkreten Gehalt ein mögliches Steuer-

staatsprinzips ausgestaltet wäre, weil die jüngere Rechtsprechung des BVerfG zuletzt neue 

Unsicherheiten über die Reichweite und die Grenzen nichtsteuerlicher Abgaben geschaffen 

hat. 

E. Fazit und weiterer Gang der Untersuchung 

Nach dem Verständnis in dieser Arbeit ist ein bisher vorausgesetztes Steuerstaatsprinzip 

als Restriktion auf Tatbestands- oder Rechtfertigungsebene immer dann heranzuziehen, 

wenn mit einer Abgabe Finanzmittel erzielt werden, die in die Verfügungsgewalt des Staa-

tes gelangen, sofern zusätzlich ein ausreichender Bezug zur Ordnungsfunktion der Finanz-

verfassung und zur Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen gegeben ist. Neben dem 

Vorrang des Steuerrechts vor dem Sachrecht steht es auch für eine Trennung von Steuer- 

und Sachrecht. Allerdings zeigte sich, dass diese Ausprägungen bislang nur bei den nicht-

steuerlichen lenkenden Abgaben Wirkung entfaltet haben. Eine Übertragung auf steuerli-

che Normen mit Lenkungszweck wurde trotz Bezugs zur Ordnungsfunktion der Finanz-

verfassung und Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen weder in Rechtsprechung 

noch in der Literatur vorgenommen. Das BVerfG scheint zumindest zu versuchen, die un-

einheitliche Anwendung aufzulösen, indem es vom strengen Wertungsmaßstab des Steu-

erstaatsprinzips bei nichtsteuerlichen Abgaben Abstand nimmt. Gleichwohl verweist das 

Gericht in anderen Konstellationen weiterhin auf die Schutz- und Begrenzungsfunktion der 

Finanzverfassung und damit auf das Steuerstaatsprinzip.868 Daher lässt es sich nicht bereits 

deshalb vereinen, weil seine Rechtsfolgen im Bereich der lenkenden Abgaben keine ein-

heitliche Ausprägung erkennen lassen. Das Steuerstaatsprinzip erscheint allerdings sowohl 

in der Literatur als auch in der Rechtsprechung als dogmatisch uneinheitlich und in seiner 

Anwendung als Wertungsprinzip schwer prognostizierbar.869 

Daher wird im Folgenden seine rechtliche Existenz näher untersucht. Denn sollte das dieser 

Arbeit bisher zugrunde gelegte Steuerstaatsprinzip keine eindeutige verfassungsrechtliche 

Anknüpfung finden, entfallen etwaige Fragen seiner konsequenten Anwendung auf der 

Rechtsfolgenseite. Die rechtliche Beurteilung von Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben 

mit Lenkungszweck würden sich dann ausschließlich an der allgemeinen Kompetenzord-

nung und Grundrechtsdogmatik orientieren. Zwar wurden bereits die in der Literatur und 

Rechtsprechung vorgebrachten Argumente erörtert, die für eine dogmatische Herleitung 

und normative Anknüpfung des Steuerstaatsprinzips sprechen.870 Im weiteren Verlauf sol-

len jedoch neue, bislang nicht vertiefte Argumente herausgearbeitet werden, um die ver-

fassungsrechtliche Existenz des Steuerstaatsprinzips zu beurteilen. 

 
868 Vgl. hierzu das Urteil zum Solidaritätszuschlag, GewArch 2025, 242 (248, Rn. 104). 
869 So ebenfalls zur Rspr. gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben Schneider, in: AK, GG, Art. 105, Rn. 15; Selmer, in: 

Breuer/Kloepfer/Marburger/Schröder (Hrsg.), Umweltschutz durch Abgaben und Steuern, S. 15 (28 f.) spricht von 

einem „verfassungsrechtlichen Eiertanz“. 
870 Vgl. Kap. § 5 C. 



148 § 5 Das Steuerstaatsprinzip 

 

Letztlich stellt sich die zentrale Frage: Ist die Finanzverfassung aus dem Grundgesetz her-

aus zu erklären oder ist das Grundgesetz ausgehend von der Finanzverfassung zu interpre-

tieren? Denn nur bei letzterem vermag der finanzverfassungsrechtliche Wertungsmaßstab 

des Steuerstaatsprinzips Auswirkung bspw. auf die Prüfung nichtsteuerlicher Abgaben im 

Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG haben. Hierfür ist seine vorrangige Prämisse, nichtsteuerli-

che Abgaben durch die Statuierung einer primären Steuerfinanzierung weitestgehend zu 

verhindern, näher zu untersuchen. Sollte dieser Vorrang des Steuerrechts vor dem Sach-

recht und damit auch die strikte Trennung von Steuer- und Sachrecht verfassungsrechtlich 

nicht bestehen, erübrigte sich mangels Steuerstaatlichkeit die verfassungsrechtliche 

Neujustierung seiner Rechtsfolgen. In diesem Fall wäre eine Anpassung der Rechtsanwen-

dung der abgabenrechtlichen Lenkung an die allgemeine Grundrechtsdogmatik erforder-

lich. Besteht jedoch der verfassungsrechtliche Vorrang und die strikte Trennung, mithin 

das Steuerstaatsprinzip, müsste konsequenterweise seine Rechtsanwendung einheitlich an-

gepasst werden. Eine Vereinheitlichung der Maßstäbe bei lenkenden nichtsteuerlichen Ab-

gaben und steuerlichen Normen mit Lenkungszweck ist, wie dargelegt,871 in jedem Fall 

geboten. Das Steuerstaatsprinzip steht damit an einem Wendepunkt – womöglich nur in 

seiner inhaltlichen Ausgestaltung. Es wäre aber auch kein Novum, ein eigens aufgestelltes 

Prinzip zu verwerfen.872

 
871 Vgl. Kap. § 5 D. II. und III. 
872 Vgl. bspw. zur aufgegebenen Rechtsprechung zum Halbteilungsgrundsatz zusammenfassend  

Depenheuer/Froese, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 14, Rn. 222. 



  

 

§ 6 Das Steuerstaatsprinzip – Leitgedanke oder verfassungsrechtliche 

Wirklichkeit? 

Staatstheoretisch verlangt das Steuerstaatsprinzip die überwiegende Finanzierung der öf-

fentlichen Aufgaben aus Steuern, wodurch anderen Einnahmearten, insbesondere den 

nichtsteuerlichen Abgaben, eine untergeordnete Rolle zugewiesen wird.873 Das Grundge-

setz erwähnt das Steuerstaatsprinzip nicht ausdrücklich. Es wird aber aus verschiedenen 

verfassungsrechtlichen Erwägungen abgeleitet: Da das Grundgesetz öffentliche Dienst-

pflichten ausschließe und eine privatwirtschaftliche Ordnung vorsehe, sei der Staat zur Fi-

nanzierung seiner Aufgaben auf Steuern angewiesen. Ihre hervorgehobene Stellung in  

Art. 105 ff. GG unterstreiche ihre Funktion als zentrales Finanzierungsinstrument. Der Fi-

nanzverfassung komme damit auch eine Ordnungsfunktion für die bundesstaatliche Struk-

tur zu. Zudem sichere nur die Steuer nach dieser Auffassung die Prinzipien des demokra-

tischen, sozialen und rechtsstaatlichen Gemeinwesens sowie eine gleichmäßige Belastung 

der Bürger. Das Steuerstaatsprinzip werde daher als verfassungsimmanent angesehen, in-

dem es mehrere Grundentscheidungen des Grundgesetzes zusammenfasse.874 Im Wesent-

lichen diene es übereinstimmend dem Schutz der bundesstaatlichen Steuerkompetenz- und 

-ertragsverteilung der Finanzverfassung sowie der Belastungsgleichheit der Bürger vor ei-

ner neben die Steuer tretenden nichtsteuerlichen Abgabenerhebung.875 

Das in der Arbeit bisher vorausgesetzte Steuerstaatsprinzip delegitimiert in seiner primären 

Wirkrichtung nichtsteuerliche Abgaben. Über seine Funktion als finanzverfassungsrecht-

liches Wertungs- und Interpretationsprinzip findet es Niederschlag in der Prüfung von  

Art. 3 Abs. 1 GG. Es erhöht die Rechtfertigungsanforderungen an den sachlichen Diffe-

renzierungsgrund von nichtsteuerlichen Abgaben. Dabei setzt sich das Steuerstaatsprinzip 

für einen effektiven Schutz der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung und der Belas-

tungsgleichheit der Abgabenpflichtigen weitestgehend auch gegenüber einer primär be-

zweckten nichtsteuerlichen Lenkung durch. Es räumt dem verfassungsrechtlichen Steuer-

recht damit einen Vorrang gegenüber dem Sachrecht ein. Dies hat zur Konsequenz, dass 

Lenkungszwecke erst im Rahmen der Ausgestaltung einer nichtsteuerlichen Abgaben Be-

rücksichtigung finden können, die Abgabe aber nicht dem Grunde nach rechtfertigen.876 

Da das Steuerstaatsprinzip als Optimierungsgebot und damit als verfassungsdogmatisches 

Koordinatensystem zu verstehen ist, kann es auch auf andere Problemstellungen Anwen-

dung finden. Erforderlich ist ein Bezug zur Ordnungsfunktion der Finanzverfassung und 

Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen. Dies zeigt bei den steuerlichen Nomen mit 

 
873 Vgl. Kap. § 5 A. II. 2. 
874 Vgl. Kap. § 5 C. mit entsprechender Kritik zu den einzelnen Argumenten seitens der Literatur. 
875 Diese beiden als zentrale Argumente und Schutzzwecke ebenfalls hervorhebend Franke, Die Finanzierung des 

Netzausbaus zwischen Markt und Staat, S. 110, 112. 
876 Vgl. Kap. § 5 D. I. und II. 
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Lenkungszweck, dass die bei den nichtsteuerlichen Abgaben angewendeten Wertungsmaß-

stäbe des Steuerstaatsprinzips weder in der Literatur noch in der Rechtsprechung vollum-

fänglich übertragen werden. Eine steuerliche Lenkung ist unter geringeren Voraussetzung 

möglich, obwohl ebenfalls u.a. vom Zweck einer primären Steuerfinanzierung mit einer 

steuerlichen Norm mit Lenkungszweck abgewichen wird.877 

Jedoch lässt die Rechtsprechung zuletzt eine Tendenz erkennen, die den strengen Wer-

tungsmaßstab des Steuerstaatsprinzips aufweicht. Allerdings kann hieraus keine eindeutige 

Änderung der jahrzehntelangen Rechtsprechung zum Steuerstaatsprinzip festgestellt wer-

den.878 Auch wird in der Literatur weiterhin am Prinzip festgehalten. Bevor daher die auf-

geworfene inhaltliche Rechtsfolgenfrage zu beantworten ist, ist ein genauerer Blick auf die 

verfassungsrechtliche Anknüpfung des Steuerstaatsprinzips zu werfen. 

Im folgenden Kapitel werden deswegen die dogmatische Herleitung und normative An-

knüpfung des Steuerstaatsprinzips im Grundgesetz, ausgehend von den bereits dargestell-

ten Argumenten der Literatur und Rechtsprechung, näher untersucht. Diese Untersuchung 

beschränkt sich dabei zuvörderst auf die allgemeine Priorisierung der Steuer gegenüber 

den nichtsteuerlichen Abgaben zur Einnahmenerzielung. Lenkungsaspekte werden erst im 

Anschluss daran auf das herausgearbeitete Ergebnis übertragen.879 Da die Finanzverfas-

sung für die Begründung des grundgesetzlichen Steuerstaatsprinzips ein wesentliches Ar-

gument darstellt, ist zunächst ihre Stellung und ihr Verständnis im verfassungsrechtlichen 

Gesamtgefüge näher zu untersuchen (A.). Anschließend wird eine steuerstaatliche Priori-

sierung der Steuer der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers gegenübergestellt (B.). Ist das 

Grundgesetz, losgelöst von einem Steuerstaatsprinzip, offen für eine gleichrangige nicht-

steuerliche Einnahmenerzielung? (C.). 

A. Die Finanzverfassung im Gefüge des Grundgesetzes 

Die Finanzverfassung im X. Abschnitt des Grundgesetzes wird als „normativer Hort“880 

des Steuerstaatsprinzips verstanden. Dies resultiere zum einen aus der hervorgehobenen 

Stellung der Steuer in ihrem Regelungsbereich.881 Zum anderen komme der Finanzverfas-

sung durch die Regelung der Kompetenzen und Ertragsverteilung der Steuern eine beson-

dere bundesstaatliche Ordnungsfunktion zu. Diese mache die vorrangige Steuerfinanzie-

rung unverzichtbar.882 Die Finanzverfassung stelle damit den maßgeblichen Geltungsgrund 

des Steuerstaatsprinzips dar.883 Zwar wurde die ordnende Funktion der Finanzverfassung 

für die bundesstaatliche Struktur und der damit einhergehenden besonderen Stellung der 

 
877 Vgl. Kap. § 5 D. III. 
878 Vgl. Kap. § 5 D. IV. 
879 Hierzu nachfolgend Kap. § 7. 
880 Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehrrecht, S. 225. 
881 Vgl. Kap. § 5 C. III. 
882 Vgl. Kap. § 5 C. IV. 
883 Vgl. Drömann, Nichtsteuerliche Abgaben im Steuerstaat, S. 152 f.; Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehr-

recht, S. 241. 
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Steuer bereits kritisch unter Austausch bisheriger Argumente erläutert.884 Im folgenden 

Abschnitt richtet sich der Blick jedoch auf die vorrangige Frage, wie die Finanzverfassung 

im Gefüge des Grundgesetzes einzuordnen ist. Erst nach Klärung ihrer gesamtverfassungs-

rechtlichen Bedeutung lässt sich beurteilen, ob sie gegenüber dem Bundesstaatsprinzip 

über eine mögliche bloß dienende Funktion, über ihre eigenen Regelungen hinaus eigen-

ständige normative Wirkungen zur Begründung des Steuerstaatsprinzips entfalten kann.885 

Hieran anknüpfend beschäftigt sich dieser Abschnitt tiefergehend mit der Frage des Ver-

ständnisses und Stellenwerts der Finanzverfassung im Grundgesetz (I.). Das Ergebnis wird 

im zweiten Schritt auf die Begründung des Steuerstaatsprinzips übertragen (II.). 

I. Die Finanzverfassung des Grundgesetzes 

Die Reichweite der Normativität der Finanzverfassung hängt maßgeblich damit zusam-

men, ob das Grundgesetz die Finanzverfassung oder die Finanzverfassung das Grundgesetz 

interpretiert. Um diese Frage zu beantworten (3.), ist zunächst die systematische Stellung 

der Finanzverfassung zu beschreiben (1.). Anschließend werden ihr Stellenwert und die 

damit verbundenen Auswirkungen im Gefüge des Grundgesetzes untersucht (2.). 

1.  Systematische Stellung 

Die Finanzverfassung ist im Grundgesetz eigenständig im X. Abschnitt (Art. 104a-115 

GG) „Das Finanzwesen“ geregelt. Dabei umfassen die Art. 104a-108 GG die finanzielle 

Kompetenzverteilung. Art. 109-115 GG beschäftigen sich mit dem Haushaltsverfassungs-

recht. Innerhalb ihres Normenkomplexes erfährt die Finanzverfassung im weiteren Sinne 

eine doppelte verfassungsrechtliche Verankerung. Einerseits steht sie in enger Verbindung 

zum Bundesstaatsprinzip, soweit sie die finanzielle Kompetenzverteilung vornimmt.886 

Andererseits weist das im Finanzwesen beinhaltete Haushaltsverfassungsrecht einen Be-

zug zum Demokratieprinzip auf. Es garantiert die demokratische Legitimation der staatli-

chen Einnahmen- und Ausgabenentscheidungen.887 

2. Einordnung der Finanzverfassung ins Gefüge des Grundgesetzes 

Die besondere Bedeutung des X. Abschnitts für das Steuerstaatsprinzip wird dabei maß-

geblich den Regelungen über die finanzielle Kompetenzverteilung (Art. 104a-108 GG) und 

damit der Finanzverfassung im engeren Sinne beigemessen.888 Um überhaupt eine über 

 
884 Vgl. Kap. § 5 C. IV. 
885 Vgl. in diese Richtung auch Kempny, VR 2014, 300 (306 f.). 
886 Wernsmann, NVwZ 2024, 694 (695). 
887 Wernsmann, NVwZ 2024, 694 (695). 
888 Vgl. Gröpl, AöR 133 (2008), 1 (13 f.); P. Kirchhof, VVDStRL 39 (1981), 213 (215 ff., 233 f.); ders., in: Isen-

see/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 1 ff., 86 ff.; Vogel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 30,  

Rn. 59, 70. Wie bisher, wird nachfolgend von Finanzverfassung gesprochen, ist die Finanzverfassung im engeren 

Sinne gemeint, sofern sich aus dem Zusammenhang nichts anderes ergibt. 
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ihre getroffenen Regelungen hinausgehende Normativität zur Begründung des Steuer-

staatsprinzips zu schaffen, müsste die Finanzverfassung selbst integraler, mitkonstituieren-

der Bestandteil und nicht bloßer Ausfluss des Bundesstaatsprinzips sein. Auf diese mit der 

Begründung des Steuerstaatsprinzips zusammenhängende Ansicht wird in gebotener 

Kürze rekurriert (a.). Daneben könnte die Finanzverfassung im engeren Sinne als „Folge-

verfassung“ und damit Ausfluss aus den Organisations- und Aufgabennormen des Grund-

gesetzes verstanden werden. Dies wird diskutiert (b.). Abschließend werden die Rechts-

wirkungen der nach dieser Arbeit verstandenen Finanzverfassung erläutert (c.). 

a. Finanzverfassung als konkretisiertes Bundesstaatsprinzip 

Die föderale Struktur der Bundesrepublik Deutschland, die über Art. 79 Abs. 3 GG abge-

sichert ist, werde in finanzieller Hinsicht über die Finanzverfassung gewährleistet.889 Die 

maßgeblich an der Steuer orientierten Kompetenz- und Verteilungsregeln sorgten für eine 

sachgerechte Verteilung der Einnahmen. Würden die Einnahmen des Staates nicht über die 

maßgeblich in der Finanzverfassung geregelte Steuer erzielt werden, gefährde dies die fö-

derale Struktur. Die Gliedstaaten wären handlungsunfähig. Die Finanzverfassung sei durch 

die finanzielle Absicherung ein „tragender Pfeiler“890 der Bundesstaatlichkeit und habe 

zwingend Auswirkungen auf die bundesstaatliche Ausformung. Hierfür sprechen auch die 

Wechselwirkungen zwischen Finanzverfassung und bundesstaatlicher Ordnung. Diese 

werde im großen Bereich der Leistungsverwaltung deutlich, die unter dem Vorbehalt des 

finanziell Möglichen stehen. Die Finanzverfassung sei selbst ein integraler, mitkonstituie-

render Bestandteil der Bundesstaatlichkeit und letztlich eine Konkretisierung des Bundes-

staatsprinzips.891 Damit komme der Finanzverfassung eine eigenständige Schutzfunktion 

mit Rückwirkung auf die übrige Verfassung zu, um die föderale Struktur zu bewahren,892 

und wirke auch im Verhältnis Staat-Bürger.893 Die Finanzverfassung lediglich als Ausfluss 

der Organisations- und Aufgabennormen des Grundgesetzes und die Einnahmenerzielung 

nur als Notwendigkeit für die Erfüllung der Sachaufgaben zu verstehen, verkenne dies.894 

Die besondere Funktion der Finanzverfassung für die Bundesstaatlichkeit und damit der 

Steuer als Finanzierungsinstrument werde zudem durch einen systematischen Vergleich 

 
889 Vgl. Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehr, S. 227; Wienbracke, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsge-

bühr, S. 84. 
890 Heun/Thiele, in: Dreier (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 23. 
891 Vgl. Heun/Thiele, in: Dreier (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 26; Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 58 f.; ders., VVDStRL 66 (2007), 216 (246 f.); Vogel/Waldhoff, in: BK, GG, 81. 

EL, 1997, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 71. 
892 Vgl. Heun/Thiele, in: Dreier (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 26; Vogel/Waldhoff, in: BK, GG, 81. EL, 

1997, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 71; zwar von der Folgeverfassung ausgehend, aber dennoch die normativen 

Wechselwirkungen hervorhebend Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 29. 
893 Dies zeigt sich an den Restriktionen von nichtsteuerlichen Abgaben, die u.a. im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG 

über die Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzverfassung angebracht werden; vgl. Kap. § 5 D. I. 4. 
894 Vgl. Heun/Thiele, in: Dreier (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 26; Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 58 f.; Vogel/Waldhoff, in: BK, GG, 81. EL, 1997, Vorbem. zu Art. 104a-115,  

Rn. 71. 
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mit Art. 104 GG deutlich. Dieser regelt gesondert das Verfahren für Maßnahmen der Frei-

heitsbeschränkung und -entziehung. Denn der körperlichen Bewegungsfreiheit der Person 

komme eine starke Bedeutung zu. Der Verfassungsgesetzgeber verdeutliche dies anhand 

der gesonderten Regelung der Materie. Dementsprechend zeige die besondere Veranke-

rung der Finanzverfassung im X. Abschnitt des Grundgesetzes ihre herausragende Rolle 

im föderalen Gefüge und damit letztlich das Gewicht der Steuer als zentrales Finanzie-

rungsinstrument.895 Die Finanzverfassung habe damit als konkretisiertes Bundesstaatsprin-

zips die Funktion zu dirigieren und nicht nur zu dienen.896 

Bei einem solchen Verständnis von der Finanzverfassung findet das Steuerstaatsprinzip 

seine normative Verankerung im X. Abschnitt des Grundgesetzes. Durch die Ausstrahlung 

der Finanzverfassung auf die übrige Verfassung begründet sie damit auch die Restriktion 

gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben. Im Kern der Argumentation steht dabei die Inter-

pretation des Grundgesetzes über die Finanzverfassung. Als konkretisiertes Bundesstaats-

prinzip strahlt sie dirigierend auf die übrigen Bestimmungen zurück und gestaltet sie mit. 

b. Finanzverfassung als „Folgeverfassung“? 

Daneben findet sich die Finanzverfassung mit der Bezeichnung als „Folgeverfassung“.897 

Diese Charakterisierung bringe zum Ausdruck, dass der Zuteilung steuerlicher Kompeten-

zen kein Selbstzweck innewohne, sondern die Finanzverfassung lediglich Folge der Auf-

gabenverteilung zwischen Bund und Länder sei.898 Damit diene die Finanzverfassung in 

ihrer Funktion als nachgelagerte Ordnung einer Finanzierung der zuvor bestimmten staat-

lichen Aufgaben.899 Die Finanzverfassung sei nach diesem Verständnis lediglich eine kon-

krete Ausformung des Bundesstaatsprinzips, welches deshalb in der Finanzierungsfrage 

über die Finanzverfassung hinausgehe. Bei einem solchen Verständnis von der Finanzver-

fassung wäre es zweifelhaft, ob die Finanzverfassung eine über ihre eigenen Regelungen 

hinausgehende, begrenzende Wirkung entfalten und damit noch als normativer Hort, als 

stärkstes Argument des Steuerstaatsprinzips herangezogen werden kann. 

Hierzu ist zunächst zu untersuchen, ob die Finanzverfassung als eine Folgeverfassung ein-

geordnet werden kann und damit kein konkretisiertes Bundesstaatsprinzip darstellt. Zur 

Beantwortung dieser Frage wird die Verbindung zwischen Bundesstaatsprinzip und Fi-

nanzverfassung untersucht (aa.). Lässt dieses Verhältnis Rückschlüsse auf eine Funktion 

als Folgeverfassung zu? Oder soll der Finanzverfassung durch die enge Verzahnung doch 

eine mitgestaltende Funktion zukommen? Kurz: Ist die Finanzverfassung – im Kern die 

 
895 Hierzu Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehr, S. 235 m.w.N. 
896 Kempny, VR 2014, 300 (306) m.w.N. 
897 Vgl. Hellermann, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 104a, Rn. 4; F. Kirchhof, VVDStRL 52 (1993), 71 (80); 

Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, S. 32, 151 f.; Schoch/Wieland, Finanzierungsverantwor-

tung, S. 92 f.; Schwarz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 104a, Rn. 15 m.w.N. 
898 Vgl. Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 29. 
899 Vgl. Hellermann, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 104a, Rn. 4. 
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Finanzierungsfrage – Bestandteil oder Folge des Bundesstaatsprinzips? Nachgelagert ist 

herauszuarbeiten, ob sich der Finanzverfassung ein über die Innenwirkung zwischen Bund 

und Länder hinausgehender Schutz der Bürger ableiten lässt (bb.). Denn genau diesen 

schaffe das Steuerstaatsprinzip, indem es als Wertungs- und Interpretationsprinzip auf die 

Erhebung von Abgaben auf Tatbestands- oder Rechtsfolgenseite Einfluss nimmt.900 In ei-

nem solchen Fall würde sie ebenfalls nicht nur dienen, sondern auch mitgestalten können. 

Abschließend werden die Ergebnisse zusammengetragen und die Frage nach der Finanz-

verfassung als Folgeverfassung beantwortet (cc.). 

aa. Finanzverfassung als Ausfluss aus dem Bundesstaatsprinzip? 

Zu den bundesstaatlichen Wesensmerkmalen gehört die Eigenstaatlichkeit der Länder. 

Diese kommt im Grundgesetz dadurch zum Ausdruck, dass die Länder weitestgehend über 

ihre innere Organisation selbst entscheiden dürfen.901 Nur so kann eine föderale Struktur, 

bestehend aus einem Gesamtstaat und den Gliedstaaten, gewährleistet werden. An dieser 

Maßgabe orientiert sich auch die Ausgestaltung der Sachkompetenzen (Art. 70 ff. GG). 

Art. 70 bis Art. 74 GG geben dem bundesstaatlichen Prinzip eine konkrete Gestalt.902 Die 

Möglichkeit der Kompetenzzuweisung kraft Natur der Sache903 zeigt aber, dass die Sach-

kompetenzen selbst keine abschließende Regelung in Art. 70 ff. GG gefunden haben und 

damit auch nur als eine konkrete Ausgestaltung des und nicht als konkretisiertes Bundes-

staatsprinzip zu verstehen sind. 

Die Erfüllung des zugewiesenen Entscheidungsspielraums hängt mit der Frage der Finan-

zierung zusammen. Als Folge der bundesstaatlich zugeteilten Sachaufgaben bilden die Re-

gelungen zur Finanzierung, wie sie sich derzeit in der Finanzverfassung finden, eine zwar 

notwendige, aber nur nachgelagerte Frage. Denn erst die Verteilung der Organisation- und 

Aufgabenbestimmungen ermöglicht die Bestimmung zur angemessenen Verteilung des Fi-

nanzbedarfs.904 Die Finanzverfassung bietet insofern an, die Aufgabenerfüllung über die 

Regelung der faktisch aufkommenstärksten Einnahmequelle905, der Steuer, zu finanzieren. 

Ihre Voraussetzungslosigkeit erfordert im föderalen Gefüge genauere Bestimmungen, um 

Konflikte zu vermeiden.906 Die Finanzverfassung trifft keine rechtliche Entscheidung für 

eine vorrangige Finanzierung über Steuern und damit gegen andere Einnahmearten. Sie 

 
900 Vgl. das Ergebnis in Kap. § 5 E. 
901 Vgl. Rux, in: BeckOK, GG, Art. 20, Rn. 7 f. 
902 Rozek, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 70, Rn. 1. 
903 Vgl. Rozek, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 70, Rn. 40 ff. 
904 Vgl. Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 29. 
905 Die bereinigten Einnahmen des öffentlichen Gesamthaushalts betrugen 2024 1.977.581 Mio. €. Die Einnahmen 

aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben 949.179 Mio. € und damit 48 %, hierzu Statistik 71511-03: Einnahmen des 

Öffentlichen Gesamthaushalts - Kern- und Extrahaushalte - nach Arten aus dem statistischen Bericht - Vierteljährliche 

Kassenergebnisse der Kern- und Extrahaushalte des Öffentlichen Gesamthaushalts - 1.-4. Vierteljahr 2024 entnom-

men, vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis), Kassenergebnisse des Öffentlichen Gesamthaushalts, online. 
906 So auch mit Bezug zur Bundesstaatlichkeit feststellend Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abga-

ben, S. 165. 
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legt für die Staatsfinanzierung über Steuern fest, auf welche Art und Weise die Kompeten-

zen und Erträge, auch unter Berücksichtigung von nichtsteuerlichen Abgaben, wie die 

Möglichkeit der Neuverteilung der Umsatzsteuerverteilung zeigt, zu verteilen sind.907 

Das Bundesstaatsprinzip gibt der Finanzverfassung somit die Konturen vor908 und das nicht 

nur über die konkrete Verteilung der Sachgesetzgebungskompetenzen. Zwar enthält die 

Finanzverfassung auch zentralistische Elemente, wie die faktisch vollständige Bundes-

kompetenz zur Steuergesetzgebung zeigt. Allerdings sind diese Elemente im Ergebnis wie-

der mit dem Bundesstaatsprinzip und seinem Ideal der Kooperation eng verbunden. Denn 

der Bund bedarf für die Verteilung der Umsatzsteuer, den Finanzausgleich sowie der Steu-

ererhebung grundsätzlich der Zustimmung des Bundesrates.909 Dabei sichert die enumera-

tive Verteilung der Finanzkompetenzen selbst wiederum die Bundesstaatlichkeit ab, indem 

bspw. durch die Verhinderung einer grundsätzlichen Mischfinanzierung die Eigenstaat-

lichkeit der Beteiligten beibehalten wird.910 

Auch das zentrale Ziel des Bundesstaates, die Herstellung zumindest äquivalenter Lebens-

verhältnisse im Bundesgebiet, bestimmt die Ausgestaltung der Finanzverfassung mit.911 So 

führt die starke Gesetzgebungskompetenz beim Bund zu einem grundsätzlich einheitlichen 

Steuerrecht im gesamten Bundesgebiet. Daneben ist bei der Verteilung der Umsatzsteuer 

darauf zu achten, dass die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet gewahrt 

werden (Art. 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 GG). Auch wenn dieses Ziel nicht bereits durch die 

Verteilung der Umsatzsteuer, sondern erst mit deren Verwendung erfolgt, wird die Ein-

heitlichkeit der Lebensverhältnis angestrebt.912 

Demnach ist die Finanzverfassung, wie sie das Grundgesetzt kennt, eine Folge des Bun-

desstaatsprinzips. Zwar beeinflusst die Finanzverfassung insbesondere im Bereich der 

Leistungsverwaltung das finanziell Mögliche und wirkt damit gestaltend auf die bundes-

staatlich notwendige Aufgabenerfüllung zurück.913 Eine Rückwirkung der Finanzmittel auf 

das finanziell Mögliche gibt es aber in jedem Staat, auch ohne bundesstaatlicher Finanz-

verfassung. Daher ist gerade die Art und Weise, wie die Finanzverfassung die finanziellen 

Beziehungen zwischen den staatlichen Ebenen regelt, primär Ausdruck des Bundesstaats-

prinzips – anknüpfend an die vorrangige Verteilung der Sachaufgaben. Die enge Verzah-

nung zwischen dem Bundesstaatsprinzip und der Finanzverfassung lässt demnach folgen-

den Schluss zu: Wäre das Bundesstaatsprinzip nicht vom Grundgesetz vorgesehen, wären 

zumindest Teile der Finanzverfassung (Art. 105-107 GG) überflüssig. Eine derartige, aus 

 
907 Vgl. in diese Richtung auch die ablehnende Meinung in Kap. § 5 C. III. 
908 Vgl. F. Kirchhof, VVDStRL 52 (1993), 71 (81 ff.). 
909 F. Kirchhof, VVDStRL 52 (1993), 71 (77, 81). 
910 Vgl. hierzu F. Kirchhof, VVDStRL 52 (1993), 71 (81); Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 106, Rn. 75. 
911 Vgl. Hartmann/Jansen, Der Staat 58 (2019), 243 (251, 254 ff.); F. Kirchhof, VVDStRL 52 (1993), 71 (83). 
912 Vgl. hierzu ebenfalls F. Kirchhof, VVDStRL 52 (1993), 71 (83 f.). 
913 So Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 116, Rn. 58. 
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bundesstaatlichen Gründen ausgestaltete Finanzverfassung gäbe es dann nicht.914 Die 

grundgesetzliche Finanzverfassung ist damit kein konstituierendes Element, sondern le-

diglich Folge des Bundesstaatsprinzips. Die Finanzverfassung und ihre Finanzierungsfrage 

spiegeln die föderale Struktur des Grundgesetzes nur wider, anstatt sie selbst zu begründen. 

Auch wenn die Finanzverfassung damit nur eine konkrete Ausformung des Bundesstaats-

prinzips darstellt, sind Bundesstaat und Finanzverfassung letztlich doch immer zusammen 

zu denken.915 

bb. Hinausgehender Schutz der Bürger über die Innenwirkung zwischen Bund und Län-

dern? 

Durch die enge Verzahnung von Bundesstaatsprinzip und Finanzverfassung steht fest, dass 

letztere in jedem Fall eine rechtsverbindliche Wirkung über die Verteilung der Kompeten-

zen und die Ausgestaltung des Finanzausgleichs zwischen Bund und Länder entfaltet. 

Denn würde sie dem Aushandeln der Glieder überlassen werden, kann sie ihren Zweck, 

den Bundesstaat zu stabilisieren und zu sichern, nicht erfüllen.916 Allerdings geht das Bun-

desstaatsprinzip in der Finanzierungsfrage weiter als die Finanzverfassung. Als seine kon-

krete Ausformung regelt die Finanzverfassung nur die Kompetenz- und Ertragsverteilung 

der Steuern. Nichtsteuerliche Abgaben sind dadurch nicht ausgeschlossen oder stehen in 

einem niederrangigen Verhältnis, wie auch der Vergleich zur Kompetenz kraft Natur der 

Sache zeigt, die neben dem Kompetenzkatalog in Art. 70 ff. GG eine gleichrangige Ge-

setzgebungszuständigkeit begründen kann.917 

Jedoch ist offen, ob die Finanzverfassung neben diesem dienenden Verständnis dem Bür-

ger trotzdem einen Schutz zuspricht, wie sich letztlich im Steuerstaatsprinzip bspw. in der 

aus ihm hergeleiteten Restriktion der nichtsteuerlichen Abgaben zeigt.918 Hierfür könnte 

die Erwähnung in Art. 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 GG sprechen, wonach bei der Verteilung 

der Umsatzsteuer eine Überbelastung der Steuerpflichtigen zu vermeiden ist. Allerdings 

sieht das BVerfG den Sinn dieser Vorschrift in der Wiederholung des selbstverständlich 

geltenden Grundsatzes der Vermeidung einer Überbelastung. Über das Überlastungsverbot 

erwächst demnach kein selbständiger, subjektiver Anspruch des Bürgers.919 Auch liefert 

 
914 In diese Richtung ebenfalls Meyer, VVDStRL 60 (2001), Aussprache, 617. 
915 So betonte bereits Heun, Der Staat 31 (1992), 205 (211), dass eine wirkliche Veränderung der Finanzverfassung 

nur erreicht werden könne, wenn an der verfassungsrechtlichen Grundstruktur des Bundesstaates angesetzt werde. 
916 Vgl. ebenfalls Hellermann, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 104a, Rn. 5. 
917 Vgl. einleitend Kap. § 6 A. I. 2. b. aa. 
918 Vgl. Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Vorbem. zu den Art. 104a-115, Rn. 26; hierzu bereits  

Kap. § 5 C. VII. 
919 BVerfGE 115, 97 (115 f.); Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Art. 106, Rn. 37; vgl. ebenfalls die Dar-

stellung bei Drüen, in: BK, GG, Art. 106, Rn. 243 ff. 
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die Aussage, der Bürger müsse nur die kompetenzgemäß auferlegten Geldleistungspflich-

ten hinnehmen,920 kein Argument für eine individualschützende Funktion der Finanzver-

fassung. Denn Kompetenzvorschriften mäßigen die staatliche Gewalt, indem sie nur das 

ermächtigte Organ zum Erlass von Gesetzen berechtigen.921 

Der unmittelbare und primäre Schutz des Bürgers vor staatlicher Abgabenlast wird viel-

mehr durch die Grundrechte und die allgemeinen Ausprägungen des Rechtsstaatsprinzips, 

wie insbesondere den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, gewährleistet. Zwar sichert die Fi-

nanzverfassung den Staat objektiv-rechtlich ab, indem sie die Erhebung der dafür notwen-

digen finanziellen Mittel regelt. Jedoch unterstützt die Finanzverfassung den individuellen 

Schutz der Bürger, wie gezeigt, nicht eigenständig.922 Dieses Verständnis liegt auch un-

streitig der Interpretation der allgemeinen Kompetenzregeln aus Art. 73 f. GG zugrunde. 

Der Schutz der Bürger vor gesetzgeberischen Eingriffen wird nicht über eine restriktive 

Auslegung der Kompetenzen erreicht, sondern erst über den materiellen Gehalt der Grund-

rechte.923 

Verhilft das Bundesstaatsprinzip der Finanzverfassung damit einerseits zu ihrer derzeitigen 

Ausgestaltung, findet die Finanzverfassung und die durch sie ermöglichte Abgabenerhe-

bung andererseits in den Grundrechten und im Rechtsstaatsprinzip ihre Grenzen. Würde 

der Finanzverfassung dagegen selbst eine individualschützende Funktion bspw. die Wah-

rung der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen zugesprochen werden, würden sie 

nicht nur die Frage der Zulässigkeit der steuerlichen Abgabenerhebung, sondern auch ihre 

Begrenzung selbst regeln. Dieser Gedanke lässt sich anstellen, denn eine Finanzverfassung 

mit individualschützender Funktion müsste auch für sich selbst und nicht nur für die Be-

grenzung nichtsteuerlicher Abgaben gelten. Dies würde aber zu einer Vermischung von 

formellen und materiellen Voraussetzungen führen. Es wäre wenig sachgerecht einer 

 
920 Vgl. P. Kirchhof, in: FS Rengeling, S. 567 (587); vgl. Rodi, in: Becker-Schwarze/Köck/Kupka/von Schwanenflügel 

(Hrsg.), Handlungsformen, S. 121 (131). 
921 Darüber könnte Kompetenznormen höchstens eine mittelbar schützende Funktion zukommen, wenn der Kompe-

tenzbereich überschritten wird, vgl. hierzu Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 167. 
922 Vgl. zum Gesamten F. Kirchhof, VVDStRL 52 (1993), 71 (87 f.). 
923 Vgl. die abweichende Meinung der Richter Huber und Müller, BVerfGE 145, 171 (244 f.); so auch bereits 

Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 167. 
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Steuer die notwendige Kompetenz zu entziehen, wenn sie überhöht oder untauglich be-

messen wäre.924 Zudem sind die aus den Grundrechten und dem Rechtsstaatsprinzip fol-

genden materiellen Maßstäbe im Ergebnis wirkungsvoller als eine individualschützende 

Wirkung aus den Art. 105 ff. GG.925 

Die Finanzverfassung schafft damit nur den Rahmen, den es unter Wahrung der Grund-

rechte und des Rechtsstaatsprinzips zu füllen gilt. Der Finanzverfassung ist damit ein über 

die Innenwirkung hinausgehender Schutz der Bürger nicht zu entnehmen. 

cc. Zwischenergebnis 

Festzuhalten bleibt: Die Finanzverfassung ist eng verzahnt mit dem Bundesstaatsprinzip 

und würde ohne dieses ihre derzeitige Ausgestaltung verlieren. Die Frage der Finanzierung 

ist durch die bundesstaatliche Vorzeichnung Folge der organisatorischen und aufgabenbe-

zogenen Entscheidungen. Die Finanzverfassung stellt damit keinen konstituierenden Be-

standteil, sondern lediglich eine konkrete Ausprägung des Bundesstaatsprinzips dar. Die 

Frage der Finanzierung erschöpft sich daher nicht in der Ausgestaltung der Finanzverfas-

sung über Steuern, sondern geht darüber hinaus. Schutz vor abgabenrechtlicher Ausgestal-

tung findet der Bürger nicht in der Finanzverfassung selbst, sondern nur in den Grundrech-

ten und dem Rechtsstaatsprinzip. 

Einerseits ist die Finanzverfassung damit „keine Superverfassung mit normativer Diktier-

kraft“926. Ihre normative Wirkung beschränkt sich vielmehr auf das Innenverhältnis zwi-

schen Bund und Ländern. Andererseits geriete es zu kurz, sie als Folgeverfassung zu be-

zeichnen. Dadurch könnte die Finanzverfassung in ihrem Wert unter die Aufgabenvertei-

lung gestellt werden, die ebenfalls nur eine konkrete Ausformung des Bundesstaatsprinzips 

darstellt.927 Zwar orientiert sich die Finanzverfassung in ihrer Ausgestaltung an der Auf-

gabenzuweisung der Sachkompetenzen und sichert damit den Bundesstaat ab. Die Beur-

teilung der Finanzverfassung von den zugewiesenen Sachaufgaben her ist aber nicht im 

Sinne einer rechtlichen Vorrangigkeit, sondern vielmehr als rechtspolitische zweckmäßig 

zu verstehen.928 Eine Hierarchie von Kompetenznormen, die allenfalls einen Angebotsch-

 
924 Vgl. hierzu unter dem Stichwort der Formenklarheit und Formenbindung der Finanzverfassung BVerfGE 123, 1 

(17) sowie für die Abgrenzung bei Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben BVerfGE 108, 1 (14); ebenfalls Jarass, 

DÖV 1989, 1013 (1014 f.). Das BVerfG nimmt dennoch ein materielles Verständnis bei der Frage nach der Steuerer-

findung an, vgl. BVerfGE 145, 171 (203 f.). Es führt im selben Urteil aber auch aus, „die Finanzverfassung und ihre 

Kompetenzordnung verfolgen […] nicht das Ziel, materiellen Grundrechtsschutz zu gewährleisten“ (BVerfGE 145, 

171 (217)). Die Ablehnung eines Steuererfindungsrechts aufgrund einer individualschützenden Funktion der Finanz-

verfassung lässt ihr faktisch aber auch einen materiellen Grundrechtsschutz zukommen. Daher ist mit der abweichen-

den Meinung der Richter Huber und Müller ein Steuererfindungsverbot der Finanzverfassung nicht zu entnehmen, 

vgl. BVerfGE 145, 171 (230). 
925 Vgl. die abweichende Meinung der Richter Huber und Müller, BVerfGE 145, 171 (244 f.). 
926 Kempny/Reimer, Gutachten D zum 70. Deutschen Juristentag, D 5 (D 21 f.). 
927 Vgl. hierzu Kempny, VR 2014, 300 (306 f.). 
928 Vgl. zudem mit Bezug zu Ausführungen des parlamentarischen Rates Kempny/Reimer, Gutachten D zum 70. Deut-

schen Juristentag, D 5 (D 21). 
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arakter haben und Möglichkeiten eröffnen sollen, ist verfassungsrechtlich auch nicht vor-

gesehen.929 Das BVerfG betont folgerichtig, die Finanzverfassung sei kein Recht von min-

derer Geltungskraft.930 Der Gleichrang von Sach- und Finanzkompetenzen, die Verteilung 

der Sachaufgaben und die Finanzverfassung verlangen demnach ein „Hin-und-Her-Wan-

dern-Lassen des Blickes“931. 

c. Rechtswirkung der Finanzverfassung 

Es lässt sich nicht bestreiten, dass es Wechselwirkungen zwischen der sachbezogenen Auf-

gabenverteilung von Bund und Länder sowie den finanzverfassungsrechtlichen Regelun-

gen gibt. Dies zeigt sich eindrücklich an der Gesetzgebungskompetenz für steuerliche Nor-

men mit Lenkungszweck, da diese sowohl als tatbestandliche Steuern einen Bezug zur Fi-

nanzverfassung als auch durch die Verfolgung von Lenkungszwecken einen Bezug zu den 

Sachkompetenzen aufweisen.932 Die Auflösung nach dem herausgearbeiteten Verständnis 

von der Finanzverfassung, dem „Hin-und-Her-Wandern-Lassen des Blickes“ wird nach-

folgend erläutert (bb.). Vorgelagert werden die Interpretationslinien des gewonnenen Ver-

ständnisses für die Finanzverfassung (Art. 104 ff. GG) kurz dargestellt, die in die Auflö-

sung von Konflikten zwischen Art. 70 ff. GG und Art. 104a ff. GG miteinfließen (aa.). 

aa. Interpretationslinien für Art. 104 ff. GG 

Die enge Verzahnung der Finanzverfassung mit dem Bundesstaat macht verbindliche Rah-

menregelungen unabdingbar. Andernfalls verliert die Finanzverfassung ihre Funktion für 

Stabilität und Sicherheit im Bundesstaat zu sorgen.933 Auslegungsstreitigkeiten innerhalb 

der Finanzverfassung haben sich hieran auszurichten.934 

Der Finanzverfassung kommt eine ausschließliche Innenwirkung zwischen Bund und Län-

dern zu. Auch wenn sich notwendigerweise die Erhebungs- und Ertragskompetenzen nach 

den zugewiesenen Sachaufgaben zu richten haben, liegt ihr keine geringe Bedeutung zu-

grunde.935 Ihre normative Wirkung beschränkt sich zunächst zwar nur auf die geregelten 

Bereiche, welche über die Kompetenzen zur Steuererhebung sowie die Ertragsverteilung 

und den Finanzausgleich nicht hinausgehen. Damit sind Wechselwirkungen zwischen 

Sach- und Steuerrecht jedoch nicht ausgeschlossen. Aufgrund der engen Verzahnung der 

 
929 Vgl. ebenfalls Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 166. 
930 Vgl. Hellermann, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 104a, Rn. 5 mit Verweis auf BVerfGE 72, 330 (388 f.). 
931 Kempny/Reimer, Gutachten D zum 70. Deutschen Juristentag, D 5 (D 21). 
932 Zur Bestimmung der richtigen Kompetenzgrundlage im Steuerstaat vgl. Kap. § 5 D. III. 2. a. 
933 Vgl. Hellermann, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 104a, Rn. 5 f.; Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. 

zu Abschn. X, Rn. 26. 
934 Übereinstimmend durchzieht bspw. die abweichende Meinung der Richter Huber und Müller zur Frage nach dem 

Recht zur Steuererfindung im Bereich der teleologischen Auslegung bundesstaatliche Aspekte, vgl. BVerfGE 145, 

171 (234). 
935 Vgl. Kap. § 6 A. I. 2. b. 
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Finanzverfassung und des Bundesstaatsprinzips sowie ihres Ausflusses aus den Sachauf-

gaben beschränken sich diese aber auf wenige Ausnahmen.936 Zur Auflösung von Wech-

selwirkungen zu den Sachverteilungsregeln gilt dann, dass die Regelungen der Finanzver-

fassung die bundesstaatliche Aufgabenbestimmung zu effektuieren und ihr nicht entgegen 

zu steuern haben. 

bb. Auswirkungen auf die Gesetzgebungskompetenz von steuerlichen Normen mit Len-

kungszweck 

Ein zentraler Streitpunkt über das Verständnis der Finanzverfassung liegt in der verfas-

sungsrechtlichen Möglichkeit der Verwendung von Lenkungszwecken über Steuern.937 

Mit einem Verständnis als Folgeverfassung ginge zugleich eine zurückhaltende Verwen-

dung von Lenkungszwecken einher, da die Finanzverfassung vorrangig auf die Finanzie-

rungsfunktion der Sachaufgaben verwiesen wäre.938 Anders wäre es dagegen, wenn die 

Sichtweise von der Finanzverfassung als integraler Bestandteil der bundesstaatlichen Ord-

nung mit eigenständigem Charakter eingenommen würde. Durch ihre Wirkung auf die 

Aufgabenverteilung sei sie zugleich deren Teil. Eine Vorsicht zur Verwendung von Len-

kungszwecken wäre ungeachtet der steuerstaatlichen Restriktion939 dann nicht geboten.940 

Nach dem Verständnis in dieser Arbeit stellt die Finanzverfassung aber weder eine reine 

Folgeverfassung noch einen integralen Bestandteil der bundesstaatlichen Ordnung dar. 

Vielmehr besteht zwischen der Finanzverfassung und den Sachaufgaben ein gleichrangi-

ges, aber funktional dienendes Verhältnis, welches im Kontext der Bundesstaatlichkeit zu 

interpretieren ist. Dies bedeutet für die Verwendung von Lenkungszwecken über Steuern 

folgendes: 

Durch das gleichrangige Verhältnis kann nur das Grundgesetz selbst die Frage nach der 

Reichweite und Zulässigkeit steuerlicher Lenkung beantworten.941 Da der verfassungs-

rechtliche Steuerbegriff die Verfolgung von Lenkungszwecken zulässt, kann nichts ande-

res für die Finanzverfassung an sich gelten. Damit geht weder eine zurückhaltende noch 

ausgedehnte Verwendung von Lenkungszwecken einher. 

Zur Bestimmung der Kompetenz bietet sich, wie bereits ausgeführt942, dreierlei an: Vor-

rang der Sach-, Vorrang der Steuer- oder doppelte Kompetenzgrundlage. Nach dem in die-

ser Arbeit vertretenen Verständnis von der Finanzverfassung scheidet sowohl ein Vorrang-

modell als auch die Annahme einer doppelten Kompetenzgrundlage aus. Das Grundgesetz 

 
936 Ebenfalls von seltenen Wechselbeziehungen ausgehend Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Vorbem. zu 

Art. 104a-115, Rn. 29; a.A. Vogel/Waldhoff, in: BK, GG, 81. EL, 1997, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 71. 
937 So auch feststellend Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), Vorbem. zu den Art. 104a-115, Rn. 29. 
938 Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), Vorbem. zu den Art. 104a-115, Rn. 29. 
939 Vgl. Kap. § 5 D. III. 
940 Heun/Thiele, in: Dreier (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Art. 104a-115, Rn. 26. 
941 Vgl. hierzu auch das Verständnis der grundgesetzlichen Rahmenordnung sogleich Kap. § 6 B. II. 1. b. 
942 Vgl. Kap. § 5 D. III. 2. a. 
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sieht Letzteres nicht vor. Vielmehr ist im Falle kollidierender Kompetenztitel auf den Re-

gelungsschwerpunkt des Gesetzes abzustellen, sofern die Maßnahme nicht eindeutig einer 

Kompetenz zugeordnet werden kann.943 Die Auslegung der Art. 105 f. GG ergibt, dass sie 

als Kompetenzgrundlage jedes Gesetz umfassen, welches die Erhebung, Aufhebung oder 

Ausgestaltung von Steuern zum Gegenstand hat.944 Die Grenze zwischen den Art. 70 ff. 

GG und Art. 105 f. GG ist demnach allein an der Frage ausgerichtet, ob eine Steuer oder 

nichtsteuerliche Abgabe vorliegt. Sie bezieht sich dagegen nicht auf die Entscheidung, ob 

ein Gestaltungs- oder Finanzierungsgesetz vorliegt.945 Mit der Qualifizierung der Lenkung 

über oder durch eine Steuer ist damit zugleich auch über die Kompetenz entschieden. Sie 

bestimmt sich nach den Art. 105 f. GG. 

Gleichwohl ist das Verständnis der Finanzverfassung als gleichrangig mit dem Sachrecht 

sowie dem Ziel der Stabilisierung und des Schutzes der Bundesstaatlichkeit nicht ohne 

Konsequenzen für die Ausübung der Steuergesetzgebungskompetenz anzusehen. Es bedarf 

eines korrektiven Elements, welches sicherstellt, dass bei der Ausübung der Steuerkompe-

tenz Rücksicht auf bestehende Sachregelungen genommen wird.946 Diese Kompetenzaus-

übungsschranke findet sich damit aber weniger als Widerspruchsfreiheit der Rechtsord-

nung im Rechtsstaatsprinzips wieder,947 sondern hat ihren Ursprung im Bundesstaatsprin-

zip – konkret der Bundestreue.948 Kompetenzkonflikte entstehen dann nur beim Auseinan-

derfallen von Sach- und Steuerkompetenz. Hat derselbe Gesetzgeber beide Kompetenzen 

inne und stehen sich Regelungen entgegen, ist vielmehr der lex posterior Grundsatz heran-

zuziehen.949 

Damit schließt ein solches Verständnis von der Finanzverfassung die Möglichkeit der Ver-

wendung von Lenkungszwecken nicht aus. Die formelle Verfassungsmäßigkeit entspre-

chender Regelungen ist nicht an einem Maßstab der Zurückhaltung oder Ausdehnung zu 

messen, sondern allein daran, ob die konkrete Kompetenzausübung beim Auseinanderfal-

len der Sach- und Steuerkompetenz im Einklang mit dem bundesstaatlichen Strukturprin-

zip, welches die Finanzverfassung maßgeblich prägt, und den bereits getroffenen Sachre-

gelungen erfolgt. 

 
943 Statt vieler Rozek, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 70, Rn. 56. 
944 Vgl. Siekmann/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 1. 
945 Vgl. ebenfalls Barthelmann, Der gestaltende Steuergesetzgeber im Konflikt mit dem Sachgesetzgeber, S. 81. 
946 Eine solche Lösung ebenfalls überzeugend findend Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben,  

S. 250 f., welche ebenfalls Kritik an der Widerspruchsfreihit der Rechtsordnung äußert, S. 251 f. 
947 So aber zuletzt BVerfG, NVwZ 2025, 328 (333 f., Rn. 60 ff.); ebenfalls kritisch Jarass, AöR 126 (2001), 588 ff.; 

Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 17. 
948 In diese Richtung ebenfalls Kempny, StuW 2014, 185 (186), welcher die Anknüpfung insb. bei Wertungswider-

sprüchen in der Bundestreue sieht; vgl. Barthelmann, Der gestaltende Steuergesetzgeber im Konflikt mit dem Sach-

gesetzgeber, S. 118 f. m.w.N. dazu, dass die Bundestreue auch als Ausfluss aus dem Bundesstaatsprinzip verstanden 

werden kann; ausf. zum Gesamten Stephan, Die Interpretation von Gesetzgebungskompetenzen, S. 395 ff. 
949 Nach diesem Grundsatz verdrängt das jüngere Gesetz das ältere. Der Vorrang des jüngeren Gesetzes bezieht sich 

auf den zeitlichen Anwendungsbereich von gleichrangigen Normen, vgl. Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler 

(Hrsg.), AO/FGO, AO, § 4, Rn. 365; vgl. zu diesem Gedanken ebenfalls Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem 

rationalen Steuersystem, S. 189 ff. 
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3. Ergebnis: Das Grundgesetz als Grundlage der Interpretation der Finanzver-

fassung 

Die Finanzverfassung bildet einen eigenen Abschnitt unter der Überschrift „Das Finanz-

wesen“ im Grundgesetz. Ihren Regelungen lässt sich dabei eine Verbindung zum Bundes-

staatsprinzip und zum Demokratieprinzip entnehmen. Umstritten ist, in welchem konkre-

ten Verhältnis die Finanzverfassung zum Bundesstaatsprinzip steht und wie sie allgemein 

im Gefüge des Grundgesetzes einzuordnen ist. Denn nur sofern sie einen integralen, mit-

konstituierenden Teil des Bundesstaatsprinzips darstellt, kann ihr eine dirigierende Funk-

tion und damit normative Wirkung zur Begründung des Steuerstaatsprinzips zugesprochen 

werden. 

Es zeigte sich, dass es eine derart ausgestaltete Finanzverfassung ohne das Bundesstaats-

prinzip nicht geben würde. Demnach ist die Finanzverfassung gerade kein integraler Be-

standteil des Bundesstaatsprinzips, sondern erwächst vielmehr aus diesem. Die Finanzver-

fassung ist nur eine konkrete Ausgestaltung des Bundesstaatsprinzips und regelt damit die 

Finanzierungsfrage nicht abschließend. Da ihr zudem kein darüberhinausgehender Schutz 

der Bürger zuzusprechen ist, lässt sich aus der Finanzverfassung keine normative Wirkung, 

welche die Begründung eines Steuerstaatsprinzips rechtfertigen würde, ableiten. Die Fi-

nanzverfassung aber durch die enge Verzahnung lediglich als Folgeverfassung zu betrach-

ten, widerspricht der Gleichrangigkeit der Kompetenznormen. 

Das herausgearbeitete Verständnis der Finanzverfassung und sein Verhältnis zu den Sach-

aufgaben ergibt sich demnach von Seiten des Grundgesetzes, speziell dem Staatsstruktur-

prinzip des Bundesstaates aus Art. 20 Abs. 1 GG. Diese Bedeutung zeigt sich auch in den 

Rechtsfolgen, die aus der so verstandenen Finanzverfassung erwachsen. Unter der dienen-

den Funktion des Bundesstaatsprinzips sind Auslegungsstreitigkeiten und Wechselwirkun-

gen, wie bei den steuerlichen Normen mit Lenkungswirkung, zu entscheiden. 

Kurz: Die Finanzverfassung ordnet sich in das Gefüge des Grundgesetzes als Ausfluss des 

Bundesstaatsprinzips ein. Sie steht in einem gleichrangigen Verhältnis zu den Sachaufga-

ben. Ihr ist keine – über ihren eigenen Regelungsgehalt hinausgehende – normative Wir-

kung auf die übrigen Verfassungsbestimmungen zu entnehmen. Sofern Wechselwirkungen 

bestehen, sind diese unter Berücksichtigung des Bundesstaatsprinzips aufzulösen. Das 

Grundgesetz interpretiert die Finanzverfassung. 

II. Zusammenfassung: Auswirkung auf die Begründung des Steuerstaatsprinzips 

Die Finanzverfassung dient vorrangig der Sicherstellung der finanziellen Handlungsfähig-

keit zur Wahrnehmung der bundesstaatlich verteilten Sachaufgaben. Dabei geht das Bun-

desstaatsprinzip und mit ihm die Frage nach seiner Finanzierung über die Finanzverfassung 

hinaus. Aus dieser Funktion folgt, dass die Finanzverfassung nicht als eigenständiger Maß-
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stab zur Einschränkung nichtsteuerlicher Abgaben herangezogen werden kann. Eine rest-

riktive Wirkung gegenüber nichtsteuerlichen Abgaben lässt sich aus der engen Verflech-

tung von Finanzverfassung und Bundesstaatlichkeit nicht ableiten. Die Finanzverfassung 

schafft durch die Kompetenz- und Ertragszuweisung vielmehr nur einen finanziellen Rah-

men950, wie die verteilten Sachaufgaben wahrgenommen werden können – regelt diesen 

aber nicht abschließend. Im Ergebnis kann die Finanzverfassung das Steuerstaatsprinzip 

damit nicht begründen. 

B. Die politische Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 

Wenn der Gesetzgeber grundsätzlich zwischen Steuer- und Sachkompetenz entscheiden 

kann und diese lediglich eine reine Innenwirkung zwischen Bund und Länder entfalten, 

müsste der Gesetzgeber auch in der Wahl seines Finanzierungsinstruments über einen po-

litischen Gestaltungsspielraum verfügen. Das Steuerstaatsprinzip konterkariert dies, indem 

es den Einsatz nichtsteuerlicher Abgaben aufgrund seiner Wertungsfunktion nur unter en-

gen, die grundrechtlichen Anforderungen übersteigenden materiellen Voraussetzungen zu-

lässt.951 Dies wäre aber nur möglich, wenn sich aus der Verfassung selbst eine Einschrän-

kung der politischen Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers ergäbe. 

Daher wird nachfolgend untersucht, ob sich aus dem Grundgesetz eine derartige Einschrän-

kung, die eine vorrangige Erhebung einer Steuer vorsieht, ergibt. Im Vordergrund stehen 

dabei nicht das Verständnis der Finanzverfassung an sich, ihre Stellung im gesamtverfas-

sungsrechtlichen Gefüge952 oder auch die sonstigen Bestimmungen, die zur Begründung 

des Steuerstaatsprinzips herangezogen werden.953 Es geht vielmehr um die dogmatische 

Frage nach dem allgemeinen Verfassungsverständnis dieser Artikel zueinander, welches 

maßgeblich vom Vorverständnis der Verfassung geprägt ist.954 Konkret: Ergibt sich aus 

einzelnen Bestimmungen, die bereits zur Begründung des Steuerstaatsprinzips vorgetragen 

wurden,955 eine Einschränkung der politischen Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers, die 

eine Vorrangigkeit der Steuer vor der nichtsteuerlichen Abgabe begründet? Das wäre der 

Fall, wenn die Artikel, in denen das Steuerstaatsprinzip als normativ verankert gesehen 

wird, als Ausprägung ebendieses Gesamtkonzepts verstanden werden könnten. Sind die 

Bestimmungen hingegen als einzelne, ohne Anspruch auf ein geschlossenes System auf-

genommen, ließe sich ihnen keine Grundentscheidung für ein Steuerstaatsprinzip entneh-

men. Jeder Artikel würde ausschließlich die Rechtsfolgen begründen, die in seinen eigenen 

Regelungsbereich fielen. Das Grundgesetz würde sich als bewusst offen und mit Lücken 

zeigen, deren Füllung der Gesetzgeber legislativ ausgestalten könnte. Von der Antwort auf 

 
950 Vgl. zur Interpretation des Grundgesetzes als Rahmenordnung Kap. § 6 B. II. 1. b. 
951 Vgl. Kap. § 5 D. I. 4. 
952 Vgl. Kap. § 6 A. 
953 Vgl. die Ausführungen in Kap. § 5 C. 
954 Vgl. Bräunig, Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur 

deutschen Wiedervereinigung, S. 50; Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (112 ff.). 
955 Vgl. Kap. § 5 C. 
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diese Frage hängt die dogmatische und normative Anknüpfung des Steuerstaatsprinzips 

maßgeblich ab und damit auch der Umfang gesetzgeberischer Gestaltungsmöglichkeiten 

im Abgabenrecht.956 Hierfür wird zunächst die verfassungsrechtlich garantierte Gestal-

tungsfreiheit dargestellt (I.). Anschließend werden ihre Grenzen vor der eben aufgeworfe-

nen Frage erläutert (II.). Die Ausführungen münden in die Beantwortung der Frage, ob das 

Grundgesetz dogmatisch und normativ das Steuerstaatsprinzip begründet (III.). 

I. Verfassungsrechtlich garantierte Gestaltungsfreiheit 

Im Text des Grundgesetzes findet sich der Begriff der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 

nicht. Dennoch kommt ihm in der Rechtsprechung des BVerfG eine hervorgehobene Rolle 

zu. Kaum ein Entscheidungsbandband verzichtet in seinem Sachverzeichnis auf die Stich-

worte „Gestaltungsfreiheit“, „politische Gestaltungsfreiheit“ oder „Gestaltungsspiel-

raum“.957 Auch in der verfassungsrechtlichen Literatur ist der Terminus regelmäßig auf-

findbar, insbesondere im Zusammenhang mit der Verfassungsbindung des Gesetzge-

bers958, den Grenzen richterlicher Kontrolle959 oder bei Fragen der Verfassungsinterpreta-

tion960.961 Zwar verpflichtet Art. 20 Abs. 3 GG den Gesetzgeber zur Einhaltung der verfas-

sungsmäßigen Ordnung, doch bringt die Rede von der Gestaltungsfreiheit des Gesetzge-

bers zum Ausdruck, dass staatliches Handeln nicht in jeder Hinsicht verfassungsrechtlich 

vorgezeichnet sein kann.962 Zwischen der Verfassungsbindung und der Gestaltungsfreiheit 

des Gesetzgebers besteht demnach ein besonderes Verhältnis, welches durch die anzule-

gende Verfassungsinterpretation ausgestaltet wird.963 

Daran anknüpfend ergibt sich der Umfang der Gestaltungsfreiheit aus dem Grundgesetz 

selbst, insbesondere aus den Kompetenznormen. Grundsätzlich gilt: Je stärker das Grund-

gesetz selbst Entscheidungen trifft, desto geringer ist der gestalterische Spielraum des Ge-

setzgebers und umgekehrt. Die Gestaltungsspielräume des Gesetzgebers unterscheiden 

sich anhand der Regelungsdichte des jeweiligen Regelungskomplexes bzw. Artikels.964 

Die verfassungsrechtlich garantierte Gestaltungsfreiheit bezeichnet damit nichts anderes 

 
956 Vgl. Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (108), welcher dieselbe Fragestellung im Streit um die Wirtschaftsver-

fassung des Grundgesetzes aufwarf. Der Problemstellung spricht Gusy dabei Relevanz in vielen Streitfällen des Ver-

fassungsrechts zu (S. 110). Ebendies wird nachfolgend in dieser Arbeit auf die Frage nach dem Steuerstaatsprinzip 

übertragen. 
957 Bräunig, Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur deut-

schen Wiedervereinigung, S. 45. 
958 Vgl. statt vieler Badura, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. VII, § 163, Rn. 18 ff.; Sachs/von Coelln, in: 

Sachs (Hrsg.), GG, Art. 20, Rn. 94, 99. 
959 Vgl. statt vieler Walter, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 93, Rn. 104. 
960 Vgl. Kaufmann, StWStP 8 (1997), 161 (166 ff.); sowie nachfolgend Kap. § 6 B. II. 1. 
961 Vgl. Bräunig, Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur 

deutschen Wiedervereinigung, S. 46. 
962 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (110). 
963 Vgl. Bräunig, Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur 

deutschen Wiedervereinigung, S. 46; Wahl, Der Staat 20 (1981), 485 (505). 
964 Vgl. ebenso Bräunig, Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts zur deutschen Wiedervereinigung, S. 47; Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (109 f.). 
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als das „verfassungsrechtlich Erlaubte“965, was sowohl die formelle als auch materielle 

Ebene prägt. Sie drückt damit einerseits positiv eine Beurteilungs- und Entscheidungsbe-

fugnis des Gesetzgebers aus, andererseits bezeichnet sie negativ die Grenze verfassungs-

gerichtlicher Prüfung.966 

II. Grenzen der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 

Damit ist die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers nicht schrankenlos, wie sich aus der 

Verfassungsbindung (Art. 20 Abs. 3 GG) ergibt. Für die weitere Untersuchung ist es not-

wendig, das verfassungsrechtlich Erlaubte bzw. Nichterlaubte zu ermitteln, um die Reich-

weite und Grenzen der gesetzgeberischen Gestaltungsfreiheit – speziell für die Abgaben-

erhebung – zu bestimmen. Hierfür ist zunächst das Verfassungsverständnis herauszuarbei-

ten (1.). Kann sich aus den Einzelbestimmungen als Ausprägung eines Gesamtkonzepts 

bereits ein verfassungsrechtlicher Vorrang der Steuer ergeben, der sich in der steuerstaat-

lichen Wertungsfunktion niederschlägt? Aufbauend auf dem gewonnenen Verständnis von 

der Verfassung werden ergänzend mögliche Einschränkungen der politischen, abgaben-

rechtlichen Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers aus den Kompetenznormen (2.), den Ver-

fassungsprinzipien (3.) und den Grundrechten (4.) überprüft. Hierbei steht auch die Frage 

im Vordergrund, ob sich für die verfassungsrechtlich garantierte Gestaltungsfreiheit Ein-

schränkungen für die Erhebung von nichtsteuerlichen Abgaben ergeben können. Oder ist 

die Finanzverfassung im X. Abschnitt des Grundgesetzes vielmehr als Leitgedanke bzw. 

als verfassungsrechtlicher Orientierungsmaßstab an den Gesetzgeber zu verstehen, der 

richtungsweisend, aber nicht bindend ist (5.)? 

1. Möglichkeiten der Verfassungsinterpretation 

Ein Grund für divergierende Verfassungsverständnisse liegt in der Lückenhaftigkeit des 

Grundgesetzes. Da sich im Parlamentarischen Rat zwei etwa gleich starke politische Rich-

tungen gegenüberstanden, konnte die Schaffung des Grundgesetzes nur ermöglicht wer-

den, indem bestimmte Materien ausgeklammert wurden. Entweder blieben sie dabei völlig 

ungeregelt oder wurden nur über allgemeine Leitlinien oder Prinzipien aufgenommen. De-

taillierte Regelungen finden sich vorrangig in Organisations- und Kompetenzfragen. Dar-

über hinaus sollte dem Gesetzgeber über weite Formulierungen ein Gestaltungsspielraum 

eröffnet werden, den es erst im politischen Prozess auszufüllen galt. Allgemeine Leitlinien 

und Prinzipien legen zwar Ziele fest, halten aber den Weg, Mittel und Grad der Verwirkli-

chung offen. Ein weiterer Grund für die Lückenhaftigkeit war neben dem erhofften Wahl-

sieg der beteiligten Parteien im später zu wählenden Parlament auch das Ziel, eine mög-

lichst breite Zustimmung in den Landtagen und in der Bevölkerung zu erzielen. Hätte der 

Verfassungsgeber viele Bereiche des Lebens konkreten Regelungen im Grundgesetz un-

 
965 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (110). 
966 Badura, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 265, Rn. 20. 
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terworfen, die bestimmte politische Richtungen erkennen gelassen hätten, wäre die Akzep-

tanz begrenzt gewesen. Die sich aus der Lückenhaftigkeit ergebende Offenheit des Grund-

gesetzes und ihr Zwang zum Kompromiss sichert die Verfassung gleichfalls als Langzeit-

ordnung. Denn nur so wird ein stetiger demokratischer Wandel ermöglicht, ohne dass bei 

wesentlichen legislativen Entscheidungen zugleich verfassungsrechtliche Grundlagen in 

den Diskurs hineingezogen werden. Das Verfassungsverständnis hat sich demnach u.a. an 

der Lückenhaftigkeit und strukturellen Offenheit des Grundgesetzes zu orientieren.967 

Doch so verbreitet diese Erkenntnis auch ist,968 so unterschiedlich sind die hieraus gezoge-

nen Folgerungen. Die Unterschiede wurzeln primär in der unterschiedlichen Bewertung 

des Verhältnisses von Grundgesetz und Gesetzgeber zueinander.969 Wer die Offenheit der 

Verfassung und die Freiräume des Gesetzgebers als Schwäche betrachtet, wird weitrei-

chendere Möglichkeiten der Lückenfüllung suchen (a.) als derjenige, der diese umfangrei-

chen Freiheiten der Legislative als vorteilhaft einschätzt (b.).970 An dieser Ausrichtung ori-

entiert sich auch die Verfassungsinterpretation des Grundgesetzes, die nachfolgend unter 

Bezugnahme der Frage nach einer Normativität des Steuerstaatsprinzips erläutert wird. 

a. Das Grundgesetz als Grundordnung 

Obwohl das Grundgesetz in seiner Konzeption offen und lückenhaft ist, wird in Teilen der 

verfassungsrechtlichen Literatur ein Verständnis vertreten, das dennoch von einer potenzi-

ell geschlossenen Ordnung ausgeht.971 Die Bruchstücke, die das Grundgesetz vorgebe, 

konkretisieren sich durch die Verfassungsinterpretation zu einem normativen Ganzen. Der 

normative Wachstumsprozess entspringe hierbei insbesondere den Verfassungsprinzipien, 

die entweder im Verfassungstext genannt oder als allgemeine Rechtsprinzipien den Ein-

zelbestimmungen des Grundgesetzes zugrunde liegen und einzelfallbezogenen herausge-

arbeitet werden müssen.972 Diese seien durch Auslegung und verfassungsrechtliche Wer-

tungen zu ermitteln, wodurch ihnen als Teil der Verfassung eine rechtliche Wirkungskraft 

zukomme.973 Die Konkretisierung des Grundgesetzes durch Verfassungsprinzipien sei da-

bei ein fortlaufender Prozess, da sie als Optimierungsgebote verstanden werden.974 Diese 

Konzeption entfalte demnach für alle Bereiche des Verfassungsrechts Geltung, in denen 

 
967 Zum gesamten Abs. ausf. Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (110 ff.); ders., Parlamentarischer Gesetzgeber und 

Bundesverfassungsgericht, S. 93 ff.; ausf. zur Offenheit ebenfalls Höfling, Offene Grundrechtsinterpretation, S. 77 ff. 
968 Statt vieler vgl. Schwarz, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. I, § 20, Rn. 1. 
969 Vgl. ähnlich Grimm, JuS 1980, 704 f.; Stark, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 271, Rn. 6 f.; Unruh, 

Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes, S. 411 f. 
970 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (112). 
971 Vgl. in diese Richtung Alexy, Theorie der Grundrechte, S. 15 ff., 75 f.; Bryde, Verfassungsentwicklung, S. 82 ff.; 

Geiger, BayVBl. 1974, 297 (299); Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, § 2, 

Rn. 60 ff. 
972 Vgl. darstellend Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (114); Unruh, Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes,  

S. 411 m.w.N.; ähnlich Bräunig, Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers in der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts zur deutschen Wiedervereinigung, S. 50; zurückgehend auf Alexy, Theorie der Grundrechte, S. 75 f. 
973 Vgl. Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (114). 
974 Vgl. zum Verständnis der Prinzipien bereits Kap. § 5 D. III. 
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Normen mit prinzipiellem Charakter zu ermitteln seien.975 Die Folge wäre, dass alles Recht 

vom Verfassungsrecht her mitgestaltet werden würde, demnach der Gesetzgeber die Ver-

fassung vielmehr nur entfalte, entwickle und verwirkliche,976 kurz: vollziehe.977 Politische 

Handlungs- und gesetzgeberische Gestaltungsspielräume würden stark verkleinert werden, 

da das Grundgesetz als Grund- und konkretisierte Wertordnung für alles eine verfassungs-

rechtliche Zielvorgabe über ein Optimierungsgebot bereithalte.978 

Auch das BVerfG lässt sich grundsätzlich der Auffassung zuordnen, dem Grundgesetz 

liege eine potenziell geschlossene Ordnung zugrunde. Das Gericht geht davon aus, dass 

das Grundgesetz „keine wertneutrale Ordnung“979 sei.980 Die primär aus den Grundrechten 

gebildete Werteordnung wirke demnach auch in Bereiche maßstabsbildend hinein, die 

keine ausdrücklichen Regeln enthalten. Es versteht das Grundgesetz damit zwar zunächst 

als lückenhafte Ordnung, die jedoch durch sich selbst als Werteordnung geschlossen 

wird.981 

Vor diesem Hintergrund ergibt sich für die normative Herleitung und dogmatische Begrün-

dung des Steuerstaatsprinzips folgendes: Ungeachtet bereits vorgetragener Gegenargu-

mente könnte aus der Zusammenschau der Einzelbestimmungen in den Grundrechten  

(Art. 12a GG, Art. 12 Abs. 2 GG, Art. 3 Abs. 1 GG), der Finanzverfassung (Art. 104a ff. 

GG) sowie dem Demokratie-, Rechtstaats- und Sozialstaatsprinzip das Steuerstaatsprinzip 

hergeleitet werden.982 Denn das Grundgesetz sehe zwar neben der Steuer weitere nicht-

steuerliche Abgabenarten vor, ihm fehle es aber an einer eindeutigen verfassungsrechtli-

chen Regelung, die die Vorrangigkeit oder Rangordnung der Abgabenarten zueinander 

festlege. Diese Auslassung gewinne Bedeutung, da die Finanzmittel Grundlage der Funk-

tionsfähigkeit des Staates seien. Zudem fänden sich nur zur Steuer ausführliche Regelun-

gen zur Erhebung und Verteilung in der Finanzverfassung. Vor dem Hintergrund einer 

potenziell geschlossenen Grundordnung lasse sich zur Beantwortung dieser Frage eine sys-

tematische „Lücke“ erkennen. Das sich aus den Einzelbestimmungen ergebende, vom 

BVerfG mitentwickelte983 Steuerstaatsprinzip fülle diese Lücke normativ aus, indem es 

eine primäre Finanzierung über Steuern postuliere. Hierbei beziehe es auch die Grund-

rechte als Werteordnung mit ein. Der Gesetzgeber habe dieses Optimierungsgebot bei der 

gesetzgeberischen Gestaltung zu berücksichtigen. Demnach bedürfe die Erhebung nicht-

 
975 Unruh, Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes, S. 411. 
976 Vgl. die Aufzählung bei Stark, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 271, Rn. 7. 
977 Vgl. hierzu Badura, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 265, Rn. 43. 
978 Vgl. i.Erg. Stark, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 271, Rn. 7. 
979 BVerfGE 7, 198 (205). 
980 Ausf. Gusy, Parlamentarischer Gesetzgeber und Bundesverfassungsgericht, S. 59 ff. 
981 Vgl. Bräunig, Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur 

deutschen Wiedervereinigung, S. 51; Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (112 f.); Unruh, Der Verfassungsbegriff 

des Grundgesetzes, S. 411; hierzu kritisch Lepsius, in: Jestaedt/ders./Möllers/Schönberger (Hrsg.), S. 159. 
982 Vgl. Kap. § 5 C. 
983 Vgl. Kap. § 5 B. II. 
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steuerlicher Abgaben erhöhter Anforderungen, um der steuerstaatlich postulierten vorran-

gigen Steuerfinanzierung in einem besonders hohen Maße nachzukommen.984 Die Gestal-

tungsfreiheit des Gesetzgebers wäre verfassungsrechtlich legitim eingeschränkt. Demnach 

hätte das Steuerstaatsprinzip bei einer solchen Verfassungsinterpretation ein Argument für 

seine dogmatische und normative Herleitung.985 

Allerdings ist einem solchen Verfassungsverständnis, welches das Grundgesetz als poten-

ziell geschlossene Ordnung sieht, die tendenzielle Unvereinbarkeit mit dem Demokratie-

prinzip entgegenzuhalten.986 Je stärker das Verfassungsrecht inhaltlich vorstrukturiert 

wird, desto geringer wird der Spielraum des Gesetzgebers, selbst gestaltend tätig zu wer-

den. Dadurch verschiebt sich die Teilhabe an der Gestaltung vom Parlament zum BVerfG, 

dessen letztverbindliche Interpretation als Hüter der Verfassung maßgeblich an Bedeutung 

gewinnt.987 Denn die Zunahme von verfassungsrechtlichen Optimierungsgeboten und da-

bei verbundenen „Anweisungen“ an die gesetzgebenden Organe verringert die Auswahl 

möglicher Alternativen.988 Die demokratische Bedeutung erwächst daraus, dass allein die 

Parlamente unmittelbar vom Volk gewählt werden und damit die stärkste Legitimation ge-

nießen. Gewinnt dagegen die Verfassungsgerichtsbarkeit durch die Möglichkeit der den 

Gesetzgeber bindenden Verfassungsinterpretation an Einfluss auf legislative Entscheidun-

gen, schwächt dies die Möglichkeit, über Wahlen auf die gesetzgeberische Entscheidungs-

findung einzuwirken.989 Auch würde das Verständnis von einer potenziell geschlossenen 

Ordnung die Normativität des Grundgesetzes wesentlich beeinträchtigen.990 Da verfas-

sungsgerichtliche Entscheidungen neben der Entscheidung des Einzelfalls im Tenor auch 

die Konkretisierung des Verfassungsrechts in den Entscheidungsgründen vorsehen, stehen 

letztere nicht mehr nur in Bezug zur Einzelfallentscheidung. Die Entscheidungsbegrün-

dung enthält damit einen weitreichenden materiellen Gehalt, der als allgemein verbindliche 

Richtlinien verstanden werden kann. Die Akzeptanz des Grundgesetzes als Entscheidungs-

grundlage nimmt ab. Gleichzeitig wird das BVerfG zunehmend in aktuelle politische De-

batten einbezogen, was seine ursprüngliche Funktion als ausgleichendes und befriedendes 

Organ untergräbt.991 Zudem übersteigt es die Leistungsfähigkeit der Verfassung, wenn das 

Grundgesetz mit Optimierungsgeboten durchdrungen wird.992 Daher kann das Grungesetz 

 
984 Zu den Rechtsfolgen auch gegenüber der abgabenrechtlichen Lenkung vgl. Kap. § 5 D. 
985 Der Unterscheid zur Herleitung des Steuerstaatsprinzips als Verfassungsvoraussetzung (vgl. Kap. § 5 C. VIII.) 

liegt in der Verfassungsdogmatik. Als Verfassungsvoraussetzung liegt das Steuerstaatsprinzip dem Grundgesetz be-

reits vorgelagert zugrundet, dessen Geltung stillschweigend vorausgesetzt wird. Bei der Herleitung durch die Verfas-

sungsinterpretation entspringt es erst aus einzelnen Normen des Grundgesetzes. Es entsteht demnach durch die Aus-

legung und ist nicht bereits im vorhinein ausdrücklicher Teil der Verfassung. 
986 Vgl. Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (116 f.); ausf. ders., Parlamentarischer Gesetzgeber und Bundesverfas-

sungsgericht, S. 76 ff.; andeutend Badura, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 265, Rn. 43. 
987 Vgl. statt vieler Haratsch, in: Sodan (Hrsg.), GG, Art. 93, Rn. 2. 
988 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (117); vgl. Unruh, Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes, S. 412 m.w.N. 
989 Ausf. Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (117). 
990 Vgl. Böckenförde, NJW 1976, 2089 (2099); Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (117). 
991 Hierzu Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (118 f.). 
992 Axer, Die Kompetenz des Vermittlungsausschusses, S. 27; Badura, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. VII, 

§ 163, Rn. 13. 
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nicht als konkretisierende Grundordnung interpretiert werden, da ansonsten zentralen 

Kerngehalten des Grundgesetzes widersprochen wird. Im Ergebnis kann dieses Verfas-

sungsverständnis daher auch nicht das Steuerstaatsprinzip dogmatisch stützen und zur nor-

mativen Herleitung herangezogen werden. 

b. Das Grundgesetz als Rahmenordnung 

Vielmehr stellt das Grundgesetz eine überwiegende993 Rahmenordnung dar.994 Das bedeu-

tet, das Grundgesetz beschränkt sich auf die Festlegung von Rahmenbedingungen und Ver-

fahrensregeln für den politischen Handlungs- und Entscheidungsprozess. Hierfür trifft es 

die grundlegenden Entscheidungen für das Verhältnis des Einzelnen, der Gesellschaft und 

dem Staat zueinander.995 Das Grundgesetz verzichtet aber weitgehend auf im judiziellen 

oder verwaltungsmäßigen Sinne vollzugsfähige Einzelregelungen.996 Denn die verfas-

sungsgebenden Instanzen haben eine Offenheit des Grundgesetzes angestrebt, womit we-

der der Wille des Verfassungsgesetzgebers noch die Realität eine potenziell lückenlose 

Ordnung des Grundgesetzes postulieren. Dadurch ergeben sich gewollte verfassungs-

rechtsfreie Räume, die von keinem Artikel des Grundgesetzes geregelt sind oder nur un-

vollständig erfasst werden.997 Diese Offenheit und bewusste Unvollständigkeit bestimmen 

somit maßgeblich das Bild der Verfassungsinterpretation. Eine Konkretisierung darf nur 

insoweit erfolgen, wie sie von der jeweiligen Vorschrift gedeckt ist, d.h. nicht die gewollte 

Grenze der normativen Regelungen überschreitet. Verbleibende Freiräume sind durch die 

staatlichen Organe auszufüllen.998 Denn eine vollständige und vollkommene Grundrechts-

interpretation ist weder von der Verfassung geboten noch zugelassen.999 

Dem Rahmencharakter des Grundgesetzes kommen damit zwei Funktionen zu: eine er-

möglichende und eine begrenzende Funktion.1000 Die ermöglichende Funktion zeigt sich 

durch die bewusste Beschränkung auf Rahmengrenzen und dem Aufzeigen von Hand-

lungszielen1001, wodurch das Grundgesetz dem Gesetzgeber einen weiten Handlungs- und 

 
993 Das Verständnis vom Grundgesetz als Grundordnung stellt den Charakter der Verfassung als Rahmen an sich nicht 

infrage. Dieser wird allerdings dadurch beeinträchtigt, dass der Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers durch die 

Ausfüllung der Lücken stark eingeschränkt wird und damit der Charakter einer Rahmenordnung verloren geht, vgl. 

Unruh, Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes, S. 411 f. 
994 Böckenförde, NJW 1976, 2089 (2099); ders., Zur Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz,  

S. 71; Hillgruber, in: Kischel/Kube (Hrsg.), HBStR, Bd. II, § 29, Rn. 58; Starck, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, 

Bd. XII, § 271, Rn. 6; Wahl, Der Staat 20 (1981), 485 (507); nicht ausdrücklich erwähnend, aber grundlegend in diese 

Richtung die Offenheit der Verfassung betonend Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (120 f.); vgl. bereits auch 

andeutend Grimm, JuS 1969, 501 (504). 
995 Vgl. Axer, Die Kompetenz des Vermittlungsausschusses, S. 27. 
996 Vgl. Böckenförde, NJW 1976, 2089 (2091). 
997 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (120); vgl. ebenfalls unter dem Stichwort „Nichteinigung“ Böckenförde, NJW 

1976, 2089 (2091) m.w.N. 
998 Vgl. Stark, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 271, Rn. 2. 
999 Vgl. zum gesamten Abschn. Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (120 f.). 
1000 Ebenfalls Axer, Die Kompetenz des Vermittlungsausschusses, S. 27 ff.; Unruh, Der Verfassungsbegriff des 

Grundgesetzes, S. 408. 
1001 Böckenförde, NJW 1976, 2089 (2099). 
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Gestaltungsspielraum belässt. Der Legislative gegenüber gibt das Grundgesetz nur Struk-

turentscheidungen vor, während es ihr wesentliche Regelungsbereiche mangels weiterge-

hender Festlegungen zur eigenständigen Entscheidung überantwortet.1002 Dieser gewährte 

Freiraum ist dabei nicht Ausdruck zufälliger Lückenhaftigkeit, sondern intendierter Be-

standteil des Grundgesetzes, und ermöglicht es dem Gesetzgeber auf gegenwärtige sowie 

neu auftretende Herausforderungen sachgerecht reagieren zu können.1003 

Komplementär zu seiner ermöglichenden Funktion kommt dem Grundgesetz als Rahmen-

ordnung aber auch eine begrenzende Funktion zu. Diese findet die staatliche Handlungs-

macht dort, wo die Verfassung eine unüberwindbare Grenze zieht. Der Bestimmung des 

verfassungsrechtlichen, machtbegrenzenden Rahmens, in dem sich das staatliche Handeln 

zu bewegen hat, kommt damit eine besondere Bedeutung zu. Denn der weite Handlungs-

spielraum des Gesetzgebers ergibt sich gerade nicht aus der Unbestimmtheit des Rahmens, 

sondern aus dem begrenzten Umfang und der geringen Dichte der anderweitigen verfas-

sungsmäßigen Festlegungen.1004 Der Rahmen bestimmt sich nach dem Regelungsbereich 

der Einzelnormen, konkret dem Wortlaut und der Entstehungsgeschichte, womit ihnen 

nicht mehr Rechtsfolgen entnommen werden dürfen als in ihnen angelegt sind.1005 Ob und 

inwieweit ungeschriebenes Verfassungsrecht, wie allgemeine Prinzipien und Grundsätze, 

zur Bestimmung gar Begrenzung des Rahmens beitragen, bedarf vor dem Hintergrund der 

grundsätzlichen Offenheit des Grundgesetzes einer besonderen Begründung. Viele Fragen 

sollen im Grundgesetz bewusst offenbleiben. Aus der reinen Lückenhaftigkeit kann noch 

kein ungeschriebenes Verfassungsrecht hergeleitet werden, um diese Lücke zu schlie-

ßen.1006 Entscheidend ist, ob die Regelungslücke bewusst oder unbewusst entstanden ist. 

Bei ersterem ist ungeschriebenes Recht als Ergänzung ausgeschlossen. Nur wenn positiv 

festgestellt werden kann, dass eine Materie, die nicht durch geschriebenes Verfassungs-

recht geregelt ist, nach der Intention und dem Willen des Verfassungsgebers durch das 

Grundgesetz geregelt werden sollte, kann ungeschriebenes Verfassungsrecht in Betracht 

kommen.1007 

Offen bleibt bisher, wie die Charakterisierung des Grundgesetzes als Rahmenordnung zur 

dogmatischen Herleitung und normativen Anknüpfung des Steuerstaatsprinzips steht. Die 

Lücke, die dadurch entsteht, dass sich das Grundgesetz nicht zur Rangfolge der staatlichen 

Finanzierung äußert, könnte anders als beim Verständnis von einer Grundordnung nicht 

zwingend als zu schließend angesehen werden. Dies wäre nur der Fall, wenn der Rahmen 

überschritten wird. Beim Verständnis von einer grundgesetzlichen Rahmenordnung kann 

 
1002 Vgl. Axer, Die Kompetenz des Vermittlungsausschusses, S. 29 m.w.N. 
1003 Vgl. Axer, Die Kompetenz des Vermittlungsausschusses, S. 29 f.; Starck, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, 

Bd. XII, § 271, Rn. 2, 9. 
1004 Vgl. Stark, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 271, Rn. 8. 
1005 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (122). 
1006 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (125). 
1007 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (125). 
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ein Prinzip, welches nicht ausdrücklich im Verfassungstext erwähnt wird, also ungeschrie-

ben ist, nur herausgebildet werden, wenn erkennbar wird, dass der Verfassungsgeber dieses 

Prinzip bzw. sein Kerngehalt zwar regeln wollte, aber nicht geregelt hat. Ob aus den ge-

nannten Einzelbestimmungen, speziell denen der Finanzverfassung, ein Steuerstaatsprin-

zip hergeleitet werden kann, liegt damit weniger in den Argumenten, die aus den Einzel-

bestimmungen in systematischer sowie teleologischer und damit unter wertender Hinsicht 

gewonnen werden,1008 sondern neben dem Inhalt des Grundgesetzes vielmehr am Willen 

des Verfassungsgebers über die verfassungshistorische Auslegung.1009 Die nachfolgende 

Untersuchung beschäftigt sich daher damit, ob hinsichtlich der Rangfolge der Finanzie-

rungsmittel eine ungewollte Offenheit bzw. Lücke des Verfassungsgebers besteht, die dann 

durch ein ungeschriebenes Steuerstaatsprinzip geschlossen werden könnte. 

Die Untersuchung erschwert, dass der Parlamentarische Rat die Regelungen der Finanz-

verfassung, speziell die Verteilung der Steuerkompetenzen, bewusst vorläufig konzipierte, 

diese sich zudem bald als dysfunktional erwiesen haben und deshalb rascher legislativer 

Aufmerksamkeit bedurften.1010 Dennoch finden sich keine Hinweise, die auf eine unbe-

wusste Offenheit zur Rangfolge der Finanzierungsmittel in der Finanzverfassung oder au-

ßerhalb dieser1011 schließen lassen, wie ein Blick auf die Entstehung der Finanzverfassung 

und des Art. 120 GG zeigt – ganz im Gegenteil. Zwar behandelte ein Großteil der Bera-

tungen des Ausschusses für Finanzfragen des Parlamentarischen Rates Fragen der Steuer-

gesetzgebung, -verwaltung und -ertragsverteilung, was sich auch in der Ausgestaltung der 

Finanzverfassung wiederfindet.1012 Eine solche Befassung lässt aber noch nicht den 

Schluss einer implizierten Hervorhebung und damit Priorisierung der Steuer zu. Denn 

schon aus der ersten Beratung ist zu erkennen, dass auch nichtsteuerliche Abgaben als 

Säule der Einnahmenerzielung gesehen wurden.1013 Der Berichterstatter Höpker-Aschoff 

verband diesem Verständnis folgend die ausgabenbezogene Regelung des Art. 121 HChE 

mit der korrespondierenden Regelung zu den Einnahmenquelle (Art. 122 HChE) zum  

Art. 122: „Zur Deckung der Ausgaben des Bundes […] dienen folgende Einnahmen: […] 

2. Die Verwaltungseinnahmen des Bundes. 3. Das Aufkommen der Zölle und der durch 

Bundesgesetz geregelten Steuern (Bundessteuern), soweit es nicht den Ländern und Ge-

meinden zufällt, und die Erträge der Finanzmonopole.“1014 Zu den Verwaltungseinnahmen 

 
1008 Vgl. hierzu Kap. § 5 C. sowie Kap. § 6 B. II. 1. a. 
1009 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (125), welcher zudem als geglücktes Beispiel die Kompetenzen kraft „Natur 

der Sache“ oder kraft „Sachzusammenhangs“ nennt. 
1010 Vgl. Kube, Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Bd. II, § 54, Rn. 5. 
1011 Nach überwiegender Ansicht steht der Art. 120 GG an der systematisch falschen Stelle im Abschn. XI, da er 

eigentlich dem Abschn. X, der Finanzverfassung, zuzuordnen ist, vgl. Muckel/Krewerth, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), 

GG, Art. 120, Rn. 10 m.w.N. 
1012 Hierzu Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 71 m.w.N. 
1013 Vgl. Ausschuss für Finanzfragen, 2. Sitzung v. 16.9.1948, S. 5. Dokumentiert bei Feldkamp/Müller (Bearb.), Der 

Parlamentarische Rat 1948-1949, Akten und Protokolle, Bd. 12, Nr. 2, S. 66 (68). 
1014 Vgl. Butzer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 120, Rn. 31 ff. 
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zählten auch damals die Gebühren und Beiträge. Eine Hierarchisierung der Einnahmenar-

ten war nicht vorgesehen und auch nicht Gegenstand des Vorschlags – auch wenn er in 

seinem Bericht betonte, dass ein Großteil der Einnahmen in der Hauptsache durch Zwangs-

abgaben eingenommen wird.1015 Dem Art. 122 nach stehen die Einnahmenarten vielmehr 

gleichrangig nebeneinander. Früh stand in den Beratungen des Finanzausschusses auch 

fest, dass keine Verfassung in der Lage sein wird, die finanziellen Probleme für alle Zeiten 

zu regeln, weshalb dem Gesetzgeber ein möglichst weiter Spielraum einzuräumen sei. 

Denn „jede Verfassung kann nur den Rahmen abgeben, der es ermöglicht, elastisch für die 

Zukunft entweder auf dem Wege eines Finanzausgleichs oder einer genauen Ausgabeab-

grenzung die finanzielle Entwicklung zu steuern.“1016 Auf der Ausgabenseite des Art. 122 

sollte geregelt sein, dass der Bund die Kosten der Bundesverwaltung, Besatzungskosten 

und andere Kriegsfolgelasten und Sozialversicherungslasten übernimmt. Dies bekräftigt 

das Argument, alle genannten Einnahmen auch gleichrangig zur Deckung dieser Ausgaben 

verwenden zu können. Am vorgeschlagenen Artikel wurde als erste Vorschrift des Ab-

schnitts „Das Finanzwesen“ in der genannten Form bis zur vierten und damit letzten Le-

sung des Hauptausschusses des Parlamentarischen Rates festgehalten.1017 Offene Fragen, 

die primär diskutiert wurden, waren: Ob die Zweckbindung, die durch die Verknüpfung 

von Ausgaben und Einnahmen in einer Norm entstehe, nicht dem parlamentarischen Haus-

haltsgesetzgeber obliege.1018 Ob die Regelung zu den Besatzungskosten nicht in die Über-

gangsbestimmungen zu bringen sei, da diese Kosten temporärer Natur wären.1019 Letztlich 

entkoppelte sich vier Tage vor der endgültigen Verabschiedung des Grundgesetzes nach 

Abschluss der Beratungen des Hauptausschusses und des Plenums ohne Aussprache1020 

der erste Teil des Art. 122 (die Ausgabenseite) aus dem Finanzwesen in die Übergangs-

vorschriften und fand sich in Art. 120 GG der Endfassung wieder. Der zweite Teil (die 

Einnahmenseite) entfiel größtenteils, da im Abschnitt X „Das Finanzwesen“ ausschließlich 

die Steuer normiert worden ist, und ging stark verändert in Art. 106 GG auf.1021 Die sons-

tigen Einnahmen richteten sich, wie zuvor auch, nach den allgemeinen Bestimmungen. Die 

anfangs aufgenommene Aufzählung der Einnahmenarten entfiel aufgrund der Zerstreuung 

der Bestimmungen und des Wegfalls des Artikels in dieser Form restlos. 

 
1015 Vgl. Ausschuss für Finanzfragen, 2. Sitzung v. 16.9.1948, S. 5. Dokumentiert bei Feldkamp/Müller (Bearb.), Der 

Parlamentarische Rat 1948-1949, Akten und Protokolle, Bd. 12, Nr. 2, S. 66 (68). 
1016 Vgl. hierzu die Äußerung von Reuter im Ausschuss für Finanzfragen, 2. Sitzung v. 16.9.1948, Aussprache über 

den Bericht von Höpker Aschoff, S. 27. Dokumentiert bei Feldkamp/Müller (Bearb.), Der Parlamentarische Rat 1948-

1949, Akten und Protokolle, Bd. 12, Nr. 2, S. 66 (90). 
1017 Vgl. Butzer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 120, Rn. 21, 36 ff.; Füsslein, in: JöR, Bd. 1 (1951), S. 762  

(785 f.). 
1018 Vgl. Butzer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 120, Rn. 37. 
1019 Vgl. Butzer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 120, Rn. 40 f. 
1020 Vgl. Füßlein, in: JöR, Bd. 1 (1951), S. 762 (789). 
1021 Vgl. Butzer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 120, Rn. 51, 54; Füßlein, in: JöR, Bd. 1 (1951), S. 762 (789). 



B. Die politische Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 173 

 

 

Zusammenfassend zeigt sich, dass der historische Verfassungsgeber keine unbewusste Lü-

cke zur Rangfolge der Einnahmenarten hinterließ, die mit dem Steuerstaatsprinzip zuguns-

ten der Steuer zu schließen wäre. Die Trennung und der Wegfall des ursprünglichen  

Art. 122, der eine Koppelung von Ausgaben und gleichrangigen Einnahmen vorsah, er-

folgte, wenn überhaupt, aus zwei wesentlichen Gründen: zum einen aufgrund der (ver-

meintlich) temporären Natur der Besatzungskosten, die in die Übergangsvorschriften über-

führt wurden, zum anderen zur Vermeidung einer zu engen Rückbindung des Haushalts-

gesetzgebers. Das damit einhergehende Entfallen der implizierten Gleichrangigkeit der 

Einnahmearten in Art. 122 sollte daher gerade nicht in eine Vorrangigkeit der Steuer mün-

den. Derartige Überlegungen spielten trotz der überwiegenden steuerlichen Regelungen im 

Finanzwesen keine Rolle. Vielmehr kann geschlussfolgert werden, dass der Verfassungs-

gesetzgeber ungewollt die Betonung der Gleichrangigkeit der Einnahmenarten nicht mit 

aufnahm.1022 Insgesamt zeigt sich das Bestreben des historischen Verfassungsgebers, dem 

Gesetzgeber, wie bereits früh im Ausschuss für Finanzfragen festgestellt, einen offenen 

Handlungsrahmen zu bieten, anstatt selbst abschließend Inhalte festzulegen. Die histori-

sche Genese des Art. 120 GG bestätigt die intendierte Offenheit des Grundgesetzes als 

Rahmenordnung, die eine Priorisierung der Einnahmequellen und damit das Steuerstaats-

prinzip gerade nicht vorsieht. 

Ein anderes Bild ergibt sich auch nicht, wenn die nach Verkündung des Grundgesetzes 

erfolgten Änderungen der Art. 104a ff. GG vor der Frage einer Rangordnung der Einnah-

mearten betrachtet werden. Die Finanzreform 1969 diente insbesondere der Stärkung des 

bundesstaatlichen Verbund- und Kooperationsprinzips. Bis zu den Föderalismusreformen 

2006 und 2009 wurde keine grundlegende Reform durchgeführt. Die Föderalismusrefor-

men konzentrierten sich dann auf die Entflechtung von Zuständigkeiten und die Stärkung 

der Eigenständigkeit von Bund und Ländern sowie die Schuldenproblematik. Seitdem kön-

nen die weiteren Entwicklungen zwar eher wieder als Unitarisierung und Machtverschie-

bung zugunsten des Bundes beschrieben werden.1023 Die Frage der Rangfolge der Einnah-

mearten war jedoch nie Gegenstand der Änderungen und Reformbemühungen. 

c. Zwischenergebnis 

Ausgangspunkt der gegensätzlichen Ansichten zur Verfassungsinterpretation ist die Lü-

ckenhaftigkeit und Offenheit des Grundgesetzes. Bestimmte Materien und Fragen sind teil-

weise völlig ungeregelt geblieben, so etwa die Frage des primären Finanzierungsmittels 

 
1022 Dieses Ergebnis widerspricht auch nicht der verfassungshistorischen Auslegung, nach der etwas nur dann nicht 

als ungeschriebenes Verfassungsrecht hergeleitet werden kann, wenn es diskutiert und dann bewusst verworfen wurde, 

vgl. Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (122). Dies ist hier aber nicht der Fall, da eben nicht die Gleichrangigkeit 

der Einnahmenarten in Art. 122 in Frage gestellt und aus sachlichen Gründen verworfen wurde, sondern, wenn über-

haupt, andere Erwägungen für deren Wegfall und damit Nichtregelung maßgeblich waren. 
1023 Hierzu Heintzen, in: von Münch/Kunig (Begr.), GG, Vorbem. zu den Art. 104a-115 GG, Rn. 34, 36, 40; Siekmann, 

in: Sachs (Hrsg.), GG, Vorbem. zu Abschn. X, Rn. 41; ausf. Heun/Thiele, in: Dreier (Hrsg.), GG, Vorbem. zu  

Art. 104a-115 GG, Rn. 6 ff. 
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staatlicher Aufgaben, oder nur über allgemeine Richtlinien oder Prinzipien aufgenommen 

worden. Das Verständnis vom Grundgesetz als Grundordnung sieht die Verfassung als eine 

potenziell geschlossene Ordnung. Aufkommende Lücken sind im Wege der Verfassungs-

interpretation zu schließen und dadurch dem Gesetzgeber konkrete Vorgaben zu geben. 

Seine Gestaltungsfreiheit wird stark eingeschränkt, da alles Recht von der Verfassung mit-

gestaltet wird. Dergestalt kann die Vorrangigkeit eines Finanzierungsmittels, der Steuer, 

über das Steuerstaatsprinzip aus einer Gesamtschau der Einzelbestimmungen hergeleitet 

werden. Allerdings steht das Verständnis vom Grundgesetz als Grundordnung im Wider-

spruch zum Demokratieprinzip und zur Normativität der Verfassung. 

Daher stellt das Grundgesetz primär eine Rahmenordnung bereit. Es beschränkt sich in 

seinen Regelungen bewusst nur auf die Festlegung von Rahmenbedingungen sowie Ver-

fahrensregeln und überlässt damit weite Materien und Fragen der Gestaltungsfreiheit des 

Gesetzgebers. Diese Freiheit wird durch geschriebene Bestimmungen begrenzt. Ungere-

gelte Fragen können nur dann als vorgegebener Rahmen und damit außerhalb der Gestal-

tungsfreiheit des Gesetzgebers gesehen werden, wenn diese Lücke unbewusst aufgenom-

men wurde; der Verfassungsgeber die Frage also eigentlich regeln wollte, es aber nicht 

getan hat. Hierbei kommt der verfassungshistorischen Auslegung eine besondere Bedeu-

tung zu. Diese zeigte, dass eine Priorisierung der Einnahmenarten auch durch die ausführ-

lichen Regelungen in der Finanzverfassung zur Steuer vom Verfassungsgeber nicht unge-

wollt unterblieb. Damit kann ein normatives Steuerstaatsprinzip nach dem in dieser Arbeit 

vertretenen Verständnis nicht aus dem Grundgesetz hergeleitet werden. Dem Gesetzgeber 

verbleibt damit nach der allgemeinen Verfassungsdogmatik im Abgabenrecht ein weiter 

Spielraum, in dessen Richtung zuletzt auch das BVerfG wieder mehr tendierte – sowohl in 

formeller als auch in materieller Hinsicht.1024 

Allerdings ist mit der Feststellung, dass es keine verfassungsrechtlich vorgegebene Rang-

folge der Einnahmearten gibt, noch nicht abschließend geklärt, ob dem Rahmen des Grund-

gesetzes selbst nicht noch andere Grenzen für die abgabenrechtliche Gestaltungsfreiheit 

des Gesetzgebers abzuleiten sind. Denn nur, weil sich das Steuerstaatsprinzip als solches 

und mit ihm eine Priorisierung der Steuer als Rahmengrenze nicht aus dem Grundgesetz 

herleiten lassen, sagt dieser Umstand noch nichts über andere mögliche abgabenrechtliche 

Einschränkungen der politischen Gestaltungsfreiheit aus. Diese könnten sich aus den Kom-

petenznormen, speziell der Finanzverfassung (2.), den Verfassungsprinzipien (3.) und den 

 
1024 Vgl. hierzu das Urteil zu den Polizeikosten für Hochrisikospiele, in welchem das BVerfG dem Gesetzgeber einen 

weiten Gestaltungsspielraum einräumt, der auf Ebene des Zurechnungsgrundes nicht durch ein Steuerstaatsprinzip 

eingeschränkt wird, vgl. BVerfG, GewArch 2025, 45 (69, Rn. 86 ff.) sowie Kap. § 5 D. IV. 4.; zwar spricht auch 

Selmer, in: Breuer/Kloepfer/Marburger/Schröder (Hrsg.), Umweltschutz durch Abgaben und Steuern, S. 15 (26 f.), 

dem Gesetzgeber einen weiten Spielraum zur Wahl der Abgabe zu. Er engt ihn wohl aber darüber wieder ein, dass er 

auf materieller Ebene die Anforderungen, die sich aus dem Steuerstaatsprinzip ergeben, anlegt. Damit wird formell 

das steuerstaatliche Subsidiaritätsprinzip abgelehnt, materiell besteht es aber weiterhin. 



B. Die politische Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 175 

 

 

Grundrechten (4.) ergeben. Es ist zu untersuchen, ob und in welchem Umfang sich verein-

zelt Elemente eines Steuerstaatsprinzips im Rahmen des Grundgesetzes wiederfinden las-

sen, die die Wahl des Finanzierungsmittels einschränken. Oder stellt die Finanzverfassung 

im X. Abschnitt des Grundgesetzes letztlich wirklich nur einen Leitgedanken an den Ge-

setzgeber dar (5.)? 

2. Einschränkung durch die finanzverfassungsrechtlichen Kompetenznormen 

Die Kompetenznormen der Finanzverfassung (Art. 105 f. GG) könnten zunächst die Ge-

staltungsfreiheit des Gesetzgebers im Hinblick auf die freie Wahl des Finanzierungsmit-

tels, also Steuer oder nichtsteuerliche Abgabe, vorbehaltlich ihrer jeweiligen spezifischen 

materiellen Anforderungen einschränken. Zu beachten ist zunächst, dass den Einzelnormen 

des Grundgesetzes bei einem Verständnis einer Rahmenordnung nicht mehr Rechtsfolgen 

entnommen werden dürfen, als in ihnen angelegt sind.1025 Die äußerste Grenze bildet damit 

der Wortlaut. In ihrem Regelungsgehalt sehen die Vorschriften die Zuweisung der Erhe-

bung- und Ertragszuständigkeiten der Steuern vor. Sie berechtigen damit den Gesetzgeber 

lediglich zu Maßnahmen und enthalten keine Verpflichtung zur Erhebung einer Steuer. 

Damit kann auch nur im Ausnahmefall eine Einschränkung der Gestaltungsfreiheit des Ge-

setzgebers vorliegen. Da der abgesteckte Regelungsbereich gewahrt bleiben muss, kann er 

als Grenze für den Gesetzgeber nur überschritten werden, wenn die Erhebung von Steuern 

endgültig ausgeschlossen wäre. Die berechtigende Funktion der Vorschriften wäre dann in 

Gänze aufgehoben. In diesem Fall wäre die Erhebung der diese Grenze überschreitenden 

und aller zukünftigen nichtsteuerlichen Abgabe einzuschränken. Ein solcher Zustand ist 

aber praktisch nicht denkbar, bleibt daher theoretischer Natur und Folgefragen, wie u.a. ein 

solcher Zustand festgestellt werden kann, müssen nicht beantwortet werden. 

3. Einschränkung durch Verfassungsprinzipien 

Zudem könnten sich aus den Verfassungsprinzipien, konkret dem Bundesstaatsprinzip (a.) 

und Sozialstaatsprinzip (b.), Rahmengrenzen für die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 

im Hinblick auf die Wahl von Finanzierungsmitteln ergeben. Das Rechtsstaatsprinzip be-

grenzt diese nicht inhaltlich, da es primär formelle und allgemeine materielle Anforderun-

gen an jedes staatliche Handeln stellt.1026 

a. Bundesstaatsprinzip 

Das Bundesstaatsprinzip sieht eine föderale Aufgabenaufteilung vor, zu der korrespondie-

rend auch die Finanzen verteilt sein müssen. Es garantiert damit den Ländern ein Mindest-

 
1025 Vgl. Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (120 f.). Der herausgearbeiteten Verfassungsinterpretation folgend 

werden auch die Regelungen der Finanzverfassung als Rahmenordnung für die Kompetenzverteilung der Steuern 

aufgefasst, vgl. ebenfalls Schwarz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 104a, Rn. 16; vgl. Kap. § 6 B. II. 1. b. 
1026 Vgl. Grzeszick, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 20, Rn. 35 ff. 
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maß an staatlicher Handlungsfähigkeit. Wie bereits festgestellt, findet sich diese Ausprä-

gung des Bundesstaatsprinzips als Ausfluss der Aufteilung der Sachkompetenzen bereits 

in der Finanzverfassung, der Aufteilung der Kompetenzen und des vertikalen Finanzaus-

gleichs wieder.1027 Eine Einschränkung der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers hinsicht-

lich der zu erhebenden Abgabe hält das Bundesstaatsprinzip dagegen nicht bereit. Denn 

über die Neufestsetzung der Umsatzsteuer (Art. 106 Abs. 3 GG) und über den Länderfi-

nanzausgleich (Art. 107 Abs. 2 Satz 1 bis 4 GG) ist es dem einfachen Gesetzgeber möglich, 

auch auf erhöhte Einnahmen durch nichtsteuerliche Abgaben angemessen reagieren zu 

können.1028 Eine ausreichende Finanzierung der Glieder des Bundesstaates ist durchwegs 

gewährleistet. Damit beinhaltet der Rahmen des Bundesstaatsprinzips keine Eingrenzung 

des abgabenrechtlichen Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers im Sinne einer Vorran-

gigkeit der Steuer; der bundesstaatlich vorgegebene Rahmen sieht die gleichberechtigte 

Erhebung der nichtsteuerlichen Abgabe vielmehr vor. 

b. Sozialstaatsprinzip 

Das Sozialstaatsprinzip verpflichtet den Staat, für soziale Sicherheit und Gerechtigkeit zu 

sorgen.1029 Daraus folgt an sich noch kein Gebot zur Finanzierung über Steuern, jedoch 

eine Verpflichtung des Staates zur finanziellen Leistungsfähigkeit sozialstaatlicher Leis-

tungen. Da aber auch mit nichtsteuerlichen Abgaben, speziell den Gebühren und Beiträgen 

aufgrund des Non-Affektionsgrundsatzes,1030 sozialstaatliche Leistungen finanziert wer-

den können, überschreitet die gleichrangige Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben nicht den 

vorgegebenen Rahmen des Sozialstaatsprinzips. Denn es besteht keine Gefahr, dass sozi-

alstaatliche Leistung strukturell gefährdet werden. Dem Gesetzgeber erwächst mithin auch 

keine Begrenzung aus dem Sozialstaatsprinzip in Bezug auf die Wahl des Finanzierungs-

mittels. 

4. Einschränkung durch Grundrechte 

Neben den Kompetenznormen und Verfassungsprinzipien könnten die Grundrechte die 

Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers bei der Wahl des Finanzierungsmittels einschränken. 

Die Arbeit begrenzt sich hierbei auf den Grundsatz der Belastungsgleichheit der Abgaben-

pflichtigen (Art. 3 Abs. 1 GG).1031 Dieser sieht vor, dass die Abgabenlast gleich- und ver-

hältnismäßig unter den Abgabenpflichtigen verteilt wird. Zur Rechtfertigung seiner Durch-

 
1027 Vgl. hierzu Kap. § 6 A. I. 2. b. aa. 
1028 Vgl. ebenfalls Sacksofsky, in: dies./Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, S. 188 (202 f.); 

Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 182. 
1029 Voßkuhle/Wischmeyer, JuS 2015, 693. 
1030 Kempny, VR 2014, 300 (305); Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 114 f.; für die Ge-

bühren ebenfalls P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 119, Rn. 57. 
1031 Allerdings würde sich auch aus den in Betracht kommenden Freiheitsgrundrechten (Art. 12 und Art. 2 Abs. 1 GG) 

nichts anderes ergeben, da diese nur extreme freiheitseinschränkende Ausgestaltungen (bspw. Erdrosselungsabgabe) 

begrenzen, und damit keine Einschränkungen in der Wahl der Abgabenarten vorsehen. 
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brechung bedarf es grundsätzlich eines hinreichenden sachlichen Grundes, der die Anfor-

derungen an die sich je nach Einzelfall ergebende Verhältnismäßigkeitsprüfung erfüllen 

muss.1032 

Da das Grundgesetz als Rahmenordnung bereits mangels unbewusster Lücke keine Rang-

folge der Abgabenarten vorsieht, müssen Steuern und nichtsteuerliche Abgabe konsequen-

terweise auch im Rahmen der Prüfung des Art. 3 Abs. 1 GG nur den sich aus ihm ergeben-

den Anforderungen unterliegen. Eine steuerverfassungsrechtliche Sonderdogmatik, unab-

hängig von der Existenz eines Steuerstaatsprinzips,1033 untergräbt dies größtenteils, da mit 

ihr implizit eine Hervorhebung des Steuerrechts und damit der Steuer als primäres Finan-

zierungsmittel einhergeht.1034 Dies zeigt sich insbesondere an der Verlagerung der Leis-

tungsfähigkeit auf Ebene des Schutzgehalts der Belastungsgleichheit.1035 Dadurch würde 

die Erhebung einer an der Leistungsfähigkeit orientierten Steuer mangels Durchbrechung 

der Belastungsgleichheit problemlos möglich, ohne dass sich im Wortlaut des Art. 3  

Abs. 1 GG hierfür eine Grundlage findet.1036 Der Wortlaut fordert nämlich nur, dass jede 

Ungleichbehandlung von Gleichem einen sachlichen Grund bedarf. Das Verständnis von 

der Rahmenordnung und die Ablehnung der steuerverfassungsrechtlichen Sonderdogmatik 

bedeuten damit für die Prüfung der Belastungsgleichheit einerseits, dass Steuern nicht a 

priori durch ihre Orientierung am Leistungsfähigkeitsprinzip gerechtfertigt sind, sondern 

dass das Leistungsfähigkeitsprinzip nur als ein sachlicher Grund zur Rechtfertigung der 

Steuer neben anderen Gründen herangezogen werden kann.1037 Zumal auch nicht jede 

Steuer dem Leistungsfähigkeitsprinzip folgt.1038 Andererseits ist eine Rechtfertigung der 

nichtsteuerlichen Abgaben auch nur vor Anforderungen des Grundsatzes der Belastungs-

gleichheit notwendig.1039 Die Abgabenarten unterliegen demnach nur den sich aus Art. 3 

Abs. 1 GG ergebenden Voraussetzungen, welche im Kern die Rechtfertigung einer unglei-

chen Belastung fordern. Der Gesetzgeber bleibt damit in der Wahl seiner Finanzierungsin-

strumente frei, soweit er die allgemeinen Anforderungen an die Rechtfertigung der unglei-

chen Belastung wahrt. 

 
1032 Vgl. Kap. § 3. 
1033 Die Trennung von Steuerverfassungsrecht und Finanzverfassungsrecht betonend Dürrschmidt, ZfU 2024, 1 (30); 

dagegen den Zusammenhang zwischen der besonderen Stellung des Leistungsfähigkeitsprinzips und dem Steuer-

staatsprinzip betonend Weber-Grellet, FS Posser, S. 395 (396 f.); ders., NJW 2001, 3657 (3663). 
1034 Zu einem ähnlichen Ergebnis aufgrund des Verfassungsverständnis kommend Lepsius, in: Jestaedt/ders./Möl-

lers/Schönberger (Hrsg.), S. 159 (247 ff.); zur Sonderdogmatik vgl. insb. Kap. § 3 A. 
1035 Vgl. die Darstellung bei Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 148. 
1036 Zur Bedeutung des Wortlauts beim Verständnis von der Rahmenordnung und für die Bestimmung des Rahmens 

vgl. Kap. § 6 B. II. 1. b. 
1037 Zum selben Ergebnis kommend Kempny, StuW 2014, 185 (197 f.); Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 148 

m.w.N.; die bisherige Sonderdogmatik im Steuerrecht auch unter Hinweis auf die Gestaltungsfreiheit des Gesetzge-

bers ablehnend vgl. Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 143 f. 
1038 Insb. die indirekten Steuern sind hier auszunehmen, vgl. so ebenfalls Kempny, DVBl 2017, 862 (865); a.A.  

P. Kirchhof, in: Isensee/ders. (Hrsg.), HBStR, Bd. V, § 118, Rn. 241, vgl. ebenfalls Kap. § 3 A. 
1039 Vgl. hierzu Kap. § 3 B. 
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5. Finanzverfassung als Leitgedanke an den Gesetzgeber? 

Die Offenheit der Verfassung verdeutlicht: Das Grundgesetz enthält kein vollständiges 

Programm für die Beantwortung jeder Frage. Daraus ergeben sich Bedenken gegenüber 

Auslegungsmethoden, die das zu lösende Problem der Norm und dem verfassungsrechtli-

chen System voranstellen. Der normative Gehalt einer Verfassungsnorm oder eines Nor-

menkomplexes ist jedoch nicht von einem konkreten Problem heraus zu bestimmen, son-

dern von den Normen selbst abzuleiten.1040 Soll keine Bindung des Gesetzgebers begründet 

werden, darf sie auch nicht hergeleitet werden.1041 Dies zugrunde gelegt, sieht das Grund-

gesetz keine formelle oder materielle Einschränkung der politischen Gestaltungsfreiheit im 

Hinblick auf die Wahl der Abgabenart vor. 

Offen bleibt, wie die Finanzverfassung im X. Abschnitt des Grundgesetzes einzuordnen 

ist. Auch wenn ihr keine normative Wirkung zukommt und sie damit nicht zur Begründung 

des Steuerstaatsprinzips beitragen kann,1042 nimmt sie im Grundgesetz u.a. durch die Auf-

teilung der Steuerkompetenzen und -ertragszuweisungen in einem eigenen Abschnitt einen 

strukturprägenden Charakter des Staates des Grundgesetzes ein.1043 Dies sah auch der Par-

lamentarische Rat insofern er die aufkommensstärksten Steuern, die Einkommen- und Kör-

perschaft- sowie Umsatzsteuer, als „Puffer“ im Rahmen des Finanzausgleichs hervorhob, 

um darüber die finanzielle Leistungsfähigkeit der Glieder des Bundesstaates zu sichern.1044 

Wie bereits festgestellt, darf zudem die Erschließung anderer Einnahmequellen nie zu einer 

Unmöglichkeit der Steuererhebung führen, da ansonsten die berechtigende Funktion der 

Finanzverfassung verloren geht.1045 Dies zusammengesetzt ist die Finanzverfassung viel-

mehr als Leitgedanke1046 an den Gesetzgeber, d.h. als Grundorientierung und Richt-

punkt1047 auch eine Finanzierung über Steuern anzustreben, zu verstehen. Sie gewährt dem 

Gesetzgeber damit trotzdem einen weiten Gestaltungsspielraum bei der Wahl der Einnah-

menerzielung ohne verpflichtende Vorgaben. Der verfassungsrechtliche Kontrollgehalt 

greift nur ein, wenn die Verwirklichung der Richtung, also die Erhebung von Steuern, dau-

erhaft unmöglich gemacht wird. Einem solchen Verständnis von der Finanzverfassung als 

Zielvorgabe widerspricht auch nicht dem Verständnis des Grundgesetzes als Rahmenord-

nung. Denn eine Richtungsbestimmung für die politische Entscheidungsgewalt ohne hin-

reichend verbindliche Normativität konterkariert nicht die vom Grundgesetz geforderte Of-

fenheit.1048 Damit ist die Finanzverfassung und ihr primärer Regelungsgehalt von Steuern 

 
1040 Vgl. im Allgemeinen Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (123 f.). 
1041 Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (128). 
1042 Vgl. Kap. § 6 A. II. 
1043 Vgl. hierzu auch die Einschränkungen in Kap. § 6 B. II. 2. 
1044 Vgl. hierzu bereits Ausschuss für Finanzfragen, 2. Sitzung v. 16.9.1948, S. 20. Dokumentiert bei Feldkamp/Müller 

(Bearb.), Der Parlamentarische Rat 1948-1949, Akten und Protokolle, Bd. 12, Nr. 2, S. 66 (83). 
1045 Vgl. Kap. § 6 B. II. 2. 
1046 Die Funktion der Verfassung durch Leitgedanken die politische Zukunft mitzubestimmen, findet sich auch in 

Badura, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HBStR, Bd. XII, § 265, Rn. 42. 
1047 Böckenförde, Der Staat 29 (1990), 1 (30 f.) mit Bezug zur Grundrechtsdogmatik. 
1048 Vgl. Böckenförde, NJW 1976, 2089 (2099); ähnlich Gusy, in: JöR, Bd. 33 (1984), S. 105 (128). 
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nicht als Priorisierung im normativen Sinne, sondern vielmehr als Leitgedanke an den Ge-

setzgeber, auch auf eine Finanzierung über Steuern zurückzugreifen, zu verstehen. 

III. Zusammenfassung: Auswirkung auf die Begründung des Steuerstaatsprinzips 

Der Untersuchung lag die Frage zugrunde, ob das Grundgesetz eine normative Vorrangig-

keit der Steuer i.S.d. Steuerstaatsprinzips begründet oder ob einem solchen Prinzip die ver-

fassungsrechtlich garantierte Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers entgegensteht. Letztere 

wird als das verfassungsrechtlich Erlaubte umschrieben und hängt maßgeblich vom zu-

grundeliegenden Verfassungsverständnis ab. Das Verständnis des Grundgesetzes als po-

tenziell geschlossene Grundordnung könnte zwar eine normative Herleitung des Steuer-

staatsprinzips ermöglichen. Jedoch steht sie im Widerspruch zum Demokratieprinzip und 

der Normativität der Verfassung. Vielmehr stellt das Grundgesetz eine Rahmenordnung 

dar, die eine bewusst offene und lückenhafte Regelungsstruktur enthält. Eine normative 

Herleitung ungeschriebenen Verfassungsrechts, wie das Steuerstaatsprinzip, ist nur mög-

lich, wenn der Verfassungsgeber eine Materie regeln wollte, dies aber unbewusst unterließ. 

Die verfassungsgeschichtliche Analyse der Finanzverfassung und des Art. 120 GG zeigten 

jedoch, dass die Priorisierung der Einnahmenarten im Finanzwesen nicht unbewusst unter-

blieb. Vielmehr wurde bis zum Schluss an einer Gleichrangigkeit festgehalten, die letztlich 

durch die Auflösung von Art. 122 weggefallen ist. Dies sollte aber in jedem Fall nicht in 

einer Vorrangigkeit der Steuer münden. 

Folglich lässt sich ein normatives Steuerstaatsprinzip nicht aus dem Grundgesetz herleiten. 

Nach dem Verständnis von der Rahmenordnung beschränken auch die Kompetenznormen 

der Finanzverfassung (Art. 105 f. GG), das Bundesstaatsprinzip und das Sozialstaatsprin-

zip die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers bei der Wahl der Finanzierungsmittel nicht. 

Ebenso unterliegen Steuern und nichtsteuerliche Abgaben denselben materiellen Voraus-

setzungen des Grundsatzes der Belastungsgleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG), sodass sich hie-

raus ebenfalls keine Einschränkung bei der Wahl der Abgabenart ergibt. Die Finanzverfas-

sung ist vielmehr als Leitgedanke zu verstehen, der den Gesetzgeber darauf hinweist, auch 

auf eine Finanzierung über Steuern zurückzugreifen, ohne eine verpflichtende Priorisie-

rung festzulegen. Der Gesetzgeber darf die Form der Finanzierung damit frei wählen, so-

lange er sich im allgemeinen Rahmen der Verfassung bewegt. Ein Vorrang der Steuer wi-

derspricht diesem offenen politischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers. Das Grund-

gesetz begründet demnach keine normative Vorrangigkeit der Steuer und damit auch kein 

Steuerstaatsprinzip. 

C. Ergebnis: Offenheit der staatlichen Einnahmenerzielung? 

Das Steuerstaatsprinzip verlangt nach seinem normativen Verständnis, welches ihm seine 

Befürworter zugrunde legen, eine allgemeine Priorisierung der Steuer gegenüber den nicht-
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steuerlichen Abgaben zur Finanzierung der öffentlichen Aufgaben. Dem folgend delegiti-

miert es durch die Annahme restriktiver Voraussetzungen die nichtsteuerlichen Abgaben 

als Wertungs- und Interpretationsgrundsatz im Rahmen der Prüfung von Art. 3 Abs. 1 GG. 

Jedoch kann der „normative Hort“1049 des Steuerstaatsprinzips, die Finanzverfassung im 

X. Abschnitt des Grundgesetzes, nicht zu seiner normativen Begründung beitragen. Denn 

sie stellt keinen integralen, mitkonstituierenden Bestandteil des Bundesstaatsprinzips dar, 

sondern erwächst vielmehr aus der föderalen Aufgabenverteilung. Die Finanzverfassung 

hat damit keine über ihren eigenen Regelungsgehalt hinausgehende normative Wirkung 

auf das übrige Grundgesetz und kann demnach kein Steuerstaatsprinzip begründen. Sie 

stellt eine konkrete Ausgestaltung des Bundesstaatsprinzips dar und steht damit in einem 

gleichrangigen Verhältnis zu den Sachaufgaben. Auslegungsstreitigkeiten oder Wechsel-

wirkungen sind dabei unter Berücksichtigung des Bundesstaatsprinzips zu lösen. Kurzum: 

Das Grundgesetz interpretiert die Finanzverfassung – sie dient, statt zu dirigieren. 

Das herausgearbeitete Ergebnis gegen eine Vorrangigkeit der Steuer deckt sich dabei auch 

mit der Verfassungsinterpretation des Grundgesetzes. Denn das Grundgesetz als offene 

und lückenhafte Regelungsstruktur lässt dem Gesetzgeber bewusst einen weiten Gestal-

tungsspielraum, wie die verfassungsgeschichtliche Analyse der Finanzverfassung und des 

Art. 120 GG belegen. Auch der Rahmen des Grundgesetzes begründet keine Einschrän-

kung bei der Wahl des Finanzierungsmittels; außer wenn die Erhebung von Steuern nicht 

mehr möglich wäre. Die Finanzverfassung mit ihren primären Regelungen zur Steuer stellt 

demnach vielmehr einen Leitgedanken an den Gesetzgeber dar, auch auf eine Finanzierung 

über Steuern zurückzugreifen. Sie legt aber keine verpflichtende Priorisierung fest, wes-

halb der Gesetzgeber seinen weiten Gestaltungsspielraum im Abgabenrecht behält. 

In Ergänzung der bereits ausgetauschten Argumente1050 und der Darstellung der inkonse-

quenten Anwendung bei der Verfolgung von Lenkungszwecken1051 zeigen auch die vorge-

brachten Argumente in eine klare Richtung: Ein normatives Steuerstaatsprinzip liegt dem 

Grundgesetz nicht zugrunde. Es handelt sich um ein Konstrukt, das keine ausreichende 

dogmatische und normative Begründung im Grundgesetz findet. Eine in engen Grenzen 

limitierende Steuerstaatlichkeit zeigt sich durch die Regelungen der Finanzverfassung nur 

dann, wenn die Erhebung einer Steuer nicht mehr möglich ist. Das Grundgesetz zwingt 

den Staat also nicht primär zur Steuererhebung, sondern gibt lediglich vor, dass Steuern im 

Rahmen des Gesamtfinanzbedarfs eine Rolle spielen sollten. Das Steuerstaatsprinzip ist 

damit Leitgedanke statt verfassungsrechtliche Wirklichkeit.

 
1049 Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehrrecht, S. 225. 
1050 Vgl. Kap. § 5 C. 
1051 Vgl. Kap. § 5 D. 



  

 

§ 7 Folgeerwägungen: Anforderungen an die abgabenrechtliche 

Lenkung 

Nachdem im vorherigen Kapitel herausgearbeitet wurde, dass das Steuerstaatsprinzip le-

diglich als verfassungsrechtlicher Leitgedanke dem Grundgesetz zugrunde liegt und damit 

keine Rechtswirkungen entfaltet, ist dieses Ergebnis auf die Verfassungsmäßigkeit der ab-

gabenrechtlichen Lenkung zu übertragen. Entscheidendes Charakteristikum ist die primäre 

Verfolgung eines Lenkungszwecks neben einer untergeordneten Einnahmenerzielung, so-

wohl bei der Steuer als auch bei den nichtsteuerlichen Abgaben.1052 Verfassungsrechtlich 

stellt sich dabei die Frage, ob der Lenkungszweck zur materiellen Rechtfertigung vor  

Art. 3 Abs. 1 GG insbesondere dem Grunde nach herangezogen werden kann. Die abga-

benrechtliche Lenkung ist dabei zwar weder ein Allheilmittel noch ein Ersatz für das Ord-

nungsrecht. Sie stellt aber gleichwohl eine wichtige ordnungsrechtliche Ergänzung dar.1053 

Damit der Gesetzgeber von diesem Instrument in verfassungsrechtlich zulässiger Weise 

Gebrauch machen kann, sind neben dem „Ob“ – sofern es zu bejahen ist – auch konkrete 

verfassungsrechtliche Anforderungen („Wie“) zu formulieren. Zu klären ist ferner, ob auf-

grund des gleichrangigen Verhältnisses von Sach- und Steuerrecht dieselben Maßstäbe für 

die steuerliche und nichtsteuerliche Lenkung gelten. Dafür ist darzustellen, wie sich das 

bisher herangezogene steuerstaatliche Prüfungsprogramm wandelt (A.). Anschließend 

werden die Anforderungen an lenkende nichtsteuerliche Abgaben (B.) sowie Lenkungs-

normen und -steuern (C.) näher untersucht. Abschließend erfolgt eine zusammenfassende 

Darstellung (D.). 

A. Grundthese: Keine Sonderdogmatik durch ein verfassungsrechtliches 

Steuerstaatsprinzip 

Besondere Bedeutung für die verfassungsrechtliche Legitimität von Abgaben kommt dem 

Gleichheitssatz in Art. 3 Abs. 1 GG zu – konkretisiert im Gebot der Belastungsgleichheit 

der Abgabenpflichtigen.1054 Verstanden als finanzverfassungsrechtliches Wertungs- und 

Interpretationsprinzip wirke sich das Steuerstaatsprinzip auf der Ebene des Differenzie-

rungsgrundes innerhalb der Rechtfertigungsprüfung aus. Die damit verbundene zusätzliche 

Rechtfertigung gegenüber der Finanzverfassung eröffne den Eintritt steuerstaatlicher, rest-

riktiver Wertungen mit dem Ziel, die Steuer als primäre Finanzierungsquelle des Staates 

 
1052 Unter Lenkungszwecke sind Gemeinwohlzwecke/-interessen zu verstehen, vgl. in diese Richtung auch Hey, in: 

Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 19.75; vgl. zudem Kap. § 2. 
1053 Vgl. Kap. § 4 C. und D. 
1054 Vgl. Kap. § 3. 
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zu sichern.1055 Einerseits unterlägen damit nichtsteuerliche, auch lenkende Abgaben erhöh-

ten verfassungsrechtlichen Anforderungen.1056 Andererseits würde eine konsequente An-

wendung des steuerstaatlichen Wertungsprinzips zugleich die Verfassungswidrigkeit einer 

Vielzahl von steuerlichen Normen mit Lenkungszweck implizieren und deren weitere Ein-

führung erschweren.1057 Als einheitliches Wertungsprinzip ziele es damit über die Be-

schränkung nichtsteuerlicher Abgaben hinaus und begrenze die staatliche Finanzgewalt 

durch den Vorrang des Steuerrechts vor dem Sachrecht sowie durch deren strikte Tren-

nung. 

Die bisherige Untersuchung zeigt auf, dass ein derart verstandenes Steuerstaatsprinzip 

mangels verfassungsrechtlicher Verankerung abzulehnen ist.1058 Eine steuerstaatliche Son-

derdogmatik lässt sich nicht begründen. Die Aussage des X. Abschnitts des Grundgesetzes 

erschöpft sich vielmehr darin, dass als Steuern zu qualifizierende Abgaben nicht unter Um-

gehung der Kompetenzordnung der Art. 104a ff. GG erhoben und verteilt werden dür-

fen.1059 Aus einem Steuerstaatsprinzip bzw. der Schutz- und Begrenzungsfunktion der Fi-

nanzverfassung folgen somit keine besonderen Anforderungen an die Legitimität nicht-

steuerlicher, auch lenkender Abgaben sowie von Lenkungssteuern und -normen. Maßgeb-

lich bleibt ausschließlich die Grundrechtsdogmatik des Art. 3 Abs. 1 GG. Dieses Verständ-

nis steht auch in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des BVerfG zu den Polizeikos-

ten bei Hochrisikospielen.1060 Indem das BVerfG die individuelle Zurechnung zum Veran-

stalter zentral auf den Aspekt der Veranlassung stützt, wofür ein wertendes Näheverhältnis 

genügt, räumt es dem Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum ein. Das Nähever-

hältnis ergibt sich bei den Polizeikosten für Hochrisikospiele aus der besonderen Ge-

fahrträchtigkeit der gewinnorientierten Veranstaltung. Diese gebührenrechtliche Anknüp-

fung ermöglicht so einen angemessenen Lastenausgleich, ohne dass die Gebührenfähigkeit 

staatlicher Kernaufgaben durch eine restriktive Auslegung eingegrenzt wird. § 4 Abs. 4 

BremGebBeitrG ist daher ohne Einschränkung durch steuerstaatliche Wertungen dem 

Grunde nach gerechtfertigt.1061 Mit diesem Verständnis verbunden ist auch die Ablehnung 

der steuerverfassungsrechtlichen Sonderdogmatik, da sich in ihr durch die Hervorhebung 

des Leistungsfähigkeitsprinzips als konkrete Ausprägung der Belastungsgleichheit der Ab-

gabenpflichtigen der steuerstaatliche Vorrang der Steuer als reines Finanzierungsmittel 

 
1055 Vgl. Kap. § 5 D. I. 4. 
1056 Vgl. Kap. § 5 D. II. 
1057 Vgl. Kap. § 5 D. III. 
1058 Vgl. Kap. § 6. 
1059 Vgl. so ebenfalls Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 189; Schmehl, Das Äquivalenz-

prinzip im Recht der Staatsfinanzierung, S. 72; Weißenfeld, Effiziente Preisgestaltung im Recht der Benutzungsge-

bühren, S. 135. 
1060 BVerfG, GewArch 2025, 45. 
1061 Dagegen § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG aufgrund des Steuerstaatsprinzips ablehnend u.a. P. Kirchhof/G. Kirchhof, 

Das Recht auf unentgeltliche Sicherheit, S. 7 ff., 31 f., 90; vgl. ebenfalls bereits Kap. § 5 D. I. 3. und § 5 D. IV. 4. 
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und die Trennung von Steuer- und Sachrecht zeigt.1062 Vielmehr ist die Leistungsfähigkeit 

einem gleichrangigen Verständnis nach als Differenzierungsgrund neben anderen Gründen 

anzusehen.1063 

B. Lenkende nichtsteuerliche Abgaben 

Im Rahmen der entwickelten Grundthese stellt sich die Frage der verfassungsrechtlichen 

Zulässigkeit lenkender nichtsteuerlicher Abgaben. Nach der allgemeinen Dogmatik des 

Art. 3 Abs. 1 GG erfordern nichtsteuerliche Abgaben einen sachlichen Grund, weil ein-

zelne zumeist zusätzlich zur Steuer eine weitere Abgabe leisten müssen.1064 Da sich die 

anzulegenden Maßstäbe hierzu bereits aus der Einordnung einer Abgabe ergeben können, 

ist zunächst zu erörtern, ob an einer solchen Zuordnung auch unabhängig eines Steuer-

staatsprinzips festzuhalten ist (I.). Darauf aufbauend werden die verfassungsrechtlichen 

Anforderungen an nichtsteuerliche Lenkungsabgaben entwickelt (II.), bevor abschließend 

der Maßstab zur Überprüfung der Verfassungskonformität des BEHG (III.) herangezogen 

wird. 

I. Notwendigkeit einer Zuordnung? 

Die Frage nach der Kategorisierung nichtsteuerlicher Abgaben stellt sich auch im Lichte 

der allgemeinen Grundrechtsdogmatik. Während sie unter Geltung des Steuerstaatsprin-

zips bejaht wurde,1065 bedarf sie nach der Aufgabe des Steuerstaatsprinzips einer erneuten, 

eigenständigen Bewertung. Da nach dem in dieser Arbeit vertretenen Verständnis die Fi-

nanzverfassung, speziell Art. 105 f. GG, lediglich die Kompetenz- und Ertragszuweisung 

der Steuern regelt, die Erhebung von nichtsteuerlichen Abgaben sich demgegenüber aus 

den Sachkompetenzen ergibt,1066 könnte eine Kategorisierung abzulehnen sein. Denn alles, 

was nicht Steuer ist, hat sich eben nach Art. 70 ff. GG und der im Einzelfall unterschei-

denden allgemeinen Grundrechtsprüfung zu richten.1067 Allerdings erwähnt das Grundge-

setz selbst vereinzelt nichtsteuerliche Abgaben, wie bspw. die Gebühren in Art. 74 Abs. 1 

Nr. 22 GG und den Beitrag in Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG. Diese Abgabentypen gänzlich 

außer Acht zu lassen, würde der Verfassung nicht gerecht werden.1068 Da zudem über die 

verfassungsrechtlich vorgezeichneten und höchstrichterlich konturierten Abgabenarten, 

wie die Sonderabgaben, eine Vielzahl von weiteren Abgabentypen denkbar sind, erfüllen 

 
1062 Dieses Ergebnis ergibt sich auch durch das in dieser Arbeit verfolgte Verfassungsverständnis von der Rahmen-

ordnung. Eine steuerverfassungsrechtliche herausgebildete Sonderdogmatik würde den Gesetzgeber über die eigent-

liche Regelung des Art. 3 Abs. 1 GG hinaus beschränken und ist damit abzulehnen, vgl. Kap. § 6 B. II. 4. sowie 

Lepsius, in: Jestaedt/ders./Möllers/Schönberger (Hrsg.), S. 159 (247 ff.). 
1063 I.Erg. so ebenfalls Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 148 m.w.N. 
1064 Vgl. bereits Kap. § 3 A. sowie i.Erg. Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 170.1. 
1065 Vgl. Kap. § 5 D. II. 1. 
1066 Vgl. Kap. § 6 A. II. sowie Kap. § 6 B. II. 2.; zum selben Ergebnis kommend Sacksofsky, Umweltschutz durch 

nicht-steuerliche Abgaben, S. 189; Weißenfeld, Effiziente Preisgestaltung im Recht der Benutzungsgebühren, S. 135. 
1067 Vgl. in diese Richtung Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 189. 
1068 Ähnlich Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anforderungen an nichtsteuerliche Umweltlenkungsabgaben, S. 59 f. 
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die bislang herausgebildeten Abgabentypen auch weiterhin die Funktion, die verfassungs-

rechtliche Beurteilung weniger problematischer Fälle nichtsteuerlicher Abgaben zu er-

leichtern.1069 Einerseits auf Ebene der Bestimmung der Kompetenz, andererseits insbeson-

dere zur Frage der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung. Denn nichtsteuerliche Abgaben 

sind materiell vor Art. 3 Abs. 1 GG nur durch einen sachlichen Grund zu rechtfertigen. 

Dieser wurde bei den beschriebenen Arten nichtsteuerlicher Abgaben auch vom BVerfG 

anerkannt und erleichtert die Prüfung. Maßgeblich ist hierbei die materielle Einordnung 

und nicht die Bezeichnung der Abgabe.1070 Entspricht eine Abgabe keiner anerkannten 

Fallgruppe, wie bei der nichtsteuerlichen Lenkungsabgabe, ist zu prüfen, ob ein sachlicher 

Grund, der über die Einnahmenerzielung hinausgeht, die Ungleichbehandlung rechtferti-

gen kann. Daraus ergibt sich nichts anderes als bisher zum Steuerstaatsprinzip festgestellt 

wurde. Die Einordnung einer nichtsteuerlichen Abgabe folgt Praktikabilitätsgründen, ist 

also gleichsam notwendig. 

II. Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Durchbrechung des Grundsatzes 

der Belastungsgleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG) 

Die verfassungsrechtlichen Anforderungen an lenkende nichtsteuerliche Abgaben bestim-

men sich nach den allgemeinen Maßstäben zur Rechtfertigung der Durchbrechung des 

Grundsatzes der Belastungsgleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG). Für solche Abgaben gelten zu-

nächst nur geringe Voraussetzungen, insbesondere wenn sie an verhaltensbezogene Krite-

rien oder an verfassungsrechtlich verankerte Wertentscheidungen anknüpfen. Erfolgt je-

doch ein zusätzlicher Eingriff in Freiheitsgrundrechte, wie in die Berufsfreiheit (Art. 12 

Abs. 1 GG) oder die Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG), unterliegt die Rechtfertigung 

einer zusätzlichen strengen Verhältnismäßigkeitsprüfung. Unabhängig hiervon bedarf es 

stets eines nachvollziehbaren sachlichen Grundes für eine gesetzliche Differenzierung oder 

Ungleichbehandlung, um die Abweichung vom Prinzip der Belastungsgleichheit durch die 

Erhebung einer zumeist neben die Steuer tretenden Abgabe zu legitimieren. Der mit einer 

lenkenden nichtsteuerlichen Abgabe stets verfolgte untergeordnete Einnahmeerzielungs-

zweck darf nicht als ein solcher Grund herangezogen werden, da er für alle Abgabenarten 

gleichermaßen einschlägig wäre.1071 

Mit der Ablehnung des Steuerstaatsprinzips könnte nunmehr der Lenkungszweck als sach-

licher Grund nicht mehr nur im Hinblick für die Ausgestaltung der Höhe einer Abgabe 

oder der Abgabenpflichtigen untereinander, sondern bereits auch für ihre Erhebung dem 

Grunde nach herangezogen werden.1072 Ist dies bereits der Fall, stellt sich nicht die Frage, 

 
1069 Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 23; Martini/Gebauer, ZUR 2007, 225 (232). 
1070 Vgl. bspw. BVerfG, NVwZ 2014, 1448 (1449, Rn. 40) m.w.N. 
1071 Vgl. Kap. § 3 B.; vgl. Sacksofsky, Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben, S. 215 f. 
1072 Zum bisherigen Verständnis nach dem Steuerstaatsprinzip und der damit verbundenen Ablehnung der Lenkungs-

abgabe als Abgabe sui generis vgl. Kap. §5 D. II. 2. d.; hierzu auch Jarass, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende 

Steuern, S. 92. 
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ob die ehemals durch das Steuerstaatsprinzip determinierten Abgabenarten und ihre Recht-

fertigungsmöglichkeiten wie bspw. der Vorteilsausgleich auch mit einem Lenkungszweck 

versehen werden können. Damit ein Lenkungszweck als sachlicher Grund herangezogen 

werden kann, ist zunächst festzustellen, ob es sich tatsächlich um eine lenkende nichtsteu-

erliche Abgabe handelt. Neben der reinen formellen Abgrenzung zur Steuer kommt der 

Einordnung erst auf materieller Ebene Bedeutung zu. Maßgeblich ist die subjektive Inten-

tion des Gesetzgebers, wobei der Lenkungszweck hinreichend klar vorgezeichnet sein 

muss.1073 Nur in diesen Fällen kann der Lenkungszweck zur Rechtfertigung herangezogen 

werden. Die Verfolgung eines Lenkungszwecks, welcher sich nach den Gemeinwohlinte-

ressen richtet, stellt dabei zunächst einen vernünftigen und einleuchtenden, damit sachli-

chen Grund für eine Benachteiligung dar.1074 Das gilt unabhängig davon, ob er verfas-

sungsrechtliche Anknüpfung findet. Damit er allerdings als nachvollziehbar sachlich und 

nicht als willkürlich anerkannt werden kann, bedarf es einer objektiven Eignung der Ab-

gabe, die bezweckte Wirkung erzielen zu können.1075 Andernfalls wäre es dem Gesetzge-

ber möglich, eine Vielzahl an Lenkungszwecken vorzutragen, um eine lenkende nichtsteu-

erliche Abgabe zu rechtfertigen. Hierfür muss plausibel und sachlich begründet werden, 

dass die tatbestandlich ausgestaltete Abgabe geeignet ist, die angestrebte Lenkungswir-

kung zu erreichen. Da eine solche Einschätzung im Wesentlichen der legislativen Einschät-

zungsprärogative unterliegt, genügt eine hinreichende Wahrscheinlichkeit, ohne dass ihre 

Wirksamkeit in jedem Einzelfall nachgewiesen werden muss. Lässt sich demnach ein nach-

vollziehbar sachlicher Grund in einem Lenkungszweck erkennen, durchbricht die Abgabe, 

sofern Maßstab lediglich die Willkürkontrolle ist, verfassungsrechtlich gerechtfertigt die 

Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen. Ist eine über die Willkürkontrolle hinausge-

hende strengere Rechtfertigungsprüfung erforderlich, ist der Lenkungszweck im Rahmen 

einer Verhältnismäßigkeitsprüfung zu überprüfen. Die mit der nichtsteuerlichen Lenkungs-

abgabe erhöhte Belastungsintensität ist dann dem Stellenwert des sachlichen Grundes, 

bspw. Art. 20a GG als Staatszielbestimmung, gegenüberzustellen und abzuwägen. Erst 

dann wäre die Abgabe vor Art. 3 Abs. 1 GG gerechtfertigt. 

 
1073 Vgl. hierzu die Bestimmung der steuerlichen Norm mit Lenkungszweck Kap. § 2 A. III. 2. c. bb. sowie in diese 

Richtung durch den Analogieschluss Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rz. 2.22 m.w.N.; ebenfalls Kischel, in: 

BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 170.1. 
1074 Vgl. statt vieler Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 89. 
1075 Ist eine strenge Verhältnismäßigkeitsprüfung erforderlich, findet sich dies erst im Rahmen der Geeignetheitsprü-

fung wieder; in diese Richtung auch Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 29, welcher bereits in der Willkürkontrolle 

eine Verhältnismäßigkeitsprüfung angelegt sieht und damit auch eine Eignungsprüfung; vgl. zur Eignungsprüfung bei 

nichtsteuerlichen Abgaben BVerfGE 161, 63 (135) sowie Kap. § 5 D. IV. 3.; andeutend bereits BVerfG, NVwZ 2010, 

831 (833), welches die Eignung für eine Lenkungswirkung bisher nur auf die Höhe begrenzte, da ein Lenkungszweck 

nach dem Steuerstaatsprinzip nicht die Erhebung dem Grunde nach zu rechtfertigen vermag; nichts anderes fordert 

das BVerfG bei steuerlichen Normen mit Lenkungszweck, wenn es eine „zweckgerechte Ausgestaltung“ verlangt, 

vgl. Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 167 f.; Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, 

S. 241 mit Verweis auf BVerfGE 105, 73 (120 f.). 
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Damit kann ein Lenkungszweck eine nichtsteuerliche Abgabe dem Grunde wie der Höhe 

nach rechtfertigen – sowohl über die bloße Willkürkontrolle als auch über eine Verhältnis-

mäßigkeitsprüfung. Voraussetzung ist aber: Der Zweck zur Verhaltenslenkung ist als sach-

licher Grund erkennbar und die Abgabe plausibel geeignet, die bezweckte Lenkungswir-

kung zu erreichen. Die allgemeine Grundrechtsdogmatik versperrt sich im Ergebnis nicht 

gegenüber der nichtsteuerlichen Lenkungsabgabe. 

III. Verfassungsmäßigkeit des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 

Dies bedeutet für die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit des BEHG Folgendes: Wäre 

die nach dem BEHG abzuführende CO2-Abgabe ab 2027 auch unter Geltung des Steuer-

staatsprinzips als Vorteilsabschöpfungsabgabe gerechtfertigt, ergeben sich verfassungs-

rechtliche Bedenken für den Zeitraum von 2021-2026.1076 Von 2021-2025 werden die Zer-

tifikate zu Festpreisen verkauft (§ 10 Abs. 2 BEHG) und im Jahr 2026 zwar versteigert, 

aber innerhalb eines Preiskorridors und unter Verzicht auf eine mengenmäßige Obergrenze 

(§ 10 Abs. 1 BEHG). Eben dieser Zeitraum von 2021 bis 2026 unterliegt nunmehr einer 

erneuten verfassungsrechtlichen Beurteilung1077 anhand der soeben herausgebildeten Maß-

stäbe an eine nichtsteuerliche Lenkungsabgabe. Dabei stellt die CO2-Abgabe nach dem 

BEHG eine nichtsteuerliche Abgabe dar, die ihren Gegenleistungsbezug in Abgrenzung 

zur Steuer in dem Erwerb der Zertifikate findet. Erst ein Zertifikat berechtigt Unternehmen, 

Brennstoffe in den Verkehr zu bringen, deren Verbrennung Treibhausgase freisetzt. Die 

kompetenzrechtliche Grundlage findet die CO2-Abgabe als nichtsteuerliche Abgabe in  

Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 und 24 GG.1078 

Materiell ist die CO2-Abgabe in der Einführungsphase und dem Preiskorridor an dem aus 

Art. 3 Abs. 1 GG folgenden Grundsatz der Belastungsgleichheit zu messen. Hierzu bedarf 

es einer über den Zweck der Einnahmeerzielung hinausgehenden sachlichen Rechtferti-

gung.1079 Maßgeblich ist, ob ein nachvollziehbarer sachlicher Grund erkennbar ist. Dies 

gilt sowohl für die Erhebung als auch die Höhe der Abgabe. Ein solcher könnte für die 

CO2-Abgabe im Klima- und Umweltschutz gesehen werden. Dieser findet sich als Staats-

zielbestimmung verfassungsrechtlich in Art. 20a GG wieder. Der Gesetzgeber verfolgt mit 

der CO2-Bepreisung ausweislich der Gesetzesbegründung das Ziel, Anreize zur Senkung 

des Verbrauchs fossiler Brennstoffe sowie zum Umstieg auf klimaschonendere Alternati-

ven zu schaffen.1080 Einem Zertifikatehandel ist die Abwälzung der Kosten auf die Ver-

 
1076 Vgl. Kap. § 5 D. II. 4. b. bb. 
1077 Vgl. Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 28 ff., welcher als sachlichen Grund für diesen Zeitraum 

auch bereits die Konturen der Vorteilsabschöpfungsabgabe heranzieht. 
1078 Vgl. Kap. § 5 D. II. 4. b. aa. 
1079 Vgl. statt vieler Nußberger/Hey, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 3, Rn. 172. 
1080 BT-Drs. 19/14746, 1 ff. 
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braucher dabei immanent, auch wenn sich in der Gesetzesbegründung hierzu keine direk-

ten Ausführungen finden lassen.1081 Ein erkennbarer und auf nachvollziehbaren Erwägun-

gen beruhender Lenkungszweck liegt damit vor. 

Um diesen allerdings als rechtfertigenden sachlichen Grund für die Erhebung der Abgabe 

vorbringen zu können, muss die CO2-Bepreisung geeignet sein, die bezweckte Lenkungs-

wirkung zu erreichen. Die Ausgestaltung der Abgabe muss Anreize zur Senkung des Ver-

brauchs schaffen können. Dagegen könnte eingewendet werden, dass der festgelegte Preis 

und die damit einhergehende Preiserhöhung für den Verbraucher zu niedrig seien, um eine 

Verhaltensänderung zu bezwecken,1082 oder dass die Steuerungswirkung wegen fehlender 

Handlungsalternativen, um die Belastungswirkung zu vermeiden, leerlaufe.1083 Demgegen-

über ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Wirkungen eines Preissignals auf einer kom-

plexen Wechselwirkung verschiedener Faktoren beruht, die auch zum Teil außerhalb des 

BEHG liegen. Deren Bewertung und der Einschätzung, bei welchem Preis eine Lenkungs-

wirkung eintritt, kommt in erster Linie dem Gesetzgeber im Rahmen seiner Einschätzungs-

prärogative zu. Zudem unterliegt die Preisgrenze im Rahmen des BEHG regelmäßiger Eva-

luierung (§ 23 BEHG). Da die Lenkungswirkung nicht in jedem Einzelfall eintreten muss, 

kann der CO2-Bepreisung diese Wirkung auch nicht aufgrund einzelner Beispiele abge-

sprochen werden. Zudem können Lenkungswirkungen auch erst mittel- oder langfristig 

aufgrund fehlender unmittelbarer Alternativen eintreten. Somit ist nicht ersichtlich, dass 

eine Steuerungswirkung gänzlich ausbleibt. Die CO2-Abgabe nach dem BEHG ist damit 

geeignet, die bezweckte Lenkungswirkung zu erzielen. Der Lenkungszweck des Klima- 

und Umweltschutzes kann damit als sachlicher Grund für die Erhebung dem Grunde und 

damit auch der Höhe nach herangezogen werden.1084 

Da die im BEHG vorgesehene Pflicht zum Erwerb von Zertifikaten zumindest auch die 

Berufsausübungsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) derjenigen berührt,1085 die Brennstoffe in den 

Verkehr bringen, bedarf es für eine gerechtfertigte Durchbrechung der Belastungsgleich-

heit der Abgabenpflichtigen einer am Verhältnismäßigkeitsprinzip orientierten strengen 

Prüfung.1086 Maßgeblich ist dabei, „ob für die vorgesehene Differenzierung Gründe von 

 
1081 Vgl. Hennicke, NuR 2021, 83 (84) zur Funktionsweise des Zertifikathandels und dem damit verbundenen ökono-

mischen Grundgedanken der Weitergabe an den Verbraucher; i.Erg. ebenso Fernkorn, Verfassungsrechtliche Anfor-

derungen an Umweltabgaben, S. 109 f. 
1082 Vgl. Franzius, EnWZ 2019, 435 (438). 
1083 Andeutend, aber im Rahmen einer CO2-Steuer diskutiert Leisner-Egensperger, NJW 2019, 2218 (2220). 
1084 Zum gesamten Abs. Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 42 ff. 
1085 Vgl. hierzu ebenfalls Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 49 f.; auch mit Bezug zu Art. 14  

Abs. 1 GG auf S. 44 ff. 
1086 Vgl. hierzu Kap. § 3 B. I. 
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solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleichen Rechtsfolgen rechtfer-

tigen können“ (sog. neue Formel).1087 Voraussetzung ist demnach, dass die CO2-Beprei-

sung einen legitimen Zweck verfolgt, zur Erreichung dieses Zwecks geeignet und erfor-

derlich ist sowie nicht außer Verhältnis zum verfolgten Zweck steht. 

Wie bereits festgestellt verfolgt das BEHG einen legitimen Zweck. Durch die Bepreisung 

von Emissionen zur Erreichung der nationalen und europäischen Klimaziele beizutragen 

und damit das Klima und die Umwelt zu schützen. Dieser Zweck ist durch Art. 20a GG als 

verfassungsrechtliche Staatszielbestimmung legitim. Zudem sprach das BVerfG in seiner 

Entscheidung zum Klimaschutzgesetz der Treibhausgasreduzierung erhebliche Bedeutung 

zu.1088 Das BEHG kann dazu beitragen, Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Innerhalb 

der gesetzgeberischen Einschätzungsprärogative genügt es, dass das System langfristig 

Anreize für klimaschonendes Verhalten schafft und durch Evaluations- und Anpassungs-

mechanismen nachgesteuert werden kann. Das BEHG ist damit zur Zweckerreichung ge-

eignet.1089 Die Einführung einer CO2-Steuer wäre zudem nicht weniger belastend als der 

Emissionshandel, da ihr das marktwirtschaftliche Element des Gegenleistungsbezugs fehlt, 

wodurch sie die Betroffenen nicht als Marktteilnehmer einbindet. Stattdessen legt eine 

CO2-Steuer einseitig hoheitlich eine zusätzliche Abgabe auf und ist damit kein milderes, 

gleich geeignetes Mittel.1090 Die Entscheidung des Gesetzgebers für die Einführung eines 

Emissionshandels und einer damit verbundenen CO2-Bepreisung ist zur Zweckerreichung 

demnach auch erforderlich.1091 

Des Weiteren darf das eingesetzte Mittel, die Beeinträchtigung der Belastungsgleichheit 

der Abgabenpflichtigen, nicht außer Verhältnis zum beabsichtigten Zweck stehen. Zu-

nächst ist hervorzuheben, dass es sich bei dem verfolgten Ziel um eine Staatszielbestim-

mung handelt. Diese dient weitergedacht auch dem Schutz von (Freiheits-)Grundrechten 

wie bspw. dem Leben und der Gesundheit vor Gefahren des Klimawandels.1092 Angesichts 

der bereits eingetretenen und zukünftigen, ohne entsprechende Gegenmaßnahmen drohen-

den Klimaschäden kommt dem Lenkungszweck damit ein besonderes schweres Gewicht 

zu. Allerdings ist der Grad der Zweckerreichung durch die CO2-Bepreisung schwer be-

stimmbar, da eine Verhaltensänderung hin zu klimaschonenderen Alternativen auf einer 

Vielzahl von Faktoren und Vorhaben beruht. Demgegenüber steht der Grundsatz der Be-

lastungsgleichheit aus Art. 3 Abs. 1 GG. Dieser wird durch die zusätzliche CO2-Abgabe 

berührt, da sie allein Unternehmen trifft, die Brennstoffe in den Verkehr bringen, mit deren 

Nutzung der Endverbraucher Treibhausgasemissionen verursacht. Bei der Bestimmung der 

Schwere dieser Beeinträchtigung darf nicht außer Acht gelassen, welche Belastung durch 

 
1087 Vgl. Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 28. 
1088 BVerfGE 157, 30, Ls. 4. 
1089 Vgl. zur Eignung Kap. § 7 B. II. 
1090 In diese Richtung auch Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 47. 
1091 Vgl. so ebenfalls Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 47 f. 
1092 BVerfGE 157, 30, Ls. 1. 
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einen zusätzlichen möglichen Umsatzrückgang infolge der implizierten Weitergabe der 

Kosten an die Verbraucher und dem Eintritt der Lenkungswirkung entsteht. Allerdings 

trägt die Ausgestaltung der Abgabe, wie die stufenweise Einführung oder Härtefallrege-

lungen (§ 11 Abs. 1 BEHG) dazu bei, diese Eingriffsintensität abzumildern und ermöglicht 

es betroffenen Unternehmen, sich frühzeitig auf marktwirtschaftliche Auswirkungen der 

CO2-Bepreisung einzustellen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass mit der CO2-Bepreisung 

nur derjenige belastet wird, der auch bei der Weitergabe der CO2-Abgabe die Umwelt be-

ansprucht oder ein Risiko hierfür bewirkt (sog. Kostenverursacherprinzip).1093 Dem End-

verbraucher obliegt es dann, durch klimaschonendere Alternative der endgültigen Belas-

tung durch die Abgabe auszuweichen.1094 

Vor diesem Hintergrund stehen die Belastungen der Abgabenpflichtigen durch die CO2-

Abgabe nicht außer Verhältnis zum verfolgten Zweck des Klimaschutzes. Auch wenn die 

Zweckerreichung des Klimaschutzes schwer zu ermitteln ist und eine Maßnahme von vie-

len darstellt, fördert sie zumindest das hohe Gut des Klimaschutzes. Die Belastung für die 

Abgabenpflichtigen wird dagegen durch die Ausgestaltung der CO2-Abgabe abgemildert. 

Eine Durchbrechung der Belastungsgleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG) ist damit im Zeitraum 

2021-2026 dem Grunde und letztlich auch der Höhe nach aufgrund des Lenkungszwecks 

sachlich gerechtfertigt.1095 Das BEHG verstößt nicht gegen den Grundsatz der Belastungs-

gleichheit aus Art. 3 Abs. 1 GG. 

C. Lenkungsnormen und -steuern 

Nachdem die Anforderungen an die abgabenrechtliche Lenkung über nichtsteuerliche Ab-

gaben nach der allgemeinen Grundrechtsdogmatik vor Art. 3 Abs. 1 GG dargestellt wur-

den, wird untersucht, wie sich die Ablehnung des verfassungsrechtlichen Steuerstaatsprin-

zips auf die Legitimation von Lenkungsnormen und -steuern auswirkt. Hierfür wird einlei-

tend die Frage nach der notwendigen Kompetenzgrundlage (I.) beantwortet, um sich an-

schließend der Rechtfertigung vor Art. 3 Abs. 1 GG zu widmen (II.). Ergeben sich Ände-

rungen an die verfassungsrechtlichen Anforderungen von Lenkungsnormen und -steuern 

durch die Orientierung an der allgemeinen Grundrechtsdogmatik?1096 

 
1093 Das Kostenverursacherprinzip zuletzt auch bei der Entscheidung zu den Polizeikosten bei Hochrisikospielen an-

geführt, vgl. BVerfG, GewArch 2025, 65 (69 ff., Rn. 87 ff.) sowie Kap. § 5 D. IV. 4.; vgl. hierzu weitergehend Frenz, 

GewArch 2025, 178 ff. 
1094 Vgl. zum gesamten Abs. Ipsen et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 48 f. 
1095 Eine solche Rechtfertigung andenkend Krämer-Hoppe, Den Schritt in „finanzverfassungsrechtliches Neuland“ 

wagen, S. 4; andeutend Frenz, in: ders. (Hrsg.), Klimaschutzrecht, BEHG, § 10, Rn. 41 ff. und 45; zustimmend Ipsen 

et al., Zur Verfassungsmäßigkeit des BEHG, S. 42 ff.; Kreuter-Kirchhof, in: dies./Schlacke, Klimaschutzrecht, BEHG, 

§ 10, Rn. 22 ff. 
1096 Vereinzelte Stimmen in der Literatur vermögen bereits in der jüngeren Rechtsprechung des BVerfG eine stetige 

Rückbindung des Steuerverfassungsrechts an die allgemeine Dogmatik erkennen wollen, vgl. Jachmann-Michel/Vo-

gel, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), GG, Art. 105, Rn. 24 m.w.N. 
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I. Gesetzgebungskompetenz 

Lenkungsnormen und -steuern rufen ein kompetenzrechtliches Problem hervor, indem sie 

als steuerrechtliche Norm durch die Verfolgung von Lenkungszwecken zugleich eine Re-

gelung im Sachrecht treffen. Unter Geltung eines verfassungsrechtlichen Steuerstaatsprin-

zips war die Erhebung einer solchen Steuer dabei ausschließlich auf einer Steuerkompetenz 

zu stützen, um dem Vorrang des Steuerrechts vor dem Sachrecht gerecht zu werden.1097 

Im Gegensatz hierzu nimmt das in dieser Arbeit vertretene Verständnis durch die Ableh-

nung des verfassungsrechtlichen Steuerstaatsprinzips ein gleichrangiges Verhältnis von Fi-

nanzverfassung und Sachrecht an.1098 Da sich die Grenze zwischen Art. 70 ff. GG und  

Art. 105 f. GG damit allein an der Frage ausrichtet, ob eine Steuer oder nichtsteuerliche 

Abgabe vorliegt, hängt auch die Bestimmung der erforderlichen Kompetenzgrundlage 

hiervon ab. Lenkungssteuern und -normen haben ihren Regelungsschwerpunkt in der Er-

hebung, Aufhebung oder Ausgestaltung von Steuern. Mithin bestimmt sich die Kompetenz 

nach den Art. 105 f. GG. Allerdings verpflichtet das bundesstaatliche Prinzip der Bundes-

treue den Steuergesetzgeber Rücksicht auf bestehende Sachregelungen zu nehmen, sofern 

deren Regelungskompetenz einem anderen Kompetenzträger zugewiesen ist; nicht zuletzt 

auch um den verfassungsrechtlichen Gleichrang zwischen Steuer- und Sachrecht zu wah-

ren.1099 

II. Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Durchbrechung des Grundsatzes 

der Belastungsgleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG) 

Ausgehend von der Existenz eines verfassungsrechtlichen Steuerstaatsprinzips und der An-

legung seiner Maßstäbe war festzuhalten, dass steuerrechtliche Lenkungsmaßnahmen nur 

unter sehr restriktiven Voraussetzungen zulässig wären.1100 Abweichungen von der Belas-

tungsgleichheit durch steuerliche Lenkungsnormen und -steuern würden auch als Beein-

trächtigungen in die auf Leistungsfähigkeit gestützte Verteilungsgerechtigkeit begriffen. 

Der sachliche Rechtfertigungsgrund, um eine solche Durchbrechung zu rechtfertigen, un-

terläge auch durch die Beeinträchtigung der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung rest-

riktiven Voraussetzungen. Hieran hätte sich die Ausgestaltung jeder steuerlichen Norm mit 

Lenkungszweck zu orientieren.1101 Nunmehr ergibt sich durch die Heranziehung der allge-

meinen Dogmatik des Art. 3 Abs. 1 GG ein differenziertes Bild. 

Zunächst wird im Rahmen des Gleichheitssatzes, konkretisiert auf den Grundsatz der Be-

lastungsgleichheit, dem Leistungsfähigkeitsprinzip über eine steuerverfassungsrechtliche 

 
1097 Vgl. Kap. § 5 D. III. 2. a. 
1098 Vgl. Kap. § 6 A. I. 2. c. bb. 
1099 I.Erg. ähnlich Kempny, StuW 2014, 185 (186); Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, 

S. 182 ff., insb. 189 f. 
1100 Vgl. Kap. § 5 D. III. 2. b. dd. 
1101 Vgl. hierzu Kap. § 3 sowie Kap. § 5 D. III. 2. b. bb.; ein solches Verständnis vom Leistungsfähigkeitsprinzip unter 

Geltung eines Steuerstaatsprinzips ebenso annehmend vgl. Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 147 ff. 
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Sonderdogmatik keine hervorgehobene Stellung mehr zugewiesen.1102 Denn sein Ver-

ständnis als Konkretisierung der Belastungsgleichheit würden den nach dieser Arbeit ab-

zulehnenden Vorrang des Steuerrechts vor dem Sachrecht und insbesondere deren weitest-

gehenden Trennung, damit die Steuer vorrangig zur Einnahmenerzielung zu verwenden ist, 

weiterhin Ausdruck verleihen. Es impliziere, dass steuerliche Normen mit primären Len-

kungszweck sich auch dafür rechtfertigen müssen, keine reinen Fiskalsteuern zu sein, die 

an der Leistungsfähigkeit orientiert wären. Das Leistungsfähigkeitsprinzip stellt nach der 

Grundstruktur von Art. 3 Abs. 1 GG demnach kein Fundamentalprinzip dar, sondern dient 

als sachlicher Differenzierungsgrund neben anderen Gründen; insbesondere solchen, die 

auf der Verfolgung von Lenkungszwecken beruhen. Damit wird allen Zwecken eine 

gleichrangige Stellung bei der Frage der Durchbrechung der Belastungsgleichheit zuge-

wiesen. Denn der Grundsatz der Belastungsgleichheit verlangt lediglich die Rechtfertigung 

einer ungleichen Belastung. Ob dabei das Leistungsfähigkeitsprinzip als rechtfertigender 

Grund herangezogen werden kann, hängt von der Ausgestaltung des Steuergesetzes ab.1103 

Liegt dagegen eine steuerliche Norm mit Lenkungszweck vor, die nicht nach der Leis-

tungsfähigkeit differenziert, kann der Lenkungszweck nur als rechtfertigender Grund her-

angezogen werden, wenn dieser hinreichend klar vorgezeichnet ist. Maßgeblich dafür ist 

die subjektive Intention des Gesetzgebers.1104 Zudem muss die steuerliche Norm objektiv 

geeignet sein, die bezweckte Lenkungswirkung zu erzielen, was regelmäßig auch im Rah-

men der Verhältnismäßigkeit aufgrund einer über die Willkürkontrolle hinausgehenden 

Prüfung erfolgt. Für die Zwecktauglichkeit genügt eine hinreichende Wahrscheinlichkeit 

bzw. die bloße Möglichkeit des Eintritts der Lenkungswirkung, um die umfassende Ein-

schätzungsprärogative des Gesetzgebers zu wahren.1105 Die Grenze liegt dort, wo die be-

zweckte Lenkungswirkung völlig ungleichmäßig und willkürlich eintritt. Das ist der Fall, 

wenn der Lenkungszweck nicht mehr im Rahmen der Lebenserfahrung erfüllt wird.1106 

Ohne eine derart zu fordernde „zweckgerechte Ausgestaltung“1107 wäre es dem Gesetzge-

ber möglich, eine Vielzahl von Lenkungszwecken zur sachlichen Rechtfertigung einer 

Durchbrechung der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen vorzutragen.1108 Ist eine 

verfassungsrechtliche Überprüfung über die Willkürkontrolle hinaus erforderlich, ist der 

Lenkungszweck im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung der Beeinträchtigung der 

Belastungsgleichheit gegenüberzustellen. So können jegliche Lenkungszwecke, wie etwa 

 
1102 Auf die grundsätzliche Trennung von Steuer- und Finanzverfassungsrecht hinweisend Dürrschmidt, ZfU 2024,  

1 (30). Allerdings darf die Ablehnung des finanzverfassungsrechtlichen Steuerstaatsprinzips nicht zu eindimensional 

betrachtet. Damit sind die Wirkungen, die sich aus einem Gleichrang ergeben, auch auf das Steuerverfassungsrecht 

und seiner Sonderdogmatik zu übertragen. 
1103 Vgl. hierzu Kap. § 6 B. II. 4. sowie Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 148 und 158. 
1104 Vgl. bspw. BVerfGE 160, 41, Rn. 63 ff. 
1105 Vgl. hierzu bspw. BVerfGE 117, 1 (32 f., 42 f.); BVerfGE 138, 136 (182, 189); vgl. ebenfalls bereits Kloepfer, 

NJW 1971, 1585; zur Einschränkung bei den nichtsteuerlichen lenkenden Abgaben vgl. Kap. § 7 B. II. 
1106 Kischel, in: BeckOK, GG, Art. 3, Rn. 168; ebenfalls Desens/Tappe, Steuerrecht, § 2, Rn. 199; Glaser, StuW 2012, 

168 (174). 
1107 Vgl. bspw. BVerfGE 122, 210 (232). 
1108 So bereits auch Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 240 f. 
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die Verfolgung des Staatsziels aus Art. 20a GG, als sachlicher Grund herangezogen wer-

den. Ob deren beabsichtigte Verfolgung eine Durchbrechung rechtfertigt, bedarf einer tie-

fergehenden Prüfung der Erkennbarkeit und Geeignetheit, zumeist im Rahmen einer um-

fassenden Verhältnismäßigkeitsprüfung.1109 

Damit erweitert die allgemeine Dogmatik von Art. 3 Abs. 1 GG gegenüber dem Verständ-

nis von einem Steuerstaatsprinzip den gesetzgeberischen Gestaltungsspielraum für die 

Verfolgung von Lenkungszwecken. Sie setzt diesem jedoch gleichzeitig durch erhöhte An-

forderungen an die Erkennbarkeit des Lenkungszwecks und die Wirkungsprognose Gren-

zen. Das Leistungsfähigkeitsprinzip stellt daneben lediglich einen weiteren möglichen 

Rechtfertigungsgrund einer Abweichung von der Belastungsgleichheit der Abgabenpflich-

tigen dar. Stand damit bereits fest, dass eine Steuer primär nicht nur der Einnahmenerzie-

lung dienen muss, kann und soll sie daneben auch gezielt Lenkungszwecke in einem nicht 

im Vorhinein untergeordneten Maße verfolgen dürfen. Die Lenkung über steuerliche Nor-

men stellt keinen Fremdkörper dar. 

D. Zusammenfassung 

Dieses Kapitel befasste sich mit den Folgeerwägungen, die aus der Ablehnung eines rechts-

verbindlichen Steuerstaatsprinzips für die abgabenrechtliche Lenkung erwachsen. Die 

Frage stellte sich, da die abgabenrechtliche Lenkung unter seiner verfassungsrechtlichen 

Existenz über nichtsteuerliche Abgaben größtenteils nicht und über Steuern nur unter sehr 

engen Voraussetzungen möglich wäre. Dementsprechend wurde die Legitimation der ab-

gabenrechtlichen Lenkung einer neuen Würdigung, orientiert an der allgemeinen Dogma-

tik des Grundsatzes der Belastungsgleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG), unterzogen. Aus Prakti-

kabilitätsgründen können nichtsteuerliche Abgaben weiterhin bisher anerkannten Fallgrup-

pen zugeordnet werden, um die Prüfung des sachlichen Grundes für Art. 3 Abs. 1 GG zu 

vereinfachen. Lässt sich eine nichtsteuerliche Abgabe keiner Fallgruppe zuordnen, kann 

die Durchbrechung des Grundsatzes der Belastungsgleichheit dem Grunde und der Höhe 

nach auch durch Zwecke der Verhaltenslenkung gerechtfertigt werden. Erforderlich ist 

hierbei nicht, dass dieser grundgesetzlich als Schutzauftrag (bspw. Gesundheitsschutz,  

Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) oder als Staatsziel (bspw. Umweltschutz, Art. 20a GG) vorge-

zeichnet ist. Der Stellenwert des verfolgten Lenkungszwecks wird erst im Rahmen einer 

notwendigen Verhältnismäßigkeitsprüfung nach der neuen Formel relevant. Um den Len-

kungszweck als sachlichen Grund heranziehen zu können, muss dieser erkennbar sein. Zu-

dem muss die Abgabe geeignet sein, die bezweckte Lenkungswirkung zu erreichen. Dies 

zugrunde gelegt ist auch die durch das BEHG zu erhebende CO2-Abgabe in der Festpreis-

phase und des Preiskorridors in den Jahren 2021-2026 vor Art. 3 Abs. 1 GG gerechtfertigt. 

 
1109 Vgl. hierzu bereits die Ansicht in der Literatur und Rechtsprechung in Kap. § 5 D. III. 2. b. dd.; vgl. zuletzt auch 

zusammenfassend Drüen/Krumm, NWVBl 2025, 181 (185); so ebenfalls Schön, in: FS Spindler, S. 189 (201). 
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Auch Lenkungsnormen und -steuern stellen keinen Fremdkörper mehr dar und können 

kompetenzrechtlich grundsätzlich auf die Steuerkompetenzgrundlagen (Art. 105 f. GG) 

gestützt werden. Steht die Kompetenz für den Lenkungszweck einem abweichenden Kom-

petenzträger zu, verpflichtet die Bundestreue den Steuergesetzgeber zur Rücksichtnahme 

auf bestehende Sachregelungen. Materiell kann auch bei den steuerlichen Normen mit Len-

kungszweck der Lenkungszweck als sachlicher Grund zur Rechtfertigung der Durchbre-

chung der Belastungsgleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG) herangezogen werden. Als restriktive 

Voraussetzungen sind hierbei ebenfalls eine Erkennbarkeit des Lenkungszwecks und eine 

objektive Eignung der Ausgestaltung der Steuer zur bezweckten Lenkungswirkung not-

wendig. Der Stellenwert des verfolgten Lenkungszwecks wird ebenfalls erst im Rahmen 

einer etwaigen Verhältnismäßigkeitsprüfung relevant. 

Die in dieser Arbeit entwickelten Folgeerwägungen, die der Ablehnung des Steuerstaats-

prinzips sowie der damit verbundenen Sonderdogmatik im Steuer- und Abgabenrecht zu-

grunde liegen, eröffnen dem Gesetzgeber durch die Anknüpfung an die allgemeine Kom-

petenzordnung und Grundrechtsdogmatik einen weiten Gestaltungsspielraum für die abga-

benrechtliche Lenkung – ohne dabei aber klare Grenzen zum Schutz vor einer ausufernden 

Verwendung vermissen zu lassen.



  

 



  

 

§ 8 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Aus dem Steuerstaatsprinzip folgt eine finanzverfassungsrechtliche Interpretation des 

Grundgesetzes, nach der nichtsteuerliche Abgaben als Ausnahme einer besonderen Recht-

fertigung bedürfen. Denn die Finanzierung hoheitlicher Aufgaben hat im Steuerstaat im 

Wesentlichen durch Steuern zu erfolgen. Darin drückt sich der Vorrang des Steuerrechts 

vor dem Sachrecht aus. Die Fragen nach der verfassungsmäßigen Finanzierung, den Gren-

zen nichtsteuerlicher Abgaben und damit letztlich dem Steuerstaatsprinzip an sich gewin-

nen in jüngerer Vergangenheit, sei es über die Regelung des § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG 

oder die CO2-Abgabe nach dem BEHG, wieder an Aktualität. Unter der Wertung des Steu-

erstaatsprinzips sind beide Abgaben verfassungswidrig. Damit bleibt neben der wesentli-

chen Staatsfinanzierung auch die Lenkung über Abgaben grundsätzlich den Steuern vor-

behalten. Dies verwundert, denn eine zunehmende Verwendung steuerlicher Normen für 

Lenkungszwecke läuft ebenfalls dem Steuerstaatsprinzip zuwider. Demnach würde bei sei-

ner konsequenten Anwendung eine bewusste Lenkung durch Steuern und damit über Ab-

gaben weitestgehend ausgeschlossen sein.1110 Die Beurteilung der verfassungsrechtlichen 

Legitimität nichtsteuerlicher (Lenkungs-)Abgaben einerseits und steuerlichen Lenkung an-

dererseits hängt somit primär von der Vorfrage ab, ob das verfassungsrechtliche Steuer-

staatsprinzip besteht oder nicht. Hieran anknüpfend untersuchte die Arbeit seine dogmati-

sche und normative Verortung im Grundgesetz.1111 Von diesem Ergebnis ausgehend wur-

den die Anforderungen an die abgabenrechtliche Lenkung, begrenzt auf Art. 3 Abs. 1 GG, 

bestimmt.1112 

Zu Beginn dieser Arbeit wurden für eine tiefergehende Auseinandersetzung mit der abga-

benrechtlichen Lenkung und dem Steuerstaatsprinzip die Abgabenarten des Grundgesetzes 

erläutert. Der Steuerbegriff ergibt sich mangels grundgesetzlicher Legaldefinition aus der 

Rechtsprechung des BVerfG.1113 Demnach sind Steuern „einmalige oder laufende Geld-

leistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von 

einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt 

werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht 

knüpft“1114. Die Erzielung von Einkünften kann dabei Nebenzweck sein. Auch wenn keine 

Identität zwischen dem verfassungsrechtlichen und einem einfachgesetzlichen Steuerbe-

griff bestehen muss, wird der verfassungsrechtliche Steuerbegriff gegenwärtig in § 3  

Abs. 1 AO abgebildet. Kennzeichnend für die Steuer und relevant für eine Abgrenzung zu 

anderen öffentlich-rechtlichen Geldleistungen1115 ist die Gegenleistungsunabhängigkeit 

 
1110 Kap. § 5 D. III. 2. b. cc. und dd. 
1111 Kap. § 5 und § 6. 
1112 Kap. § 7. 
1113 Kap. § 2 A. I. 
1114 stRspr., so zuletzt BVerfGE 149, 222 (249). 
1115 Kap. § 2 B. 
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und die Einnahmenerzielungsabsicht (sog. Fiskalzweck). Zur Bestimmung der Gegenleis-

tungsunabhängigkeit einer Abgabe ist auf die konkrete rechtliche Ausgestaltung abzustel-

len. Dem Gesetzgeber steht insoweit ein Gestaltungsspielraum für die formell verfassungs-

rechtliche Einordnung zu. Er kann eine Abgabe in einen hinreichend konkreten Gegenleis-

tungsbezug setzen oder entscheiden, dies nicht zu tun.1116 Die Gegenleistungsunabhängig-

keit unterscheidet die Steuer u.a. von den nichtsteuerlichen Vorzugslasten (Gebühren und 

Beiträge). Für das Vorliegen eines Einnahmenerzielungszwecks ist erforderlich, dass das 

Aufkommen zumindest auch dem Haushalt eines öffentlichen Gemeinwesens endgültig 

zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben zufallen muss. Der Zweck, Einnahmen zu erzielen, 

welcher auch von nichtsteuerlichen Abgaben verfolgt wird, dient vorrangig der Abgren-

zung von Geldstrafen, Zwangsgeldern oder Säumniszuschlägen.1117 Der Sonderfall der 

Sonderabgabe findet seine Abgrenzung zur Steuer dagegen in der Belastung einer homo-

genen Gruppe, dessen Aufkommen vollständig gruppennützig verwendet wird. Da die Ver-

folgung des Fiskalzwecks auch nur Nebenzweck sein kann, besteht die gesetzgeberische 

Möglichkeit, die Steuer auch für bestimmte Zwecke der Verhaltenslenkung zu instrumen-

talisieren. Zur Bestimmung, ob eine steuerliche Norm mit Lenkungszweck vorliegt, ist auf 

den subjektiven Zweck des Gesetzgebers abzustellen.1118 

In jedem Fall kommt dem aus Art. 3 Abs. 1 GG abzuleitenden Grundsatz der Belastungs-

gleichheit der Abgabenpflichtigen eine zentrale Rolle für die materiellen Verfassungsmä-

ßigkeit einer Abgabe zu. Nach diesem sollen Abgabepflichtige gleichmäßig zur Deckung 

des staatlichen Finanzbedarfs herangezogen werden. Im Steuerrecht orientiert sich dies am 

Prinzip der finanziellen Leistungsfähigkeit. Die steuerverfassungsrechtliche Sonderdog-

matik versteht dieses Prinzip dabei als Ausprägung des Grundsatzes der Belastungsgleich-

heit und nicht lediglich als bloßen Differenzierungsgrund neben anderen.1119 Eine Durch-

brechung dieses Grundsatzes, sei es durch nicht an der Leistungsfähigkeit orientierte Steu-

ern oder nichtsteuerliche Abgaben, bedarf eines sachlichen Grundes. Je nach Intensität der 

Ungleichbehandlung gelten unterschiedliche Rechtfertigungsanforderungen.1120 Insbeson-

dere bei der Anknüpfung an verhaltensbezogene Merkmale, wie es bei lenkenden Abgaben 

möglich ist, sind der allgemeinen Systematik des Art. 3 Abs. 1 GG folgend regelmäßig 

nicht allzu strenge Anforderungen an die Rechtfertigung zu stellen.1121 

Bevor die verfassungsrechtliche Bewertung vertieft wurde, beschäftigte sich die Arbeit mit 

der Historie und Relevanz der abgabenrechtlichen Lenkung, also der Verfolgung eines ge-

setzgeberisch gesetzten Zwecks über Abgaben,1122 der über das Fiskalinteresse hinausgeht. 

 
1116 Kap. § 2 A. II. 1. 
1117 Kap. § 2 A. II. 2. 
1118 Kap. § 2 A. III. 
1119 Kap. § 3 A. 
1120 Kap. § 3 B. I. 
1121 Kap. § 3 B. II. 
1122 Kap. § 4 A. 
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Die abgabenrechtliche Lenkung blickt dabei auf eine lange Geschichte zurück. Beginnend 

mit den Luxussteuern der frühen Neuzeit über die Bartsteuer von Zar Peter dem Großen 

bis hin zu den Ökosteuersteuerreformen Ende des 20. Jahrhunderts und den wirtschafts-

lenkenden Änderungen während der Finanzkrise und der Covid-19-Pandemie.1123 Dass der 

Gesetzgeber auch zukünftig auf eine Lenkung über Abgaben zurückgreifen sollte, lässt 

sich mit der besseren Marktkompatibilität,1124 der grundsätzlich freiheitsschonenderen1125 

sowie weniger kostenintensiveren und in der Breite wirksameren und effizienteren Wirk-

weise1126 gegenüber dem klassischen Ordnungsrecht begründen. Letzteres überzeugt dage-

gen mit einer stärkeren Zielgenauigkeit und Wirksamkeit bei jedoch höherem Verwal-

tungs- und Kontrollaufwand. Damit sind im Einzelfall die jeweiligen Vor- und Nachteile 

der Handlungsalternativen gegeneinander abzuwägen. Die abgabenrechtliche Lenkung 

bleibt in jedem Fall ein aus finanz- und wirtschaftswissenschaftlicher Perspektive nicht 

mehr wegzudenkender Bestandteil des gesetzgeberischen Instrumentenkasten. 

Gleichwohl begegnet sie verfassungsrechtlichen Vorbehalten. Die Kritik gegenüber der 

abgabenrechtlichen, insbesondere nichtsteuerlichen Lenkung ergibt sich dabei vor allem 

aus dem Steuerstaatsprinzip. Diesem liegt die wesentliche Frage zugrunde, wie allgemeine 

öffentliche Aufgaben finanziert werden sollen. Der Steuerstaat sieht dabei als idealtypi-

schen Zustand einen Staat an, der seinen Finanzbedarf im Wesentlichen durch Steuern 

deckt. Zwar schließt die überwiegende Finanzierung aus Steuern und die damit zwangs-

läufig verbundene Trennung von Staat und Wirtschaft die Erhebung anderer Einnahmen-

arten nicht aus, jedoch müssen diese eine untergeordnete Rolle einnehmen. Der unterge-

ordneten staatstheoretischen Rolle von nichtsteuerlichen Abgaben entspricht dann auch ih-

rer geringen Verwendung zur Lenkung. Darüber hinaus muss auch bei der steuerlichen 

Lenkung die ökonomische Freiheit gewahrt bleiben, denn ohne leistungsfähige Wirtschaft 

verliert der Steuerstaat seine Grundlage.1127 Die abgabenrechtliche Liberalität wird durch 

den steuerstaatlichen Gegenentwurf des Gebührenstaates noch verstärkt. Dadurch entsteht 

der Eindruck, dass an die Stelle des Steuerstaates vornehmlich der Gebührenstaat treten 

soll.1128 Verfassungsrechtlich hat sich das dargestellte Verständnis vom Steuerstaatsprinzip 

ab den 1970er Jahren in Literatur und Rechtsprechung entwickelt.1129 Seitdem wird das 

Steuerstaatsprinzip mit der geforderten primären Finanzierung über Steuern dogmatisch 

und normativ auf vielfältige Argumente gestützt. Von der Verweisung auf die Steuer durch 

die Unzulässigkeit öffentlicher Dienstverpflichtung, die Entscheidung für die Privatwirt-

schaft über die Hervorhebung der Steuer in Art. 105 ff. GG sowie der Ordnungsfunktion 

 
1123 Kap. § 4 B. 
1124 Kap. § 4 C. I. und II. 
1125 Kap. § 4 C. III. 
1126 Kap. § 4 C. IV. 
1127 Kap. § 5 A. I. und 2. 
1128 Kap. § 5 A. III. 
1129 Kap. § 5 B. I. und II. 
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der Finanzverfassung für den Bundesstaat bis hin zur Sicherung der Haushaltsvollständig-

keit, dem Demokratie-, Sozial- und Rechtsstaatsprinzip sowie der Belastungsgleichheit der 

Abgabenpflichtigen. Im Ergebnis kann das Steuerstaatsprinzip auch als Zusammenfassung 

impliziter Verfassungsaussagen verstanden werden. Teile der Literatur begegnen jedem 

Argument mit Widerspruch.1130 

Trotz dieser unzureichenden Begründung ergibt sich eine normative Wirkung aus dem 

Steuerstaatsprinzip für das Verhältnis zwischen Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben, 

um im Wesentlichen die bundesstaatliche Finanzverfassung sowie die Belastungsgleich-

heit der Abgabenpflichtigen zu schützen. Die normative Wirkung kann dabei zunächst auf 

drei Wegen über zusätzliche restriktive Anforderungen für nichtsteuerliche Abgaben prä-

zisiert werden. Diese treten ergänzend neben die bisherige verfassungsrechtliche Prüfung. 

Die zusätzlichen restriktiven Anforderungen sind jedoch allesamt abzulehnen. Denn eine 

spezifische Beschränkung der Steuer auf die allgemeine Aufgabenfinanzierung ist mangels 

Teilbarkeit der Aufgaben in allgemeine und besondere nicht überzeugend. Auch die quan-

titative Begrenzung nichtsteuerlicher Abgaben erweist sich aufgrund fehlender Operatio-

nalisierbarkeit als nicht umsetzbar. Eine qualitative Einschränkung, um zusätzliche rest-

riktive Anforderungen an nichtsteuerliche Abgaben zu setzen, ist nicht mehr als die ohne-

hin stattfinde verfassungsrechtliche Prüfung.1131 Vielmehr wird deutlich, dass sich das 

Steuerstaatsprinzip als finanzverfassungsrechtliches Wertungs- und Interpretationsprinzip 

auf Ebene des Differenzierungsgrundes der ohnehin anfallenden Rechtfertigungsprüfung 

vor Art. 3 Abs. 1 GG auswirkt. Die Forderung nach einer besonderen sachlichen Rechtfer-

tigung vor der Finanzverfassung dient als Eintritt für steuerstaatliche restriktive Wertungen 

bei der Frage nach dem Vorliegen eines sachlichen Differenzierungsgrundes. Auf diese 

Weise wird die Steuer als Gemeinlast zur primären Finanzierungsquellen abgesichert, wäh-

rend nichtsteuerliche Abgaben nur unter strengeren, die Ordnungsfunktion und Belas-

tungsgleichheit wahrenden Voraussetzungen zulässig sind. Dies zugrunde gelegt ist die 

Gebühr für Hochrisikospiele nach § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG übereinstimmend mit Ver-

tretern des Steuerstaatsprinzip verfassungswidrig.1132 Zudem kann das Steuerstaatsprinzip 

bei ausreichendem Bezug zur Ordnungsfunktion der Finanzverfassung und Belastungs-

gleichheit der Abgabenpflichtigen als einheitliches Wertungsprinzip auch Wirkung über 

seinen Kernbereich hinaus entfalten.1133 Damit beschränkt es die staatliche Finanzgewalt 

und festigt den verfassungsrechtlichen Wertungsvorrang des Steuerrechts und damit der 

Finanzierungsquelle Steuer. 

 
1130 Kap. § 5 C. 
1131 Kap. § 5 D. I. 1. 
1132 Kap. § 5 D. I. 3. 
1133 Kap. § 5 D. I. 2. 
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Das Steuerstaatsprinzip grenzt die Erhebung lenkender nichtsteuerlicher Abgaben damit 

zusätzlich ein. Die hohen verfassungsrechtlichen Hürden der in Literatur und Rechtspre-

chung bereits vorgezeichneten nichtsteuerlichen Abgabenkategorien eignen sich ihrer Na-

tur nach nicht zur Verfolgung von Lenkungszwecken.1134 Auch die Rechtfertigung der Er-

hebung einer nichtsteuerlichen Abgabe vor dem Grundsatz der Belastungsgleichheit nur 

durch die Verfolgung von Lenkungszwecken ist unter der Wertung des Steuerstaatsprin-

zips nicht möglich. Zwar können Lenkungszwecke wie der Umweltschutz nach Art. 20a 

GG grundsätzlich legitime Ziele darstellen. Allerdings führt die Anerkennung einer nicht-

steuerlichen Lenkungsabgabe als Abgabe sui generis zu einer dauerhaften Umgehungsge-

fahr der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung sowie der Belastungsgleichheit der Ab-

gabenpflichtigen. Damit liegt bereits kein sachlicher Differenzierungsgrund vor. Dement-

sprechend bleibt eine Abwägung des Ziels im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung 

versperrt.1135 An diesen Maßstäben gemessen ist auch die CO2-Bepreisung nach dem 

BEHG in der Einführungsphase und dem Preiskorridor nicht mit Art. 3 Abs. 1 GG verein-

bar. Denn eine Rechtfertigung über eine vorgezeichnete Abgabenkategorie und die Len-

kungsabgabe sui generis scheiden, trotz der legitimen, umweltschutzbezogenen Zielset-

zung des BEHG aus.1136 Das Steuerstaatsprinzip entfaltet somit, sein Bestehen vorausge-

setzt, eine weitreichende Begrenzungswirkung und etabliert den Vorrang des Steuerrechts 

nach dem Grundsatz „Steuerrecht first, Sachrecht second“. Es wird damit zu einer zentralen 

Einschränkung der Lenkung über nichtsteuerliche Abgaben und ermöglicht diese fast aus-

schließlich über Steuern. 

Allerdings erfolgt keine durchgehende Anwendung des Wertungsmaßstabs des Steuer-

staatsprinzips auf die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von steuerlichen Normen mit 

Lenkungszweck.1137 Zum Schutz der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung und des da-

mit postulierten Vorrangs des Steuerrechts vor dem Sachrecht ist der sich bei steuerlichen 

Normen mit Lenkungszweck ergebende Kompetenzkonflikt zugunsten der Steuerkompe-

tenzgrundlage ohne weitergehende Restriktionen zu lösen.1138 Auf materieller Ebene gilt, 

dass die Besonderheiten zwischen Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben bei der Verfol-

gung eines Lenkungszwecks unbeachtet bleiben. Denn auch eine im Steuerstaat grundsätz-

lich geforderte Steuerfinanzierung kann durch Lenkungszwecke tangiert werden.1139 Infol-

gedessen ist eine an der Leistungsfähigkeit orientierte steuerliche Belastung nicht mehr 

sichergestellt, wodurch die Ordnungsfunktion der Finanzverfassung sowie die Belastungs-

gleichheit der Abgabenpflichtigen berührt werden.1140 Vor diesem Hintergrund ist das 

Steuerstaatsprinzip als restriktives Wertungsprinzip auf Ebene des sachlichen Grundes bei 

 
1134 Kap. § 5 D. II. 1. und 2. a. bis c. 
1135 Kap. § 5 D. II. 2. d. 
1136 Kap. § 5 D. II. 4. 
1137 Zur Kategorisierung Kap. § 5 D. III. 1. 
1138 Kap. § 5 D. III. 2. a. 
1139 Kap. § 5 D. III. 2. b. aa. und bb. 
1140 Kap. § 5 D. III. 2. b. cc. 
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Art. 3 Abs. 1 GG ebenfalls heranzuziehen. Die Anwendung dieses strengen Maßstabes an 

die besondere sachliche Rechtfertigung der Durchbrechung des Grundsatzes der Belas-

tungsgleichheit führt entgegen der bisherigen Praxis in Rechtsprechung und Literatur dazu, 

dass viele steuerliche Normen mit Lenkungszweck verfassungswidrig wären. Denn für 

eine Durchbrechung der in der Lastengleichheit konkretisierten Leistungsfähigkeit bedarf 

es zum Schutz der Ordnungsfunktion der Finanzverfassung und Belastungsgleichheit der 

Abgabenpflichtigen eines überragenden Stellenwerts, wie eine Anbindung an konkrete 

Verfassungsgüter, etwa den Schutz von Ehe und Familie in Art. 6 GG. Andernfalls ist auf-

grund der Vielzahl der Zwecke mit einer beliebigen Umgehung zu rechnen.1141 Damit zielt 

das Steuerstaatsprinzip in konsequenter Anwendung darauf ab, Steuern primär zu Fiskal-

zwecken einzusetzen und Lenkungszwecke dem Sachrecht zu überlassen. Der Vorrang des 

Steuerrechts vor dem Sachrecht auf fiskalischer Ebene lässt sich durch eine strikte Tren-

nung des Steuerrechts vom Sachrecht auf verwaltungslenkender Ebene ergänzen. Damit 

wird deutlich: Die abgabenrechtliche Lenkung ist in einem Steuerstaat unerwünscht. 

Das in dieser Arbeit zunächst vorgesetzte Steuerstaatsprinzip soll demnach die staatliche 

Finanzierung über Steuern sichern, um die Finanzverfassung und die Belastungsgleichheit 

zu schützen. Während für nichtsteuerliche, auch lenkende Abgaben hohe Rechtfertigungs-

anforderungen erforderlich sind, fehlt eine konsequente Anwendung dieser Maßstäbe auf 

steuerliche Normen mit Lenkungszweck. Dadurch erscheint das Steuerstaatsprinzip ein-

seitig gegen nichtsteuerliche Abgaben gerichtet zu sein. Zwar lässt die Rechtsprechung 

zuletzt eine Absenkung der Rechtfertigungsmaßstäbe an nichtsteuerliche, auch lenkende 

Abgaben erkennen, durch u.a. den Rückgriff auf die Staatszielbestimmung des Art. 20a 

GG.1142 Damit verliert die sich aus dem Steuerstaatsprinzip als Wertungsprinzip ergebende 

besondere Rechtfertigungsprüfung auch an Gewicht und nähert sich der allgemeinen Dog-

matik an. Eine Rechtsprechungsänderung zulasten des Steuerstaatsprinzips lässt sich dem 

aber noch nicht entnehmen. Diese zeigt am Beispiel der abgabenrechtlichen Lenkung letzt-

lich weiterhin, dass das Steuerstaatsprinzip nicht konsequent und einheitlich angewendet 

wird.1143 

Da das Steuerstaatsprinzip jedoch keine normative Anknüpfung im Grundgesetz erfährt, 

ist eine Auflösung des Konflikts auf Rechtsfolgenseite entbehrlich. Die Verfassungsmä-

ßigkeit von Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben mit Lenkungszweck hat sich gleichsam 

und ausschließlich an der allgemeinen Kompetenzordnung und Grundrechtsdogmatik aus-

zurichten. Die fehlende normative Anknüpfung des Steuerstaatsprinzips mit der Priorisie-

rung der Steuerfinanzierung lässt sich neben dem aufgezeigten Konflikt auf Rechtsfolgen-

seite dabei mit zwei bisher nicht ausgetauschten Argumenten, die einleitend noch als  

Hypothese formuliert wurden, widerlegen: 

 
1141 Kap. § 5 D. III. 2. b. dd. 
1142 Kap. § 5 D. IV. 1., 2., 3. und 4. 
1143 Kap. § 5 D. IV. 5. 
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1. Gegen das Steuerstaatsprinzip lässt sich anführen, dass die Finanzverfassung, welche 

als „normativer Hort“ verstanden wird, keinen eigenständigen verfassungsrechtlichen 

Maßstab bilden kann. Sie ist als konkrete Ausgestaltung lediglich Ausfluss des Bun-

desstaatsprinzips. Ihre Aufgabe besteht darin, Kompetenzen und Erträge zwischen 

Bund und Ländern zu verteilen und so die finanzielle Handlungsfähigkeit für die Wahr-

nehmung der bundesstaatlich zugewiesenen Sachaufgaben sicherzustellen. Allerdings 

regelt sie die Finanzierungsfrage nicht abschließend. Das Bundesstaatsprinzip geht da-

hingehend weiter als die in der Finanzverfassung verteilten Steuern. Eine normative 

Wirkung zur Begründung des Steuerstaatsprinzips, also die Hervorhebung der staatli-

chen Steuerfinanzierung, kommt ihr nicht zu, da sie letztlich nicht konkretisiertes Bun-

desstaatsprinzip ist. Damit lässt sich aus der Finanzverfassung keine restriktive Wir-

kung gegenüberüber nichtsteuerlichen Abgaben ableiten. Vielmehr steht die Finanzver-

fassung in einem gleichrangigen Verhältnis zum Sachrecht. Wechselwirkungen sind 

dabei stets im Lichte des Bundesstaatsprinzips aufzulösen.1144 

2. Ein weiterer Einwand gegen das Steuerstaatsprinzip ergibt sich aufgrund der politi-

schen Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers. Das Grundgesetz ist als offene Rahmen-

ordnung angelegt, die bewusst keine lückenlose, geschlossene Grundordnung vorgibt, 

sondern dem Gesetzgeber einen weiten Entscheidungsspielraum belässt. Daraus folgt, 

dass ihm die Wahl zwischen Steuern und nichtsteuerlichen Abgaben grundsätzlich frei-

steht, solange er sich innerhalb der allgemeinen verfassungsrechtlichen Grenzen be-

wegt. Weder die Kompetenznormen der Finanzverfassung noch das Bundes- oder So-

zialstaatsprinzip schreiben eine Vorrangigkeit der Steuer fest. Auch die verfassungsge-

schichtliche Entwicklung des Grundgesetzes, insbesondere von Art. 120 GG, zeigt, 

dass der Verfassungsgeber zunächst die Gleichrangigkeit der Einnahmenarten festhal-

ten wollte. Der Wegfall einer ausdrücklichen Festlegung sollte aber nicht in einer Vor-

rangigkeit der Steuer münden. Die Steuer kann demnach allenfalls als eine möglich, 

nicht jedoch als die verpflichtend vorrangige Finanzierungsform verstanden werden. 

Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers steht damit der normativen Herleitung des 

Steuerstaatsprinzips entgegen.1145 

Abschließend kann festgestellt werden, dass das Steuerstaatsprinzip dem Grundgesetz da-

mit lediglich als Leitgedanke, als verfassungsrechtlicher Orientierungsmaßstab zugrunde 

liegt, nicht jedoch als ein normatives Prinzip. Ungeachtet der Lenkungsperspektive über-

zeugt damit auch die Entscheidung des BVerfG zu der Regelung des § 4 Abs. 4 BremGeb-

BeitrG. Sie gesteht dem Gesetzgeber mehr Gestaltungsspielraum bei der Erhebung einer 

Gebühr gegenüber einer restriktiven Wertung im Lichte eines Steuerstaatsprinzips ein, 

 
1144 Kap. § 6 A. 
1145 Kap. § 6 B. 
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ohne aber eingrenzende Kriterien wie das hinreichende Näheverhältnis wegen der Verhält-

nismäßigkeit vermissen zu lassen.1146 Damit ist auch die Frage nach der Legitimität der 

abgabenrechtlichen Lenkung neu zu beantworten und ausschließlich an der allgemeinen 

Grundrechtsdogmatik auszurichten.1147 Die Arbeit beschränkte sich hierbei auf Art. 3  

Abs. 1 GG. Nichtsteuerliche Abgaben können weiterhin anerkannten Fallgruppen zuge-

ordnet werden. Fehlt eine solche, kann der Lenkungszweck selbst den sachlichen Erhe-

bungsgrund zur Rechtfertigung der Durchbrechung der Belastungsgleichheit bilden, sofern 

er erkennbar und die Abgabe zur Zielerreichung geeignet ist.1148 Die nach dem BEHG er-

hobene CO2-Abgabe ist gemessen an diesen Maßstäben in der Einführungsphase und im 

Preiskorridor verfassungsgemäß.1149 Dasselbe gilt für steuerliche Normen mit Lenkungs-

zweck, die sich kompetenzrechtlich auf Art. 105 f. GG stützen lassen.1150 Der verfolgte 

Zweck gewinnt seine Bedeutung erst im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung. Insge-

samt eröffnet dieser Ansatz dem Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum für abga-

benrechtliche Lenkungsmaßnahmen – ohne dabei grenzenlos zu sein. 

Die im Ausgang aufgeworfene Frage nach dem Verhältnis des Steuerrechts zum Sachrecht 

ist durch die Ablehnung des Steuerstaatsprinzips im Ergebnis mit einem gleichrangigen 

Verhältnis zu beantworten. Eine strikte Trennung von Sach- und Steuerrecht, wie sich bei 

den steuerlichen Normen mit Lenkungszweck zeigte, ist ebenfalls abzulehnen. Damit ist 

die abgabenrechtliche Lenkung sowohl über nichtsteuerliche Abgaben als auch über Steu-

ern an denselben verfassungsrechtlichen Maßstäben, die sich allein aus der allgemeinen 

Grundrechtsdogmatik ergeben, möglich. Angesichts knapper Haushalte und fortschreiten-

dem Klimawandel liegt es nun am politischen Gesetzgeber, zukünftig steuerliche und 

nichtsteuerliche Lenkungsinstrumente einzusetzen. Ob die hier entwickelten Ansätze dabei 

helfen können, wird der weitere Diskurs zeigen. 

 
1146 Kap. § 5 D. IV. 4 sowie Kap. § 7 A. 
1147 Kap. § 7 A. 
1148 Kap. § 7 B. I. und II. 
1149 Kap. § 7 B. III. 
1150 Kap. § 7 C. 
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